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			Menschenschlange rund um den Ost-Berliner Bahnhof Friedrichstraße am 10. November 1989. (Holger Eckermann)

		


		
			Zeitreise Teil II

			Ein Bild für’s Geschichtsbuch. Als der Traum vom großen Glück begann. Menschen drängeln sich ordentlich aufgereiht rund um Ost-Berlins Bahnhof Friedrichstraße. Ihr Ziel: eine S-Bahnreise Richtung Westen, wie sie ihnen seit dem Mauerbau am 13. August 1961 nicht mehr möglich gewesen war. Es ist der Vormittag des 10. November 1989. Circa 12 Stunden zuvor ist mitten in der Nacht die Mauer friedlich durchbrochen worden, von nun an werden solche innerstädtischen »Weltreisen« wieder eine Selbstverständlichkeit. Der Kalte Krieg ist endgültig vorüber.

			Vorangegangen waren Friedliche Revolution, Massenfluchten von DDR-Bürger*innen über Ungarn, Polen und die ČSSR und eine beispiellose Machtimplosion. Die ersten Mauersteine aber waren schon 1975 in Helsinki und dann 1980 in Polen gelockert worden, dann kamen immer weitere Aufbrüche entlang des »Eisernen Vorhangs« hinzu. 1989 schließlich durchbrachen die Gesellschaften in den kommunistischen Staaten diese zu Stahl und Beton gewordenen ideologischen »Mauern im Kopf« gemeinsam. Niemand schenkte ihnen Freiheit und Demokratie. Sie haben sie sich selbst errungen.

			Machtlos stand die SED in der DDR plötzlich ohne ihr Machtinstrument Mauer da, ihr zweites Machtwerkzeug, die Geheimpolizei Stasi wurde nur wenige Wochen später durch das Engagement zahlreicher Mutmenschen »Geschichte«. Die Folge: der endgültige Autoritäts- und Kontrollverlust der »Avantgarde der Arbeiterklasse«, wie sich die Kommunisten seit Lenin selbst nannten. Nun endlich konnte die lang ersehnte Demokratie anfangen aufzublühen. Neue Parteien und Vereinigungen drängten ans Licht, im Osten initiiert, unterstützt auch aus Westen. 

			Die Ergebnisse der ersten demokratischen Wahlen am 18. März 1990 hatten zur Folge, die DDR als Geschöpf Stalins und Ulbrichts sowie dann Honeckers historisch zu verabschieden, getreu den Zeilen Johannes R. Bechers in der Nationalhymne der DDR von 1949:

			» […] und der Zukunft zugewandt, aß uns dir zum Guten dienen,  Deutschland, einig Vaterland.«

			Der Rest des Jahres 1990 ist bekannt: schnelle D-Mark, schnelle Einheit. Aber vieles andere ging nicht »schnell«.

			Ob, wie und wo die deutsche Einheit seitdem gelang, beleuchten insgesamt 90 Autor*innen in diesem Doppelband über (Ost)Deutschlands Weg aus dem Blickwinkel mehrerer Generationen. In Teil I haben sich bereits 45 Wissenschaftler*innen sowie Zeitzeug*innen aus »Ex-DDR« und »Ex-BRD« mit Vergangenheits- und Gegenwartsaspekten befasst. Nun in Band II folgen 35 weitere Beiträge, die sich auch mit Visionen beschäftigen, und mit Fragen, die Corona zusätzlich aufgeworfen hat. Alles zusammen ergibt eine vielseitige deutsch-deutsche Zeitreise von 1989 bis 2021 ff. 

			Auf diesem Weg zu einem gemeinsamen Deutschland, wie es sich viele DDR-Bürger*innen 1989/90 erträumten, wuchs manches zügig zusammen, anderes wucherte, und zugleich taten sich unerwartet vielfältige Gräben auf. Nicht alle wurden verfüllt. Deshalb unsere Einladung an die insgesamt 90 sachkundigen Autor*innen, den konfliktreichen Transformationsprozess, insbesondere im Osten der Bundesrepublik, zu analysieren und in dieser umfassenden Bestandsaufnahme zu reflektieren. Sie ergibt zugleich einen umfangreichen Überblick über den aktuellen Stand der Deutschland-Forschung, gewiss nicht lückenlos oder allwissend, aber lehrreich allemal. 

			Die Grundfragen: Was wurde nach über 30 Jahren mühevollen Zusammenwachsens erreicht, was ist gescheitert, was bleibt dringend noch zu tun? Und aktuell: Was hat die Covid-19-Pandemie zusätzlich erschwert? 

			Über 100 ganzseitige Fotos, mehrheitlich aus dem Bestand des Archivs der DDR-Opposition in der Robert-Havemann-Gesellschaft, stimmen in die jeweiligen Einzelthemen ein und machen diesen zweibändigen »Zwischenbericht« so auch zu einem visuellen Geschichtsbuch des zusammenwachsenden, aber zugleich auch auseinanderdriftenden Landes. Beide Bände sind eine Sonderpublikation der Redaktion www.deutschlandarchiv.de der Bundeszentrale für politische Bildung in Zusammenarbeit mit der www.havemann-gesellschaft.de und federführend dem Historiker Ilko-Sascha-Kowalczuk. 

			Am Ende ergibt sich ein (keineswegs vollständiges) Mosaik voller Denkanstöße für die Ära nach Angela Merkel. Bis hin zum Titel, der gewiss eine Reibungsfläche ist: »(Ost)Deutschlands Weg«. Doch warum (Ost) und warum in Klammern? Weil (Ost)Deutschland eben noch nicht gleichberechtigt Deutschland ist, sondern sich nach wie vor auf einem unebenen Weg dorthin befindet, auf dem sich zunehmend eine neue Identität ausprägt, die eigentlich vermeidbar wäre. Nämlich Ost-Deutschland zu sein ohne Ostdeutschland sein zu mögen. Oder mittlerweile vielleicht doch?

			Ilko-Sascha Kowalczuk, Holger Kulick, Frank Ebert

			Berlin im Oktober 2021
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			Aufbruch, vor dem Reichstag 1990. 13. Zerstörter Wachturm nahe dem Reichstag im Sommer 1990. (Caspar ­Rehner)
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			»Die DDR hat’s nie gegeben«. Berlin-Mitte am ehemaligen Standort des Palast der Republik 2008. (Frank Ebert) 

		


		
		[image: ]
			»Kaltland«. Graffiti in Eberswalde 2020. (hk)

		

	
		
			Antonie Rietzschel

			Ost-West-Erfahrungen

			Ein Zeitzoom zwei Jahre zurück. »Wie halten Sie es mit Ihrer ostdeutschen Identität?«, will der Herr wissen, der sich in einer der vorderen Stuhlreihen erhoben hat. Er spricht krachendes Bayerisch. Es ist Herbst 2019, von Corona noch keine Spur. Die Süddeutsche Zeitung hat zur jährlichen Veranstaltungsreihe geladen, bei der Journalistinnen aus ihrem ostdeutschen Alltag berichten sollen. Es ist Wahl- und Jubiläumsjahr: Die Landtagswahl in Sachsen ist vorüber, die Feierlichkeiten zu 30 Jahre Friedliche Revolution stehen bevor. Eine gute Gelegenheit also für mich und meine ­Kollegin zu ­berichten. 

			Wir leben beide in Leipzig, die letzten Wochen verbrachten wir bei Wahlkampfveranstaltungen. Auf Marktplätzen, in Dorfgasthöfen. Wir begleiteten den sächsischen Ministerpräsidenten Michael Kretschmer beim Grillen von Bratwürsten. Jetzt sitzen wir im Felix-Joseph-Saal des Münchner Residenzschlosses vor 150 Menschen. Vor Damen in weißen Blusen und Herren mit Krawatte und Pullunder. Vor einem Publikum, das mit Befremden auf die Erfolge der AfD im Osten Deutschlands schaut und Antworten erwartet.

			»Wie halten Sie es mit Ihrer ostdeutschen Identität?« Das ist derzeit die Gretchenfrage für Menschen, die aus den neuen Bundesländern kommen. Egal, ob in Dresden oder München.

			Ich war drei Jahre alt, als die Mauer fiel. Meine Eltern machten sich direkt nach der Deutschen Einheit selbstständig, mein Vater als Bauingenieur, meine Mutter eröffnete einen kleinen Laden. Ost-West spielte bei uns keine Rolle. Zehn Jahre habe ich woanders gelebt. In Bremen, in München, in Berlin, in Kasachstan und in Russland. »Die, Wir, Ossi, Wessi« – das sind Kategorien, die ich mir niemals selbst gegeben habe. Sie wurden mir aufgezwungen. Zu dem, was andere Heimat nennen, hatte ich schon immer ein schwieriges Verhältnis. Ich liebe sie, ich hasse sie.

			Ich bin in einem kleinen Dorf zwischen Heidenau und Pirna groß ge­­worden. Der Rietzschelhof steht dort seit mehr als 150 Jahren. Meine Eltern wohnen immer noch darin. Ich wuchs inmitten einer ziemlich aktiven Dorfgemeinschaft auf. Mit einem rührigen Heimatverein. Ich spielte auf unserer Naturbühne Theater, mein Vater hat in unserem Dorf ein kleines Museum eingerichtet, direkt neben der großen Linde, die schon immer tausend Jahre alt ist. Die Komponistin Clara Schumann soll schon unter ihrem Blätterdach spazieren gegangen sein. Ich bin mit Weite groß geworden. Vom Haus meiner Eltern kann ich wahlweise bis in die Sächsische Schweiz hineinschauen oder auf das Erzgebirge.

			Aber ich lernte auch früh, was es heißt, mit Rechtsextremen zu leben und mit Ohnmacht: In meiner Jugend hing zur Landtagswahl an jedem Laternenmast ein NPD-Plakat. Und dann jedes Jahr zum 13. Februar die rechtsextremen Aufmärsche in Dresden. Tausende Neonazis liefen durch die Straßen, vorbei an der Semperoper, dem Zwinger und der Synagoge. Die Politiker, allen voran die der CDU, schauten einfach weg. Gab es Stress, waren die Gegendemonstranten verantwortlich. »Die provozieren ­unnötig.« Das sagten sogar meine Eltern.

			Eine Freundin aus Hamburg forderte einmal in der S-Bahn zwei Nazis auf, ihre laute Musik auszumachen. Sie warfen eine Bierflasche nach ihr. »Bist du verrückt?«, fragte ich sie und bewunderte gleichzeitig ihren Mut. Weil er mir fehlte. Bis heute verfolgt mich diese Szene aus meiner Jugend: Ich steige in den Zug nach Pirna. Nur wenige Meter von mir entfernt sitzt ein junges Pärchen mit Migrationshintergrund. Zwei Typen reden auf sie ein, beschimpfen sie. Ich hätte nicht mal was sagen müssen. Es hätte vielleicht schon gereicht, mich zu dem Paar zu setzen – oder den Schaffner zu suchen. Doch ich tue nichts. 2007 ging ich weg.

			Ostdeutsch werden

			»Ui, du bist ja ein kleiner Ossi!« Diesen Satz brüllt mir der Typ auf der Party im Suff entgegen. Ich nippe stumm an meinem Bier. Er sagt: »War doch nur Spaß.« Ein zweiter Typ fordert: »Schwätz mal ein bissel Sächsisch.« Als ich stumm bleibe, versucht er es selbst.

			Ich habe mich auf Bremen gefreut, auf das Politikwissenschaftsstudium, auf neue Leute. Habe den Kopf geschüttelt, als mir ein Freund aus Dresden erklärte, ich werde es doppelt schwer haben: »Norddeutsche, Wessis – komplizierte Leute.« Ich finde nichts kompliziert in Bremen. Ich wohne in einer tollen WG, die Uni ist klein, hässlich und rebellisch: »Reiche Eltern für alle«, steht an einem der Gebäude. Ich finde schnell Freunde, wir tanzen im Schlachthof auf Ersti-Parties, zu den Black-Eyed-Peas: »I got a ­feeling, woohoo. That tonight’s gonna be a good night.«

			Doch in Bremen werde ich auch zu etwas, was ich nie in mir gesehen habe: eine Ostdeutsche. Während einer Vorlesung spricht der Professor vom Osten als entwicklungsschwache Region. »Die wählen dort ja auch alle die NPD«, ruft jemand von hinten. Gelächter im Saal. Ich verdrehe genervt die Augen. »Wir sind ja auch alle Nazis«, murmele ich. Als eine Dresdner Band in Bremen auftritt, werden deren Mitglieder gleich als meine »Genossen« bezeichnet. Ein Typ in der Mensa fragt mich, woher ich komme. »Dresden«, sage ich. »Ah Dunkeldeutschland«, antwortet er. »Zone« sagt ein anderer. In einem Seminar muss ich nach Aufforderung der Professorin erklären, wie das mit der Kindererziehung zu DDR-Zeiten lief, ob meine Mutter mich sechs Monate nach meiner Geburt in die Krippe gegeben hat, um arbeiten zu gehen. Die anderen Studentinnen starren mich an, ihre Blicke verraten Neugier, aber auch Skepsis. Als sei es ein Wunder, dass ich keine psychischen Schäden davongetragen habe.

			Viele meiner Kommilitonen waren noch nie im Osten. Sie kennen Trabbi, Pioniere, Stasi und Nazis. Wie es tatsächlich war, dort aufzuwachsen, wissen sie nicht. Ich erzähle es ihnen, versuche, meine Heimat so gut es geht zu erklären, verteidige sie sogar – vor allem gegen das Vorurteil, im Osten seien alle Nazis. Ich berichte, dass meine Mutter mich einmal fragte, ob wir nicht nachts die NPD-Plakate von den Laternenpfählen schneiden sollen. Leider hingen sie zu hoch.

			Während meiner Studienzeit fahre ich oft nach Hause, um meine Eltern zu besuchen. Ihr Hof wird mein Rückzugsort. Im Sommer sitze ich im Garten unter dem Kirschbaum, lese ein Buch oder schaue vor mich hin. Einfach so, stundenlang. Manchmal treffe ich alte Schulfreundinnen. »Du sächselst gar nicht mehr – willst wohl nicht mehr zu uns gehören«, bemerkt eine von ihnen irgendwann. Wir kennen uns seit der ersten Klasse. Ich weiß noch wie wir als kleine Mädchen bei uns im Pool schwammen. Als ihre Eltern kurz vor der Trennung standen, fragte ich meine Eltern, ob meine Freundin mit ihrer Mutter nicht bei uns einziehen könnte. Als wir uns wiedersehen, macht sie eine Ausbildung in Dresden, ich studiere in Bremen. Sie ist dageblieben, ich bin weggegangen. »Die, Wir, Ossi, Wessi« – damals hielt ich das noch für eine harmlose Diskussion. Dass darauf Unverständnis – aber auch Hass und Gewalt folgen würden, hätte ich nie gedacht. Dann kommt Pegida, die Angst vor den Geflüchteten. 

			»Schrei mich nicht an!«

			Im Dezember 2014 stehe ich in München auf einer Straßenkreuzung und schreie ins Telefon: »Wovor habt ihr Angst?« Damals versuchen täglich Hunderte Geflüchtete die deutsch-österreichische Grenze zu überqueren. Noch redet keiner von einer »Flut«, »Welle« oder »Lawine«. Ich arbeite seit zweieinhalb Jahren bei der Süddeutschen Zeitung, habe gerade zwei syrische Brüder ein Stück auf ihrer Flucht begleitet, teilte ihre Ängste und Sorgen. Als sie kurz vor der Grenze von der Polizei aus dem Zug gezogen werden, verstört mich ihre Verzweiflung.

			Ich rufe meine Mutter an, um ihr davon zu erzählen. Ihre Reaktion: »Ich war gerade bei einer Freundin zum Keksebacken – die wollen da in der Nähe ein Flüchtlingsheim bauen, die machen sich schon Sorg …« Ich lasse sie nicht ausreden, werde laut. »Schrei mich nicht an«, sagt meine Mutter. Ich sollte den Satz in den darauffolgenden Jahren unzählige Male hören. 

			Der richtige Umgang mit Geflüchteten spaltet Deutschland in zwei Lager – und die Grenze verläuft auch zwischen meiner Mutter und mir. Busfahrer in Altenberg hätten Angst zu arbeiten, weil sie angeblich von Asylbewerbern bedroht würden. Das hat meine Mutter zumindest von einer Kundin gehört. Dann wurde im Laden nebenan geklaut, die Diebe kamen wohl aus einem Flüchtlingsheim. »Ich verstehe das nicht. Die tun doch anderen Asylbewerbern keinen Gefallen, das wirft doch ein schlechtes Licht auf die«, sagt meine Mutter. Ich versuche ihr zu erklären, dass es genau wie bei Deutschen auch schwarze Schafe unter Asylbewerbern gebe. Das sei aber noch längst kein Grund, alles zu verallgemeinern. Immer wieder fällt auch dieser Satz: »Wir können doch nicht alle aufnehmen.«

			Nicht mehr dazugehören

			»Wir können doch nicht alle aufnehmen« – das höre ich auch in Heidenau. Im Sommer 2015 randalieren Neonazis dort vor einer Asylunterkunft. Ich sitze an meinem Schreibtisch in der Redaktion und sehe mir verwackelte Youtube-Videos aus den Krawallnächten an. Sie sind heute noch online. Wer will, kann sich das »Wir sind das Volk«-Gebrüll anhören, das Splittern geworfener Flaschen, die krachenden Explosionen von Böllern. Veröffentlichungsdatum 21. August. Ich bin zwei Tage später vor Ort.

			Mit dem Notizblock in der Hand stehe ich am Rand der Bundesstraße 172. Hinter mir der alte Baumarkt, in den ich früher meinen Vater zur Shoppingtour begleitet habe. Jetzt leben Geflüchtete darin. Vor mir, auf der anderen Seite der Straße, steht der brüllende Mob. »Volksverräter«, »Lügenpresse«. Sie meinen das Kamerateam, das neben mir steht. Sie meinen mich. Noch schlimmer sind aber die Alten, die direkt vor der Flüchtlingsunterkunft stehen und im breitesten Sächsisch vor sich hin geifern. Der Prozentsatz an Männern, die sich angeblich in dem Flüchtlingsheim befinden, wird mit jeder Minute höher: »Die sin scharf of unsre Frauen«, brüllt einer. »Uns hat damals niemand geholfen – und die bekommen alles in den Arsch geschoben«, sagt ein anderer. Als ich mit einem Bewohner diskutiere, brüllt der mich an: Er lasse sich von mir, einem »Wessi«, gar nix sagen. 

			Sieben Jahre bin ich in Heidenau zur Schule gegangen. Trotzdem gehöre ich nicht dazu, weil ich hochdeutsch spreche – und will es schließlich auch nicht mehr. Tage später schreibe ich einen Text, der mit »Ich will kein Ossi mehr sein« überschrieben ist. Eine wütende Deklaration, in der ich, entgegen früherer Pläne, erkläre, nie wieder nach Sachsen ziehen zu wollen. Nicht nach Dresden, nicht auf den Rietzschelhof. Meine Mutter ruft mich weinend an. Ein alter Bekannter aus Pirna meint: »Vielleicht wollen wir dich auch gar nicht zurück.« Aus ganz Deutschland erhalte ich E-Mails von Menschen, die genau wie ich weggezogen und nun ratlos sind.

			Ich kehre Sachsen also den Rücken, gebe es auf, mein Zuhause zu verteidigen. Vielleicht, weil ich hoffe, die Menschen kommen zur Vernunft. Wie ungezogene Kinder, nach einer deftigen Schelte. Doch ich werde immer wieder enttäuscht. Als in Clausnitz ein wütender Mob Geflüchtete anbrüllt. Als unter dem Jubel Schaulustiger ein geplantes Asylbewerberheim in Bautzen abfackelt, es zu Krawallen zwischen Rechtsextremen und jungen Geflüchteten kommt.

			Zerrissenheit

			Ende September 2016 explodiert dann vor einer Moschee in Dresden ein Sprengsatz. Einen Tag später soll ich in Dresden aus meinem Buch vorlesen, in dem es um die beiden Syrer geht, die ich begleitet habe. Der Schock sitzt immer noch tief – bei mir, aber auch im Publikum. In einer der hinteren Reihen sitzt eine Frau, die in ihrer Freizeit Geflüchtete betreut. Die würden sie immer wieder fragen, ob sie aus Sachsen wegziehen sollen, die Frage käme immer häufiger auf. Und am liebsten, so die Helferin, würde sie mit »Ja« antworten. »Was denken Sie?«, fragt mich die Frau. Ihre Stimme zittert.

			Meine Antwort: »Ich habe das Bundesland aufgegeben«, hat einen er­­staunlichen Effekt. Das Publikum fängt an zu diskutieren. Was solle denn werden, wenn einfach alle weggingen? Das wäre eine absolute Katastrophe. Es gebe doch durchaus auch positive Entwicklungen. Zwar könne man sich nicht auf die Landesregierung verlassen, aber es habe sich doch zivilgesellschaftlich so viel getan. Die Diskutierenden stemmen sich so leidenschaftlich gegen das Aufgeben, dass mir eines klar wird: Wenn ich mich einfach abwende, dann auch von den Menschen, die versuchen, etwas zu ändern. Die zwischen dem »Wir« und »Die« hängen. Es ist der Moment, in dem ich mich frage, ob ich nicht doch wieder zurückwill. Zurück muss. 

			Schließlich verliert aber auch das Dorf meiner Eltern seine Unschuld. Bei der Bundestagswahl 2017 wird die AfD stärkste Kraft in Sachsen, noch vor der CDU. In unserer Gemeinde holt sie 40 Prozent. Ich muss nach Hause, um zu berichten. Es ist ein beschissenes Gefühl, wenn man für die Recherche nicht mehr im Hotel übernachten muss, sondern im eigenen Kinderzimmer. Das Haus meiner Eltern, die tausendjährige Linde, die Felder, die Wälder – das ist jetzt auch »Kaltland«. 

			Für eine Reportage besuche ich kurz nach der Wahl eine langjährige Freundin in Pirna. Sie sitzt an dem schweren Holztisch in der Küche. Geheult habe sie angesichts der Wahlergebnisse, erzählt sie. Vor ihr liegt die Sächsische Zeitung. Die erste Seite des Lokalteils zeigt eine lächelnde Frauke Petry, die im Wahlkreis ein Direktmandat für die AfD gewonnen hat. Ein paar Seiten weiter, das Foto meiner Bekannten. Für ihr Engagement für Flüchtlinge ist sie als »Botschafterin der Wärme« ausgezeichnet worden. Wir legen die beiden Zeitungsseiten nebeneinander. Besser kann man die Zerrissenheit dieses Ortes nicht darstellen. Früher hat sich meine Freundin nie Gedanken gemacht, ob sie das Opfer eines Angriffs werden könnte. Jetzt hat sie durchaus Angst davor. Ich frage, ob sie jemals darüber nachgedacht hat, wegzuziehen. »Nein, das ist doch meine Heimat hier, die gebe ich nicht auf.«

			»Den Osten« gibt es nicht

			Auch ich wollte nicht aufgeben und bin zurückgekehrt. Ich hatte die Schnauze voll von den Stempeln. Das Nachrichtenmagazin Stern nannte Sachsen mal »das dunkelste Bundesland Deutschlands«. Als käme ich aus einem Schattenreich. Ich hatte genug von der Krisenberichterstattung, immer nur vor Ort zu sein, wenn es knallt. Ich wollte verstehen, warum und wie sich »besorgte« Bürger radikalisieren, Menschen zeigen, die sich gegen den Rechtsextremismus stemmen. Und die ein oder andere Alltagsgeschichte erzählen. 

			Im Herbst 2018 sitze ich mit meiner Kollegin im Auto auf dem Weg nach Chemnitz. Ein Tag, nachdem in der Stadt Daniel H. durch Geflüchtete getötet wurde und rechtsextreme Hooligans in der Stadt randalierten. Für den Montag danach war eine Demonstration angekündigt. Wir fahren hin, im Glauben, dass der Abend eher ruhig verläuft, die Polizei vorbereitet ist. 

			Wir parken das Auto im Zentrum. Unser erstes Ziel ist der Ort, an dem Daniel H. mit mehreren Messerstichen niedergestochen wurde. Grablichter flackern in einem Meer aus Blumen. Jemand hat eine Packung Skat-Karten dazugelegt und eine Flasche Sternburger. Eine Art Gedenkstätte, die an diesem Abend zum Pilgerort wird. Für Menschen, die Daniel H. kannten, sich weinend in den Armen liegen und ihren Schmerz herausschreien. Aber auch für Neonazis und Hooligans. Nicht jeder darf hier stehen, dafür sorgt ein Mann mit Glatze und schwarzem Hemd. »Geh weiter«, brüllt er einen Passanten an, den er als Journalisten erkannt haben will, stößt ihn weg. Dann schaut er auf den Berg Blumen vor sich. »Beim Adi wäre das nicht passiert.« Stoßgebet eines Neonazis.

			Die eigentliche Kundgebung der Rechtsextremen findet am Karl-Marx-Monument statt. »Proletarier aller Länder vereinigt euch«, steht auf der Hauswand. Unten vereinigen sich rechtsextreme Parteien wie der Dritte Weg oder die NPD mit Hooligans, mit Pegida – und scheinbar auch mit ganz normalen Chemnitzer Bürgern. Eine Mutter hat ihre ­Kinder mitgebracht. Rosa Ballerinas zwischen Thor-Steinar-Pullovern. Ein kleines Mädchen läuft neben ihrem Vater her. Der trinkt ein Bier. Seine Tochter blickt zu ihm auf: »Du, die haben gerade gesagt, wir müssen jetzt alle zusammenhalten.« 

			5.000 Menschen versammeln sich an diesem Abend vor dem Karl-Marx-Denkmal. Auf der Gegenseite sind es etwa 1.500, für eine Stadt wie Chemnitz ziemlich viel. Aber es sind nicht genug. 

			Kurz vor 20 Uhr finde ich mich mitten auf der Straße wieder, die Rechtsextreme und Gegendemonstranten trennt. Erstere wollen mit ihrem Marsch durch die Innenstadt beginnen. Es fliegen Flaschen und Böller. Hooligans zünden Bengalos, Rauchschwaden steigen auf, Schwefelgeruch hängt über der Szenerie. Vor mir steht plötzlich ein Neonazi, zum Glück läuft er an mir vorbei. Es ist chaotisch. Wasserwerfer fahren vor, doch es tropft nur kurz aus den Düsen. Bis spät in die Nacht liefert sich die Polizei ein Katz-und-Maus-Spiel mit Neonazis, die durch die Stadt ziehen. Meine Kollegin und ich beobachten das Schauspiel aus dem Fenster der Redak­tionsräume der Freien Presse, wo wir Unterschlupf finden. 

			Am nächsten Tag wird der sächsische Innenminister erklären, dass gerade mal 600 Polizeibeamte in Chemnitz waren. Mir wird klar: Wenn sie gewollt hätten, dann hätten die Rechtsextremen und Hooligans Polizeikette und Gegendemonstranten ohne Weiteres überrennen können. Aber Sachsens Ministerpräsident Michael Kretschmer betont: »Der Einsatz war erfolgreich.«

			Es folgen weitere Proteste, eine Dialog-Veranstaltung, bei der das sächsische Kabinett niedergetrillert wird, Pegida, AfD und Neonazis marschieren schließlich gemeinsam auf. Auf Chemnitz folgt Köthen in Sachsen-Anhalt, wo nach dem Tod eines Einwohners ebenfalls Rechtsextreme zum »Schweigemarsch« aufrufen. Ich bin dabei, als eine Kollegin aus der Menge heraus angegriffen wird.

			»Warum bin ich aber trotzdem hier?« 

			Ich gehe auf die Beerdigung eines Neonazis mit 1.000 »Trauernden«, verfolge Terrorprozesse, begleite die Bürgermeisterwahl in Görlitz, wo die AfD den ersten Oberbürgermeister stellen will – und es nicht schafft. Es folgt die Landtagswahl in Sachsen, das Zittern, ob der CDU-Politiker und Ministerpräsident den Erfolg der AfD abbremsen kann. Der Ausnahmezustand ist zum Alltag geworden – das hat zuletzt auch die politische Krise in Thüringen gezeigt. Als der FDP-Politiker Thomas Kemmerich dank der Stimmen der AfD ins Amt des Ministerpräsidenten gehievt wurde. 

			Warum bin ich also trotzdem hier. Als Journalistin würde ich sagen, dass es derzeit keinen spannenderen Ort gibt. Als Antonie Rietzschel, die aus einem kleinen sächsischen Dorf stammt und jetzt in Leipzig lebt, würde ich sagen, dass ich diesem »Die, Wir, Ossi, Wessi« etwas entgegensetzen möchte. Ich gehöre genauso hierher wie der Pegida-Demonstrant und der Neonazi. »Den Osten« gibt es für mich nicht. Es gibt für mich politische Besonderheiten, die im Rest der Republik zu wenig wahrgenommen werden und aufgearbeitet werden müssen. Gleichzeitig ist der Hinweis auf die Massenarbeitslosigkeit in den 1990er Jahren für mich keine ausreichende Erklärung für den grassierenden Rechtsextremismus und Rassismus in einigen Teilen der neuen Bundesländer. Genauso wenig wie es für mich »den Osten« gibt, gibt es für mich eine ostdeutsche Identität. Ich habe auch kein Interesse, sie mir anzueignen, nur um der AfD und ihrer Identitätsdebatte etwas entgegenzusetzen. Es würde mich viel zu sehr einengen. 

			»Ich bin ich«, sage ich. »Ich habe in den vergangenen Jahren viele Heimaten gefunden. In Bremen. In Berlin. In München, in Kasachstan und Russland – und jetzt in Sachsen. Kommen Sie uns besuchen.«
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			»Die Würde des Menschen ist antastbar«. Plakatinstallation einer ­Gruppe Chemnitzer Bürger*innen 2018. Die Grundgesetzaktion wurde im Mai 2019 mit der Theodor-Heuss-Medaille geehrt. (Peer Leander)
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			»Ossis Imbiss«. Strandstraße in Kühlungsborn 1991. (Sandro Most)

		

	
		
			Johannes Nichelmann

			Die Mauer nie gesehen und trotzdem Ossi – Nachwendekinder und der schwierige Weg zur Einheit

			Man wird nicht als »Ossi« geboren, man wird zum »Ossi« gemacht. Nachwendekinder haben die DDR nie gesehen, maximal ihre Zehen stecken noch im selbst ernannten Arbeiter- und Bauernstaat. Schaut man aber ge­­nau hin, ist es wenig verwunderlich, dass Nachwendekinder eine Verbindung zu Ostdeutschland spüren.

			Mit der friedlichen Revolution und der Wiedervereinigung haben in unserer Eltern- und Großelterngeneration viele angenommen, dass die Ost-West-Sache für uns Nachgeborene keine Rolle mehr spielen würde. Das Gebot der Stunde lautete: »Deutschland ist wieder eins«. Nachwendekinder wachsen natürlich mit den Privilegien auf, überall hinreisen zu können, für Abitur und Studium nicht Mitglied der Freien Deutschen Jugend sein zu müssen und ihre Meinungen stets frei äußern zu dürfen.

			Geschichtsunterricht der Anderen

			Aber die Wiedervereinigung markierte keine Stunde Null – Nachwendekinder sind natürlich von den Biografien derjenigen mitgeprägt, die sie erzogen haben. Familien, Lehrerinnen und Lehrer sowie Nachbarinnen und Nachbarn haben sich in den 1990er Jahren nicht automatisch in Westdeutsche verwandelt.

			Was uns jedoch von ihren Biografien entfernt hat, war der Geschichtsunterricht, denn die DDR-Gesellschaft ist in den Schulen allenfalls ein Randthema. Wirtschaftswunder, RAF-Terror und Helmut Kohl stehen auf dem Lehrplan. Von Mauerbau, Gründung der Staatsjugendorganisation »Freie Deutsche Jugend« (FDJ) und der Rolle eines Erich Honeckers ist nur selten die Rede. Das, was unsere direkten Vorfahren geprägt hat, ist in den Hintergrund getreten.

			Natürlich gab es an den Küchentischen des Ostens diese Erzählungen á la »Früher zu DDR-Zeiten, da …«. Anekdoten, wie sie in jeder Familie erzählt werden, egal ob in Bautzen oder Bielefeld. 

			Gleichzeitig war dieses Gefühl einer unerklärlichen Traurigkeit spürbar. Ich habe meine frühe Kindheit in den 1990er Jahren in Berlin-Pankow verbracht. An der Ecke gab es einen kleinen Kaufmannsladen, einen Konsum. Wenn ich von meiner Mutter dorthin geschickt wurde, um Milch in Plastikschläuchen zu kaufen, dann traf ich stets auf traurig blickende und schlecht gelaunte Verkäuferinnen in weißen Kitteln. Mir fiel auf, dass sie niemals zu lachen schienen. Das war mir unheimlich.

			Schweigen in Ost-Familien 

			Auch die Eltern meines besten Grundschulfreundes schienen mir immer sonderbar bedrückt zu sein. Mein Mathelehrer, damals um die 60 Jahre alt, erwischte sich einmal dabei, wie er anfing, von seiner Zeit an der Schule vor der Transformation zu schwärmen. Er unterbrach sich mitten im Satz und meinte, dass das jetzt aber unter uns bleiben müsste. Umherschwirrende Begriffe wie »Arbeitsamt« oder »ABM« (Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen) wurden zu Chiffren für etwas Ungutes. Das sind Erinnerungsfetzen. Es sind vielleicht nicht die großen Erzählungen, die Nachwendekinder geprägt haben, es sind diese und andere Momentaufnahmen. 

			Bis heute wird in manchen Familien aber auch viel geschwiegen. Nicht selten tritt bei Eltern und Großeltern Stille ein, wenn es um das Leben in der DDR, den Beitritt zur SED, um den Glauben an den Sozialismus und um den schmalen Grat des richtigen Lebens im falschen geht. Es müssen noch viele Debatten innerhalb der DDR-geprägten Gesellschaft geführt werden. Debatten, die wichtig sind, um die eigene Herkunft zu verstehen, um sich zur Familiengeschichte verhalten und daraus lernen zu können. Einer Studie1 der Otto-Brenner-Stiftung zufolge geben 70 Prozent der Nachwendekinder aus Ostdeutschland an, dass ihre Herkunft noch immer eine Rolle im Alltag spiele. Das liegt natürlich zum einen an der Prägung durch das Aufwachsen in einer Gesellschaft, die sich nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs anders entwickelt hat, als die Gesellschaft der Bundesrepublik. Zum anderen hängt das aber auch mit dem Außenblick auf den Osten zusammen, im Hier und Heute, 30 Jahre nach der Wiedervereinigung. Als 1989 in Ost-Berlin Geborener merke ich, dass ich mich immer wieder zu Ostdeutschland verhalten muss.

			Aufforderung zur Integration

			In den frühen 2000er Jahren zog ich mit meiner Familie von Berlin nach Bayern. Bis ich zwölf Jahre alt war, spielte das Ost-West-Zeug keine Rolle für mich. In der neuen Schule, in der Nähe von Augsburg, wurde es schlagartig zum Thema. Für Lehrkräfte und meine Mitschüler war ich auf einmal »der Ossi«. Eine Lehrerin empfahl mir, mich schleunigst zu integrieren. In dieser Zeit begann ich, »den Osten« verbittert zu verteidigen. Ich wollte nicht aus einem Landstrich kommen, in dem alles furchtbar und elend war – so, wie es mir nun auf einmal vermittelt wurde. Ein Mitschüler fragte mich, ob man wirklich erschossen wurde, wenn man in der DDR gerannt ist. Es war ein Gefühl der doppelten Ohnmacht. Das Ankämpfen gegen die Diskriminierung und das Gefühl, die eigene Herkunft gar nicht erklären zu können. Denn irgendwann fiel mir auf, dass ich eigentlich überhaupt nicht kannte, was ich da verteidigte.

			Heute ist meine Herkunft immer dann Thema, wenn »der Osten« auffällig wird. Wenn rechtsradikale Mobs 2018 durch Chemnitz ziehen. Ein gleichalter Freund aus Niedersachsen bat mich damals, Farbe zu bekennen: Wie würde ich mich zu den Hetzjagden der Nazis aus dem Osten persönlich verhalten? »So als Ostdeutscher« müsse ich dazu ja wohl eine Meinung haben. Ich war perplex, als von mir ein Bekenntnis zum Rechtsstaat und zum Grundgesetz eingefordert wurde. Es verwundert auch, dass nach den hohen zweistelligen AfD-Ergebnissen bei den Landtagswahlen 2019 in Brandenburg (23,5 Prozent) und Sachsen (27,5 Prozent) für das Erste Deutsche Fernsehen sogleich »der Osten«2 gewählt hatte. 

			Nachfolgend in diesem Band geht der Sozialwissenschaftler Daniel Kubiak genauer auf die wissenschaftlichen Untersuchungen zu dieser Gruppe von jungen Deutschen ein. Ich habe für mein erzählendes Sachbuch Nachwendekinder – Die DDR, unsere Eltern und das große Schweigen mit zahlreichen Nachwendekindern über ihr Verhältnis zum Osten gesprochen. Da­­rüber, wie sie sich zu ihrer Herkunft verhalten und verhalten haben. Es sind persönliche Geschichten, die nicht verallgemeinern wollen.

			Der gute Ostdeutsche

			Zwei dieser Nachwendekinder, die ich für mein Buch porträtiert habe, sind Beatrice und Sandro. Beatrice fühlt sich manchmal so, als wäre sie ein Wirtschaftsflüchtling. Sandro stellt am Ende einer Odyssee fest: »Irgendwann habe ich mich gefragt: Ist es nicht schlimm, dass ich jetzt so tue, als sei ich kein Ostdeutscher?«

			Beatrice, Jahrgang 1985, lebt in Frankfurt am Main. ­Großgeworden ist sie in einem kleinen Ort bei Eisenach. Im nahe gelegenen Jena hat sie Betriebswirtschaft studiert. Seit 2014 ist Frankfurt am Main ihr Zu­­hause. Beatrice ist eine herzliche, offene Person. Schulterlanges Haar, Pony, schlank. Ihr Kleidungsstil – lässig, sportlich und doch elegant – passt zu ihrem Beruf, den sie in einem der Frankfurter Hochhauspaläste ausübt. Bei einem großen Finanzdienstleister kümmert sie sich um das Marketing.

			Bevor sie an den Main gezogen ist, hat sie sich nie groß Gedanken über ihre Herkunft gemacht. Erst in Hessen wurde sie zum »Ossi«, zumindest für die anderen. In ihrer Jugend, auch später in ihren Zwanzigern, hatte das niemals eine Rolle gespielt. Alles fing an, als sich eines Tages ihr Chef an sie wendet. Damals arbeitete sie noch in einer Marketingagentur. In dem Unternehmen gab es neben ihr einen zweiten Kollegen aus Ostdeutschland. Der Vorgesetzte lächelte die beiden an, wollte ein Kompliment machen. »Kurz nach der Wende«, holte er aus, »hatte ich schon einmal zwei Ostdeutsche. Die fand ich damals super, weil die gut gearbeitet haben und sich wenig beschwerten. Genau wie ihr! Ihr jammert nicht und seid nicht so schnell gestresst wie eure Kollegen von hier.«

			Kampf gegen Windmühlen

			Beatrice und ihr Kollege konnten sich über dieses Lob nicht wirklich freuen. Sie sollen gut arbeiten, weil sie aus Ostdeutschland kommen? Lieber würden sie als Individuen wahrgenommen werden statt als Kollektiv. »Da ist uns klar geworden, dass wir einiges aufarbeiten müssen. Gelegenheit wird es genug geben. Für mich war das Ost-Ding nie wichtig. Für die Leute scheinbar schon.«

			Als die Mauer fiel, war sie vier Jahre alt. »Wie war denn das Leben so in der DDR, Beatrice?« Fragen wie diese hört sie häufiger. »I don’t know. Ich habe das ja nicht erlebt«, ist dann ihre Antwort. Als sie auf Arbeit einmal eine Banane isst, bleibt das nicht unbemerkt. Beatrice ist mehr als verwundert über das, was sie zu hören bekommt. »Ja klar, du isst die sicher so gerne, weil du die früher nicht hattest.« Jede Beteuerung, dass das Unsinn sei und sie die Dinger eben einfach mag, fühlt sich an wie ein Kampf gegen Windmühlen. Beatrice stößt auf die Vorstellungen von einem Ostdeutschland, das bis heute voller Ruinen oder wenigstens Häusern mit eingeschlagenen Fensterscheiben steht. Das ist nicht ihre Erfahrung. »Die stellen sich das nicht so vor, dass du da zum Cappuccino auch eine Hafermilch bekommst. Genauso wenig, dass es da schöne gemütliche Altstädte mit Fachwerkhäusern, Kirchen und Museen gibt.« Beatrice schwärmt von den kleinen Boutiquen auf der Erfurter Krämerbrücke.

			Manchmal platzt das Thema an vollkommen unverhofften Stellen in ihren Tag. Wenn ihr hin und wieder ein neuer Kollege vorgestellt wird, heißt es plötzlich: »Ach übrigens, der ist auch aus dem Osten.« Gedanklich rollt Beatrice dann mit den Augen. Meistens geht die Konversation nämlich so weiter: »Ich frage den neuen Kollegen, wo er denn herkommt. ›Aus Usedom.‹ Aha. Dann sag ich, dass ich aus Thüringen bin. Wir nicken und gut ist.«

			Die Folgen von Chemnitz 

			Ostdeutsche – Menschen aus Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen-Anhalt, Brandenburg, Thüringen, Sachsen und dem Ostteil Berlins – fühlen untereinander nicht automatisch eine Verbundenheit, nur weil sie aus dem Osten kommen. »Ich als Thüringerin fühle mich Leuten von der Küste oder aus der Uckermark nicht so nah wie Leuten aus Sachsen oder Hessen.« An manchen Tagen lässt sie das Gerede über Ostdeutschland einfach im Raum stehen. An anderen fängt sie an zu diskutieren.

			»Ich will wissen, warum meine Herkunft diese große Rolle spielt!« Spätestens wenn, wie im Spätsommer 2018 in Chemnitz, ausländerfeindliche Übergriffe und Demonstrationen aus dem Osten gemeldet werden, wird in der Mittagspause darüber gesprochen. Dann fallen die Pauschalurteile, die Beatrice nicht mehr hören kann. »Der Ostdeutsche« als Teil einer Meute von arbeitslosen Rassisten und Neonazis, auf dem Kopf peinliche Hüte in den Deutschlandfarben, in der Hand das Pegida-Banner. Es fällt der Begriff »Dunkeldeutschland«. Eine Kollegin, Jahrgang 1992, äußert, dass man sich ja nicht zu wundern brauche, da im Osten doch sowieso alle Nazis seien. »Ich bin dann in der Bredouille«, sagt Beatrice. »Auf der einen Seite will ich ganz klar Position beziehen, auf der anderen Seite bin ich in einem Arbeitskontext und kann nicht ausfallend werden. Das ist ein so emotionales Thema.« Eine andere Kollegin erzählt, dass auch sie schon einmal »drüben« gewesen sei und dort sogleich selbst einen fremdenfeindlichen Übergriff erfahren habe. Beatrice ist fassungslos. »Ich wusste ganz genau, dass sie noch nie dort gewesen ist!«

			Sie wünscht sich, dass mehr junge Menschen aus dem Westen vorbehaltlos ihre Heimat besuchen würden. Ansonsten kann sie ihnen die Unwissenheit aber nicht so richtig übel nehmen. Beatrice wurde in ihrer Kindheit und Jugend von der Summe der medialen Eindrücke über das Leben in der DDR verwirrt. Sie weiß, wie es heute im Osten ist. Aber vor der Wiedervereinigung? »Entweder es wurde so dargestellt, dass nicht alles schlecht war, oder so, als ob es so richtig, richtig mies gewesen ist.«

			Es ist den Fragen und Vorurteilen der Kolleginnen und Kollegen zu verdanken, dass sie anfängt, sich für das Leben ihrer Eltern und Großeltern zu interessieren. In ihrer Familie wurde wenig darüber gesprochen. »Ich fand das auf einmal schade.« Sie habe gemerkt, dass es mit ihrem Jung­sein, ihrem Studium und dem vielen Feiern zu tun gehabt habe, dass sie es versäumte, mal genauer nachzufragen. Heute tue ihr das leid. Die Eltern ihres Vaters sind bereits verstorben. Um sie zu fragen, ist es zu spät. Bei den anderen Großeltern und ihren eigenen Eltern beginnt sie, in Gesprächen öfter nachzuhaken. 

			Tiefbraune Nazi-Dörfer

			Sandro, geboren 1992, hat seine Kindheit und Jugend im Mittelpunkt von Sachsen-Anhalt verbracht, zumindest im geografischen Mittelpunkt. Calbe (Saale) liegt 30 Kilometer von Magdeburg entfernt. Sandro ist auf den ersten Blick ein unscheinbarer Typ. Blondes, strohiges Haar, schlank, sportlich und am liebsten im Hoodie unterwegs. Er liebt sein Rennrad und Pizza. Auf den zweiten Blick wird klar, dass Sandro sein Umfeld stets genau analysiert und ebenso genau weiß, was er will. Er hat eine große Sensibilität für sich und seine Mitmenschen.

			In Calbe wollte er nie bleiben. Nach dem Abitur suchte er sofort das Weite. »Wenn ich heute zu den typischen Familienfeiertagen dort bin, fällt mir die Decke auf den Kopf.« Calbe ist für Sandro das Abziehbild einer ostdeutschen Kleinstadt. Vier Apotheken, mindestens drei ­Altersheime, eine Spielhalle, eine Handvoll Gaststuben mit deutscher Küche, dazu das ­Antalya-Bistro und das Akropolis-Restaurant. »Die vietnamesischen Imbisse sind das Exotischste, was es hier gibt«, findet Sandro. In seiner Kindheit spielte er am liebsten in den Ruinen der alten Papierfabrik und des ehemaligen VEB Metallleichtbaukombinats. »Diese Brachen gibt es noch immer. In den letzten 20 Jahren hat sich so gut wie gar nichts getan. Außer, dass es noch weniger Arbeitsplätze und noch weniger Perspektiven gibt. Das Kulturangebot ist noch kleiner geworden.« Wo früher Wiesen waren, stehen jetzt Billig-Supermärkte. Viele Häuser wurden abgerissen oder sind eingestürzt.

			Sandro zuckt mit den Schultern, denn auch mit anderen Ost-Klischees kann er nur bedingt aufräumen. »Ich will das nicht größer machen, als es ist, aber natürlich gab es auch in meiner Jugend diese tiefbraunen Nazi-Dörfer.« Auf dem Schulhof wurden kostenlose Musik-CDs verteilt. Beim Abendessen erzählte Sandro davon seinen Eltern. Sein Vater arbeitete als Polizist, seine Mutter in einem Jobcenter. Sie waren alarmiert. »Du solltest wissen«, holte sein Vater aus, »dass das Musik von den Neonazis ist.« Als im Unterricht die Tagebücher der Anne Frank besprochen wurden, provozierten Klassenkameraden durch das Tragen von »Thor Steinar«-Klamotten, einer bei Neonazis beliebten Marke. Früher waren das Sandros Freunde. »Das hat sich irgendwann langsam, still und heimlich entfremdet. Leute, mit denen ich nachmittags abgehangen hab, sind dann eben in diese Ecke gerutscht. Aber nicht alle sind dort für immer hängen geblieben.«

			Umzug in den Westen

			Sandro färbte sich irgendwann seine Haare blau und galt fortan als Außenseiter. Dazu zählten auch die Punks, Hip-Hop-Leute, Heavy-Metal-Typen und Techno-Fans. »Unter anderen Bedingungen findet sich so eine Konstellation ja nicht zusammen.« Sandro wollte so schnell wie möglich weg aus Calbe. Nach seinem Abitur, da war er 18 Jahre alt, erhielt er die Zusage der Hochschule Bremen, Studiengang Journalistik. Sandro packte seine Sachen und zog in den hohen Norden beziehungsweise in den Westen. Zu den »Wessis«. Seine Eltern hatten häufiger über deren Überheblichkeit gesprochen, ihren Reichtum, ihre Andersartigkeit. Mit diesen Vorurteilen will Sandro nichts zu tun haben. »Ich dachte, ich bin ja nach der Wende geboren. Das ist deren Ding. Für mich gibt es keine Unterschiede.« Heute hält er das für naiv.

			Auf die Idee, sich als Ostdeutscher zu identifizieren, wäre Sandro nie gekommen. Nach einem halben Jahr an der Weser aber änderte er seine Einstellung. In seinem Jahrgang sind 50 Kommilitoninnen und Kommilitonen, davon zwei aus dem Osten. Er war einer davon. »Auf einmal war ich der Ostdeutschland-Beauftragte!«, stellt Sandro fest. Manchmal klingelte in seinen Ohren auch das Wort »Dunkeldeutschland«. »Im Geschichtsunterricht hatten die meisten nur wenig über die DDR gehört. Nach dem Motto: ›Da gab’s die Mauer, die Stasi, die SED. Alles Diktatur, alles schlimm.‹ Darauf, dass es echte Menschen waren, die da gelebt haben, sind die nicht gekommen. Es war einfach eine Seite im Geschichtsbuch.« Jeden Tag wurde er auf seine Herkunft angesprochen, fühlte sich auf sein Ostdeutschsein reduziert. 

			An der Supermarktkasse, am Kneipentresen, in der Mensa – Sandro konnte seine Herkunft nicht verstecken. Eines Abends, da war Sandro noch ganz neu in der Stadt, ging er mit Leuten aus seinem Seminar ins »Mono«, eine kleine Raucherkneipe in der Neustadt. Sandro trat an die Theke, bestellte im Dialekt seiner Heimat ein Bier. Für jeden war hörbar, dass er aus Sachsen-Anhalt kommt. Oder anders: Für weniger geübte Ohren war klar, dass er auf jeden Fall ein »Ossi« ist. Die Kellnerin äffte Sandros Dialekt nach. »Was willst denn du hier? Willst du och’n paar Bananen?« Sandro war überfordert. Dann stieg in ihm Wut auf. Noch Tage später beschäftigte ihn diese Begegnung. Es sollte nicht die einzige dieser Art bleiben. »Das war die Hölle, sich durch Bremen zu bewegen. Bei jedem Einkauf, jeder Bierbestellung, jedem Gespräch kam sofort dieses ›Ach, du bist aus dem Osten!‹«

			Identitätskrise in Bremen

			Sandro war überzeugt, dass die Leute das nie wirklich böse gemeint haben. Er fühlte sich genötigt, jedes Mal von Neuem zu erzählen: »Ja, ich komme aus Sachsen-Anhalt. Ja, da ist es wirklich so schlimm. Ja, meine Eltern haben in der DDR gelebt.« Es folgten meist die Ossi-Witze. Irgendwann begann er zähneknirschend mitzulachen, dann wieder blickte er seinem Gegenüber mit eiserner Miene ins Gesicht. Ein anderes Mal fing er an zu streiten. Irgendwann blieb er stumm, machte sich klein, wollte um keinen Preis auffallen. 

			Sandro steckte in einer Identitätskrise. Er fasste einen Entschluss. Um dem Spießrutenlauf zu entgehen, dachte er, müsse er sich verändern. »Ich wollte mir aussuchen können, wann ich über meine Herkunft spreche und wann nicht.« Seine Lösung: sich den Dialekt abtrainieren. Er arbeitete hart daran, von nun an nur noch Hochdeutsch zu sprechen. Wenn man ihm heute zuhört, dann ist nur noch bei manchen Wörtern eine sanfte Sprachfärbung zu bemerken. Der Dialekt ist weg und damit auch die ungewollten Gespräche über seine Heimat. In ihm beginnt es zu arbeiten. Ist es richtig, seine Wurzeln zu verleugnen?

			Die Eltern von Beatrice können sich kaum vorstellen, dass die Generation ihrer erwachsenen Tochter bis heute einen Ost-West-Konflikt vor sich herschiebt. Bei Besuchen in der Heimat erzählt sie von den Fragen und Mutmaßungen ihrer Kolleginnen und Kollegen und löst Kopfschütteln aus. Der Vater von Beatrice ist Jahrgang 1964, lernte in der DDR den Beruf des Zerspanungsmechanikers. Nach der Wende arbeitete er lange für einen Versanddienst. Ihre Mutter ist ein Jahr jünger, lernte zunächst in einer Wäscherei und arbeitet seit der Wende in der Fertigung verschiedener Industrieunternehmen und als Verkäuferin. 

			Fragen an die eigene Familie

			Beatrice beginnt nachzufragen. Wie war das Leben in der DDR? Die Ge­­schichten und Anekdoten, die Beatrice zu hören bekommt, handeln meistens von Ungerechtigkeiten und Konflikten mit dem System. 

			Vom Großvater, dessen Brüder in Westdeutschland lebten, und seinem Wunsch, sie anlässlich eines Geburtstags besuchen. Er stellte den Antrag auf ein Reisevisum. Nach dem Besuch wollte er in jedem Fall in die DDR zurückkehren. Er bekam eine Ablehnung. Schlimmer noch, ihm wurde daraufhin der Passierschein entzogen. Dieser ermöglichte es ihm, seine Schwester zu besuchen. Sie wohnte damals im Sperrgebiet nahe der innerdeutschen Grenze. Es forderte einen großen Kampf, diese Entscheidung der Staatsgewalt zu revidieren. In der Familie blieb das unvergessen. »Viel häufiger ist meine Familie aber nicht aufgefallen. Meine Eltern haben gesagt, solange man sich ruhig verhalten hat und gut gearbeitet hat, ist alles gut gewesen. Sie wissen ganz genau, es war kein geiles System. Sie hatten als junge Menschen wenig Möglichkeiten. Aber sie haben das Beste daraus gemacht, sagen sie immer.«

			Gleichzeitig aber loben ihre Eltern beispielsweise die Kinderbetreuung in der DDR, die Möglichkeit, ihre Kinder tagsüber in den Kindergarten zu geben. »Sie sehen das sehr differenziert«, findet Beatrice. »Nichts wird verteufelt und nichts beschönigt. Ich glaube, ich habe das Leben in der DDR jetzt so ein bisschen verstanden.« Beatrice gibt sich damit zufrieden. Es gibt nichts, wofür sie sich schämen müsste. Ihre Eltern und Großeltern waren keine Täter. Sie waren auch keine Verfolgten des SED-Regimes.

			Mit marodierenden Neonazibanden hat Beatrice ebenso wenig zu schaffen wie mit den Wutbürgern vor der Dresdner Frauenkirche. Sie steckt auch nicht in dem Dilemma, dass sie die Erfahrungen mit ihren Kolleginnen und Kollegen in Westdeutschland in eine Identitätskrise gestürzt hätte. Vielmehr spielt für sie die Vergangenheit einfach keine so große Rolle. Sie sieht sich auch nicht zuerst als Ostdeutsche, sondern als Thüringerin. Beatrice wäre durch ihre Erfahrungen in Frankfurt am Main, anders als Sandro, auch nie auf die Idee gekommen, ihre Herkunft zu verleugnen. Allerdings hatte sie solche Erfahrungen auch erst mit Anfang 30 und nicht schon mit 18 Jahren gemacht.

			Die eigene Heimat lieben 

			Vielleicht haben Beatrice die Diskriminierungen auch deshalb ­weniger erschüttert, weil sie ihr Heimatdorf Mihla als besonderes Idyll wahrnimmt. Die Ortschaft liegt zwölf Kilometer von Eisenach entfernt, nicht weit von der Wartburg. An diesem geschichtsträchtigen Ort übersetzte Martin Luther, nachdem er die Römische Kirche entzweit hatte, das Neue Testament ins Deutsche. In der thüringischen Gemeinde leben 2.800 Menschen. Jeder kennt jeden. Den besonderen Zusammenhalt im Dorf führt sie auf die DDR zurück, wo Vergemeinschaftung zur Staatsraison gehörte. 

			Bis sie 18 Jahre alt ist, tanzt sie als Funkenmariechen im Gardeverein. Beim Hausbau der Eltern helfen viele Nachbarn. Im Dorf selbst gibt es einen Supermarkt, eine gute Busanbindung, ein Freibad. Nur einen Steinwurf entfernt liegt der Nationalpark Hainich. Der riesige Wald war zu DDR-Zeiten teilweise Sperrgebiet, der Zutritt strengstens verboten. Er diente der NVA und der Sowjetarmee als Übungsgelände. Diese Areale sind nicht der Forstwirtschaft zum Opfer gefallen. Heute kann man dort besichtigen, wie unberührte Wälder aussehen.

			Beatrice kommt aus einer wirklich schönen Gegend. In Frankfurt hilft ihr das aber kein bisschen im Kampf gegen ihren Sonderstatus. Gerade von den nach 1990 Geborenen hört sie Sätze wie diese: »Ist ja klar, dass du hier bist. Weil es ja da drüben keine Jobs gibt. Oder nur schlecht bezahlte.« Mit verschränkten Armen und halbironisch sagt sie dann: »Tja, dann bin ich wohl ein Wirtschaftsflüchtling.« Wobei sie schon gelegentlich überlegt, welche Karrierechancen sie als Marketing-Spezialistin in Eisenach oder Erfurt hätte. Würde sie selbst in absehbarer Zeit zurückkehren? »Nein!«, sagt sie. Das liege an den mangelnden beruflichen Chancen. Beatrice entwickelt heute groß angelegte Werbekampagnen. »Natürlich gibt es in Eisenach auch Marketing-Agenturen«, setzt Beatrice an, »aber irgendwann willst du am Ende des Tages keine Flyer mehr machen. Oder die Internetseite für Firma XY. Da fühlst du dich zehn Jahre zurückversetzt, sitzt da und erklärst jemandem Instagram.«

			Karriere im Osten oder im Westen? 

			Längst nicht alle Freunde von Beatrice haben die Region verlassen. Sie sind Lehrer oder Logopädin geworden. Andere arbeiten bei der Sparkasse. Opel und BMW unterhalten große Werke in der Region. »Leute aus dem Allgäu oder dem Ruhrpott würden in meiner Situation ja auch ihre Heimat verlassen müssen«, mutmaßt Beatrice. »Ich frage mich, warum sich meine Heimat immer so negativ darstellt.« Eine Antwort darauf hat sie nicht, aber den Wunsch: dass ihre Kolleginnen und Kollegen sich »den Osten« einmal ansehen. »Außer Berlin, das zählt nicht. Da ist eh alles anders.« 

			In Bremen haben die Leute in Sandros Umfeld irgendwann gelernt, dass er Sandro ist, nicht Sandro der Ostdeutsche. Fragen wie »Sandro, was sagst Du dazu? So als Ostdeutscher?«, werden seltener. Von »Dunkeldeutschland« wird in seiner Gegenwart nur noch sehr selten gesprochen. Außerdem fällt er bei Begegnungen mit Fremden sprachlich kaum noch auf. Sandro ist selbstbewusster und will sich nicht mehr verstecken. »Letztendlich muss ich mich als Ostdeutscher identifizieren. Ich darf mich identifizieren, auch wenn ich mich von manchem distanziere. Das ist ja trotzdem Teil von dem, was ich heute bin.«

			Sandros »Ossi-Werdung« in Bremen hat auch dafür gesorgt, dass er sich angesprochen fühlt, wenn in Zeitungen und Magazinen über den »ostdeutschen Mann« verhandelt wird. Wenn die Berliner Morgenpost titelt »Enttäuscht und missachtet – so tickt der ostdeutsche Mann«. Oder wenn Die Zeit fragt: »Wie konnte aus dem ostdeutschen Mann der Hysteriker der Republik werden?« Sandro ist ein ostdeutscher Mann. Er kommt sich aber weder hysterisch noch enttäuscht oder missachtet vor.

			Wer bleibt zurück? 

			Aber Sandro ist in dieser Debatte auch nicht wirklich gemeint, weil er nicht mehr in Ostdeutschland lebt. Bei der Bundestagswahl 2017 wählte in den neuen Bundesländern jeder vierte Mann die »Alternative für Deutschland«, im Westen jeder achte. »Natürlich macht es was mit der Gesellschaft, wenn ein gewisser Typ, der studieren will, tendenziell immer das Bundesland verlässt.« Die Leute, die dortgeblieben sind, sähen halt, dass alte Freunde abhauten und nie wiederkämen, nicht zu Weihnachten, nicht zum Klassentreffen, schon gar nicht zum Leben. »Das erklärt natürlich nicht, warum jemand rechtsradikal wird«, sagt Sandro, »aber das sind so Nuancen, über die auch zu wenig diskutiert wird. Was passiert, wenn das gesamte soziale Umfeld wegzieht?«

			Im West-Deutschland der 2010er Jahre bemerkt auch Sandro, dass er anders ist als die meisten seiner dort sozialisierten Altersgenossinnen und Altersgenossen. »Worin liegen diese Unterschiede?«, will ich von ihm wissen. Sandro überlegt ein paar Sekunden und beginnt seine Antwort mit einer Entschuldigung: »Das klingt wahrscheinlich wie ein total schlimmes Klischee, nach dem Motto ›Wir hatten ja nichts im Osten.‹« Er erzählt von seinen Eltern und Großeltern, von deren Erfahrungen des Mangels. »Mein Vater hat mir erzählt, dass es in seiner Familie oft einfach nur Kartoffeln und Leinöl gab. Ein scheußliches Essen, das man macht, wenn es nichts anderes gibt. Das macht keinen Spaß beim Essen.« Essen wegzuwerfen wird bei ihm zu Hause penibel vermieden. Sandros Eltern erinnern ihn oft, dass er Dinge bekommt, von denen sie in ihrer Kindheit nur haben träumen können. Den Zugang zu sämtlichen Nahrungsmitteln beispielsweise, die sich heute in den Supermärkten finden. Sandro hat diese Erziehung verinnerlicht, ist bestrebt, bewusst zu konsumieren. »Bei meinen Kommilitonen habe ich gemerkt, dass die schon anders drauf sind als ich. Die schmeißen Essen einfach schneller weg. Bei denen war auch immer ein gewisser Luxus da.« Sandro hegt keinen Neid. Auch er wächst mit Markenklamotten und einem lilafarbenen »Game Boy Color« auf. 

			Der Blick der Nachwendekinder

			Nach dreieinhalb Jahren hat er sein Bachelor-Studium in Bremen abgeschlossen. Er packt sein Rennrad ein, verlädt ein paar Möbel, Kisten und Koffer. Es geht zurück in den Osten, nach Leipzig. Dort findet er seinen ersten Job. Der Umzug in diese Stadt war eine äußerst bewusste Entscheidung. »Die Stadt ist für mich beinahe wie eine Komfortzone«, sagt er. »Alle haben ähnliche Erfahrungen. Die Themen, die in Bremen fast täglich eine Rolle gespielt haben, spielen dort keine mehr.«

			In seinen Heimatort in Sachsen-Anhalt wird Sandro sicher nie zurückkehren. Mit wachsendem Abstand zu seiner Heimat stellt er sich immer öfter die Frage, welchen Anteil auch er an der Situation dort hat. »Ich war nie Teil eines Vereins, in dem ich mich hätte engagieren können. Im Nachhinein frage ich mich jetzt, ob ich das hätte tun sollen. Habe ich es nur nicht bemerkt oder gab es wirklich keine Möglichkeiten, etwas für eine höhere Lebensqualität in Calbe zu tun?«

			Die Geschichten von Sandro und Beatrice machen deutlich, wie und warum sich viele Nachwendekinder aus Ostdeutschland auch 30 Jahre nach dem Beginn der Transformation zu ihrer Heimat verhalten und verhalten müssen. Es sind Perspektiven, die im Diskurs bislang nur eine untergeordnete Rolle gespielt haben. Was in gewisser Weise auch natürlich erscheint – schließlich beginnen sich die Nachwendekinder erst jetzt, nach Studium und Ausbildung, zu Wort zu melden.

			Dennoch erscheint es vielen Beobachtern sonderbar, dass auch diese Generation etwas zur Debatte beitragen will. In der FAZ war die Rede von einem »Lebensgefühl von heute Dreißigjährigen, die zufällig im Osten aufgewachsen sind«.3 

			Doch es steckt mehr dahinter! Die Generation der Nachwendekinder ist womöglich die einzige Generation, die noch helfen kann, das Bild über die DDR und Ostdeutschland auszudifferenzieren. Sie ist nah genug dran und weit genug weg. Ohne diese Stimmen wird es nicht gelingen, einige der politischen Schieflagen im Osten zu beseitigen.

			Anmerkungen
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			Hanna Haag

			Intergenerationalität als Motor gesellschaftlichen Wandels?

			Über die Möglichkeiten eines ostdeutschen Generationenkonflikts

			»Dem engagierten ostdeutschen Nachwuchs muss Aufmerksamkeit geschenkt werden. Sonst wird er dasselbe tun wie Generationen zuvor: erschöpft wegziehen. Den Osten zu verstehen heißt auch, endlich den jungen Osten wahrzunehmen. Denn der hat die Kraft, die man braucht.« (Die Zeit, 2018)

			Das Zitat stammt von Carolin Würfel, Jahrgang 1986, geboren in Leipzig und Redakteurin bei Zeit Online. Nach den Ausschreitungen in Chemnitz im August 2018 druckt Die Zeit unter dem Titel »Verstehen Sie den Osten noch?« Statements von Wissenschaftler*innen, Redakteur*innen und Autor*innen ab, darunter auch Jana Hensel, Wendekind und Autorin der »Zonenkinder« (Hensel 2004). Carolin Würfel adressiert in diesem Kontext insbesondere eine Generation Ostdeutschlands, die es zu hören und zu ermächtigen gilt: die jungen Ostdeutschen. Anders als die Wendekinder sind sie im wiedervereinigten Deutschland geboren und aufgewachsen, für sie ist die Mauer Teil einer Geschichte, die sie nicht mehr miterlebt haben. Dass Jugend gehört werden muss, zeigt auch die U18-Wahl (eine Juniorwahl) im Zusammenhang mit den ostdeutschen Landtagswahlen in Sachsen und Brandenburg. Auch wenn ihre Stimme keinen Einfluss auf das Wahlergebnis am 1. September 2019 hatte, haben sich rund 12.000 junge Ostdeutsche an dieser Wahl beteiligt. Das Ergebnis: Kinder und Jugend­liche in Sachsen und Brandenburg wählten mehrheitlich Grün. Im Vergleich zum tatsächlichen Wahlergebnis trat eine deutliche Diskrepanz auf. 

			Mit Blick auf diese Befunde lässt sich fernab politischer Analysen oder tiefgründiger Auseinandersetzungen mit dem Erstarken einer neuen Rechten im Osten Deutschlands die Frage aufwerfen, inwiefern Jugend als Motor sozialen Wandels fungiert. In diesem Beitrag geht es nicht um das Beobachten konkreter Handlungen – etwa bei der Beteiligung junger Ostdeutscher an klimapolitischen Debatten um die soziale Bewegung Fridays for Future, um nur ein Beispiel zu nennen. Vielmehr blicke ich auf die Rolle junger Ostdeutscher im Kontext familialer und damit zugleich auch intergenerationaler Auseinandersetzungen über die DDR-Vergangenheit und insbesondere die Nachwendezeit. Ein Ausgangspunkt ist die Überlegung, dass sich über intergenerationale Prozesse eine Weitergabe, Rekontextualisierung und Transformation von Orientierungen und Wissensbeständen in sozialen Räumen vollzieht. Indem Menschen miteinander reden, verändern sie ihre Art und Weise, auf Geschehnisse zu blicken, die möglicherweise schon länger zurückliegen, von denen sie sich – sei es durch eigene Erfahrung oder durch Vermittlung Dritter – ein Bild gemacht haben. Ein solcher Austausch findet in unterschied­lichen sozialen Bezugsrahmen statt. In diesem Beitrag rückt die Familie als Erzählgemeinschaft ins Zentrum der Betrachtung. Die Familie lässt sich bedingt durch die Heterogenität und Mehrdimensionalität von Erfahrungsräumen (generational, zeitlich, sozial) als diskursiver Knotenpunkt individueller und kollektiver Narrative über Vergangenes, Gegenwärtiges und Zukünftiges begreifen. 

			Zugleich ist die Dynamik zwischen den Generationen im Fall ostdeutscher Diskurse stark von metakommunikativen Rahmungen und öffentlich-generalisierten Vergangenheitsdeutungen beeinflusst. Man denke hier an die Auseinandersetzungen um das Diktaturgedächtnis und das Problem der Analogien mit der NS-Vergangenheit, um nur diesen Erzählstrang zu nennen. Solche Metarahmungen bilden die Klammer einer jeden Bezugnahme auf die Vergangenheit. Um diese Klammer kommt man nicht umhin, wendet man sich gelebter und erzählter Geschichte1 zu. Die Art und Weise, mit dieser Klammer in den intergenerationalen Dialogen umzugehen, gestaltet sich jedoch sehr unterschiedlich. Mal begegnen uns Solidarisierungseffekte als Abwehrmechanismus, was die ostdeutsche Generationendynamik blockiert, mal findet hingegen offener Widerstreit statt. Anhand von Interviewausschnitten aus einem Forschungsprojekt zur Tradierung DDR-bezogener Orientierungen in ostdeutschen Familien2 soll gezeigt werden, welche Rolle gerade Jugend im Prozess gesellschaftlicher Veränderungen im Sinne eines Orientierungswandels spielen kann. In den Gesprächen wird »Jugend« dabei nicht nur in Gestalt der Nachwendekinder zum Motor gesellschaftlichen Wandels. Auch die elterlichen Narrative über die Wendezeit bilden adoleszente Perspektiven auf das damalige Erleben des Umbruchs ab.

			Intergenerationalität – die Arbeit zwischen den Generationen

			Bevor wir uns den Falldarstellungen zuwenden, bedarf es einiger Überlegungen hinsichtlich der Frage, wie sich dieser Austausch zwischen den Generationen vollzieht. »Wir sind, was wir sind, durch unser Verhältnis zu anderen« (Mead 1934: 430) konstatiert Herbert Mead und meint damit die banale und zugleich wesentliche Tatsache, dass wir uns unablässig in Wechselwirkung mit anderen verhalten und daraus unsere Identität generieren. Die Familie gilt in der soziologischen Forschung einerseits als Ort der Reproduktion durch den Prozess der Sozialisation – durch das Hineinwachsen in bereits gegebene Strukturen, man denke etwa an die Schwierigkeit einer Bildungsmobilität innerhalb bestimmter Milieus, weil die familiären Prägungen für die individuelle Entfaltung von Persönlichkeitsmerkmalen von herausragender Bedeutung sind. Zugleich stellt die Familie immer auch einen Ort der Entstehung von Neuem durch die wechselseitige Aushandlung zwischen den Familiengenerationen dar. Somit bewegt sie sich auch auf der kommunikativen Ebene zwischen Kontinuität und Wandel, Stabilität und Flexibilität, Strukturerhalt und deren Veränderung (vgl. Haag 2018: 28f., Radicke 2014: 66), was Rückschlüsse zu den Wechselwirkungen zwischen den Lebenswelten familialer Milieus und gesamtgesellschaftlicher Transformationsprozesse ermöglicht (Rosenthal/Hinrichsen 2018: 246). Das zeigen zahlreiche Untersuchungen, die sich der Familie im Kontext von Transmissions- und Wandlungsprozessen nähern, zwar nicht ausschließlich, aber auch vor dem Hintergrund der DDR-Transformation (vgl. u. a. Apitzsch 2014, Bock 2000, Griese/Schiebel 2002, Griese 2006, Horvay 2010, Leonhard 2002, Radicke 2014, Wohlrab-Sahr et al. 2009, Zölch et al. 2012).

			Charakteristisch für das Interagieren unterschiedlicher Generationen ist das Wechselverhältnis von Autonomie und Heteronomie, also von Selbst- und Fremdbestimmung. Wie das Zitat von Herbert Mead deutlich macht, spielen die generational »bedeutsamen Anderen« eine wichtige Rolle bei der Frage, wer bin eigentlich ich? Gleichzeitig aber befinden wir uns nicht in einem starren Abhängigkeitsverhältnis, sondern verfügen immer auch über Spielräume der eigensinnigen Ausgestaltung (King 2017: 14). Um es mit Vera King zu formulieren: Die junge Generation entwickelt immer auch Schnittstellen und Weichen, um aus dem Gewordensein heraus das Eigene ihrer Generation entstehen zu lassen (vgl. Kind 2017: 16). Das wohl beste Beispiel ist die 68er Generation und deren beharrliches Hinterfragen der elterlichen und großelterlichen Verantwortung in der Zeit des Natio­nalsozialismus. Was der Sturm und Drang in der Geschichte der Literatur war, ist die Jugendphase für die Selbstfindung eines Menschen: sie ist begleitet von Rebellion, Aufbegehren und Disharmonie. Diese Ablösung ist notwendig, um Wandel voranzutreiben und dadurch zu einer Erweiterung individueller sowie kollektiver Möglichkeits- und Handlungsräume beizutragen. Ablösung bedeutet dabei aber in den wenigsten Fällen, einen radikalen Bruch oder gar ein vollständiges Herauslösen aus gewachsenen Strukturen zu vollziehen, sondern sie führt vielmehr zu einer produktiven Aneignung, verbunden mit einem Willen zur Veränderung. 

			Der Austausch zwischen den Familiengenerationen bewegt sich somit zwischen Kontinuität und Wandel, wobei gerade auch ­gesellschaftliche Veränderungen einen Einfluss darauf haben, wie Wissen zwischen den Generationen3 ausgehandelt wird, was ein hohes Maß an Flexibilität erfordert (vgl. Haag 2018: 28f.). Obwohl man den Dialog in der Familie in erster Linie als eine Wissensweitergabe von den älteren an die jüngeren Familienmitglieder verstehen könnte – wir haben den Krieg oder den Mauerbau erlebt und erzählen euch, wie es damals war – treten jüngere Familienmitglieder nicht zwangsläufig als passiv Rezipierende auf, sondern können durchaus auch eine aktive Rolle in Gesprächen übernehmen. Das kann dazu führen, dass auch ältere Generationen ihre Perspektive auf die Vergangenheit verändern4 (Völter 2009: 103). Gerade in Zeiten gesellschaftlicher Brüche, wie etwa nach 1989 in Ostdeutschland, stehen die Generationen vor der Herausforderung, die realen Veränderungen in ihren Dialog mit einzubeziehen. Neben einem Wandel politischer und ökonomischer Strukturen erlebt die ostdeutsche Teilbevölkerung mit ihrem Eintritt in den »Fertigstaat« (Staud 2003) der Bundesrepublik insbesondere auch sozio-kulturelle Veränderungen. Das, was in der DDR über Sozialisation und gelebte Erfahrung als real und – wenn auch nicht immer unhinterfragte – Alltäglichkeit galt, muss nun im Zuge der weitreichenden gesellschaftlichen Veränderungen neu kontextualisiert werden (vgl. Bergem 2005: 323). Nicht wenige ehemalige DDR-Bürger*innen erfahren mit dem Gesellschaftswandel gleichzeitig eine kollektiv-biografische Abwertung durch den in der Öffentlichkeit geführten DDR-Diskurs (Haag 2018b: 222). Ein Grundproblem besteht in der diskursiven Schieflage der öffentlichen Auseinandersetzung, da die ostdeutsche Teilgeschichte überwiegend auf dem Resonanzboden einer gesamtdeutschen ­Öffentlichkeit ausgehandelt wird, die den Handlungsbedingungen der ostdeutschen Bevölkerung jedoch mehrheitlich gar nicht ausgesetzt war (vgl. Sabrow 2010: 14).5 Nicht selten finden sich ostdeutsche Narrative, die dieser ­Großerzählung entgegenwirken oder zumindest eine Ergänzung darstellen. Je mehr es zur Gegenwehr kommt, desto größer ist die Wahrscheinlichkeit, dass diese in Form trotziger Gegenerzählungen ganz bestimmte Erzählungen über die Vergangenheit praktisch »einfriert«, um sie vor einer Vereinnahmung von außen zu schützen. Dieser Mechanismus blockiert unter Umständen die oben beschriebene Dynamik zwischen den Generationen im Sinne eines wechselseitigen Infragestellens von Orientierungen.

			Bislang ist, das belegen sozialwissenschaftliche Studien, ein offener Generationenkonflikt in Ostdeutschland ausgeblieben. Dies lässt sich insbesondere damit begründen, dass die Familie in Zeiten sozialen Wandels als »sozialer Kitt« im Verhältnis zwischen den Generationen fungiert, um Differenzen, die etwa mit der Integration in die neue Gesellschaft verbunden sind, zu überdecken (Wohlrab-Sahr/Karstein/Schmidt-Lux 2009). Je unsicherer die Umwelt, desto stärker ist das Sicherheitsbedürfnis nach innen. Wenn etwa der Verlust des Arbeitsplatzes und sozio-kulturelle Barrieren den Alltag dominieren, halten gerade die Familiengenerationen zusammen. Lothar Probst (2012) spricht angesichts des fehlenden, offen ausgetragenen Generationenkonfliktes von einem »Solidarisierungseffekt und Bündnis zwischen den Generationen, insbesondere zwischen der zweiten und dritten Generation« (Probst 2012: 226). Probst führt die Blockade im ostdeutschen Generationenkonflikt unter anderem auch auf die Entwertung ostdeutscher Transformationserfahrungen zurück, die das Zusammengehörigkeitsgefühl zwischen Angehörigen unterschiedlicher ostdeutscher Generationen verstärkt und einen Rechtfertigungsdruck nach außen produziert hat (vgl. Probst 2012: 227 f.). Folgt man Vera King (2012), könnte dies aus modernisierungstheoretischer Perspektive mitunter auch damit zusammenhängen, dass die sich rasant wandelnde Umwelt im Zuge des Umbruchs von 1989 die Auseinandersetzung zwischen den Generationen erschwert: 

			»Der sich beschleunigende Wandel schafft insofern zusätzliche Anforderungen: Permanente soziale Wandlungen und adoleszente Generationenspannung überlagern sich. Wenn alle sich ständig im Aufbruch befinden, wird es mit einer gewissen Zwangsläufigkeit schwieriger, Generationsdifferenzen anzuerkennen. In dem Maße, wie die Lebensentwürfe der erwachsenen Generationen durch den rotierenden Wandel permanent neu angepasst und wieder aufgelöst werden, droht die erwachsene Generation auch als Gegenüber, als generational Anderer ungreifbar zu werden.« (King 2012: 45)

			Eine sich daran anschließende Frage ist, wann ein solcher Generationenkonflikt möglich sein wird. Mit Blick auf die Generation der Nachwendekinder ergibt sich hier die Besonderheit, dass sie im Gegensatz zu ihren »älteren Geschwistern« – den Wendekindern – keine in der DDR verbrachte Kindheit und Jugend gegen diskursive Attacken verteidigen müssen. Die Wendekinder – auch oft als Dritte Generation Ost (Hacker et al. 2010) bezeichnet – sind zwar zunächst einmal aufgrund ihrer doppelten Systemerfahrung einerseits und der Umbrucherfahrung andererseits dafür prädestiniert, etwa die Unterschiede einer »östlichen und westlichen Sozialisation wahrzunehmen, kritisch zu bewerten und daraus neue Entwicklungsmöglichkeiten zu gewinnen« (Maaz 2013), aber bislang wurde diese Hoffnung enttäuscht. In einem Interview äußert sich Hans-Joachim Maaz dazu wie folgt: 

			»Ich hatte die Hoffnung, dass diese Generation eine Auseinandersetzung führen wird, die ich für wichtig halte. Ich habe mal den Vergleich mit den 68ern gewagt. Es hat diese Studentenrevolte von 1968 gebraucht, um die autoritären Verhältnisse, die noch aus dem Dritten Reich wirkten, aufzubrechen und kritisch zu hinterfragen. Ich habe immer damit gerechnet, dass es etwas Ähnliches auch nach der Wende geben muss.« (Heller 2016: 12)

			Offenbar sind die Wendekinder noch nicht in der Lage, Narrative aufzubrechen und in eine offene Konfrontation mit ihren Eltern zu gehen. Zwar haben Vertreter*innen der Dritten Generation Ost diese Konfrontation immer wieder angeregt – so etwa auch in ihrem Buch, in dem sie ihre Eltern mit den Worten dazu auffordern, »sich mit ihren Erinnerungen zu befassen und ihre Kinder dabei einzubeziehen« (Hacker/Maiwald/Stämmler 2012: 13) – doch vielleicht, so schlussfolgert Maaz in seinem Interview, »ist es noch nicht so weit« (Heller 2016: 12). Allerdings entwickelt sich unter den Nachwendekindern in den letzten Jahren ein Prozess des Suchens nach der eigenen Identität und der Verortung innerhalb des gesamtdeutschen Diskurses über die DDR und Ostdeutschland (Schönian 2019/2020)6. Dabei eignen die unmittelbar vor oder kurz nach 1989 Geborenen sich eine Vergangenheit und deren Nachwehen an, die nicht ihre eigenen sind (Nowotny 2019), ein Phänomen, das wir häufig auch bei Migrant*innen der dritten Generation feststellen können.7 

			»Der Osten ist nichts, was einfach da ist. Er ist eine Abstraktionsebene. Dass er für uns mehr ist als eine Himmelsrichtung, das liegt daran, dass wir ihn mit bestimmten Dingen in Verbindung bringen. Er entsteht durch angeeignetes Wissen und gemachte Erfahrungen – aber erst, wenn man diese bewusst reflektiert.« (Schönian 2019)

			Johannes Nichelmann, Jahrgang 1989, beschreibt in seinem Buch »Nachwendekinder. Die DDR, unsere Eltern und das große Schweigen« (2019) seinen Weg, Fragen zu stellen und möglicherweise keine Antworten zu erhalten, eine Erfahrung, die er mit vielen seiner Generation teilt.8 

			»Ich habe meinen Vater auch schon mit 17 nach dem Alltag in der DDR gefragt. Aber die Antwort war immer: ›Da rede ich nicht drüber, das geht dich nichts an.‹ Und dann fragt man als 20-Jähriger auch nicht mehr nach.« (Nowotny 2019)

			Nichelmann hat jedoch nicht aufgehört, Fragen zu stellen, obgleich er das als ähnlich schwierig empfindet wie Antworten zu geben (Nichelmann 2019: 145). »Zwar habe ich das Gefühl, Dinge aufzuwühlen, über die in den letzten dreißig Jahren viel Gras gewachsen ist«, meint Nichelmann, »doch scheint es mir richtig, weiter zu buddeln« (Nichelmann 2019: 147). Ähnlich sieht das auch Thembi Wolf (Jahrgang 1990), die in ihrem Artikel (2020) eine überraschende Erkenntnis über ein Mitglied ihrer Familie gewinnt. Noch nie wurde zuvor erwähnt, dass Holger* bei der Stasi gewesen sei. »Es ist nicht so, als hätte zuvor jemand gelogen. (…) Was er während der DDR beruflich machte, kam nie zur Sprache. Ich hatte aber auch nie gefragt«, rechtfertigt Wolf einerseits das bisherige Schweigen und räumt damit gleichzeitig ihre eigene Verantwortung ein: Wer etwas wissen will, muss Fragen stellen. Sind Nachwendekinder unbefangener, gelassener im Umgang mit der Vergangenheit ihrer Eltern und Großeltern? Unter welchen Umständen fällt es ihnen leichter, Fragen zu stellen, die möglicherweise das Sicherheitsgefüge zumindest punktuell gefährden und einen offen ausgetragenen Konflikt bewirken könnten? Diese Fragen sollen im Folgenden anhand von Interviewausschnitten (Haag 2018) beantwortet werden.

			Intergenerationaler Dialog als Produzent sozialen Wandels? 

			Die Interviewausschnitte stammen aus einem Forschungsprojekt zur Weitergabe DDR-spezifischer Orientierungen in ostdeutschen Familien (Haag 2018). Gemeinsam ist allen Familien, dass ihnen auch Vertreter*innen der Nachwendegeneration angehören. Zur Datenerhebung wurde das Gruppendiskussionsverfahren (Lamnek 1998) in Form von Familiengesprächen angewandt. Die Familien wurden mit einem Erzählstimulus dazu aufgefordert, sich über die DDR-Vergangenheit auszutauschen und dabei eigene Relevanzen zu setzen. Besonderes Augenmerk lag dabei auf der Frage, wie die Generationen den Austausch gestalten, welche Rolle die Nachwendekinder einnehmen und wie die Familien mit etwaigen intergenerationalen Konflikten umgehen.

			Familie Hoffmann: die Unantastbarkeit der Vergangenheit

			Familie Hoffmann ist wohnhaft in Berlin. Sohn Sascha kommt 1988 zur Welt und bezeichnet sich heute noch als »DDR-Kind«. Vater (1961) und Mutter (1962), beide Diplom-Betriebswirte führen einen Getränkehandel, da sie im Zuge der politischen »Wende« ihre Arbeitsstellen verloren haben. Bis 1989 arbeitete der Vater im Bereich Personenschutz. Dieser war als »Hauptabteilung Personenschutz« struktureller Bestandteil des Ministeriums für Staatssicherheit (MfS). Gegenüber Dritten wurde angegeben, die Mitarbeiter seien im Ministerium des Inneren (MdI) angestellt.

			Die Mutter war in der DDR im Einzelhandel beschäftigt. Beide waren überzeugte Mitglieder der SED. Die Erzählung der Hoffmanns offenbart ein in sich geschlossenes System der Erfahrungsweitergabe zwischen den Generationen. Mit der Erfahrung der Arbeitslosigkeit und »Herabstufung von 100 auf Null«, wie es der Vater umschreibt, geht zunächst eine nachhaltige Abwertungserfahrung einher. Der Vater fühlte sich »überflüssig« und »nichts mehr wert«. Seine konkrete berufliche Tätigkeit im Bereich des Personenschutzes bleibt bis zuletzt weitgehend unerwähnt. In seinem Fall ist es kein Arbeitsverlust, wie ihn ein Großteil der DDR-Bürger*innen im Zuge wirtschaftlicher Rationalisierungs- und Umstrukturierungsmaßnahmen erleben musste, sondern ein Resultat der politischen Wende. Das Gefühl der sozialen Abwertung mischt sich im Gespräch der Hoffmanns zunehmend mit der Erfahrung, die eigene Perspektive im öffentlichen DDR-Diskurs nicht wiederzufinden, sich teilweise sogar stigmatisiert zu fühlen. Die öffentliche Darstellung der DDR folge dem Narrativ eines »bösen Systems«. Dahinter verbirgt sich, obgleich die Familie diese Dimension nicht offen anspricht, die Entlarvung als »Täterfamilie«, die das totalitäre System aktiv mitgetragen hat. Der Fahnenwechsel, den viele der Kollegen des Vaters im Zuge der Wiedervereinigung als Maßnahme gegen die Arbeitslosigkeit vollzogen haben, kommt für ihn einem »Verrat am Fahneneid« gleich. Damit fühlt er sich gleichzeitig schutzlos an diejenigen ausgeliefert, die seine Vergangenheit infrage stellen. Auf die Erfahrung der Diskreditierung im Zuge der öffentlichen Auseinandersetzung mit der Vergangenheit reagiert die Familie mit einer Gegenerzählung und bindet dabei auch Sohn Sascha ein, der die DDR nicht mehr miterlebt hat. Offensichtlich versucht sich die Familie nach innen gegen die wahrgenommene äußere »Bedrohung« abzuschirmen: 

 

			Vater:	Also wir versuchen schon, diesen Gedanken irgendwo wach zu halten, vor allen Dingen aber auch Leuten zu erklären, die überhaupt keine Ahnung davon haben, dass es da mal was gegeben hat. Was anders war, als was propagiert wird oder in der öffentlichen Meinung, was einfach anders war. (..) Das is unsere Mission. 

						Vater:	Ja, so kann man sagen. Was wir ihm auch übergeben haben. 

			Sascha:	Ja weil wirs halt einfach nicht zulassen, dass -

			Vater:	Wir lassen uns nicht unterbuttern. Wenn man das ein bisschen realistischer und objektiver gesehen hätte, hat man gar keinen Grund, son bisschen bösartig dagegen vorzugehen. Aber es is halt so, man wehrt sich eben bisschen gegen bestimmte Meinungen, die nicht stimmen. (.) Und umso unwahrer die sind, umso mehr wehrt man sich, umso, is doch normal. 

 

			Die Familie ist so in der gemeinsamen Gegenstimme vereint, der latente Generationenkonflikt wird dadurch unterbunden. Stattdessen erhält Sascha eine Scharnierfunktion zwischen der elterlichen Erfahrung und der gegenwärtigen Deutung. Er übernimmt die Aufgabe der Weitergabe, wie es wirklich war. Seine nachfolgende Äußerung macht deutlich, dass er dieser Aufgabe auch gerecht werden möchte:

 

			Sascha:	‘88 geboren. Das waren die besten zwei Jahre meines Lebens und dann gings bergab. Das ist mein Lieblingsspruch @. Also DDR-Kind - natürlich, weil DDR ja nicht 1990 beendet war. Ähm, ne Gesellschaft lebt durch Menschen und wenn die Menschen noch leben, dann wird dieses Gesellschaftssystem noch weitergetragen. Also natürlich nicht die, den politischen Aufbau oder dieses ganze Konstrukt Staat, aber der Mensch an sich und seine Einstellungen und seine Bildung, seine Erziehung ist natürlich noch vorhanden und wenn er das weitergibt, dann kann ich sagen, dass ich irgendwo ein Kind der DDR bin, weil meine Eltern in der DDR groß geworden sind und ich durch meine Eltern. Also, so kann man das natürlich sagen, dass ich ein DDR-Kind, nicht nur die zwei Jahre, die ich da geboren worden bin. Das ist dann immer, is ja irrelevant, wichtig ist ja, dass ich tatsächlich noch irgendwo was mitgekriegt hab. Also in der Erziehung zum Menschsein. Ja, das ist ja viel entscheidender.

			Als Sascha die Rolle der Frau in der Gesellschaft der DDR hinterfragt und damit ein weiteres kontroverses Thema aufwirft, droht allerdings das Arrangement zu zerbrechen. 

 

			Sascha:	Gabs das eigentlich auch für Männer, so nen Haushaltstag? 

			Mutter:	Ne, nur wenn de alleinerziehender Vater warst. 

			Sascha:	Ach so. Sonst die Frau? Warum das denn? 

			Vater:	Naja das war- 

			Mutter:	Na, damit du eben deinen Haushalt machst, deswegen Haushaltstag, Wäsche waschen, was weiß ich.

			Sascha:	Das is ja doof.

			Vater:	Ne, das war nur für Frauen. 

			Sascha:	Is ja n bißchen sexistisch, wenn man so will.

			Vater:	Naja.

			Sascha:	Naja doch. Aber das heißt ja, dass ne Rolle aufgezwungen wird (.) von der Frau.

			Mutter:	Ja, aber wenn du die -

			Sascha:	Warum bei der Familie, warum kann der Vater nicht Haushaltstag machen? 

			Vater: 	Haushaltstag hieß ja im wörtlichen Sinne, dass man seinen Haushalt bisschen in Ordnung bringt. 

			Sascha:	Naja, aber warum, isses, muss das die Frau machen? 

			Vater:	Weil ich nicht mit der Waschmaschine klarkomme. 

			Sascha:	Ja, genau. 

			Vater:	Das war auch einfach, um die Frauen bisschen zu entlasten, weil die hatten ja dann doppelten Beruf. 

			Sascha:	Ja ja, aber

			Vater:	Die Männer natürlich och, äh, aber zu DDR-Zeiten war das schon so, dass die Frau sich um die Kinder kümmert 

			Mutter:	Wegbringt und Abholt. 

			Vater:	Was natürlich in der Praxis ganz anders lief, aber es is so ne Klischeevorstellung. So was gabs auch. 

			Sascha:	Ja. 

			Vater:	Aber nich so wie im Westteil, wo dann eben die Frau wirklich Mutter und Hausfrau zu sein hat (.) oder möglichst. Das nicht. Wir hatten uns ja letztens auch drüber unterhalten, dass grad in Betrieben und so viele viele Frauen leitende Positionen hatten, was ja heute immer nochn Knackpunkt is, wo sie drum kämpfen. Das war bei uns normal. Ne Frau als Vorgesetze zu haben, war überhaupt kein Thema. 

			Sascha:	Was ja neuerdings auch is, aber ich glaub das is nur durch den Einfluss der DDR. 

			Vater:	Vielleicht ja. Denk ich mal.

 

			An dieser Unterhaltung wird ein Konflikt zwischen den Generationen sichtbar, der zunächst offen ausgetragen wird, auch wenn insbesondere der Vater versucht, die Situation selbstironisch zu überspielen. Doch Saschas hartnäckiges Nachfragen fassen die Eltern kollektiv als Angriff auf; Sascha verkörpert erstmals einen Widerspruch, der ihre eigene Erfahrungswelt infrage stellt. Dabei entwickelt sich der monatliche Haushaltstag, den es in der DDR für Mütter und verheiratete Frauen gab, zu einem echten Reibungspunkt: Einerseits sehen die Eltern in der gleichberechtigten Einbindung der Frau in das Berufsleben eine Errungenschaft gegenüber der Bundesrepublik. Andererseits führt Ihnen ihr Sohn vor Augen, dass die DDR-Gesellschaft gerade mit dem Haushaltstag das Modell der klassischen Geschlechterrollen konserviert beziehungsweise sogar institutionalisiert hatte. Den Vorwurf an die berufstätige Mutter in der DDR, sie habe sich um ihre Kinder nicht gekümmert, sondern nur »weggebracht und abgeholt« wertet der Vater als Klischeevorstellung. Um das Verhältnis zwischen den Generationen nicht zu gefährden, verweist der Vater auf die Selbstverständlichkeit von weiblichen Führungskräften in DDR-Betrieben, worum heute gekämpft werden müsse. Die Kritik am westdeutschen Rollenmodell und der Vorreiterdiskurs über die DDR verdecken den entstandenen intergenerationalen Konflikt, was zur Folge hat, dass sich die Eltern nicht mehr mit der aufgeworfenen Kritik auseinandersetzen müssen. 

			Familie Koch: Die Vergangenheit als Heimat ohne Identifikation

			Familie Koch lebt in einer mittelgroßen Stadt in Thüringen. Die Eltern (beide Jahrgang 1965) haben sich über die Kirchengemeinde kennengelernt. Die Familie hat bis heute ihren christlichen Glauben bewahrt. Im Herbst 1989 waren Vater und Mutter im »Neuen Forum« aktiv und traten für die Idee eines demokratischen Sozialismus ein. 1990 kommt Sohn Mario zur Welt, der heute in C-Stadt Geschichtswissenschaften studiert. 1992 wird Nele geboren, die in M-Stadt Medizin studiert. Die jüngste Tochter Clara, Jahrgang 1996, besucht, wie die älteren Geschwister vor ihr, die Waldorfschule. Das Gespräch mit Familie Koch offenbart schon bald, dass vor allem Sohn Mario seine Eltern immer wieder mit Fragen konfrontiert, die ihre Sicht auf die Vergangenheit infrage stellen. Bereits zu Gesprächsbeginn fordert Mario seine Mutter auf, auch einmal etwas Positives über die DDR zu erzählen, denn es könne doch damals nicht alles schlimm gewesen sein. Mit dieser gezielten Provokation will er ganz bewusst an den Grundfesten der elterlichen Überzeugungen rütteln. Im weiteren Gesprächsverlauf wird deutlich, dass gerade diese Frage immer wieder Anlass für Diskussionen bietet. Mario ist mit der einseitigen Fokussierung der elterlichen, insbesondere der mütterlichen Sicht auf die negativen Aspekte des DDR-Lebens nicht einverstanden und fordert eine kritischere Reflexion ein. So etwa auch, als er einige der damaligen Vorteile anspricht, die es trotz der vielfältigen Einschränkungen gab: 

 

			Mario:	Naja, wie gesagt. Man muss halt auch die Vorteile sehen. Zum Beispiel nach Prag konnte man fahren, da warn noch nich so viele Touristen dort. Zu Ostzeiten für Euch. 

			Vater:	Damals. Das stimmt. Prag war viel schöner als es jetzt ist. Da haste recht.

			Mutter:	Prag war viel schöner, aber da, ich find, das is ja ne gefährliche Diskussion. 

			Mario:	Na, ich find das aber eigentlich viel interessanter. 

			Mutter:	Ja, ich würd in manchen Dingen gern die Zeit zurückdrehen, aber das, diese Diskussion, die is ja ganz schnell mit Menschen heutzutage, die dann sagen, ach, wie was war in der DDR alles gut. 

			Mario:	Ja, genau, deswegen. Darauf wollt ich hinaus.

			Mutter:	Das kann ich mir denken. 

 

			Der Gesprächsausschnitt verdeutlicht das Aufeinanderprallen unterschiedlicher Erfahrungsräume der Generationen und setzt zugleich eine generationale Dynamik frei: Die Mutter ist nicht in der Lage, über die Vorteile der Vergangenheit zu reden, sie muss sich innerlich und verbal abgrenzen und rechtfertigen. Dabei entsteht ein Gegensatz zwischen der erfahrungsbedingten Befangenheit der Mutter und Marios nachdrücklichen Fragen nach dem Positiven in der Vergangenheit. Über die Fragen der Kinder setzen sich die Eltern auch mit ihrer eigenen Jugend auseinander. Mit Blick auf das angepasste Verhalten im DDR-System wird die Diskrepanz zu der Erzählung deutlich, die heute den öffentlichen Raum dominiert. Besonders auffällig wird der Widerspruch zwischen den Erlebnissen in ihrer Jugend und der gegenwärtigen Erzählung, als die Mutter auf ihre Mitgliedschaft bei den Jungpionieren und der FDJ zu sprechen kommt. Sie beschreibt ihren kindlichen Wunsch, dazugehören und ein Pionierhemd besitzen zu wollen, wie alle anderen. 

 

			Mutter:	Irgendwann hab ich ma zum Beispiel mir gewünscht, dass ich auch so en Pionierhemd hab, also also man hatte ja das Halstuch und dann noch das Pionierhemd gehabt, das is mit Emblem so. Weiß ich nich, was war denn da für en Emblem drauf, keine Ahnung. Natürlich hatten wir kein Pionier- kein Hemd, sondern nur das Halstuch. Und dann gabs ja, wie hießen die erst? Da gabs die Jungpioniere und dann die Thälmann-Pioniere. Und als ich die Jungpioniere warn bis zur dritten Klasse, blaues Halstuch, das hast du auch noch oder hast das umgehabt ma irgendwie wenn dann da ma irgendwas war, also nich es war auch die Ausnahme und Thälmann-Pioniere und dann wollt ich auch mal so en Pionierhemd haben.

			Mario:	Warum?

			Mutter:	Na weil ich gern dazu gehören wollte.

			Vater:	Als Kind musst du schon recht stark sein, dass wenn Menschen was verbindet, dass dass du gewisse Dinge nich mitmachst. Ja.

			Mario:	Ja gut.

			Mutter:	Dann hab ich so en Pionierhemd bekommen. Das fand ich total klasse.

 

			Deutlich wird ihr Wunsch, über die entsprechenden Attribute der Jugendorganisationen sichtbar dazuzugehören. Als Mario fragt, warum die Mutter dieses Hemd haben wollte, erscheint ihm ihre Antwort offenbar hinlänglich plausibel. Der Vater rechtfertigt das damalige Bedürfnis der Mutter, wodurch ein Konflikt der Eltern sichtbar wird: Sie müssen ihr damaliges Erleben mit dem gegenwärtigen Blick auf die Vergangenheit in Einklang bringen. Die Mutter greift dazu auf das Bild des »unmündigen Kindes« zurück, das sein politisches Handeln nicht hinterfragen kann. Das ändert sich für sie allerdings mit dem Eintritt in die FDJ. 

 

			Mutter:	Bei der FDJ wars halt schon anders. Ne, also das war schon, hätt ich nicht mehr hingewollt. 

			Clara:	Ja warst Du dann noch in der FDJ? 

			Mutter:	Na da warn alle. Also nicht alle, natürlich gabs auch en paar, die warn nicht, aber es warn die wenigsten. Wie gesagt, da hätt ich ne Widerstandskämpfermutter haben müssen und so war meine Mutter nicht. Also ganz wenige, behaupt ich, also es sind die absoluten Ausnahmen gewesen, haben in dem Alter gesagt, ich mach das nicht. 

			Mario:	Also gabs auch gute Seelen. 

			Mutter:	Natürlich, es gab auch gute Seelen. 

 

			Durch das Nachfragen ihrer Kinder muss sich die Mutter mit ihrem damaligen Handeln auseinandersetzen und wird mit dem Widerspruch ihrer ablehnenden Haltung gegenüber dem DDR-System einerseits und ihren konformistischen Mitgliedschaften in den Jugendorganisationen der DDR andererseits konfrontiert. Dieser Widerspruch ergibt sich aus dem jugendlichen Wunsch nach Zugehörigkeit einerseits (Kontinuität) und dem gleichzeitigen Bedürfnis nach Abgrenzung andererseits (Wandel). Letzteres wird allerdings in einem totalitären System wie der DDR-Gesellschaft von außen unterbunden. Jugend kann nur dann zum Wandel beitragen, wenn die Rahmenbedingungen freie Entscheidungen von Ein- und Ausschluss, Dazugehören und sich Abgrenzen ermöglichen. Die Entscheidung eines (abhängigen) Kindes muss in direktem Zusammenhang mit der elterlichen Positionierung zum politischen System gesehen werden; die Einbindung in einen sozialisatorischen Zusammenhang bleibt auch im zunehmenden Jugendalter bestehen. 

			Familie Sonnfeld: Die Vergangenheit als Vexierbild 

			Am Gespräch mit Familie Sonnfeld nahmen die Mutter (1974, Krankenschwester), der Vater (1968, Musiker), Tochter Jule (1992, Schülerin eines Gymnasiums) sowie Sohn Henrik (1999, Schüler eines Gymnasiums) teil. Familie Sonnfeld wohnt in Berlin, der Vater ist in einer ostdeutschen Kleinstadt geboren. Durch sein nichtkonformes Verhalten (z. B. Verweigerung der Teilnahme an politischen Jugendorganisationen) gerät er oft in Konflikt mit dem SED-System, was Repressionen auf seinem Bildungsweg zur Folge hat. Erst nach der politischen Wende übt er seinen Traumberuf als Trompeter aus und steht der DDR-Vergangenheit aufgrund der damaligen Behinderungen in seiner Berufsbiografie sehr kritisch gegenüber. Die Mutter, gebürtige Berlinerin, stammt aus einer christlichen Familie, war aber dennoch bis zu ihrem 15. Lebensjahr Mitglied in allen Jugendorganisationen der DDR. Die sehr unterschiedlichen Orte und Prägungen ihrer Kinder- und Jugendzeit stellen sich im Gesprächsverlauf immer wieder als Erklärungen für die Erfahrungsdifferenzen zwischen Vater und Mutter heraus. Die Kinder Jule und Henrik kommen in Berlin zur Welt. Jule besucht zum Zeitpunkt des Interviews die 12. Klasse eines Gymnasiums. 

			Jule beteiligt sich sehr rege am Gespräch und bringt dabei stets auch ihre eigenen Ansichten mit ein, so etwa in Bezug auf die Berliner Mauer: 

 

			Jule:	Und also die Entwicklung von 49 bis 90 stell ich mir so krass vor, weil zum Beispiel Opa hat erzählt, dass ers noch kurz - also 61 wurde die Mauer gebaut, ne? 

			Vater: 	Mh.

			Jule:	60 oder 61. Und er hat mir erzählt, dass er kurz davor noch in Berlin war und da hin und hergetiegert ist, so ungefähr.

			Mutter:	Das stimmt, das hat er letztens erzählt. 

			Jule:	Und also ich kann mir das gar nicht vorstellen, dass mir einfach gesagt wird: Nö du darfst da jetzt nicht mehr lang und ähm, ich hätt mich da total gesträubt, mir kann doch nicht jemand sagen, dass ich zu meinem Nachbarn nicht mehr rüber darf. Na hier! 

			Mutter:	Naja, das kann man jetzt so sagen. Damals war das normal. Mein Opa zum Beispiel, der hat in ner Bewag gearbeitet und sein Büro, das war ja L., direkt am S-Bahnhof L., da wo dieser Bogen ist und sein Bürofenster, also das war total absurd, du hast, wenn du aus dem Fenster geguckt hast, hast du quasi die S-Bahnschienen gesehen, die quasi vom also, vom Tränenpalast Richtung Westberlin gingen. Also da war schon kein Ostberlin quasi mehr und dann hat man in der S-Bahn immer die Leute gesehen, die nach Westberlin gefahren sind. Das war total komisch, ich war relativ oft ihn da immer besuchen und da hast du da immer am Fenster gestanden und hast da gedacht: Oh, die können alle in den Westen fahren. Eigentlich, wenn man mal so drüber nachdenkt, war das eigentlich total absurd. 

			Vater:	Also für mich war das zum Beispiel nicht so. Ich war ja nicht als Kind in Berlin.

			Jule:	Du hast es auch nicht so direkt miterlebt. 

			Mutter:	Bei mir war das echt krass.

 

			Jule versucht sich in die damalige Situation hineinzuversetzen und lehnt die Passivität der DDR-Bevölkerung brüsk ab, indem sie sich als Rebellin im Kampf gegen die Mauer darstellt. Die Mutter ist mit Jules Beurteilung der Vergangenheit jedoch nicht einverstanden und beschreibt die weit auseinanderliegenden Erfahrungshorizonte von ihr und ihrer Tochter. Aus heutiger Sicht ist Jules Argumentation durchaus schlüssig, geht man aber von den damaligen Erlebniszusammenhängen aus, war eine derartige Beurteilung der Situation gar nicht möglich und wohl auch nicht notwendig, denn »damals war das normal«. Diese Normalität dient als Rechtfertigung der von Jule kritisierten Passivität. Die Existenz der Mauer und die damit einhergehenden Einschränkungen wurden damals als Normalität hingenommen und nicht weiter hinterfragt. 

			Dass es bei dieser Auseinandersetzung letztendlich darum geht, wer die Deutungsmacht über die Vergangenheit besitzt, wird besonders deutlich, als Jule und ihre Mutter auf die Wendezeit zu sprechen kommen:

			Mutter:	Ich meine, das sind ja och, das muss man ja auch mal sehen, zwei völlig komplex andere Gesellschaftssysteme. Damals und heute.

			Jule:	Ich versteh nicht, wie die - wie die zusammenfinden konnten. Oder dass die DDR sich so.

			Mutter:	Wie die zusammenfinden konnten? Was hatn da zusammengefunden? Gar nichts.

			Jule:	Nein, aber ich meine, dass da zwei Welten aufeinander geprallt sind nach der Wende. 

			Mutter:	Ja.

			Jule:	Und des hat ja funktioniert. Also klar, es war natürlich für alle ne riesen Umstellung, aber wie man ja heute sieht, es hat ja irgendwie funktioniert und man konnte sich ja anpassen anscheinend. Aber –

			Mutter:	Also ich finde, würde nicht sagen, dass das funktioniert hat. Es geht natürlich

			Jule:	Naja, funktioniert im Sinne von man lebt miteinander. Es heißt ja nicht, dass alles supi jetze is, sondern einfach, dass die DDR sich soweit integrie­ren konnte und auch die BRD –

			Mutter:	Ne, Ne, Ne. Nicht integrieren konnte, integrieren musste.

			Vater:	Mh.

			Mutter:	Die DDR wurde, wurde quasi fast von heute auf morgen, es war natürlich ein bisschen schleichender aber, aufgelöst. Man wurde seiner Identität beraubt.

			Jule:	Echt, so krass?

			Mutter:	Ja absolut.

			Vater:	Ich würde das für mich nicht sagen.

			Mutter:	Also ich bin froh, dass das so passiert ist, aber also ich –

			Vater:	Ich wurde nicht meiner Identität beraubt.

			Mutter:	Doch. Als, als DDR-Bürger, deinen Staat gibts doch gar nicht mehr. Es gibts doch alles nicht mehr. Und wenn du heute –

			Vater:	Ja, ich hab mich aber auch nicht als Identitäts-DDR-Bürger würde ich mich nicht sehen und war ich auch damals nicht.

			Mutter:	Naja, aber war man ja nun mal. Das ist ja, ich will das gar nicht bewerten. Also ich brauch des nicht bewerten, weil ich war 15, also ich bin froh, dass es so passiert ist. Aber, man kennt ja nun auch schon viele ältere Leute, die des über Jahre und Jahrzehnte, viel länger mitgemacht haben als ich, und die haben, also würde ich mal behaupten, ne Identitätskrise bekommen. 

			Vater:	Ja sicher.

 

			Das Aufeinanderprallen von sehr unterschiedlichen Welten manifestiert sich auch im Zwiegespräch zwischen Mutter und Tochter. Jules retro­spek­tive Betrachtung ohne eigene Transformationserfahrung lässt einen weitgehend neutralen Blick auf den Wandlungsprozess zu, der zu einer Annäherung der beiden Staaten geführt hat, was in ihren Augen »funktioniert«, auch wenn nicht »alles supi jetze is«. Sie nimmt zwar Probleme wahr, sie stellen in ihren Augen jedoch keine unüberwindbaren Barrieren für das Zusammenwachsen dar. Die Mutter stellt die Äußerungen ihrer Tochter infrage, wobei sie eine Dramaturgie des Systemumbruchs aufbaut, die ihre persönliche Betroffenheit zum Ausdruck bringt. Offenbar hat sich die Tochter ein Bild von Transformation und Wiedervereinigung gemacht, das von den Erfahrungen der Mutter abweicht. Als der Vater eine dritte Perspektive einbringt, indem er auf seine fehlende Identifikation als DDR-Bürger eingeht, argumentiert die Mutter mit ihrem damaligen Erleben und ihrer Unmündigkeit. Ein ähnliches Erklärungsmuster ist uns bereits bei Familie Koch begegnet. Mit den Worten »ich brauch das nicht bewerten, denn ich war erst 15« positioniert sie sich eindeutig in der Jugendphase und befreit sich gleichzeitig von der Verantwortung, die Geschehnisse objektiv zu bewerten. 

			Dass alternative Entscheidungen durchaus möglich waren, zeigen die Erfahrungen ihres Mannes, der sich anders als seine Frau gegen jegliche Mitgliedschaften in politischen Jugendorganisationen entschieden hatte. 

 

			Vater:	Und es gab dann son Punkt, ich würd sagen, der war so in der siebten, achten Klasse, wo ich auch mit meinen Eltern dann auch mal am Tisch saß und äh die gesagt haben: Naja, wir ahnen schon, wir können dich da nicht wirklich beeinflussen und wir unterstützen dich auch, aber die Haltung, die du da zeigst, ist kreuzgefährlich. Überleg dir das nochmal gut, ob du da wirklich nicht mitmachst. Nicht dass du in fünf Jahren ankommst und sagst: Ihr hättet mir davon abraten sollen. Was hier passiert ist, ist eigentlich ein Wahnsinn oder so. Also, und insofern, den Moment gabs schon, wobei ich natürlich heute sagen würde: also das kann man einfach mit 14 Jahren ganz schwer einschätzen. Ich war einfach so 

			Mutter:	Kannste gar nicht.

			Vater:	sturm-und-drang-mäßig, so nach dem Motto: Kein Problem, ich gegen den Rest der Welt. 

			Mutter:	Genau, der junge Wilde.

			Vater:	Genau, also von daher also hab ich das mutig offensiv entschieden und und bin meiner Intuition gefolgt und hab das einfach nicht mitgemacht. Und da haben mich natürlich meine Eltern unterstützt, was ja auch ihr grundsätzlich auch ihre Haltung war, aber sie waren – 

			Jule:	Sie waren sich der Konsequenzen daraus halt bewusst. 

			Vater:	Viel viel mehr als ich natürlich.

			Mutter:	Na klar.

 

			Mit »ich gegen den Rest der Welt« beschreibt er sich als jugendlicher Rebell, der schon im Alter von etwa 14 Jahren der Autorität des Staates getrotzt hat. Dass er noch heute stolz auf den heiklen Kampf ist, drückt die Bemerkung »ist eigentlich ein Wahnsinn« aus. Sich gegen die politische Integration in das DDR-System zu entscheiden, erforderte einen Mut, den weder seine Frau noch Frau Koch besaßen. Auch in dieser Gesprächssequenz wurde auf die Haltung verwiesen, die man in der DDR brauchte, um dem Konformitätsdruck zu widerstehen. Anpassung war damals die Regel, Aufbegehren eher die Ausnahme. 

 

			Vater:	Ich hab halt einfach nur versucht, etwas nicht mitzumachen quasi, das in ner gewissen Konsequenz. 

			Jule:	Und dir wars das dann auch wert, dass du sagst: Ne, dann studier ich halt nicht, dann geh ich halt nicht aufs Gymnasium –

			Vater:	Absolut ja. Also ich war nicht käuflich, das wars mir wert, ja. Und ich war dann später auch der einzige, der nicht in der FDJ war. Und ich war auch der einzige, der nicht Jugendweihe gemacht hat. Und das in irgendnem Provinznest.

 

			Jugend in der DDR hat nur eingeschränkt zum gesellschaftlichen Wandel beitragen können und musste dafür häufig Einschränkungen in der biografischen Entwicklung in Kauf nehmen. 

			Ausblick

			Die drei Gespräche zeigen, dass im Vergleich zwischen den Generationen sehr unterschiedliche Umgangsweisen mit der DDR-Vergangenheit zu beobachten sind. Die Nachwendekinder übernehmen zum einen die Rolle der Vermittler*innen auf dem Weg zu familiärer Selbstbehauptung. Haben sie die Möglichkeit, kritisch nachzufragen, können sie die etablierten Wissensbestände über die Vergangenheit zumindest teilweise infrage stellen. Wie die Beispiele illustrieren, ist die Dynamik zwischen den Generationen stark von den öffentlichen Diskursen abhängig. Das bezieht sich sowohl auf die Jugendphase in der DDR-Vergangenheit als auch auf die Nachwendezeit. Diese diskursive Struktur bildet eine Klammer, einerseits können Solidarisierungseffekte als Abwehrmechanismus die ostdeutsche Generationendynamik blockieren, andererseits vermag die offene Auseinandersetzung über heterogene Erfahrungen zum Wandel von Wissen beizutragen (im Beispiel von Familie Koch oder Familie Sonnfeld). Je mehr sich eine Familie in ihren Erfahrungen marginalisiert und nicht anerkannt fühlt, desto stärker ist das Bedürfnis, eine kontinuierliche Erzählung zu generieren, die den Nachwendekindern wenig Raum gibt, kritisch nachzufragen. Inwiefern sich ein Generationenkonflikt mit den Nachwendegeborenen im ostdeutschen Generationengefüge andeutet, lässt sich anhand des Datenmaterials nicht ohne Weiteres erkennen. Allerdings zeigt sich deutlich: Vertreter*innen dieser Generation sind auf der Suche nach Antworten. 
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			Anmerkungen


			
				
					1	Gabriele Rosenthal (1995) spricht im Kontext lebensgeschichtlicher Interviews und deren Rekonstruktion von erlebter und erzählter Lebensgeschichte.

				

				
					2	Das Projekt ist zugleich meine Dissertation an der Universität Hamburg (Haag 2018).

				

				
					3	Inowlocki (1993, 2017) findet für den reziproken Prozess zwischen den Genera­tionen den Begriff »intergenerationaler Arbeit«, worin sich eine Verschränkung familialer, gesellschaftlicher und zeithistorischer Strukturentwicklungen offenbart, die sich in der Heterogenität familialer Bezugnahme äußert und »quer liegende Erfahrungen und Perspektiven in den intergenerationalen Dialog innerhalb der Familien« (Völter 2009: 104; vgl. auch Zinnecker 2009: 144 f.) einbezieht.

				

				
					4	Zinnecker bezeichnet diesen Prozess als »sozialisatorische Rückwirkung« (Zinnecker 2009: 143).

				

				
					5	Broden und Mecheri (2007) sprechen im Kontext der Anerkennung und Sichtbarmachung von Identitäten in einer von Differenz- und Dominanzverhältnissen ge­­prägten Gesellschaft von einer »repräsentationalen Ungleichheit« (Broden/Mecherill 2007: 15), was sich auf die ostdeutsche Bevölkerung im Post-DDR-Diskurs übertragen lässt (vgl. Haag 2018b: 226).

				

				
					6	Valerie Schönian stellt in ihrem Zeit-Artikel (2019) eine Reihe von Projekten zusammen, die eine rege Identitätsarbeit unter den Nachwendekindern belegen. 

				

				
					7	Naika Foroutan et al. (2019) untersuchten in ihrer Studie zu ost-migrantischen Analogien die Gemeinsamkeiten ostdeutscher Erfahrungen mit denen von Menschen mit Migrationshintergrund. 

				

				
					8	Siehe auch den Beitrag von Johannes Nichelmann in diesem Band II.
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			Das Alte ist noch nicht vergangen, das Neue hinterlässt schon erste Spuren. In diesem »Zwischenreich« entwickeln die Menschen in der DDR ein neues und zwiespältiges Lebensgefühl. Dorf-Konsums in Leitzkau, Kreis Zerbst, Juli 1990. (Bildausschnitt, Volker Döring) 

		

	
		
			Katja Salomo

			Abwanderung, Alterung, Frauenschwund

			Der Einfluss des demografischen Wandels auf die politische Kultur in Ostdeutschland

			Der Einzug der »Alternative für Deutschland« in den 19. Deutschen Bundestag und deren seitdem anhaltenden Erfolge markieren eine politische Zäsur für Deutschland, es ist die erste nationalistische (Volkens et al. 2018), rechtsradikale Partei (Arzheimer/Berning 2019), die seit Ende des Zweiten Weltkrieges ins bundesdeutsche Parlament einzog. Wenngleich die AfD Stimmen in allen Regionen und Bevölkerungsgruppen in Deutschland erhalten hat, ist ihr besonders hoher Stimmenanteil in ostdeutschen Regionen auffällig. Das warf erneut Fragen nach den Besonderheiten der politischen Kultur in Ostdeutschland auf. Ähnliche Fragen wurden in jüngerer Vergangenheit angesichts der erhöhten Prävalenz von politisch motivierten Gewalttaten im Osten Deutschlands (gemessen an der Einwohner*innenzahl) (Amadeu Antonio Stiftung und PRO ASYL 2020) und des anhaltenden Erfolgs der PEGIDA-Bewegung (Vorlaender/Herold/Schaeller 2016) gestellt. 

			Schon die Analysen der regionalen Unterschiede bei den Ergebnissen der Bundestagswahl 2017 verwiesen auf das fortwährende wirtschaftliche Ge­­fälle zwischen West- und Ostdeutschland (Hilmer et al. 2017) und auf die seit den 1990er Jahren stärkere Affinität zu rechtsextremen Parteien in Ostdeutschland, die PEGIDA und AfD den Weg bereitet hat (Richter/Bösch 2017). Man ist lange davon ausgegangen, dass die prekäre wirtschaftliche Lage in vielen ostdeutschen Regionen in den ersten zwei Jahrzehnten nach der Wiedervereinigung zu einer stärkeren Akzeptanz von fremdenfeindlichen, antipluralistischen und demokratieskeptischen Ideologemen geführt hat und auf diese Weise bis heute nachwirkt. Im letzten Jahrzehnt hat sich die Wirtschaftslage in Ostdeutschland allerdings vielerorts so nachdrücklich verbessert, dass man fragen muss, warum der Aufschwung nicht anzukommen scheint. 

			Doch die positive wirtschaftliche Entwicklung Ostdeutschlands verdeckt die tiefgehenden demografischen Umwälzungen und deren Folgen, von denen viele ostdeutsche Regionen simultan erfasst wurden. Der massive Bevölkerungsverlust nach der Wiedervereinigung, zuletzt vor allem ein Verlust junger und gut ausgebildeter Menschen und darunter mehr Frauen als Männer, im Zusammenspiel mit geringen Geburtenraten, Landflucht und steigender Lebenserwartung haben die Bevölkerungszusammensetzung vielerorts so nachhaltig verändert, dass die demografische Lage in Ostdeutschland weltweit ohne Vergleich ist.

			Die prekäre demografische Situation in ostdeutschen Regionen steht zumindest in einem statistischen Zusammenhang mit den Wahlerfolgen der AfD, was teilweise mit der ländlichen Prägung dieser Regionen erklärt wird (Follmer/Kellerhoff/Wolf 2018). Zunehmend jedoch verstehen Forscher*innen die demografische Situation als Ursache für die sich ausbreitende »Perspektivlosigkeit«, die den Erfolg rechtsradikaler Parteien in den entsprechenden Gebieten der neuen Bundesländer miterklären könnte (Franz/Fratzscher/Kritikos 2018).

			Die Auswertung einer in Deutschland einzigartigen Datenquelle, die über Thüringen zur Verfügung steht, belegt, dass sich das Zusammenspiel von hoher Abwanderung, Alterung, Männerüberhang, wenig Kindern und Ju­­gendlichen in den betroffenen Regionen in gefühlter Benachteiligung, Abstiegsängsten und Unzufriedenheit niederschlägt und diese Wahrnehmungen intolerante, demokratieskeptische Einstellungen befördern. Der Beitrag stellt diese Ergebnisse vor und diskutiert im Anschluss, über welche Mechanismen prekäre demografische Verhältnisse die Lebensbedingungen der Menschen vor Ort beeinflussen – allerdings hat die Forschung erst begonnen, diese komplexen sozialen Prozesse genauer zu beschreiben. Zu Beginn jedoch soll die demografische Situation Ostdeutschlands beschrieben und am Beispiel von Thüringen illustriert sowie bekannte ursächliche Faktoren angeführt werden.

			Zur demografischen Lage Ostdeutschlands

			Man stelle sich für einen Moment vor, Thüringen sei ein Nationalstaat: Dann hätte dieser im Vergleich mit über 200 anderen Ländern (United Nations 2019; World Bank 2019) den nach Japan zweithöchsten Altenquotient (definiert als Anteil der ab 65-Jährigen an allen 15- bis 65-Jährigen), nach Hongkong, den Vereinigten Arabischen Emiraten, Katar, Macau und Südkorea den sechstgeringsten Jugendquotient (definiert als Anteil der unter 15-Jährigen an allen 15- bis 65-Jährigen) und nur neun Länder in West-/Südasien sowie Ost-/Mittelafrika hätten einen stärkeren Überhang an Männern im Vergleich zu Frauen in der Gruppe der 15- bis 49-Jährigen, Thüringen liegt hier auf dem Niveau von Indien.

			Aber Thüringen ist durchaus keine Ausnahme: Ostdeutsche Landkreise und auch einige kreisfreie Städte führen 2019 die Liste stark alternder Regionen in Europa an (Brandmüller/Önnerfors 2020). Bezüglich des Geschlechterverhältnisses innerhalb der mittleren Jahrgänge sind es ebenso ostdeutsche Landkreise, die zusammen mit einigen Gebieten Griechenlands (zumeist Inselgruppen) im europäischen Vergleich einen besonders hohen Männerüberhang aufweisen (Brandmüller/Önnerfors 2020). Allerdings gibt es innerhalb Ostdeutschlands auch große Unterschiede: Insbesondere größere Universitätsstädte wie Erfurt, Weimar, Jena, Dresden, Leipzig, Rostock und einige andere sind demografisch weniger auffällig gegenüber vergleichbaren Städten im Westen Deutschlands; das Umland von Berlin innerhalb des Landes Brandenburg profitiert demografisch von der Anbindung an die Hauptstadt und einige Küstengebiete Mecklenburg-Vorpommerns ziehen, womöglich aufgrund ihrer landschaftlichen Attraktivität, jüngere Bevölkerungsgruppen stärker an (BMI 2019).

			Demografisch problematisch sind insbesondere die ostdeutschen Flächenkreise. Während es weltweit Regionen gibt, die einen höheren Alterungsgrad, einen höheren Überhang an Männern oder eine noch geringere Jugendquote aufweisen, liegen diese verschiedenen demografischen Entwicklungen in den ostdeutschen Flächenkreisen konzentriert vor und betreffen vor allem jene Regionen, die über die letzten Jahrzehnte einen signifikanten Anteil ihrer Bevölkerung verloren haben. Dieses Zusammenspiel mehrerer demografisch ungünstiger Entwicklungen ist weltweit und im historischen Vergleich singulär.

			Die Hauptgründe für die prekäre demografische Lage in den ländlichen Gebieten im Osten Deutschlands sind bekannt. Wie Daten des ­Statistischen Bundesamtes belegen (Bangel et al. 2019), verlor Ostdeutschland seit der Wiedervereinigung fast ein Viertel seiner Bevölkerung durch Abwanderung an Westdeutschland. War die erste Wanderungswelle insbesondere von der sich ausbreitenden Arbeitslosigkeit angetrieben, verließen im Zuge der zweiten Abwanderungswelle zwischen 2000 und 2005 verstärkt junge, gut ausgebildete Menschen den Osten Deutschlands – innerhalb der jüngsten Altersgruppen deutlich mehr Frauen als Männer (Kröhnert/Vollmer 2012). Es war die Einheitsgeneration, die in diesen Jahren ihre Schulausbildung abschloss und mit vollständig gleichwertigen Bildungsabschlüssen in der Tasche, vermutlich angezogen von den besseren Verdienstmöglichkeiten, in die alten Bundesländer abwanderte.

			Haben sie Ostdeutschland einmal für andere Regionen Deutschlands verlassen, kehren insbesondere Frauen im Vergleich zu abgewanderten ostdeutschen Männern seltener zurück (Melzer 2013). (Generell wandern seit der Wiedervereinigung kontinuierlich mehr Männer als Frauen aus west- in ostdeutsche Bundesländer ein [Stawarz et al. 2020].) Hintergrund dieses Wanderungsverhaltens könnte sein, dass sich Frauen häufiger für Dienstleistungsberufe entscheiden (Gabler et al. 2016) und Einkommensunterschiede in den von Frauen dominierten Dienstleistungssektoren zwischen West und Ost besonders hoch sind, wie beispielsweise im Pflegebereich (Seibert et al.).

			Der hohe Bevölkerungsschwund verstärkt im Osten Deutschlands zum einen das gesamtdeutsche Phänomen dauerhaft niedriger Geburtenraten, das zu einem größeren Ungleichgewicht zwischen der geburtenstarken Generation der Babyboomer und nachfolgenden Generationen geführt hat (Statistisches Bundesamt 2018: 25). Zum anderen treten in Ostdeutschland die negativen Konsequenzen anhaltender Urbanisierung, die für alle Industriestaaten typisch ist, deutlicher hervor – während ostdeutsche Universitätsstädte Studierende aus ganz Deutschland anziehen, verstärkt die hohe Bildungsmigration vom Land in die Städte die demografischen Probleme in den ländlichen Gebieten Ostdeutschlands. Der teils hohe Männerüberhang in ländlichen Regionen Ostdeutschlands zum Beispiel erklärt sich nicht zuletzt dadurch, dass Frauen auch innerhalb Ostdeutschlands häufiger ländliche Gebiete in Richtung der Städte verlassen (Eckhard/Stauder 2018).

			Befunde für Thüringen: demografische Homogenität, relative Deprivation, Intoleranz und Demokratieskepsis

			Die Auswertung einer in Deutschland einzigartigen Datenquelle, die kumulierten Umfragen des Thüringen-Monitors, ermöglicht Rückschlüsse darüber, ob sich demografische Homogenität – das Zusammenspiel aus hoher Abwanderung, hoher Alterung, hohem Männerüberhang und wenig Kindern und Jugendlichen – auf die Wahrnehmungen und politischen Einstellungen der Bevölkerung vor Ort auswirkt. Das Langzeitprojekt führt seit 2000 jährlich repräsentative Umfragen mit je circa 1000 (jeweils unterschiedlichen) Teilnehmenden in Thüringen durch. Neben der aktuellen Lebenssituation werden auch politische Einstellungen erfragt (Schmitt/Best/Reiser 2019), die dann mit Daten zur sozialstrukturellen Lage und zur Entwicklung der Landkreise/kreisfreien Städte Thüringens kombiniert werden können.

			Um die Verbreitung von womöglich auf demografische ­Homogenität zurückzuführende »Perspektivlosigkeit« (Franz et al. 2018) ­sichtbar zu machen, können Daten zum Ausmaß relativer Deprivation unter Thü­rin­ger*innen herangezogen werden, die Aufschluss geben über die ­subjektive Bewertung der Lebensbedingungen eines Landkreises/einer kreisfreien Stadt. Relative Deprivation meint zum einen das Gefühl, nicht den gerechten Anteil zu bekommen im Vergleich dazu, wie andere in Deutschland leben. In der Befragungssituation wird dabei bewusst keine konkrete Vergleichsgruppe vorgegeben, die Befragten vergleichen ihre Lebenssituation mit für sie relevanten Gruppen – Menschen in Westdeutschland, der städtischen Bevölkerung oder anderen. Weiterhin meint relative Deprivation die Angst davor, auf die Verliererseite des Lebens zu geraten, also den relativen Vergleich der jetzigen Lebenssituation mit den künftig zu erwartenden Lebensbedingungen. Zu guter Letzt spielt auch die Beurteilung der eigenen ökonomischen Situation – das heißt der Vergleich mit einem fiktiven, absoluten Standard – eine Rolle. Der Thüringen-Monitor erfasst relative Deprivation wie folgt: 

			»Im Vergleich dazu wie andere in Deutschland leben, glauben Sie, Ihren gerechten Anteil zu erhalten?« Antwortmöglichkeiten: »Erhalte mehr« bis »erhalte sehr viel weniger«.

			»Es macht mir Sorgen, durch die gesellschaftliche Entwicklung immer mehr auf die Verliererseite des Lebens zu geraten.« Antwortmöglichkeiten: »lehne völlig ab« bis »stimme völlig zu«.

			»Wie würden Sie ihre persönliche finanzielle Lage einschätzen?« Antwortmöglichkeiten: »sehr gut« bis »sehr schlecht«.

			Die Antworten auf diese drei Fragen können zu einem Index zusammengefasst werden, Befragte mit Werten von mehr als der Hälfte der sich ergebenen Skala gelten als relativ depriviert. Für Thüringen insgesamt betrachtet, bleibt der Bevölkerungsanteil relativ Deprivierter im Betrachtungszeitraum recht stabil (vgl. Abbildung 1). Während die internationale Finanzkrise im Jahr 2008 und die Eurokrise von 2012 zu einer ­erhöhten Verunsicherung unter den Thüringer*innen führten, bewegt sich das Niveau relativer Deprivation im Jahr 2017 mit 38 Prozent auf etwa gleicher Höhe wie im Jahr 2000 (Anteil von 41 Prozent). Im gleichen Zeitraum hat sich die Arbeitslosenquote in Thüringen von 15,4 Prozent in 2000 auf rund 6,1 Prozent im Jahr 2017 mehr als halbiert, die Reallöhne steigen stetig (Helbig et al. 2020: 112) – insofern läge es nahe, anzunehmen, relative Deprivation sei in Thüringen seit Beginn des Jahrzehnts tendenziell rückläufig.

			Jedoch, wie die Gegenüberstellung der Entwicklung von Arbeitslosen­quote und Altenquotient (Abbildung 2) verdeutlicht, wurde der wirtschaftliche Aufschwung in Thüringen von einer steten Zunahme demografischer Probleme begleitet: Hat sich die Arbeitslosenquote zwischen 2000 und 2017 mehr als halbiert, so hat sich die Anzahl von Personen im Alter von 65 Jahren und älter pro 100 Personen im Alter zwischen 15 und 65 Jahren fast verdoppelt, von 24 im Jahr 2000 auf rund 41 in 2017.

			Abb. 1: Anteil relativ Deprivierter unter der Thüringer Bevölkerung 2000 – 2017 (in Prozent)
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			Quelle: Thüringen-Monitor, eigene Berechnungen.

			Eine regressionsanalytische Auswertung der verfügbaren Daten bestätigt die Vermutung, dass mit zunehmender demografischer Homogenität in den Landkreisen und kreisfreien Städten Thüringens nach und nach auch der Anteil relativ Deprivierter unter der Kreisbevölkerung steigt (Salomo 2019). Es gilt einerseits, dass Landkreise mit deutlich überdurchschnitt­lichem Niveau an relativer Deprivation auch besonders von der komplexen Problemlage demografischer Homogenität betroffen sind – dies trifft zum Beispiel für das Altenburger Land, Greiz, Saalfeld-Rudolstadt, Sonneberg, den Kyffhäuserkreis, aber auch für die Stadt Suhl zu. Ebenso gilt, dass in Landkreisen/kreisfreien Städten, in denen die demografische Homogenität seit 2000 überdurchschnittlich zugenommen hat, auch der Anteil relativ Deprivierter deutlich angestiegen ist, zum Beispiel in Hildburghausen, Schmalkalden-Meiningen und dem Kyffhäuserkreis (Salomo 2019).

			Abb. 2: Arbeitslosenquote und Altenquotient in Thüringen 2000 – 2017
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			Quelle: Thüringen-Monitor, eigene Berechnungen.

			Neben prekären demografischen Entwicklungen können auch andere Faktoren das Gefühl relativer Deprivation fördern, zum Beispiel die individuelle wirtschaftliche Situation oder soziodemografische Faktoren wie das Lebensalter. Auf Ebene der Landkreise/kreisfreien Städte das Niveau öffentlicher Investitionen, die Bildungszusammensetzung der ansässigen Bevölkerung, Kriminalitätsraten und Ausländerquoten. Diese womöglich alternativen Erklärungen und weitere wurden in der Analyse berücksichtigt (Salomo 2019), der Zusammenhang zwischen demografischer Homogenität und relativer Deprivation besteht unabhängig vom Einfluss dieser Faktoren.

			Wie zu erwarten, geht auch eine negativere wirtschaftliche Lage (ge­­messen an höheren Arbeitslosenquoten, niedrigerem Bruttolohnniveau und niedrigerer Dienstleistungsquote) mit verstärkter relativer Deprivation in den Landkreisen/kreisfreien Städten Thüringens einher – der Einfluss von wirtschaftlicher und demografischer Lage ist, über die Zeit etwa gleich stark. Dies erklärt, warum der Anteil relativ Deprivierter für ganz Thüringen seit 2000 einigermaßen stabil ist: Die positiven Effekte der wirtschaftlichen Erholung wurden durch die negativen Folgen der zunehmend prekären demografischen Lage negiert (vgl. Abbildung 1 und Abbildung 2). Allerdings sind die Landkreise/kreisfreien Städte mit den höchsten Arbeitslosenquoten vor dem Jahr 2000 auch häufig die mit der heute problematischsten demografischen Lage – Beispiele hierfür sind das Altenburger Land, Greiz, Saalfeld-Rudolstadt oder der Kyffhäuserkreis.

			Relative Deprivation hat vielfältige Konsequenzen für die politische Kultur: Die Analyse des Thüringen-Monitors zeigt, dass fremdenfeindliche, nationalistische sowie demokratieskeptische Einstellungen stärker unter Thüringer*innen vertreten sind, die sich benachteiligt fühlen, von Abstiegsängsten geplagt werden und unzufrieden mit ihrer wirtschaftlichen Situation sind (Salomo 2019). Dementsprechend sind diese Einstellungen häufig überdurchschnittlich stark ausgeprägt in Landkreisen/kreisfreien Städten, in denen der Anteil relativ Deprivierter ebenfalls erhöht ist (Abbildung 3) – was wiederum, wie ausgeführt, auch auf hohe und über die Jahre stark angestiegene demografische Homogenität in den betreffenden Landkreisen/kreisfreien Städten zurückzuführen ist.

			Fremdenfeindliche Einstellungen erfasst der Thüringen-Monitor über die Zustimmung zu folgenden Aussagen:

			»Die Ausländer kommen nur hierher, um unseren Sozialstaat auszunutzen.« Antwortmöglichkeiten: »Lehne völlig ab« bis »Stimme völlig zu«.

			»Die Bundesrepublik ist durch die vielen Ausländer in einem gefährlichen Maß überfremdet.« Antwortmöglichkeiten: »Lehne völlig ab« bis »Stimme völlig zu«.

			Die Antworten auf beide Einstellungsfragen werden zusammengefasst, als fremdenfeindlich eingestellt gelten Befragte, wenn sie den Aussagen im Durchschnitt zustimmen (Abbildung 3). Beide Fragen lassen offen, ob die Ablehnung von Immigranten im Einzelfall stärker motiviert ist durch zum Beispiel rassistisches Ressentiment, Intoleranz gegenüber anderen (nicht-christlichen) Religionsgruppen oder der Abwertung von Zuwanderern aus wirtschaftlich schwächeren Ländern.

			Parallel zur Messung fremdenfeindlicher Einstellungen lässt die Forderung, Deutschland müsse seine Interessen hart gegen das Ausland vertreten, und die Überzeugung, dass deutsche Leistungen im Vergleich zu anderen Ländern unerreicht seien, auf nationalistische Einstellungen schließen. Als demokratieskeptisch gelten Befragte, wenn sie unzufrieden damit sind, wie die Demokratie in der Praxis funktioniert, die Demokratie nicht für die beste aller Staatsideen halten und wenig Vertrauen in Parteien sowie in die Landes- oder Bundesregierung haben.

			Wenn man sich seiner eigenen gesellschaftlichen Stellung nicht sicher ist, kann Zuwanderung bedrohlich wirken – die »eigenen« Leute gehen, »Fremde« kommen (Krăstev 2018). Fühlt man sich im Vergleich mit anderen in Deutschland benachteiligt, möchte man die Ressourcen, über die man verfügt, nicht auch noch mit Neuankömmlingen teilen müssen. Generell greifen gefühlte Benachteiligung und Abstiegsängste das Selbstwertgefühl an. Soziale Minderheiten wie zum Beispiel Immigrant*innen abzuwerten, ist für einige ein Versuch, ihr eigenes Selbstwertgefühl wieder aufzubauen (Oliver/Mendelberg 2000: 576). Viele Thüringer*innen waren in den letzten Jahrzehnten erst hoher Arbeitslosigkeit und dann zunehmender demografischer Homogenität ausgesetzt, beides mit ähnlich negativen Konsequenzen. Nicht wenige mögen darüber das Vertrauen in die Politik verloren haben, Probleme offen zu benennen, sie anzugehen und zu lösen.

			Abb. 3: Anteil relativ Deprivierter und fremdenfeindlich Eingestellter an der Gesamtbevölkerung der Thüringer Landkreise/kreisfreien Städte, Durchschnitt 2010 – 2017 (in Prozent)
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			Quelle: Thüringen-Monitor, eigene Berechnungen.

			Aus der Wahlforschung ist bekannt, dass Abstiegsängste, Fremdenfeindlichkeit und Demokratieskepsis die wichtigsten Gründe für die Wahlerfolge der AfD sind (Bergmann/Diermeier/Niehus 2017, Lengfeld 2017, Lux 2018, Rippl/Seipel 2018, Schroeder/Weßels/Berzel 2018). Tatsächlich war deren Stimmenanteil bei der Bundestagswahl 2017 in den ostdeutschen Wahlkreisen, die von hoher Alterung sowie zumindest in den vorausgehenden Jahren starker Abwanderung betroffen waren (Franz et al. 2018), besonders hoch. Dies legt nahe anzunehmen, dass die Zusammenhänge zwischen demografischer Homogenität, relativer Deprivation und fremdenfeindlichen, nationalistischen, demokratieskeptischen Einstellungen als Bedingungsfaktoren für die Wahlerfolge der AfD auch für andere Regionen Ostdeutschlands relevant sind. Demgegenüber weisen im Westen Deutschlands statistische Erhebungen nur einen geringen Zusammenhang zwischen der demografischen Lage in den Wahlkreisen und den Stimmanteilen der AfD aus (Franz et al. 2018).

			Konsequenzen demografischer Homogenität für die Lebensbedingungen vor Ort

			Wenngleich die Befunde für Thüringen zeigen, dass erhöhte demografische Homogenität – das Zusammenspiel von Abwanderung, Alterung, Frauenschwund, wenig Kindern und Jugendlichen – aufseiten der Bevölkerung zu gefühlter Benachteiligung und Abstiegsängsten führt, kann mit dem verfügbaren Datenmaterial nicht geklärt werden, weshalb demografische Homogenität die Lebensbedingungen vor Ort so nachhaltig negativ beeinflusst. Auf Basis der existierenden Forschung und sachlogischer Überlegungen lassen sich jedoch begründete Vermutungen anstellen, wie Lebensqualität und Gemeinschaftswesen in lokalen ­Kontexten durch demografische Homogenität beeinträchtigt werden. Es bleibt jedoch Aufgabe zukünftiger Forschung, entsprechende soziale Mechanismen empirisch zu identifizieren und eindeutig zu belegen.

			Verlieren Kleinstädte und Dörfer einen höheren Anteil ihrer Bevölkerung, sinkt zwar nicht die Kaufkraft der*des Einzelnen – Arbeits­losigkeit könnte, sogar im Gegenteil, unter diesen Bedingungen rückläufig sein –, jedoch sehen sich Bäckerei, Fleischerei, Post, Schwimmbad und andere Einkaufs- und Freizeitangebote mit einer sinkenden Zahl an Konsument*innen konfrontiert und werden in der Folge wirtschaftlich unrentabel (Beispiele dafür in Daniljuk 2019). Dies gilt im gleichen Maße für Verkehrsanbindungen an beispielsweise die lokalen Versorgungszentren, das heißt nächstgelegene Städte, wodurch die institutionellen Angebote für die lokale Bevölkerung weiter reduziert werden.

			Durch den Verlust an jungen Menschen – auch jungen oder potenziellen Eltern – fehlt es an Nachwuchs. In der Folge müssen Schulen und Kindergärten schließen und verbleibende Eltern und ihre Kinder längere Schul- und Anfahrtswege in Kauf nehmen, was wiederum zu einer Zunahme von Bildungsungleichheiten führt (Sixt 2010). Eine sehr geringe Jugendquote kann dazu führen, dass Straßenfeste, Musik- und Sportveranstaltungen, Fasching, Kirchenfeste, Jugendclubs und andere Bereicherungen des lokalen Lebens große Teile ihrer Zielgruppen verlieren oder sich ökonomisch nicht mehr tragen – das bedeutet, dass das Gemeinschaftsleben für alle Bevölkerungsgruppen ärmer wird und soziale Treffpunkte zunehmend verloren gehen. Auf der anderen Seite stellt ein hoher Anteil Senior*innen spezifische Herausforderungen an Architektur, Infrastruktur und Dienstleistungen in Gemeinden (O’Brien 2014). In dem Ausmaß, in dem diese Herausforderungen nicht bewältigt werden, verringert sich die Lebensqualität der älteren Bevölkerung.

			Unter dem Verlust insbesondere junger, formal höher gebildeter Ein­wohner*innen leiden lokale (auch familiäre) ­Unterstützungsnetzwerke in ländlichen Gebieten Ostdeutschlands, denen eine wichtige Funktion beispielsweise bei der Bewältigung ökonomischer Benachteiligung zukommt (Klärner/Knabe 2019). Frauen stehen in engerem sozialen Kontakt mit ihrem lokalen Umfeld (van den Berg/Arentze/Timmermans 2015) – ein Mangel an Frauen in jüngeren und mittleren ­Altersgruppen bedeutet womöglich eine Schwächung des sozialen Zusammenhalts der Gemeinschaft. Heterosexuelle Männer könnten sich in betreffenden Regio­nen zudem im demografischen Sinn bei der Partnerinnenwahl benachteiligt fühlen (Kroehnert/Klingholz 2007) und männliche Immigranten als Konkurrenz wahrnehmen (Dancygier et al. 2019).

			Doch auch die Erfahrung einer starken Abwanderung aus dem eigenen Wohnort kann zu einem Gefühl des Zurückgelassenseins beitragen, man fragt sich unweigerlich: »Warum bevorzugen so viele ehemalige Nachbar*innen anderswo statt hier?« Der durch hohen Bevölkerungsschwund entstehende Leerstand und die unter Umständen voranschreitende Baufälligkeit von Gebäuden verstärken Gefühle von Stagnation und Verfall (Eckardt 2020). Leerstand zieht zudem soziale Leerstellen in der Nachbarschaft nach sich und verstärkt damit zusätzlich das Problem schrumpfender Unterstützungsnetzwerke (Corcoran et al. 2017).

			Insbesondere kleinere Städte können durch diese vielfältigen Konsequenzen sich verstärkender demografischer Homogenität zunehmend ihre städtischen Eigenschaften verlieren und stärker dörfliche Strukturen ausbilden. Diese Entwicklungen sind nicht nur nachteilig für die Bevölkerung dieser Städte, auch die umliegenden Dörfer können aufgrund dieser Prozesse ihre Versorgungszentren verlieren (Steinführer 2018). Insgesamt sinkt damit die Lebensqualität der Bevölkerung in demografisch homogenen Regionen, was die erhöhte Prävalenz von gefühlter Benachteiligung, Abstiegsängsten und Unzufriedenheit innerhalb der betroffenen Be­­völkerungsgruppen erklärt, wie sie für Thüringen nachgewiesen werden ­können.

			Ausblick und Handlungsempfehlungen

			Die demografische Lage in Ostdeutschland wird sich aller Wahrscheinlichkeit nach in Zukunft teilweise entspannen (Statistisches Bundesamt 2018): Ab- und Zuwanderungsraten sind bereits in den letzten Jahren einigermaßen ausgeglichen; auch verlieren die ostdeutschen Bundesländer nicht mehr überproportional viele junge Frauen an andere Regionen Deutschlands, zudem ziehen die Geburtenraten leicht an. Andererseits relativieren sich leicht höhere Geburtenraten pro Frau an dem über die vergangenen Jahre erlittenen Verlust an Frauen im Alter der Familiengründung. Auch hinsichtlich der demografischen Entwicklungen der ostdeutschen Gesellschaft insgesamt gilt, dass die Überalterung voranschreitet – die Generation der Baby Boomer wird erst in den nächsten 10 bis 15 Jahren das Senior*innenalter erreicht haben, der Alterungsgrad der (ost)deutschen Gesellschaft wird sich dadurch nochmals ungleich verstärken. Blicken wir noch einmal auf das Beispiel Thüringen, so ist ein Anstieg der Senior*innen (65 Jahre und älter) per 100 Einwohner*innen im Alter von 15 bis 65 Jahren von 41 im Jahr 2017 auf 56 im Jahr 2030 zu erwarten. Durch regionale Disparitäten sind zum Beispiel in der thüringischen Stadt Suhl in 2030 mit 85 Senior*innen pro 100 Stadtbewohner*innen im Alter von 15 bis 65 Jahren zu rechnen (Helbig et al. 2020: 28) – diese demografischen Schieflagen stehen in keinem Verhältnis zu den Erfahrungen des letzten Jahrzehnts.

			Problematisch jedoch ist, zumindest für die hier untersuchten Zusammenhänge zwischen demografischer Homogenität, relativer Deprivation, Intoleranz und Demokratieskepsis, häufig nicht die demografische Zusammensetzung der Bevölkerung per se, sondern die Konsequenzen des demografischen Wandels für die Lebensqualität und das Gemeinschaftswesen der besonders betroffenen Regionen. Dieser Zusammenhang ist jedoch kein Automatismus, er kann durchbrochen werden. Mögliche Gegenmaßnahmen, die bereits ergriffen werden, schließen ein: 

			
					Bürgerinitiativen zur Übernahme und kollektiven Verwaltung von Einkaufsläden, Schwimmbädern und ähnlichen Institutionen (­Daniljuk 2019),

					Mobile Bäckereien, Fleischereien oder Feinkostläden zur Versorgung von Regionen mit zu geringer Konsument*innenzahl für festansässige Einkaufsmöglichkeiten (Bezzenberger/Engels 2020),

					Sanierung, Umnutzung, Transformierung von demografiebedingt leer stehenden Wohnhäusern, Höfen, ungenutzten Kirchen, Schulen und anderen betroffenen Gebäudearten (Kroemke/Ritter 2013).

			

			Weiterhin sollte die Verkehrsinfrastruktur nicht weiter ab- sondern ausgebaut und bei zu geringer Auslastung gegebenenfalls subventioniert werden, um günstige Bedingungen für die Ansiedlung neuer Einwohner*innen zu schaffen. Ähnliches gilt für Schulen, Kindergärten und Schulbuslinien, da lange Schul- und Anfahrtswege abschreckend auf junge Familien wirken. Die Aufwertung von sozialen Berufen vor allem durch bessere Entlohnung könnte helfen, die überproportionale Abwanderung von Frauen nachhaltiger zu stoppen und womöglich auch weiblichen Arbeitskräften aus anderen Regionen Deutschlands Anreize zu bieten. Eine proportionale Repräsentation von Frauen in der Lokalpolitik kann weiterhin helfen, Gründe zu adressieren, die dazu führten, dass in der Vergangenheit häufig Frauen ihre ostdeutsche Heimat verlassen haben und selten wieder in diese zurückkehrten (Gabler et al. 2016).

			Zuwanderung nach Deutschland eröffnet langfristig die vielversprechendsten Chancen, die demografische Entwicklung Ostdeutschlands positiv zu beeinflussen. Innerhalb von Regionen, die stark von ­Abwanderung, Alterung und Frauenschwund betroffen sind und dementsprechend den größten Bedarf an Zuwanderung haben, mangelt es jedoch – als Folge genau dieser demografischen Entwicklungen – an Offenheit der Bevölkerung gegenüber Immigrant*innen. Diesen Teufelskreis zu durchbrechen, gehört zu den wichtigsten Herausforderungen Ostdeutschlands in den kommenden Jahrzehnten. 

			Die Prekarität der demografischen Situation in den ländlichen Regionen der neuen Bundesländer ist zwar beispiellos, aber es leiden auch Re­­gionen in Spanien, Griechenland und Bulgarien unter einer zunehmenden Alterung der Gesellschaft, die mit regionalem Frauenschwund zusammenfällt. England und Wales, Portugal, Frankreich, Italien sind regional von hoher Alterung betroffen, während die erhöhte Abwanderung von Frauen aus Estland, Litauen, Rumänien und Slowenien die demografische Situation dieser Länder regional geprägt hat (Brandmüller/Önnerfors 2020). Es ist zu vermuten, dass demografische Homogenität auch außerhalb von Ostdeutschland auf die politische Kultur zurückwirkt und den Unterschied zwischen liberalen städtischen Regionen und weniger toleranten ländlichen Räumen verstärkt (zum Beispiel in England und Wales, siehe Evans/Menon 2017). Gelingt es Ostdeutschland, die sich selbstverstärkende Dynamik aus demografischer Homogenität, Intoleranz und Demokratieskepsis aufzubrechen, können die dabei entwickelten Lösungs­modelle zum Vorbild für die Stärkung der Demokratien in vielen anderen Industriestaaten werden.
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			Daniel Kubiak

			Die Nachwendegeneration – zwischen ambivalenter Solidarität mit den Eltern, Abwertungserfahrungen und »Othering«-Prozessen1

			Über Prägungen junger Ostdeutscher durch den Vereinigungsprozess

			Mein sechsjähriger Sohn und ich machten vor Corona häufiger Urlaub im Harz. Ich erzählte ihm dann davon, dass Deutschland mal getrennt war, dass es eine Mauer in Berlin gab und dass auch durch den Harz mal eine extrem gesicherte Grenze verlief. Er fand und findet das interessant und versucht für sich eigene Schlüsse daraus zu ziehen. Wir haben uns dann einen Podcast vom WDR5 angehört, in dem kindgerecht die deutsche Teilung und auch der Fall der Mauer aufgearbeitet wurden. Er will seitdem wissen, warum die Berliner Mauer »gebrochen« ist und andere Mauern (zum Beispiel in China) noch stehen. Ich versuche ihm dann Antworten zu geben. Wir tauchen gemeinsam in das Thema ein. Und so nimmt mein Sohn anhand meiner und medialer Erzählungen erste Informationen zu dem Thema »Ostdeutschland« auf. Er wird nie in der DDR gelebt haben, er wird nie eine Erinnerung an die Öffnung der Mauer oder an die Nachwendezeit haben und trotzdem macht er sich seinen (bisher kind­lichen) Reim darauf, was das alles mit Ost und West ist. So lässt sich sehr direkt aufzeigen, wie gesellschaftliche Themen von Generation zu Generation weitergegeben werden.

			Beobachtet man den Markt der öffentlichen Debatten, stellt man schnell fest, dass das Thema Ostdeutschland in all seinen Facetten wieder besondere Aufmerksamkeit erfährt. Gerade durch die Wahlen in den ostdeutschen Bundesländern Sachsen, Brandenburg und Thüringen im Herbst 2019 und ganz besonders durch das politische Debakel im Thüringer Landtag Anfang 2020 schaute die ganze Republik (mal wieder) auf Ostdeutschland, weil es dort augenscheinlich Probleme gab, welche (mal wieder) als typisch ostdeutsch wahrgenommen wurden.2 Und 2021 rücken die nächsten Wahlen in den Blick.

			Hinzu kam Virus SARS-CoV-2, der eine Pandemie auslöste, und die Aufmerksamkeit verflog, aber nicht, ohne dass der Ministerpräsident von Sachsen-Anhalt Reiner Haseloff (CDU), für den 2021 ebenfalls Wahlkampfjahr ist, im Zuge der aktuellen Maßnahmen vor allem an die besonderen Fähigkeiten der Ostdeutschen appellierte. Sie wüssten mit Krisen umzugehen, verhielten sich besonders vorbildlich und befolgten diszipliniert auch restriktive Maßnahmen.3 Das erinnerte an die Diskussionen um die Ostdeutschen als »Avantgarde«4 und »Pioniere der Prekarität«5. Ob staatliche Einschränkungen, Autoritäts- und Mangelerfahrungen, ob Umgang mit Krisen oder Transformationskompetenz: Ostdeutschen wird immer wieder zugeschrieben, dass sie auf solche Herausforderungen besser vorbereitet seien, als sei es ein Vorteil, wenn man in schlechteren Umständen gelebt hat und als sei gerade diese Erfahrung etwas Besonderes. Vielleicht nehmen Westdeutsche nur nicht wahr, dass das Leben in einer wohlhabenden pluralen Demokratie historisch und global betrachtet die große Ausnahme ist und nicht die Erfahrungen, die Ostdeutsche in der DDR gemacht haben. Zu Recht weist der Soziologe Raj Kollmorgen auch darauf hin, dass hier nicht nur durch Haseloff mehrere Geschichtsdiskurse bemüht werden, die eine vernünftige Einordnung des Lebens in der DDR und die ostdeutschen Transformationserfahrungen ad absurdum führen.6

			Seit inzwischen über 30 Jahren versucht Ostdeutschland ökonomisch, demokratisch und zivilgesellschaftlich aufzuholen, sich dem Niveau des Westens anzupassen, ihn nachzuahmen.7 Der Bericht der deutschen Bundesregierung zum Stand der deutschen Einheit bestätigt jährlich die Erfolge oder die Stagnation. Mittlerweile wurden 75 Prozent vom ökomischen Niveau (BIP) der alten Bundesländer erreicht.8 Meist werden Ostdeutsche als kollektive Gruppe9 aufgerufen, insbesondere bei negativen Zuschreibungen, zum Beispiel wenn Rechtsextremismus als singuläres ostdeutsches Problem gesehen wird10 oder auch bei ­Kindsmorddiskursen.11 Studien zeigen, dass mediale Berichte über Ostdeutsche meist negativ konnotiert sind.12

			Der Versuch von Haseloff, die Krisenerfahrungen der Ostdeutschen positiv zu wenden, ist auch noch aus einer anderen Perspektive interessant, denn längst nicht alle Menschen, die in Ostdeutschland leben, haben auch DDR-Erfahrungen. Das betrifft einerseits die sogenannten »Zugezogenen«, die aus den alten Bundesländern in den Osten gezogen sind. Im Übrigen sind diese deutsch-deutschen »Binnenmigrant*innen« eine untererforschte Gruppe in der deutsch-deutschen Transformationsforschung. Aber andererseits ist noch eine andere Gruppe mit Haseloffs Argument nicht in sein Narrativ inkludiert worden – die »Nachwendegeborenen«, die heute in Ostdeutschland leben. Sie leben zwar in Ostdeutschland, haben jedoch keine eigenen Erfahrungen mit der DDR. Gleichzeitig bezeichnen sich aber – nach einer Studie der Otto Brenner Stiftung – circa 20 Prozent von ihnen als Ostdeutsche.13 Gerade von dieser Alterskohorte gab es in den vergangenen Monaten öffentlichkeitswirksame Bemühungen der Identitätsfindung und des politischen Aktivismus. So hat sich nach der Europawahl 2019 die Initiative »#wirsindderosten« gegründet, die Ostdeutsche vorstellen wollte, die die Zukunft Ostdeutschlands positiv mitgestalten wollen. Hier fanden sich vor allem Menschen zusammen, die zu der Alterskohorte der sogenannten »Dritten Generation Ost« gehören, die also zwischen 1973 und 1984 geboren wurden.14 Deutlich jünger sind die linken Aktivist*innen von »Aufbruch Ost«.15 Beide Gruppen zeichnen sich dadurch aus, dass sie aus jungen Ostdeutschen bestehen, denen es unter anderem wichtig ist, die gegenwärtige Debatte über Ostdeutschland aktiv zu beeinflussen. Zu den »alten westdeutschen Männern«, die sich in den ersten 20 Jahren nach der deutschen Einheit in Talkshows über die ostdeutsche Befindlichkeit ausgelassen haben und nicht nur mehrheitlich, sondern fast ausnahmslos die Chefredaktionen, Forschungsprojekte und Unternehmensvorstände anführten16, sollten sich mehr und mehr auch junge Ostdeutsche hinzufinden, die die Perspektiven auf den Osten verändern würden. Der Dritten Generation Ost ging es dabei anfangs vor allem um eine neue Form der Erinnerungskultur, der Initiative »Aufbruch Ost« geht es darum, auf Ungerechtigkeiten, zum Beispiel bei Gehältern und Arbeitsbedingungen hinzuweisen, wozu unter anderem eine umfängliche Aufarbeitung der Arbeit der Treuhand unbedingt notwendig wäre.

			Es ist auffällig, dass solche neuen ostdeutschen journalistischen und publizistischen Generationenbeschreibungen etwa in Fünfjahresintervallen immer wieder vorkommen. Im Jahr 2002 hat Jana Hensel mit ihrem Buch Zonenkinder erstmalig die Generation der jungen Ostdeutschen beschrieben, die als Kinder noch die DDR erlebten und im vereinten Deutschland groß wurden.17 Fünf Jahre später folgte Robert Ide mit seinem Buch Geteilte Träume18, 2012 das Generationenbuch der Dritten Generation Ost19 und daraufhin einige weitere Selbstporträts unter anderem von Sabine Rennefanz20 und Andrea H. Hünniger21. Seit Ende des vergangenen Jahrzehnts melden sich die Vertreter*innen der »Nachwendegeneration« zu Wort. Die Journalist*innen Johannes Nichelmann22 und Valerie Schönian23 haben sich in ihren Büchern mit der Generation derjenigen auseinandergesetzt, die nicht mehr in der DDR geboren wurden, aber sich noch immer mit ihrer ostdeutschen Herkunft auseinandersetzen. Nichelmann begleitet dabei in seinem Buch Nachwendekinder junge Ostdeutsche vor allem in der Auseinandersetzung mit ihren Eltern und der schwierigen Erinnerungsarbeit. Schönian setzt in Ostbewusstsein den Fokus vor allem auf die eigene Bewusstwerdung als Ostdeutsche und versucht ein Generationenporträt jener, die nach 1990 geboren wurden. Diese Bewusstwerdung der Nachwendegeneration soll nun auch Thema meines Beitrags sein, da ich diese sozialwissenschaftlich beforscht habe.

			In meiner eigenen Forschung, die ich im Zusammenhang mit meiner Dissertation betrieben habe, bezeichne ich als »Nachwendegeneration« die Alterskohorte derjenigen, die zwischen 1990 und 1995 geboren wurden. Die Bezeichnung geht auf eine Studie zurück, die ich zusammen mit Martin Weinel durchgeführt habe. Demnach gibt es angelehnt an die von Rainer Gries und Thomas Ahbe eingeführten DDR-Genera­tionen24: die Generation der »Wendejugend« (1971 – 1980), die noch Institutionen der DDR bewusst miterlebt haben; der »Wendekinder« (1981 – 1990), die kaum noch persönliche Erfahrungen in DDR-Institutionen machten und der »Nachwendegeneration« (1990 – 1995), die nicht mehr in der DDR geboren wurden und nur noch auf soziale Erinnerungen über die DDR zurückgreifen können, dafür aber »ostdeutsche Erfahrungen« (ohne DDR) machen.25 In meiner Dissertation habe ich mit zwei qualitativen Methoden (Imitation Games26 und Gruppendiskussionen27) diese Alterskohorte im Hinblick auf Fragen der Identität und Identifikation beforscht. Ich habe in meiner Forschung junge Bürger*innen aus den neuen und alten Bundesländern berücksichtig. Dabei galten immer das Bundesland des Geburtsortes und das Bundesland des Schulabschlusses als maßgeblich für die Einteilung in Ost und West. Ziel war es, die Identität und Identifikation junger Ost- und Westdeutscher nachzeichnen zu können. Dabei war weniger der »Inhalt« der identitären Selbst- und Fremdzuschreibung interessant, sondern der Prozess, in dem die Fremdzuschreibung zu einer Selbstzuschreibung wird, also zu einer »sozialen Identität«28.

			Generationentransfer – das mit dem »Osten« hat sich noch lange nicht erledigt

			Immer wieder wird angenommen, dass sich das mit dem »Osten« in den Identitäten irgendwann auswachsen wird. Valerie Schönian, die 1990 ge­­boren wurde, beschreibt in ihrem Buch, wie ihr journalistisches Interesse an ihrer eigenen ostdeutschen Identität bei ihren Verwandten auf Irritation stößt. Was haben die jungen Menschen denn noch mit Ost und West zu tun? Interessant ist dabei, woran Ostdeutsch- und Westdeutschsein festgemacht wird. Wenn ein Leben in der DDR nötig ist, um ostdeutsch sein zu können, dann sind »Nachwendekinder« nicht mehr Teil der Identität, das ist relativ einleuchtend. Wenn aber der Raum Ostdeutschland nur als historisch-politischer (DDR) und geografischer Raum (neue Bundesländer) wahrgenommen wird, dann greift die Analyse zu kurz. Vielmehr ist Ostdeutschland ein diskursiver Raum, in dem gesellschaftliche Neuaushandlungen stattfinden, wie Sandra Matthäus und ich in unserem gemeinsamen Sammelband Der Osten ausführen.29 Junge Ost- und Westdeutsche interagieren mit ihren Eltern, den Medien, politischen Entscheidungen, Bildungserfahrungen und den Zuschreibungen, die der konstruierten sozialen Gruppe »Ostdeutsche« gegenüber gemacht werden.

			Gerade die Annahme, dass Fragen der Identität in den späteren Generationen immer weniger relevant werden, ist ambivalent zu betrachten. Die quantitative Studie der Otto-Brenner-Stiftung zur »Nachwendegeneration« zeigt, dass zwar nur 20 Prozent der jungen Ostdeutschen sich selbst als »Ostdeutsche« bezeichnen, aber dass knapp 65 Prozent der Aussage nicht zustimmen, dass »Herkunft aus Ostdeutschland keine Rolle im Alltag spielt«. Für die Westdeutschen fallen beide Werte geringer aus (8 Prozent und 41 Prozent).30 Diese Studie stellt einerseits fest, dass es in einigen Kategorien unterschiedliche Einstellungen gibt, so sind die jungen Ostdeutschen einerseits etwas pessimistischer bei ihrer Einschätzung der ökonomischen Situation. Doch andererseits zeigen sich auch gemeinsame, für einen demokratischen Staat eher erschreckende Einstellungen. Der Aussage, dass sie »lieber einen starken Führer als eine parlamentarische Demokratie und Wahlen«31 hätten, stimmen junge Ost- und Westdeutsche fast gleich stark zu (23 Prozent im Westen und 26 Prozent im Osten). Das ist eine Minderheit der Befragten, aber eine große Minderheit. Im Wahlverhalten prägt sich diese Einstellung derzeit sehr viel stärker in den neuen Bundesländern durch die Wahl rechtsextremer Parteien aus (siehe die oben genannte Europawahl 2019).

			Die Ost-West-Differenz bleibt auch für die Nachwendegeneration eine Strukturkategorie und sie wird es voraussichtlich noch einige Jahrzehnte bleiben. Empirisch ist nachweisbar, dass die ostdeutschen Bundesländer in so gut wie allen relevanten sozialstrukturellen Kennzahlen (­Vermögen, Einkommen, politische und wirtschaftliche Spitzenpositionen, Infra­struktur, Hauptsitz von DAX-Unternehmen und so weiter) den westdeutschen Bundesländern unterlegen sind. Transformationsforscher*innen gehen davon aus, dass eine gesellschaftliche Transformation ungefähr 30 bis 50 Jahre andauert.32 Somit sind wir eher mittendrin im gesellschaft­lichen Umbruch, den Steffen Mau als »Ostdeutsche Frakturen« bezeichnet.33 Dieser Umbruch ist auch nicht mehr nur auf die DDR-Erfahrung zurückzuführen, sondern auch auf die Entwicklungen nach 1990 in Ostdeutschland, und aus diesem Grund ist die Alterskohorte der »Nachwendegeneration« als Untersuchungseinheit so wichtig.

			Ich fasse meine Untersuchungen zu Einstellungen und Haltungen junger Ost- und Westdeutscher in drei Thesen zusammen, um zu differenzieren, wie sich die langsame und fortschreitende Transformation der ostdeutschen, aber auch der gesamtdeutschen Gesellschaft auf das Selbstverständnis der »Nachwendegeneration« auswirkt.

			These 1: 
Nachwendegeborene befinden sich mit ihren Eltern in einem Verhältnis ambivalenter Solidarität

			Bei den Ostdeutschen der Nachwendegeneration wird eine ostdeutsche Identität unter anderem über die eigenen Eltern beziehungsweise die Elterngeneration und die Auseinandersetzung mit ihnen und ihrer Identität hergestellt. Das konnten auch Pamela Heß34 und Hanna Haag35 mit ihren Studien nachweisen. In meinen Daten wird vor allem ein ambivalentes Verhältnis zu den Eltern deutlich. Einerseits gibt es einen hohen Grad an Solidarität mit den Eltern und deren Erfahrungen im ­gesellschaftlichen Umbruch. Gerade Erfahrungen der Arbeitslosigkeit, Herabstufung im Job und der kulturellen Umorientierung wurden in den Familien ­thematisiert und berühren auch die Kinder in ihren Zugehörigkeitsgefühlen. Die Teilnehmer*innen meiner Studie berichten von Vätern, die vom westdeutschen Chef entlassen wurden, von Eltern, die regelmäßig Hunderte Kilometer von einer brandenburgischen schrumpfenden Stadt nahe der deutsch-polnischen Grenze in eine norddeutsche Metropole zurücklegen, um dort einer Erwerbsarbeit nachzugehen. Sie berichten von Erzählungen ihrer Eltern, deren Bildungsabschlüsse und Erwerbsbiografien nicht anerkannt wurden. Gleichzeitig lehnen die Kinder ab, sich mit den »ostalgischen« Gefühlen ihrer Eltern zu identifizieren. Sie haben die DDR nicht erlebt und haben einen kritischen Blick auf das vergangene politische System. Die Mischung aus Solidarität mit den biografischen Erfahrungen und Ablehnung der Ansicht »Früher war alles besser« verteilt sich in den Aussagen sehr unterschiedlich, aber alle Teilnehmer*innen müssen sich dazu verhalten und beziehen eine Position zur DDR-Biografie ihrer Eltern. Ihre eigenen Erfahrungen mit Ostdeutschland beruhen dabei auf den Nachwendeerlebnissen in ihrer Region. DDR-Geschichte ist in ihren Erzählungen über das Ostdeutschsein nur marginal vorhanden. 

			Für die jungen Westdeutschen ist die Westsozialisation durch ihre Eltern nahezu irrelevant. Eine Teilnehmerin berichtet zwar von den Migrationserfahrungen ihrer Eltern und Fragen von Anpassung, Integration und Diskriminierung aufgrund von religiösen Symbolen in der Schule, aber dass sich Eltern um das Jahr 1990 neu in ihrem Leben einrichten mussten, ist keine allgemein geteilte Familienerfahrung der jungen Westdeutschen und so müssen sie auch keine Position dazu einnehmen.

			These 2: 
Abwertungserfahrungen als Katalysator der Identitätspolitik

			Junge Ostdeutsche reagieren stark auf Abwertungen und Pauschalisierungen von Ostdeutschland und Ostdeutschen. Als Themen werden dabei die Darstellung des Ostdeutschen als pauschal und homogen rechtsextrem, eine allgemein einseitige mediale Berichterstattung sowie Witze über Ostdeutsche genannt. Auch die schulische Aufarbeitung der DDR wird kritisch diskutiert. Der Geschichtsunterricht ist demnach geprägt von den Themen Stasi, SED und Diktatur36, aber Alltagskultur und -geschichte erhalten ihrer Meinung nach sehr viel weniger Raum. In der Wahrnehmung der jungen Ostdeutschen ist der Osten Deutschlands ausnahmslos negativ konnotiert. Das deckt sich mit den Forschungsergebnissen, die zeigen, dass der Osten in der medialen Berichterstattung fast immer dann begrifflich besetzt wird, wenn über ein Problem berichtet wird.37 In den von mir durchgeführten Gruppendiskussionen zeigt sich, dass junge Ostdeutsche zwar nicht gleich explizit ihr Ostdeutschsein betonen, aber spätestens in dem Diskurs über Abwertungen eine Zugehörigkeit zum Ostdeutschsein Zustimmung findet. Dies kann als eine Form der empowernden Identitätspolitik verstanden werden, ein Begriff, der durchaus umstritten ist, da er gerade auch von rechtsextremen politischen Kräften missbraucht wird.

			Allerdings beschreibt er treffend eine Form der Identifikation bei Ostdeutschen. Hier als Beispiel die Aussage einer Teilnehmerin einer Gruppendiskussion aus einer nordostdeutschen Großstadt:

			»[…] Ich weiß nicht, ich identifizier mich quasi nicht aktiv. Also ich sag nicht aktiv, hej ich bin aus dem Osten, aber quasi wenn es woanders kommt und wenn wer anderes sagt, das ist total scheiße. Dann denke ich mir schon, na ich bin ja schon von hier und ich weiß es ist anders. […] Ich bin aus dem Osten und ich muss meine Heimat jetzt verteidigen, also das eher weniger.« 

			These 3: 
Der Osten als »das Andere«, der Westen als die »Norm«

			Auffällig in der Nachwendegeneration ist, dass die ostdeutsche Identität sehr schnell in den Aussagen der Teilnehmer*innen sichtbar wird. So sprachen einige von ihnen das Ostdeutschsein als einen wichtigen Aspekt der eigenen Identität gleich zu Beginn von selbst an. Demgegenüber wurde in den westdeutschen Gruppendiskussionen eine westdeutsche Identität über die gesamte Dauer als Selbstzuschreibung nicht erwähnt. Über das eigene Westdeutschsein wurde nur beim Sprechen über die »Anderen«, die Ostdeutschen, nachgedacht. Während einerseits eine westdeutsche Identität abgelehnt wurde, gab es durchaus Aussagen und Zuschreibungen zu Ostdeutschen. Das Muster lautete zumeist, dass es eigentlich keine relevanten Unterschiede mehr innerhalb der Nachwendegeneration gäbe, die Ostdeutschen aber hier und da ja schon besonders seien. Diese Ungleichheit in der Benennung der Kategorien führe ich auf das »Othering« von Ostdeutschen zurück, welches sich daraus ergibt, dass westdeutsch als hegemoniale Norm angenommen wird und somit in den Zuschreibungen unsichtbar bleibt, während alle »Anderen« immer wieder als soziale Gruppe thematisiert werden und somit auch sichtbar gemacht und bewertet werden können. Das Konzept »Othering« entstand aus dem Kontext der postkolonialen Theorie.38 Stuart Hall beschreibt die Unsichtbarmachung des Westens in seinem Artikel mit dem Titel »The West and the Rest«.39 Bereits seit Längerem beforschen Wissenschaftler*innen unter Verwendung dieses postkolonialen theoretischen »Tools« die Differenzen zwischen Ost und West.40 In meinen Daten findet sich auch eine kritische Reflexion dieses Otherings der Teilnehmer*innen selbst – in der Gruppendiskussion in einer rheinländischen Großstadt wird es gar explizit angesprochen:

			»Ja, ich glaub halt auch, weil Westdeutschland immer noch als die ›Norm‹ immer noch wahrgenommen wird. Und die ›Norm‹ nimmt sich ja selbst nicht als besonders wahr. Das ist ja genauso wie weiß zu sein oder so. Wie häufig fällt einem das auf, dass man weiß ist. Wahrscheinlich sehr selten, wenn man sich in einem ausschließlich weißen Kontext bewegt. Und genauso denke ich mir ist das auch mit West- und Ostdeutschland.« 

			Aufgrund der westdeutschen Dominanz im Diskurs über Differenz, ergeben sich auch Analogien zu Gruppen, die ebenfalls als »Andere« im gesamtgesellschaftlichen Diskurs markiert sind. So war es sehr ­wichtig, dass ein Forschungsteam des DeZIM-Institutes41 die »P/ostmigrantischen Analogien« untersuchte.42 Es wurden Aspekte der Identitäts- und Diskursforschung über Ostdeutschland mit der vielfältigen Forschung zu Migration und Integration verbunden. Hier scheint vor allem der Ansatz einer »postmigrantischen Gesellschaft« geeignet, um den Integrations­prozess der bundesdeutschen Gesellschaft pluraler fassen zu können, als nur durch Migrationsbewegungen von bestimmten Bevölkerungsgruppen. Wie junge Ostdeutsche sind auch Vertreter*innen der zweiten und dritten »migrantischen« Generation nie aktiv migriert und finden sich trotzdem in (teilweise auch nur ihnen zugeschriebenen) Prozessen der »Integration« und »Identitätsdiffusion« wieder.43 Die Publizistin Kübra Gümüşay beschreibt, auf welche Weise in der Sprache der »Benennenden« bestimmte soziale Gruppen als »Benannte« immer wieder sichtbar werden, wodurch auch eine Form der Desintegration stattfindet:

			»Jede ihrer Äußerungen, jede ihrer Handlungen wird auf das Kollektiv zurückgeführt, Individualität wird ihnen nicht zugestanden. Den Unbenannten, die sie betrachten, erscheint das als normal, obwohl für sie selbst ihre Individualität die Grundlage ihres Seins ist. So heißen die Benannten manchmal ›Geflüchtete‹, manchmal ›Nordafrikaner‹, manchmal ›Transfrau‹. Dies sind enge, sehr enge Käfige. Es gibt auch etwas breitere, die ein bisschen mehr Spielraum lassen, aber dennoch eng sind: ›Ostdeutscher‹ oder ›Powerfrau‹. Die Benannten fangen nun an, sich zu ihrem Käfig zu verhalten: bloß nicht gefährlich wirken, nicht unterdrückt, abgehängt oder zu emanzipiert. Individualität, Komplexität, Ambiguität – alles das, was uns und unser Menschsein ausmacht, wird ihnen abgesprochen, geraubt.«44

			So zeigt sich, dass für junge Ostdeutsche das Ostdeutschsein nicht nur deshalb relevant wird, weil sozioökonomische Unterschiede durch die regionale Herkunft definiert werden, durch die Erwerbsbiografien und das Übertragen von Kapitalien45 der Eltern aus der DDR auf ihre ­Kinder, die in der Bundesrepublik erfolgreich sein wollen, sondern eben auch durch ein Dominanzverhältnis, in dem Ostdeutschsein noch immer nicht als Norm wahrgenommen wird. Ostdeutsche bleiben im Ost-West-Verhältnis die »Anderen«.

			Fazit

			Im Zuge des 30-jährigen Jubiläums von Friedlicher Revolution, Mauerfall und Beitritt der neuen Bundesländer kam die Debatte um die Ost-West-Differenzen wieder in Gang, jäh unterbrochen von Corona. Aber sie wird gewiss wieder Fahrt aufnehmen. Viele alte Aspekte spielen dabei weiterhin eine Rolle, aber neue Stimmen sind hinzugekommen, das ist einerseits die hier skizzierte Alterskohorte der »Nachwendegeborenen«, die vor allem über die Sozialisation durch Eltern, Schule und Medien, durch Abwertungserfahrungen und das »Othering« von Ostdeutschen weiterhin eine ostdeutsche Identität aufweisen, während eine westdeutsche Identität in dieser Alterskohorte vollkommen unsichtbar bleibt. In die Debatte haben sich aber auch Stimmen gemischt, die versuchen, Analogien von Ostdeutschen und anderen marginalisierten Gruppen herzustellen. 

			In der Bundesrepublik als plurale Gesellschaft rund 60 Jahre nach dem Wirtschaftswunder, 50 Jahre nach dem Beginn der Einwanderungsgesellschaft, über 30 Jahre nach der Wiedervereinigung, mehr als fünf Jahre nach dem »Sommer der Migration« und in Zeiten einer grassierenden Pandemie und eines dramatischen Klimawandels ist es wohl angebracht, die Vielschichtigkeit der Gesellschaft anzuerkennen und die alten Pfade, auf denen nach einer kulturellen Einheit46 gesucht wird, endlich zu verlassen. Der Einschnitt durch Corona bietet dafür einen guten Anlass.
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			Zusammenwachsen oder Auseinander­driften?

			Die deutsche Wiedervereinigung aus der Sicht einer Gruppe Ostdeutscher 1987–2020

			Hintergrund: die Sächsische Längsschnittstudie

			Die Sächsische Längsschnittstudie (www.wiedervereinigung.de/sls) wurde 1987 durch das Zentralinstitut für Jugendforschung der DDR in Leipzig als eine von zahlreichen Forschungsarbeiten dieses Instituts gestartet (vgl. Friedrich/Förster/Starke 1999). Ursprünglich wurden für diese Studie N = 1407 Schüler*innen aus 72 Klassen an 41 Schulen in den damaligen DDR-Bezirken Leipzig und Karl-Marx-Stadt während des Unterrichts befragt. Die Schüler*innen wurden repräsentativ für den DDR-Geburtsjahrgang 1973 ausgewählt, sie alle besuchten zu diesem Zeitpunkt die 8. Klassenstufe einer Polytechnischen Oberschule. In den Klassenstufen 9 (1988) und 10 (Frühjahr 1989) erfolgten weitere Befragungen derselben Kohorte. Nach Abschluss der 3. Welle gaben N = 587 ihr schriftliches Einverständnis, auch weiterhin an der Studie mitzuarbeiten. Auf dieser Gruppe baut die Studienpopulation der Sächsischen Längsschnittstudie bis heute auf.

			In den ersten drei Jahren der Studie bis zum Frühjahr 1989 beschäftigten sich die Studieninhalte hauptsächlich mit der Lernmotivation, dem Interesse an Politik, der Identifikation mit dem politischen System der DDR oder den Zielen und Plänen für das weitere Leben. Einige der damals gestellten Fragen (etwa zum Unterricht in »Produktive Arbeit« oder der Beteiligung an bestimmten Veranstaltungen) sind aus heutiger Sicht nur noch bedingt interessant.

			Mit dem Mauerfall 1989 und der Wiedervereinigung 1990 wurden die Fragestellungen auf das Erleben der ostdeutschen Transformation ausgerichtet. Trotz der schwierigen Bedingungen infolge der Abwicklung vieler ehemaliger DDR-Institutionen, darunter auch das Zentralinstitut für Jugendforschung, konnte die Studie dennoch bis heute fortgesetzt werden (vgl. Förster 2002, 2020; Berth et al. 2011). Die letzte Welle (31) fand 2019/2020 statt. Die 32. Untersuchungswelle ist bereits in Planung.

			In einer Überblicksarbeit der Nationalen Akademie der Wissenschaften Leopoldina (2016) zu bevölkerungsweiten Längsschnittstudien in Deutschland findet sich unter den 32 benannten Forschungsarbeiten auch die Sächsische Längsschnittstudie. Einerseits gehört sie zu den Studien mit relativ geringen Fallzahlen und dem schmalsten Budget, andererseits zählt sie zu den Untersuchungen mit der längsten Laufzeit und den meisten abgeschlossenen Erhebungswellen. Die Sächsische Längsschnittstudie ist die einzige Studie, die in der ehemaligen DDR begonnen und über den Systemwechsel und die deutsche Wiedervereinigung hinweg bis heute fortgeführt wurde.

			Seit 1990 beschäftigen sich die Fragestellungen unter anderem mit politischen Grundeinstellungen, kollektiven Identitäten, ­rechtsextremen, ausländerfeindlichen und autoritären Einstellungen, Vergleichen der Ge­­sellschaftssysteme, Lebenszielen und Werten, gesellschaftlicher und persönlicher Zukunftszuversicht, Veränderung der persönlichen Lebensverhältnisse und der Lebensformen (vgl. Berth et al. 2007, 2012, 2015), subjektivem Befinden (etwa zur Lebensqualität), Migrationsverhalten (vgl. Berth et al. 2014), Nachwirkungen der DDR-Sozialisation (wie die DDR-Krippenerziehung, vgl. Berth et al. 2010a) und der früheren Bindung an das System (vgl. Berth et al. 2010b), Kinderwunsch und Familiengründung (vgl. Stöbel-Richter 2010) oder den psychosozialen Folgen erlebter Arbeits­losigkeit (vgl. Zenger et al. 2013).

			Unter den Teilnehmer*innen fanden sich in vielen Wellen der vergangenen 30 Jahre wiederholt auch kritische Einstellungen zu bestimmten Aspekten der Wiedervereinigung (vgl. Förster 2004, 2012). In den letzten Jahren zeigte sich jedoch in verschiedenen Einzelindikatoren ein Trend hin zu einer positiveren Einschätzung des Vereinigungsprozesses (vgl. Berth et al. 2020). Diese Entwicklung soll daher hier genauer analysiert werden.

			Methode

			Die in der Überschrift formulierte Frage nach dem Zusammenwachsen oder Auseinanderdriften soll beantwortet werden, in dem fünf ausgewählte Indikatoren aus der Studie aggregiert ausgewertet werden. Diese Fragen sind in Tabelle 1 dargestellt. Die Auswahl der Items erfolgte zum einen formal danach, dass diese Indikatoren häufig (gemeinsam) in den verschiedenen Wellen der Studie abgefragt wurden und zum anderen inhaltlich nach ihrer offensichtlichen Relevanz für das Thema.

			Tab. 1: Übersicht über die Items des Vereinigungsindex (VI)

			
				
					
					
					
				
				
					
							
							Frage

						
							
							Antwortmöglichkeiten

						
							
							Punkt für Antwort(en)

						
					

				
				
					
							
							Als was fühlen Sie sich … Gewinner(in) der deutschen ­Einheit?

						
							
							1) ja, vollkommen

							2) ja, etwas

							3) nein, eigentlich nicht

							4) nein, absolut nicht

						
							
							1, 2

						
					

					
							
							Gibt es gegenwärtig zwischen Ost- und Westdeutschen insgesamt ­gesehen …?

						
							
							1) … mehr Trennendes

							2) … mehr Gemeinsamkeiten

						
							
							2

						
					

					
							
							Viele Westdeutsche behandeln uns Ostdeutsche als Deutsche ­zweiter Klasse.

						
							
							Skala: vollkommen 1, 2, 3, 4, 5 überhaupt nicht

						
							
							4, 5

						
					

					
							
							Bewerten Sie die gesellschaftliche Entwicklung in Ostdeutschland seit der Wende grundsätzlich als Fortschritt oder Rückschritt?

						
							
							0) das ist schwer zu sagen

							1) eher als Fortschritt 

							2) eher als Rückschritt

							3) teils als Fortschritt/teils als Rückschritt

						
							
							1

						
					

					
							
							Ich habe in Ostdeutschland eine gesicherte Zukunft.

						
							
							Skala: vollkommen 1, 2, 3, 4, 5 überhaupt nicht

						
							
							1, 2

						
					

				
			

			Weil es aber möglich ist, sich zwar als »Gewinner*in der Einheit« zu sehen und gleichzeitig aber mehr Trennendes zwischen Ost- und Westdeutschen wahrzunehmen, haben wir aus den fünf Fragen einen Index des Zusammenwachsens, der hier als »Vereinigungsindex (VI)« bezeichnet wird, berechnet. Dabei wird bei jeder Frage 1 Punkt vergeben für gewählte Antworten, die (eher) für eine positive Sicht auf die Wiedervereinigung sprechen (vgl. Tabelle 1). Für die anderen (negativen/neutralen) Antwortmöglichkeiten wird kein Punkt vergeben. Diese Punkte werden aufsummiert. Der Wert des Vereinigungsindex kann dann zwischen Null und fünf Punkten liegen. Je höher die Ausprägung des Index ist, umso positiver fällt die Beurteilung der deutschen Einheit durch die Teilnehmer*innen aus. Wurde eine der Frage (versehentlich) durch eine Teilnehmer*in zu einem Zeitpunkt nicht beantwortet, wurde ebenfalls kein Punkt vergeben.

			Die Berechnung des Index erfolgte für die Wellen 19 (2005), 20 (2006), 23 (2009), 30 (2017/18) und 31 (2019/20), in denen übereinstimmend die fünf Fragen gestellt wurden. Für die meisten Einzelitems liegen mehr Angaben aus weiteren Wellen vor, die zum Teil in den Abbildungen 1 bis 5 dargestellt werden. Jedoch wurden in keiner weiteren Welle der Sächsischen Längsschnittstudie alle fünf Fragen übereinstimmend gestellt.

			Aufgrund des deutlich unterschiedlichen Antwortformats in den fünf Fragen liegen die Reliabilitätswerte des Vereinigungsindex im mittleren Bereich (Cronbachs Alpha W19 = 0,597, Cronbachs Alpha W31 = 0,578).

			Stichprobe

			In Tabelle 2 sind ausgewählte soziodemografische Merkmale der Teil­nehmer*innen der Sächsischen Längsschnittstudie für fünf Erhebungs­wellen dargestellt. Da (nahezu) alle Befragten im Jahr 1973 geboren wurden, handelt es sich um ein altershomogenes Sample. 1996 waren die Teilnehmer*innen im Mittel 24 Jahre, 2020 im Mittel 47 Jahre alt. In allen Wellen war der Frauenanteil etwas höher (> 52%). Der Anteil Verheirateter wächst über die Jahre stetig an auf 58 Prozent im Jahr 2020. Die meisten Befragten leben in einer Partnerschaft (nicht dargestellt) und haben mittlerweile Kinder (81%). Der Anteil an Personen, die zum Befragungszeitpunkt aktuell arbeitslos waren, hat über die Jahre abgenommen. Zu allen Erhebungszeitpunkten war der Anteil Arbeitsloser in der Stichprobe deutlich geringer als im ostdeutschen Mittel. 23 Prozent der Teilnehmer*innen sind bis 2020 ins Ausland oder in die alten Bundesländer umgezogen.

			Der Prozentuale Rücklauf in Tabelle 2 bezieht sich auf N = 587 Personen, die im Frühjahr 1989 schriftlich ihre Zustimmung zur weiteren Teilnahme gaben. Da mittlerweile im Laufe der Jahrzehnte einige Personen verstorben oder trotz vielfältiger Bemühungen nicht mehr erreichbar sind beziehungsweise ihre Bereitschaft zur Teilnahme aktiv zurückgezogen haben, ist die tatsächliche Rücklaufquote höher anzusetzen. Als Ablehnungsgründe für die weitere Teilnahme wurden unter anderem Krankheit, starke berufliche Belastung oder geringes Interesse an politischen Fragestellungen angeführt (vgl. Berth et al. 2011). Legt man die N = 423 Adressen zugrunde, bei denen zum Zeitpunkt der letzten Welle 2019/2020 noch davon ausgegangen werden kann, dass die Einladung zur Teilnahme ankam, beträgt die Rücklaufquote 76,4 Prozent. Unter Beachtung der langen Studienlaufzeit kann dieser Wert als hervorragend eingeschätzt werden.

			Das Bildungsniveau der Teilnehmer*innen der Sächsischen Längsschnittstudie kann als relativ hoch eingeschätzt werden, haben doch alle 1989 den Abschluss der 10. Klasse der Allgemeinbildenden Polytechnischen Oberschule (POS) erreicht. Einen weiterführenden Schulabschluss (Abitur, Hochschule/Fachhochschule/Universität, Fachschulabschluss) besitzen 45 Prozent. Davon haben 24 Prozent eine Universität, Hochschule oder Fachhochschule mit Abschluss besucht.

			Tab. 2: Überblick über einige soziodemografische Merkmale der Studienteil­nehmer*innen in fünf ausgewählten Wellen 1996 bis 2019/20

			
				
					
					
					
					
					
					
				
				
					
							
							Jahr

						
							
							1996

						
							
							2005

						
							
							2009

						
							
							2013/14

						
							
							2019/20

						
					

				
				
					
							
							Welle

						
							
							12

						
							
							19

						
							
							23

						
							
							27

						
							
							31

						
					

					
							
							N =

						
							
							355

						
							
							385

						
							
							364

						
							
							330

						
							
							323

						
					

					
							
							Rücklauf (%)

						
							
							60,5

						
							
							65,6

						
							
							62,0

						
							
							56,2

						
							
							55,0

						
					

					
							
							Alter (M, SD)

						
							
							23,55 (0,53)

						
							
							32,11 (0,40)

						
							
							36,21 (0,44)

						
							
							40,2 (0,54)

						
							
							47,2 (0,53)

						
					

					
							
							Geschlecht weiblich (N, %)

						
							
							192 (54,1)

						
							
							205 (53,4)

						
							
							190 (52,3)

						
							
							185 (56,1)

						
							
							180 (55,7)

						
					

					
							
							Familienstand verheiratet (N, %)

						
							
							42 (11,9)

						
							
							161 (41,9)

						
							
							177 (49,4)

						
							
							183 (55,4)

						
							
							187 (58,1)

						
					

					
							
							Kinder ja (N, %)

						
							
							46 (12,9)

						
							
							235 (61,4)

						
							
							262 (72,4)

						
							
							254 (77,2)

						
							
							254 (80,9)

						
					

					
							
							aktuelle berufliche Stellung: arbeitslos (N, %)

						
							
							38 (10,7)

						
							
							18 (4,7)

						
							
							18 (5,0)

						
							
							10 (3,0)

						
							
							4 (1,2)

						
					

					
							
							Wohnort Westdeutschland (N, %)

						
							
							45 (12,9)

						
							
							87 (22,7)

						
							
							84 (23,2)

						
							
							75 (22,7)

						
							
							71 (22,0)

						
					

				
			

			Die berufliche Stellung der nicht arbeitslosen Personen wurde in Welle 31 (2019/2020) wie folgt angegeben:

			
					Arbeiter*innen N = 60 (18,6 %)

					Angestellte N = 201 (62,4 %)

					Selbstständige N = 25 (7,8 %)

					Hausfrau/-mann, Elternzeit N = 4 (1,2 %)

					Beamt*innen N = 20 (6,2 %)

					Sonstige N = 8 (2,5 %)

			

			Die Verteilung auf die Einkommensgruppen (persönliches monatliches Nettoeinkommen) stellte sich 2020 folgendermaßen dar:

			
					bis 999 Euro N = 18 (5,7 %)

					1000 – 1999 Euro N = 133 (41,6 %)

					2000 – 2999 Euro N = 112 (35,0 %)

					3000 – 3999 Euro N = 21 (6,5 %)

					4000 – 4999 Euro N = 19 (5,9 %)

					5000 und mehr Euro = 15 (4,7 %)

			

			Fast die Hälfte der Teilnehmer*innen (47%) ordnet sich in die beiden Einkommensgruppen von Null bis 1999 Euro ein. Deutliche Unterschiede gibt es zwischen Frauen und Männern. Die Frauen geben ihr persönliches monatliches Nettoeinkommen als deutlich geringer an als die männlichen Befragten. Auch bezüglich der Wohnorte zeichnen sich deutliche Unterschiede ab. Personen, die in Westdeutschland oder im Ausland leben, geben ein signifikant höheres monatliches persönliches Nettoeinkommen an.

			Ergebnisse

			Die Abbildungen 1 bis 5 zeigen die Ergebnisse der fünf Einzelfragen von 1996 (Welle 12) beziehungsweise 2005 (Welle 19) bis 2019/20 (Welle 31).

			Die Selbsteinschätzung als »Gewinner*in der deutschen Einheit« (Abbildung 1) steigt von 44 % (2005) auf 76 % (2020). Mehr Gemeinsamkeiten als Trennendes zwischen Ost- und Westdeutschen sahen 1996 44 %, 2019/20 waren es 72 % (Abbildung 2). Der Aussage »Viele Westdeutsche behandeln uns Ostdeutsche als Deutsche zweiter Klasse« stimmten 1996 51 % zu, 2019/20 waren es nur noch 28 % (Abbildung 3). Die ­Entwicklung in Ostdeutschland wurde 1996 von 43 % der Teilnehmer*innen als ­Fortschritt bewertet. Dieser Anteil stieg bis 2019/20 auf 56 % (Abbildung 4). Die ­geringste Zustimmung in allen Erhebungswellen fand stets die Aussage »Ich habe in Ostdeutschland eine gesicherte Zukunft«. Am niedrigsten war die Zustimmung 2006 (12 %), am höchsten in der letzten Welle (38 %, Abbildung 5).

			Abb. 1: Einschätzung als »Gewinner*in« beziehungsweise »Verlierer*in der Deutschen Einheit von 2005 bis 2019/20 in Prozent
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			Abb. 2: Positionen zur Aussage »Mehr Trennendes oder mehr Gemeinsamkeiten zwischen Ost- und Westdeutschen?« 1996 bis 2019/20 in Prozent
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			Abb. 3: Positionen zur Aussage »Viele Westdeutsche behandeln uns Ostdeutsche als Deutsche zweiter Klasse« 1996 bis 2019/20 in Prozent
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			Abb. 4: Positionen zur Aussage »Bewerten Sie die gesellschaftliche Entwicklung in Ostdeutschland seit der Wende grundsätzlich als Fortschritt oder Rückschritt?« 1996 bis 2019/20 in Prozent
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			Abb. 5: Positionen zur Aussage »Ich habe in Ostdeutschland eine gesicherte Zukunft« 1996 bis 2019/20 in Prozent
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			Tabelle 3 zeigt die deskriptiven Kennwerte des Vereinigungsindex von 2005 bis 2020. Der Wertebereich in allen Wellen lag zwischen null und fünf. Der Median lag in den ersten drei dargestellten Wellen bei zwei, in den letzten beiden Wellen bei drei. Der Mittelwert stieg von 1,59 im Jahr 2005 auf 2,79 im Jahr 2020. Die Häufigkeit des Wertes Null (das heißt keine der fünf Fragen wurde positiv beantwortet) betrug 2005 noch 30 Prozent. 2020 waren es nur noch sieben Prozent.

			Tab. 3: Ausprägung des Vereinigungsindex von 2005 bis 2019/2020 (M, SD, Häufigkeiten)

			
				
					
					
					
					
					
					
					
					
					
				
				
					
							
							Jahr

						
							
							M

						
							
							SD

						
							
							Häufigkeiten

						
					

					
							
							0

						
							
							1

						
							
							2

						
							
							3

						
							
							4

						
							
							5

						
					

				
				
					
							
							2005

						
							
							1,59

						
							
							1,38

						
							
							113 (30,0)

						
							
							74 (19,6)

						
							
							90 (23,9)

						
							
							60 (15,9)

						
							
							33 (8,8)

						
							
							7 (1,9)

						
					

					
							
							2006

						
							
							1,74

						
							
							1,44

						
							
							98 (25,8)

						
							
							80 (21,1)

						
							
							89 (23,4)

						
							
							61 (16,1)

						
							
							38 (10,0)

						
							
							14 (3,7)

						
					

					
							
							2009

						
							
							2,11

						
							
							1,35

						
							
							49 (13,6)

						
							
							81 (22,4)

						
							
							88 (24,4)

						
							
							75 (20,8)

						
							
							60 (16,6)

						
							
							8 (2,2)

						
					

					
							
							2017/18

						
							
							2,76

						
							
							1,48

						
							
							25 (8,1)

						
							
							47 (15,3)

						
							
							54 (17,5)

						
							
							71 (23,1)

						
							
							73 (23,7)

						
							
							38 (12,3)

						
					

					
							
							2019/20

						
							
							2,79

						
							
							1,43

						
							
							22 (7,0)

						
							
							43 (13,7)

						
							
							63 (20,1)

						
							
							72 (22,9)

						
							
							78 (24,8)

						
							
							36 (11,5)

						
					

				
			

			In der Abbildung 6 sind Häufigkeiten des Vereinigungsindex für die Welle 19 bis 31 grafisch veranschaulicht. Dazu wurden die Stufen null bis zwei und drei bis fünf zusammengefasst. Die Werte zeigen, dass die positiven Einschätzungen der Wiedervereinigung (drei und mehr Punkte im Index) von 26,5 Prozent im Jahr 2005 auf 59,2 Prozent im Jahr 2020 gestiegen sind.

			Abb. 6: Entwicklung des Vereinigungsindex von 2005 bis 2019/20, Anteile derer mit null bis zwei beziehungsweise drei oder mehr Punkten (%)
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			Mögliche Einflussfaktoren auf den Vereinigungsindex sind in Tabelle 4 dargestellt. Dazu werden die Daten der letzten Welle 2019/20 untersucht.

			Tab. 4: Soziodemografische Einflussfaktoren auf den Vereinigungsindex in Welle 31 2019/20 (N, M, SD, T-Test)

			
				
					
					
					
					
					
					
					
				
				
					
							
							Merkmal

						
							
							
							Vereinigungsindex

						
							
							T-Test

						
							
							
					

				
				
					
							
							Geschlecht

						
							
							N

						
							
							M

						
							
							SD

						
							
							t

						
							
							df

						
							
							p

						
					

					
							
							Männlich

						
							
							139

						
							
							3,05

						
							
							1,31

						
							
							
							
					

					
							
							Weiblich

						
							
							175

						
							
							2,59

						
							
							1,48

						
							
							2,87

						
							
							312

						
							
							0,004

						
					

					
							
							Wohnort

						
							
							
							
							
							
							
					

					
							
							Ostdeutschland

						
							
							238

						
							
							2,71

						
							
							1,51

						
							
							
							
					

					
							
							Westdeutschland

						
							
							38

						
							
							2,99

						
							
							1,13

						
							
							-1,32

						
							
							304

						
							
							0,171

						
					

					
							
							Bildung 

						
							
							
							
							
							
							
					

					
							
							Niedriger als Abitur

						
							
							160

						
							
							2,49

						
							
							1,49

						
							
							
							
					

					
							
							Abitur oder höher

						
							
							134

						
							
							3,09

						
							
							1,24

						
							
							-3,76

						
							
							292

						
							
							0,000

						
					

					
							
							Partnerschaft 

						
							
							
							
							
							
							
					

					
							
							Ja

						
							
							248

						
							
							2,87

						
							
							1,44

						
							
							
							
					

					
							
							Nein

						
							
							56

						
							
							2,55

						
							
							1,37

						
							
							1,50

						
							
							302

						
							
							0,135

						
					

					
							
							Kinder

						
							
							
							
							
							
							
					

					
							
							Ja

						
							
							248

						
							
							2,79

						
							
							1,46

						
							
							
							
					

					
							
							Nein

						
							
							58

						
							
							2,78

						
							
							1,33

						
							
							0,06

						
							
							304

						
							
							0,945

						
					

					
							
							Arbeitslosigkeits­erfahrungen

						
							
							
							
							
							
							
					

					
							
							Ja

						
							
							214

						
							
							2,62

						
							
							1,42

						
							
							
							
					

					
							
							Nein

						
							
							97

						
							
							3,16

						
							
							1,37

						
							
							-3,16

						
							
							309

						
							
							0,002

						
					

					
							
							Einkommen (­Netto/Monat)

						
							
							
							
							
							
							
					

					
							
							Bis 1999 €

						
							
							147

						
							
							2,27

						
							
							1,44

						
							
							
							
					

					
							
							Ab 2000 €

						
							
							164

						
							
							3,27

						
							
							1,25

						
							
							-6,592

						
							
							309

						
							
							0,000

						
					

				
			

			Keine Unterschiede im Vereinigungsindex fanden sich in Abhängigkeit vom Wohnort Ost- oder Westdeutschland, dem Vorhandensein von Kindern (ja/nein) oder dem Leben in einer Partnerschaft (ja/nein). Einen signifikant geringeren Wert im Vereinigungsindex und damit eine deutlich negativere Sicht auf die Wiedervereinigung hatten Frauen, Personen mit einem niedrigeren Bildungsstand, Personen mit einem geringeren Einkommen und Personen mit Arbeitslosigkeitserfahrungen. Die singuläre Betrachtung der Merkmale in den Berechnungen in Tabelle 4 lässt keine Rückschlüsse darüber zu, wie diese Merkmale sich gegebenenfalls wechselseitig beeinflussen. Es ist durchaus möglich, dass mehrere dieser Merkmale für eine Person zutreffen, zum Beispiel etwa bei einer Teilnehmerin ohne Abitur, mit Arbeitslosigkeitserfahrungen und einem niedrigeren Einkommen, die demzufolge den Wiedervereinigungsprozess eventuell insgesamt kritischer beurteilt.

			Diskussion

			Der 30. Jahrestag der deutschen Wiedervereinigung am 3. Oktober 2020 war ein Datum, das neben Politiker*innen auch in großer Vielzahl Wissenschaftler*innen unterschiedlichster Fachdisziplinen zur Bilanzierung des Erreichten in den vergangenen drei Jahrzehnten angeregt hat. Corona hat dann den Auswertungen größere Schlagzeilen gestohlen. Aber die erhobenen Daten bleiben nicht minder relevant. Mit der Sächsischen Längsschnittstudie liegt eine einzigartige sozialwissenschaftliche Untersuchung vor, die bereits seit 1987 eine identische Gruppe von nun fast 50-jährigen Ostdeutschen befragt. 31 Befragungswellen wurden mittlerweile abgeschlossen. Die Daten der Studie ermöglichen ein einzigartiges Meinungs- und Stimmungsbild dieser Gruppe.

			Aus den zahlreichen Fragen der Studie, die in mehreren der durchgeführten Wellen enthalten waren (vgl. Ludwig 2012), wurden für die hier vorgestellten Analysen fünf Indikatoren für die Bildung eines Wiedervereinigungsindex ausgewählt. Dieser Index besitzt eine höhere Aussagekraft gegenüber einem Einzelitem, es handelt sich aber dennoch nur um einen Ausschnitt aus der Vielzahl der in der Studie erfragten Items.

			Das Ergebnis der Analyse zeigt recht eindeutig Hinweise auf ein Zusammenwachsen bei den Teilnehmer*innen der Sächsischen Längsschnittstudie. Die Zustimmung zu den positiven Einschätzungen der Wiedervereinigung wächst seit 2005 kontinuierlich. Es gibt aber immer noch eine ganze Reihe von Personen, die am Vereinigungsprozess nur wenige positive Aspekte sehen und das Geschehen auch nunmehr über 30 Jahre nach der Wiedervereinigung noch recht kritisch beurteilen. Als Einflussfaktoren erwiesen sich hier das Geschlecht, die Bildung, die Arbeitslosigkeitserfahrungen und das Einkommen.

			Abschließend ist darauf hinzuweisen, dass es sich bei den Befragten der Studie um ein altershomogenes Sample aus Sachsen handelt. Das Bildungsniveau ist relativ hoch. Die Aussagen können daher nur mit Bedacht auf andere Altersgruppen übertragen werden. Die damalige Rekrutierung in den auch heute noch stark industriell geprägten Ballungsräumen Karl-Marx-Stadt (Chemnitz) und Leipzig erschwert die Verallgemeinerung auf andere ostdeutsche Regionen, wie etwa die struktur-schwächeren Gebiete in Teilen Brandenburgs, Mecklenburg-Vorpommerns oder Sachsen-Anhalts. An den einzelnen Erhebungen haben unterschiedlich viele Personen teilgenommen. In einem Vergleich mit der ostdeutschen Stichprobe ähnlicher Geburtsjahrgänge aus dem deutschlandrepräsentativen Sozioökonomischen Panel (SOEP, Schupp/Wagner 1991; Wagner et al. 2007) wurden kaum Unterschiede zwischen den beiden Kohorten ermittelt (Berth/Richter et al. 2015). Es existieren leider keine Vergleichsdaten einer ähnlichen westdeutschen Kohorte. Auch wenn die Teilnahmequote nach mehr als 30 Jahren in der Sächsischen Längsschnittstudie immer noch sehr hoch ist, kann keine Aussage über die Dropouts getroffen werden. Bei Teilnahmezahlen von circa N = 300 sind Subgruppenanalysen, zum Beispiel für Frauen einer bestimmten Einkommensgruppe, nicht immer statistisch zuverlässig möglich.

			Wie der Vereinigungsindex und die darin enthaltenen Einzelfragen zeigen, gibt es in den letzten Jahren deutliche Hinweise auf ein stärkeres Zusammenwachsen, das jedoch längst nicht vollzogen ist. Die Sächsische Längsschnittstudie soll daher in den nächsten Jahren fortgesetzt werden, die Welle 32 ist bereits in Vorbereitung.
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			»DDR bleibt«: Vor und nach der am 3. Oktober 1990 vollzogenen Deutschen Einheit artikuliert sich Widerstand gegen die Wiedervereinigung. Schriftzug »DDR bleibt« an einer Hauswand im Berliner Stadtteil Prenz­lauer Berg, 1990. (Bildausschnitt, Matthias Weber)
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			Helmut Kohl in Halle am 10. Mai 1991, nach Eierwürfen aus den Zuschauer­reihen auf den deutschen Bundeskanzler. (Bildausschnitt, Marco Limberg)

		

	
		
			Karl-Heinz Paqué

			Die Wirtschaftsstrategie der deutschen Vereinigung – eine Zwischenbilanz nach mehr als 30 Jahren

			Aus wirtschaftlicher Sicht ein Teilerfolg – aber Zukunftsaufgaben bleiben

			Mit Rückblick auf die Vergangenheit seit 1989/90 und im Ausblick auf die Zukunft lässt sich der Aufbau Ost in drei Phasen gliedern: (1) die Zeit der Weichenstellungen in den frühen 1990er Jahren, (2) die Zeit des physischen Aufbaus und der Re-Industrialisierung – etwa von Mitte der 1990er Jahre bis zur Weltfinanzkrise 2008 und (3) die Zeit der heute verbleibenden Herausforderungen, die weit in die Zukunft weisen, aber auch durch Ereignisse wie die Covid-19-Pandemie mit ihren wirtschaftlichen Folgen nur schwer prognostizierbar sind. Im Folgenden werden die drei Phasen in ihren zentralen Charakteristika skizziert und erläutert.1

			1	Zeit der Weichenstellungen

			Zunächst zur Ausgangslage. Nach dem Mauerfall am 9. November 1989 konnten die Bürger*innen der DDR als Deutsche im Sinne des Grundgesetzes ihr Recht auf Freizügigkeit nutzen, und zwar durch Umzug in den Westen. Dies setzte die Politik unter enormen Druck: Um eine Massenabwanderung zu verhindern, musste die Politik schnell und entschlossen handeln und es mussten im Osten Löhne in Aussicht stehen, die hoch genug waren, um die Menschen – und vor allem die jungen Leistungsträger unter ihnen – von der Abwanderung abzuhalten. Dies führte zu drei Grundentscheidungen der Politik: (1) schnelle Wirtschafts- und Währungsunion, (2) zügige Privatisierung der Staatsbetriebe über eine Staatsholding, die Treuhandanstalt, und (3) massiver »Aufbau Ost« durch Erneuerung der Infrastruktur und Wirtschaftsförderung.

			1.1	Wirtschafts- und Währungsunion

			Die Wirtschafts- und Währungsunion im Juni 1990 verschaffte den Ostdeutschen schnellstmöglich eine vertrauenswürdige Währung als Mittel für den Zahlungsverkehr und die Vermögensbildung. Sie war insofern eine notwendige Bedingung für alles Weitere. Der Umtauschkurs D-Mark zu Mark (Ost) lag im Durchschnitt bei 1:1,8, für laufende Zahlungen (Preise und Löhne) bei 1:1. Er sorgte für sozialen Frieden (durch relativ großzügige Anerkennung der privaten Ersparnisse der Ostdeutschen) und vermied Preisinflation (in Kombination mit einer angemessenen Steuerung der Liquidität). Er sorgte allerdings auch dafür, dass das ostdeutsche Lohnniveau zunächst bei etwa einem Drittel des westdeutschen lag, was sich als viel zu hoch erwies, um die Rentabilität der Produktion im Osten zu sichern. Allerdings wären niedrigere Startlöhne (zum Beispiel ein Sechstel des Westniveaus bei einem Kurs von 1:2) nicht von Bestand gewesen, weil ansonsten eine Massenabwanderung eingesetzt hätte. Grundsätzliche Alternativen waren deshalb von vornherein unrealistisch.

			1.2	Treuhandanstalt

			Die Treuhandanstalt als noch in der DDR gegründete Staatsholding startete nach der Wiedervereinigung am 3. Oktober 1990 ihre eigentliche Tätigkeit mit dem klaren Auftrag, den Kapitalbestand möglichst schnell zu privatisieren und in Einzelfällen vor dem Verkauf zumindest ansatzweise zu sanieren. Dies geschah: Etwa 14.000 Betriebe beziehungsweise Betriebsteile wurden in wenigen Jahren veräußert. Die Treuhandanstalt arbeitete sehr schnell und beendete bereits Ende 1994 den wesentlichen Teil ihrer Tätigkeit; der verbleibende Rest der Aufgaben wurde auf Nachfolgegesellschaften übertragen. Ihre Bilanz ist zwiespältig2: einerseits ein modernisierter industrieller Kapitalbestand, der die Grundlage für das künftige Wachstum der ostdeutschen Wirtschaft bildete; andererseits ein hohes Defizit, das auf Dauer dem Staat zur Last fiel, sowie der Abbau von mindestens 2,5 Millionen industriellen Arbeitsplätzen. Die Privatisierung erwies sich dabei als umso schwieriger (und für den Staat teurer), je stärker die jeweilige Branche dem internationalen Wettbewerb ausgesetzt war. Besonders hart traf es deshalb die »klassischen« deutschen Investitionsgüter- und Grundstoffindustrien – vom Fahrzeug- und Maschinenbau bis hin zur Chemieindustrie. Weniger schwierig war die Anpassung im Ernährungsgewerbe sowie in der Landwirtschaft und bei privaten Dienstleistungen. Als Faustregel lässt sich Folgendes formulieren: Je mehr der profitable Fortbestand von Unternehmen und Betrieben von der innovativen Entwicklung neuer Produkte für den offenen Weltmarkt abhing, desto schwieriger (und teurer) erwiesen sich Privatisierung und Restrukturierung. In vielen Fällen blieb nur der »Technologie-Import« durch Direktinvestitionen von westdeutschen und ausländischen Unternehmen, die bereits über fertige und konkurrenzfähige Produkte für die Herstellung am neuen Standort in Ostdeutschland verfügten – also das Modell einer »verlängerten Werkbank«. Dies allerdings war in den mitteleuropäischen Nachbarländern ähnlich, erstreckte sich aber als Prozess der Anpassung dort über einen längeren Zeitraum.

			1.3	Physischer Aufbau und Wirtschaftsförderung

			Der »Aufbau Ost«, also der physische Aufbau im Sinne der Erneuerung der Infrastruktur, Modernisierung der Verwaltung, Erneuerung von Schulen und Hochschulen und vieles mehr, erforderte enorme Investitionen, und zwar sowohl in Sachkapital als auch in die Qualifikation der Menschen. Dies geschah durch direkte staatliche Investitionen und, wo möglich, durch die massive öffentliche Förderung privater Investitionen in den neuen Ländern. Der Aufbau ging erstaunlich schnell und funktionierte vergleichsweise reibungslos – dank auch des großen Engagements der Menschen in Ost und West im Rahmen dessen, was als nationale Aufgabe wahrgenommen wurde. Hilfreich waren dabei auch Länderpatenschaften, die zur Entsendung von öffentlichem Ausbildungspersonal von West nach Ost führten. Schon in der zweiten Hälfte der 1990er Jahre war der physische Aufbau Ost weitgehend abgeschlossen. In der Bauwirtschaft führte er zu einem vorübergehenden Boom, der half, am Arbeitsmarkt den Einbruch der Industrie zu kompensieren. Schon gegen Ende des Booms zeigte sich allerdings, dass der Bestand an sanierten gewerblichen und privaten Immobilien die Nachfrage überstieg. Es kam vor allem in den Städten vermehrt zu Leerständen und sinkenden Mieten. Auch deshalb wurde die staatliche Förderung von Investitionen in ostdeutsche Immobilien in den späten 1990er Jahren zurückgefahren.

			2	Zeit der Re-Industrialisierung

			2.1	Wachstum

			Die Entwicklung des verarbeitenden Gewerbes (im Folgenden der Einfachheit halber, wenn auch ungenau als »Industrie« bezeichnet), ist in den neuen Ländern durch zwei Phasen ganz unterschiedlicher Länge charakterisiert: Anfang der 1990er Jahre ein dramatischer Zusammenbruch und danach bis zur Weltfinanzkrise 2008 ein langsamer, aber kontinuierlicher Wiederaufstieg. So betrug die Bruttowertschöpfung der Indus­trie in den ostdeutschen Flächenländern 1992 gerade mal noch 3,5 Prozent der gesamten Industrie Deutschlands, und dies bei hoher Subventionierung der Betriebe der Treuhandanstalt, die unrentabel produzierten und noch nicht privatisiert waren. Die fünf neuen Länder (plus Berlin), eine Region mit einem Drittel der Fläche und einem Fünftel der Einwohner Deutschlands, waren also fast komplett deindustrialisiert. Seit dem Jahr 2008 liegt der industrielle Produktionsanteil des Ostens zwischen 9 und 11 Prozent. Der Grad der Re-Industrialisierung des Ostens ist also quantitativ beachtlich, wenn auch noch immer nicht proportional zum Bevölkerungsanteil der Region und auch noch längst nicht auf dem Vorkriegsniveau der industriellen Kernregionen Mitteldeutschlands und Berlins. Im Zuge der Re-Industrialisierung schrumpften Bauwirtschaft, Dienstleistungen und Handel auf jenes Niveau zurück, das langfristig als nachhaltig gelten kann – eine schmerzhafte, aber notwendige Entwicklung. Dadurch gelang ein Strukturwandel der ostdeutschen Wirtschaft weg vom Binnenmarkt hin zum Weltmarkt.

			2.2	Produktivität

			Im Zuge der Re-Industrialisierung gab es auch kontinuierliche Fortschritte der Arbeitsproduktivität. In der Industrie erreicht die Arbeitsproduktivität im Osten – gemessen als Bruttowertschöpfung je Erwerbstätigen – heute rund 70 Prozent (mit Berlin: 73 Prozent) des Westniveaus. Zum Vergleich: 1991 waren es 19 Prozent (mit Berlin: 28 Prozent), 1992 27 Prozent (mit Berlin: 39 Prozent). Gesamtwirtschaftlich sieht es heute mit rund 80 Prozent (mit Berlin: 84 Prozent) des Westniveaus besser aus, wobei die Fortschritte in den nicht-industriellen Sektoren der Wirtschaft früher einsetzten, aber auch schneller verebbten, nicht zuletzt aufgrund des später einsetzenden Strukturwandels zugunsten der Industrie. Misst man die Wertschöpfung je Arbeitsstunde, so liegt der Osten heute bei 67 Prozent (mit Berlin: 71 Prozent) in der Industrie und 76 Prozent (mit Berlin: 81 Prozent) des Westniveaus in der Gesamtwirtschaft, was rein rechnerisch an der Tatsache liegt, dass im Osten länger gearbeitet wird. Die Gründe für die heute verbleibende Ost-West-Produktivitätslücke in der Industrie finden sich nach einhelliger Meinung volkswirtschaftlicher Beobachter in einer Art »Innovationslücke« zwischen West und Ost: Die ostdeutsche Industrie produziert weniger forschungsintensiv und besetzt deshalb eher Marktnischen für standardisierte Produkte. Dies ist unter anderem das Ergebnis der bisherigen Struktur der industriellen Direktinvesti­tionen aus Westdeutschland und dem Ausland seit den frühen 1990er Jahren. Nicht neue Forschungsabteilungen, sondern allein die modernen Herstellungsanlagen entstanden im Osten. Die »Brutstätten des Wissens« blieben bisher anderswo. Ostdeutschland wurde zu einer Art (effizienter) verlängerter Werkbank. Daneben fehlt es an Großbetrieben sowie an größeren mittelständischen Unternehmen mit hoher Innovationskraft und langjähriger Erfahrung im Export. Die Integration in die Weltmärkte hat große Fortschritte gemacht, erreicht aber noch immer nicht das im Westen übliche Maß. Es verbleiben also signifikante Strukturschwächen, die kaum vermeidbar waren, deren Verminderung aber für die künftige Wachstums- und Regionalpolitik ein wichtiges Ziel sein sollte (siehe unten Ab­­schnitt 3.2).

			2.3	Löhne

			Trotz der noch vorhanden Strukturschwächen ist die ostdeutsche Industrie in hohem Maße wettbewerbsfähig geworden. Dies liegt allerdings auch an dem verbleibenden West-Ost-Gefälle der Löhne, das sich seit den späten 1990er Jahren kaum verändert hat. So werden in der ostdeutschen Industrie Löhne gezahlt, die nur etwa 70 Prozent (mit Berlin: 74 Prozent) des Westniveaus betragen; in der Gesamtwirtschaft sind es immerhin schon knapp 83 Prozent (mit Berlin: fast 88 Prozent). Deshalb sind die neuen Länder – trotz des verbleibenden Ost-West-Rückstands der Arbeitsproduktivität – heute ein überaus attraktiver Industriestandort mit Lohnstückkosten (Lohnkosten im Vergleich zur Arbeitsproduktivität), die im innerdeutschen und innereuropäischen Vergleich außerordentlich niedrig liegen. Das kontinuierliche Aufholen der Arbeitsproduktivität gegenüber dem Westen während der letzten beiden Jahrzehnte wurde also nicht durch übermäßige Lohnsteigerungen »aufgezehrt«. Tatsächlich folgten die Löhne – nach einem anfänglichen Sprung nach oben im Zuge erster Tariflohnverhandlungen der Treuhandanstalt mit den Gewerkschaften – seit den späten 1990er Jahren dem (moderaten) Aufwärtstrend der Löhne im Westen. Hauptgrund dafür war der Rückzug des Flächentarifvertrags als übliche Form der Lohnfindung: Bei zeitweise sehr hoher Arbeitslosigkeit verzichteten die meisten Unternehmen der Industrie auf eine Mitgliedschaft in Arbeitgeberverbänden und vereinbarten Lohnkonditionen, die erheblich flexibler waren als im Westen und auf besondere betriebliche Bedingungen Rücksicht nahmen. Diese machtvolle Entwicklung hatte wohl auch Rückwirkungen auf die Lohnabschlüsse der Tarifparteien im Westen, da der Osten zu einer Art »tariffreien« Konkurrenzregion wurde. In diesem Sinne hat die Deutsche Einheit auch indirekt zur Verbesserung der internationalen Wettbewerbsfähigkeit der westdeutschen Industrie beigetragen, allerdings zulasten traditioneller Strukturen des deutschen Korporatismus.

			2.4	Arbeitslosigkeit

			Seit 1991 hat der Osten Deutschlands eine deutlich höhere Arbeitslosenquote als der Westen. Die offizielle Quote lag bis in die jüngste Zeit entschieden höher als im Westen. Zeitweise – von den frühen 1990er bis zu den frühen 2000er Jahren – war sie mehr als doppelt so hoch; und es gab zusätzlich eine beträchtliche verdeckte Arbeitslosigkeit zunächst in Form von Erwerbspersonen in Kurzarbeit und Frühverrentung, später vor allem in Arbeitsbeschaffungs- und Umschulungsmaßnahmen. So lag auf dem Tiefpunkt der Beschäftigungskrise in den späten 1990er Jahren die offizielle Quote etwa bei 19 Prozent, die inoffizielle wohl bei circa 30 Prozent. Seit etwa 2005 gibt es – erstmals seit den frühen 1970er Jahren im Westen, erstmals seit 1990 im Osten – einen kontinuierlichen Trend der Arbeitslosigkeit nach unten, bedingt vor allem durch die gute Entwicklung der deutschen Industrie, die wieder Beschäftigungszuwächse zu verzeichnen hat. Dabei profitierte der Osten überproportional von dieser Entwicklung, sodass in jüngster Zeit die Arbeitslosenquote des Ostens sich der des Westens erstmals signifikant angenähert hat. Die heftige, aber in Deutschland kurze Konjunkturkrise 2009 tat diesem Trend keinen Abbruch. Wegen der demografischen Entwicklung und der starken Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Industrie ist in den nächsten Jahren mit einer zunehmenden Knappheit an Fachkräften zu rechnen, und zwar in West und Ost. Dies wird wahrscheinlich die Arbeitslosigkeit noch deutlich vermindern und im Westen sehr bald, im Osten mit Verzögerung zur Vollbeschäftigung führen. Rund drei Dekaden nach der Wiedervereinigung dürfte das Problem der Arbeitslosigkeit beseitigt sein. Gleichwohl wird eine Generation von ehemaligen Industriebeschäftigten (heute Rentnern), die nie mehr den Weg zurück in Arbeit gefunden haben, in Ostdeutschland verbleiben. Die junge Generation im Osten wird dagegen voll im Arbeitsmarkt integriert sein.

			2.5	Transfers und »Leistungsbilanz«

			Die deutsche Einheit war sehr teuer. Wie teuer genau, ist sehr schwer zu beziffern, weil es enorme Schwierigkeiten gibt, eine Vielzahl von staat­lichen Ausgaben dem Osten und dem Westen zuzurechnen. Schätzungen landen üblicherweise bei Größenordnungen, die zwischen 1,5 und 2 Billionen Euro liegen, davon mindestens die Hälfte durch Renten und verschiedene Formen von Sozialtransfers bedingt. Aus volkswirtschaftlicher (nicht rein fiskalischer!) Sicht lässt sich eine Art Saldo der »Leistungsbilanz« des Ostens berechnen, definiert als der Unterschied zwischen der erwirtschafteten Wertschöpfung und der internen Absorption, also der Summe aus Konsum, Investitionen und Staatsausgaben. Danach zeigt sich, dass das jährliche Leistungsbilanzdefizit bis Mitte der 1990er Jahre auf über 110 Milliarden Euro (1994) anstieg, aber seither kontinuierlich gefallen ist, vor allem durch die zusätzliche Wertschöpfung, die durch die Re-Indus­trialisierung zustande kam. Das erfolgte bei gleichzeitiger Stagnation beziehungsweise Rückführung der Absorption durch die Konsolidierung der öffentlichen Haushalte, die moderate Entwicklung des privaten Konsums sowie die Rückführung der Investitionen, die anfangs extrem hoch ausfielen. In den letzten Jahren ist das Defizit der Leistungsbilanz des Ostens weiter geschrumpft. Der verbleibende Rest erklärt sich nicht mehr durch den »Aufbau Ost«, sondern vor allem durch die innerdeutsche Umverteilungswirkung der Rentensysteme sowie Pendlerströme.

			3	Verbleibende Herausforderungen

			3.1	Zwischenbilanz des Erreichten

			Die Deutsche Einheit ist aus wirtschaftlicher Sicht ein Teilerfolg. Erreicht wurde im Zuge einer extrem schnellen Transformation und eines schwierigen anschließenden Strukturwandels eine Re-Industrialisierung des Ostens. Diese half, den Massenexodus zu verhindern, wenngleich es bis in die letzten Jahre einen kontinuierlichen Wanderungsstrom von Ost nach West gegeben hat, der allerdings jüngst zum Stillstand gekommen ist. Dieser bewegte sich aber auf einem Niveau, das keine massiven gesellschaftlichen Probleme schaffte, sieht man einmal von der Situation in einigen entlegenen ländlichen Gebieten ab. Gegenüber dem Westen bleibt ein substanzieller Rückstand in Arbeitsproduktivität und Lohnniveau, bedingt durch den Mangel an hochinnovativen industriellen Zentren. Gegenüber benachbarten mitteleuropäischen Vergleichsregionen mit planwirtschaftlicher Vergangenheit – Polen, Tschechien, Slowakei, Ungarn – zeigt sich allerdings der große Wert des »Aufbau Ost«. So erreicht die Industrie in diesen Ländern zwischen 36 und 50 Prozent der Arbeitsproduktivität sowie höchstens 42 Prozent des Lohnniveaus Ostdeutschlands; und der Rückstand in der Innovationskraft gegenüber dem Westen ist ­qualitativ ähnlich, aber quantitativ noch sehr viel größer als in Ostdeutschland. Offenbar gibt es in Europa ein prototypisches Problem des Postsozialismus: Die Re-Integration in die Weltwirtschaft gelingt, aber der Platz, der erobert wird, ist keine Spitzenstellung, sondern zu weiten Teilen der Rang einer »verlängerten Werkbank«. In der Terminologie der volkswirtschaft­lichen Wachstumstheorie lässt sich dies als ein postsozialistischer Sonderfall einer sogenannten »middle-income trap« charakterisieren: Regionen und Natio­nen, die vier Jahrzehnte vom Weltmarkt abgeschnitten waren, sind wieder funktionierende Marktwirtschaften geworden, aber der Bruch in ihrer Entwicklung hat dauerhafte Wirkungen, die als »Pfadabhängigkeit« die Rückkehr zum alten Niveau (relativ zum Westen) verhindern. Beispielhaft lässt sich dies am besten am mitteldeutschen Raum einschließlich Sachsen nachvollziehen: vor dem Zweiten Weltkrieg eine Spitzenregion der Produktivität und Innovationskraft, heute aber eher im deutschen Mittelfeld.

			3.2	Die Zukunft

			Zentrale Herausforderung für die Zukunft ist das Schließen der verbleibenden »Innovationslücke« zwischen Ost und West (siehe oben Abschnitt 2.2). Dies ist eine sehr langfristige Aufgabe, denn es ist sui generis erheblich schwieriger, neue Innovationskraft zu schaffen als eine moderne Infrastruktur oder einen modernen Kapitalbestand aufzubauen. Die Aufgabe wird dadurch noch erschwert, dass die Trends der globalisierten Weltwirtschaft zumindest mit Blick auf Deutschland eher in die Richtung gehen, die bereits vorhandenen Zentren der öffentlichen und privaten Forschung gegenüber den strukturschwächeren Regionen zu stärken. Dies hat im Wesentlichen drei Gründe: (1) die zunehmende Knappheit hoch qualifizierter Arbeitskräfte, bedingt durch den demografischen Wandel und das Ausscheiden der geburtenstarken Babyboomer-Generation, (2) die zunehmende Bedeutung der Ballung von Wirtschaftskraft in der modernen Wissens- und Servicegesellschaft und (3) der zunehmende Konkurrenzvorteil bereits bestens etablierter Forschungszentren im Standortwettbewerb der Exzellenz. Aus diesen Gründen bedarf es auch in der Zukunft einer nationalen Wachstumspolitik, die auf regionale Belange Rücksicht nimmt. Dabei wird allerdings immer weniger das West-Ost-Gefälle für sich genommen im Vordergrund stehen, sondern es werden sich immer mehr all jene Unterschiede zeigen, die sich seit Langem abzeichnen, in welcher geografischen Dimension auch immer (zum Beispiel zwischen einerseits Baden-Württemberg/Bayern und dem Norden und Nordosten Deutschlands). Die langfristigen Spuren der deutschen Teilung und ihrer Folgen werden sich also zunehmend in der allgemeinen wirtschaftspolitischen Entwicklung verlieren.

			3.3 Die Rolle Berlins

			Der Wachstumspol der Metropole Berlin bietet große Chancen, den Rückstand gegenüber dem Westen innerhalb von ein bis zwei Generationen zu überwinden beziehungsweise deutlich zu verkleinern. Mit 3,6 Millionen Einwohnern, drei großen und angesehenen Universitäten, vielen weiteren Einrichtungen von Forschung und Lehre sowie der größten Ballung von Gründern und Start-ups im Bereich der digitalen Informationstechnologie bringt Berlin alle Voraussetzungen mit, starke wirtschaftliche »Spill-over« in die nähere und weitere Umgebung zu senden. Tatsächlich ist Berlin seit Mitte der 2000er Jahre das am schnellsten wachsende Bundesland, das inzwischen auch eine jährliche Zunahme der Bevölkerung um 50.000 Menschen aufweist. Im Zusammenspiel mit dem Kranz benachbarter mittelgroßer Städte mit eigenen Universitäten wie Magdeburg, Halle/Saale, Leipzig und Dresden bis hin zu Chemnitz, Erfurt und Jena im Süden und Rostock im Norden könnte sich eine Dynamik entfalten, die über kleinere Mittelzentren auf den gesamten mittel- und ostdeutschen Raum überspringt, sieht man einmal von den entlegensten Landstrichen ab. Vorbild dafür könnte die Entwicklung Bayerns im Westdeutschland 1950 – 90 als Folge des Wachstums der Metropole München sein.

			Anmerkungen


			
				
					1	Der vorliegende Beitrag wird in fast identischer Form von der Deutschen Gesellschaft e. V. publiziert, und zwar in Andreas H. Apelt, Evelyn Schmidt und Heike Tuchscheerer (Hg.), Der Aufbau Ost im mittelosteuropäischen Vergleich, Halle/Saale 2020. Der Verfasser dankt der Bundeszentrale für politische Bildung für die Genehmigung der parallelen Veröffentlichung durch die Deutsche Gesellschaft e. V. – Die folgenden Ausführungen fassen die viel detaillierteren Darstellungen in zwei meiner Publikationen zusammen: Karl-Heinz Paqué, Die Bilanz. Eine wirtschaftliche Analyse der Deutschen Einheit, München 2009; Ders., Gewachsen, aber gefährdet: Eine wirtschaftliche Zwischenbilanz der Deutschen Einheit, in: Günther Heydemann und Karl-Heinz Paqué (Hg.), Planwirtschaft – Privatisierung – Marktwirtschaft, Göttingen 2017. Eine aktualisierte Detailanalyse findet sich in: Karl-Heinz Paqué und Richard Schröder, Gespaltene Nation? Einspruch!, Basel 2020.

				

				
					2	Vgl. den Beitrag von Marcus Böick in Band I.
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			Gedenkstein in Schönbach (Oberlausitz) mit beschrifteten Keramikplatten aus den 1990er-Jahren. (Petra Morawe)

		

	
		
			Petra Morawe

			Die Oberlausitz – eine abgehängte Region?

			Einblicke und Ausblicke aus der vermeintlichen Provinz

			Ehe ich vor sieben Jahren beschloss, Haus und Grundstück in einem Dorf in der Oberlausitz zu kaufen, besuchte ich die potenziellen Nachbarn und den Bürgermeister und besichtigte den Ort. Das tat ich in dieser Reihenfolge. Ich lies mich dabei von dem Spruch leiten: Ein Haus kann man auswählen, die Nachbarn nicht. Die Nachbarn und der Bürgermeister erwiesen sich als freundliche, hilfsbereite und offene Gesprächspartner, mit denen ich mir ein Auskommen gut vorstellen konnte. Außerdem hatte ich zuvor diverse Internetseiten gesichtet, um möglichst viel über eine Region zu erfahren, die ich bisher nur von einigen Besuchen kannte. Neben allgemeinen Informationen über sehr hohe Arbeitslosigkeit, niedrigstes Haushaltseinkommen und Überalterungsprobleme las ich Artikel über den Mangel an Hausärzten und fehlende Internetzugänge. Auch wie man in der Region politisch tickt, wollte ich wissen. Mein Blick auf die Ergebnisse der vergangenen Wahlen zeigte, dass es seit 1990, der ersten demokratischen Wahl nach Ende des Zweiten Weltkriegs, eine sichere konservative Mehrheit, eine leicht abnehmende links-sozialdemokratische Opposition und zunehmend bunte Gruppierungen von regionalen Wählerbündnissen im Landkreis gibt. Der Anteil Rechtsgesinnter, die für NPD und REP votierten, kreiste immer so um die 5 Prozent, damit musste man wohl leben, hier oder anderswo. Damals zeugte eine nur noch schwach lesbare Mauerinschrift »Einigkeit und Recht auf Freiheit« von den Ereignissen 1989 und davon, dass die Friedliche Revolution auch hier stattgefunden hatte. Der richtige Ort für meinen letzten Lebensabschnitt war gefunden.

			Wohnen in einer No-go-Area?

			Nach der Bundestagswahl 2017, im Ort hatte die AfD einen Stimmenanteil von über 45 Prozent, wurde mir außerhalb der Oberlausitz mehrfach entgegengehalten, jetzt in einer No-go-Area zu wohnen, in der man mich nicht mehr besuchen mag, weil beinahe jeder zweite Wahlberechtigte rechtsnational gesinnt sei. Gespräche mit Nachbarn und ortsansässigen Handwerkern, die den Hausausbau unterstützten, bestätigten einen solchen vereinfachenden Schluss nicht. Doch die Frage stellt sich: Was ist in den letzten Jahren geschehen, dass so viele bereit sind, eine rechtspopulistische Partei zu wählen? Ich will versuchen, mich dem Geschehenen anzunähern und bin mir dabei bewusst, dass es nur ein erster Schritt sein kann.

			Nach der Bundestagswahl folgten aufgeregte Versuche, die ostdeutsche mentale Verfasstheit zu verstehen, also auch die der Oberlausitz. Häufig hörte man »sie fühlen sich abgehängt« oder vorwurfsvoll: »die Wahlentscheidung führt zum weiteren Auseinanderdriften«. Auch war zu hören, dass Ostdeutsche trotz der vielen Transfers enttäuscht seien, weil das erwartete »Zusammenwachsen« ausgeblieben sei. 

			Begriffe, die in Berlin scheinbar eher verstanden werden, finden in meiner Wahlheimat wenig oder keinen Resonanzraum. Der viel zitierte Brandt’sche Satz »Es wächst zusammen, was zusammengehört« entstand aus seinen persönlichen Erfahrungen als Bürgermeister von West-Berlin, der die brutale Grenzschließung quer durch die Stadt miterleben musste. Außerdem bezog er den Satz 2012 eigentlich nicht direkt auf die deutsche-deutsche Situation, sondern auf die Überwindung der europäischen Teilung und das Ende der Blockkonfrontation. Nicht selten wird dieser Ausspruch jedoch Ostdeutschen entgegengehalten, um sie daran zu erinnern, dass sie endlich mit … ja mit wem eigentlich (?), womit eigentlich (?) zusammenwachsen sollen.

			Was Oberlausitzerinnen und Oberlausitzer 1989 wollten, besagte die Mauerinschrift: »Einigkeit und Recht auf Freiheit.« Alles andere wollten sie dann schon selbst machen, denn Fleiß, Ausdauer und Tatkraft hatten sie schon immer besessen, daran mangelt es hier nicht. Doch es kam anders. Nachdem das Ziel 1989 mit 44-jähriger Verspätung endlich erreicht war, sollte, wie in der Bundesrepublik nach dem Zweiten Weltkrieg auch hier ein kleines Wirtschaftswunder geschehen. Das wollten sie erreichen und das war ihnen sogar von politischer Seite als die vielzitierten »blühenden Landschaften« versprochen worden. Doch das schnelle Wirtschaftswunder Ost blieb aus. Die bundesdeutsche Wirklichkeit des Jahres 1989 war längst nicht mehr die des wirtschaftlichen Aufbruchs der 1950er und 1960er Jahre. Den Menschen hier stand aber diese alte Bundesrepublik vor Augen, was aus ihr inzwischen geworden war, konnten sie nur erahnen. Sie hatten, wenn überhaupt, Westfernsehen als Informationsquelle, das jedoch in der Zeit des sogenannten Kalten Krieges nicht geeignet war, ein lebendiges und realistisches Bild zu vermitteln, zumal beide deutsche Staaten zunehmend auseinanderdrifteten.

			Das Gegenteil vom Wirtschaftswunder

			Stattdessen erlebten sie binnen fünf Jahren den rasanten Niedergang der einheimischen Industrien, zuerst der Textilindustrie, des traditionell größten Produktionszweiges, denn seit dem 13. Jahrhundert prägten die Leinen-, Damast- und Baumwollwebereien das wirtschaftliche Leben der Region. Von Anfang des 19. Jahrhunderts an wurde durch die Entwicklung elektrisch angetriebener Maschinen die industrielle Textilproduktion möglich. Die DDR nutzte nach dem Krieg die noch vorhandenen Ressourcen und produzierte für den sozialistischen Markt oder Export Textilien zu niedrigsten Löhnen. Bis Anfang der 1990er Jahre war die Textilproduktion der Wirtschaftszweig der Oberlausitz, von der die Menschen mal schlechter und mal besser lebten. Das änderte sich mit der Deutschen Einheit und der Währungsunion schlagartig. Die DDR-Textilproduktion war von einem Tag zum anderen nicht mehr wettbewerbsfähig und der Absatz nach Osteuropa beendet. In der Folge verloren in der ersten Hälfte der 1990er Jahre 92 Prozent der hier Beschäftigten ihren Arbeitsplatz und wurden übergangsweise oder dauerhaft abhängig von Sozialleistungen. 

			Ähnlich erging es dem traditionell ebenfalls mit diversen Zulieferern eng verflochtenen Fahrzeugbau in Zittau. Um 1900 entwickelten die Phänomen-Werke von Gustav Hiller neben der Produktion von Textilmaschinen die Herstellung motorisierter Fahrzeuge. Nach 1945 wurden als Kriegsfolge zuerst die Maschinen im Werk als Reparationszahlung an die Sowjetunion demontiert, dann enteignete die Sowjetische Militäradministration 1946 den Werkseigentümer. Anschließend wurde auf dem verstaatlichten Produktionsgelände ein Volkseigener Betrieb errichtet, der LKWs (Robur) produzierte. 1991 wurde die Produktion im VEB Robur-Werke Zittau und den umliegenden Zulieferern, zum Beispiel in Seifhennersdorf und Bautzen vollständig abgewickelt. Auch wenn als Teil des Systemumbruchs die Stilllegung nicht mehr rentabler Industriebetriebe von außen betrachtet ökonomisch sinnvoll erscheinen mag, kam es für die betroffenen Menschen einem existenziellen Zusammenbruch gleich. Für viele war es mehr als nur eine strukturelle Veränderung, es war eine Erschütterung, die ihre Lebensweise als Ganzes betraf und deren Folgen bis heute spürbar sind.

			Neben der errungenen Einigkeit und dem Recht auf Freiheit, darüber war nie etwas Abfälliges zu hören, mussten sich die Menschen mit den wirtschaftlichen Konsequenzen der Deutschen Einheit abfinden. Sie sind das Gegenteil des ersehnten Wirtschaftswunders. Inzwischen sind zwar über 30 Jahre vergangen, doch die Betroffenen leben täglich damit. Zum einen haben sie häufig in den kleinen, übersichtlichen Orten die bis heute ungenutzten, dem Verfall preisgegebenen ehemaligen Arbeitsstätten vor Augen. Zum anderen schlägt sich dieser Kahlschlag in den Zahlen beispielsweise ihres durchschnittlichen Nettoeinkommens nieder. Beträgt es aktuell in Gesamtdeutschland 1890 Euro, lag es im Landkreis Görlitz 2012 bei 1094 Euro unwesentlich über der Armutsgefährdungsgrenze dieses Jahres. Inzwischen ist es leicht angestiegen. 

			Das Dreiländereck eignete sich nicht als Investitionsleuchtturm und so erlebte die Region als Kompensation den Sozialleistungstransfer und erhielt Fördergelder für Straßen, sozialkulturelle Projekte und zum Erhalt der besonderen Umgebindehaus-Architektur. Das ist nicht nichts, niemand hungerte, jedoch das sogenannte Humankapital, die menschlichen Ressourcen der hier Lebenden wurden nicht als eigener Wert wahrgenommen und in die Umgestaltung der Gesellschaft einbezogen. Sie wurden, wie die überalterten Maschinen, stillgelegt.

			Folgenreiche Abwanderungen

			Erschwerend kam hinzu, dass die entstandene wirtschaftliche Perspektivlosigkeit die Kinder und Kindeskinder der plötzlich arbeitslos Gewordenen zum Weggang nötigte. Die Abwanderung der jungen Generationen vollzog sich in einem ungleich kürzeren Zeitraum und in einem größeren Ausmaß als dies ohnehin überall im ländlichen Raum der Fall ist.

			Auf einem Erkundungsgang entdeckte ich am Ende der Straße, in der ich wohne, die eingangs abgebildete Feldstein-Stele als Grundstücksbegrenzung. In den Stein sind Keramikplatten mit mundartlich verfassten Knittelversen eingelassen. Sie sollen an die Zeit nach 1989 erinnern. Die Verse auf den Tafeln drei bis sechs erzählen mit bitterem Humor von diesen Verlusten.

			»Die Jugend ist größtenteils abgehaun

		mo koann’s er o ne verdenken

		die müssen ja schließlich Geld verdien

		und unsere Zukunft lenken

		Dabei hätt’s die Jugend hier wirklich gut

		Mir hoam schiene Häuser und neue Straßen

		So doas uns moachmo doas Herze blut

		Weil doas ja oalles nischt nutzen tut

		Denn die Rehe und die Hasen

		brauchen weder Häuser noch Stroaßn«1

			Anfangs belustigte mich die Stele, doch mit den letzten Wahlergebnissen vor Augen, stimmen die Verse nachdenklich. Die Kinder sind weggezogen und der alternde Mensch steht mit Haus und Hof allein da. Die Oberlausitz ist seit 1989 ein Abwanderungsland. Inzwischen ist kaum noch jemand zum Abwandern da. Jetzt folgen naturgemäß Überalterung und Vereinsamung. Diese Situation war angesichts der großen Heimat- und Gemeinschaftsverbundenheit aller Generationen vor 1989 in diesem Ausmaß für niemanden hier vorstellbar. In der Uckermark gab es schon zu DDR-Zeiten Dörfer, in denen die Mehrzahl der Häuser aus Mangel an bleibewilligen Erben von Berlinern gekauft und genutzt wurde. Eine solche Form der Auflösung alteingesessener Gemeinschaften war für die Menschen in der Oberlausitz bis 1989 nicht denkbar. Jetzt quält nicht wenige ein Sinnverlust. Niemand ist mehr da, der das Lebenswerk der Vorfahren weiterführen könnte. Das sind schwerwiegende soziale und psychosoziale Verwerfungen, die in Verbindung mit der wirtschaftlichen und demografischen Gesamtentwicklung der Region als äußerst bedrückend erlebt werden. Symbolisch dafür steht das respektable Gebäude der Grundschule des Ortes. Erst wurde es aufwendig zukunftsfest saniert und dann nach wenigen Jahren geschlossen. Jetzt steht es hergerichtet, aber verlassen neben der Kaufhalle, die es noch gibt und um die uns andere Dörfer beneiden. Das alles soll nicht heißen, dass die vergangenen Jahre für die Oberlausitz nur schlechte Jahre waren. Dass es nicht so ist, davon zeugen der Zustand der Dörfer und Städte, die liebevoll und fachkundig mit Baustoffen, die es in der DDR nicht gab, saniert wurden. Doch wie es der Vers auf dem Feldstein auf den Punkt bringt: Rehe und Hasen brauchen weder Häuser noch Straßen. 

			Abgehängt?

			Abgehängt kann sich nur derjenige fühlen, der meint, zuvor dazu gehört zu haben. Die Zeit, um solche Gefühle zum neu entstandenen Staat entwickeln zu können, war für die meisten Oberlausitzer nach 1989 sicherlich zu kurz. Eventuell hatten einige dieses Gefühl gegenüber der DDR, doch die verschwand beinahe über Nacht. Eine Mehrheit erlebte völlig unerwartet die Friedliche Revolution, dann die Freude über Einigkeit und Recht auf Freiheit und daran unmittelbar anschließend, ohne Zeit für Besinnung und Vorbereitung, den Verlust der Arbeit, damit der existenziellen Grundlagen und das Verschwinden von nicht wenigen v­ermeintlichen und tatsächlichen Gewissheiten, wie die Verwaltung, die Dinge des Alltags, die Preise, die Versicherung und so weiter. Zu guter Letzt begannen anderenorts die Veränderungen auch die zwischenmenschlichen Beziehungen zu beeinträchtigen. Dagegen scheint man hier durch die tradierte Zugehörigkeit zur Dorf- und Glaubensgemeinschaft, zu kulturellen ­Traditionen, zum Handwerk, zur Landschaft und Natur gewappnet zu sein. Diese Zu­­gehörigkeiten hatten sich schon in Zeiten zuvor als die stärkeren und vor allem verlässlicheren erwiesen. 

			Die Zuschreibung »abgehängt« ist überwiegend eine Fremdzuschreibung westlicher Herkunft. Und es gibt eine ganze Reihe anderer klischeehafter Zuschreibungen, wie »marode Gegend«, »fehlende Struktur«, »fehlende demokratische Gesinnung« und so weiter. Vielleicht gibt es einzelne, die solche Zuschreibungen für sich übernahmen. Bisher habe ich hier aber von niemandem gehört, dass daraus eine Selbstbeschreibung wurde. Eher herrscht die Auffassung, wie übrigens schon häufig in der langen Geschichte der Region, dass die politisch Verantwortlichen das Leben hier als unbedeutend erachten und deshalb auch die Menschen, die hier leben, unwichtig finden und vergessen. Um der Bewertung zu entkommen, in einer defizitären Region mit defizitären Menschen zu leben, half stets eine stabile Verankerung vor Ort. Vor dem 20. Jahrhundert mit zwei Diktaturen war immer wieder die Erfahrung gemacht worden, als selbstständige regionale Einheit von wechselnden Territorialgewalten regiert zu werden, jedoch zu keiner richtig dazuzugehören. Auf dieser Erfahrung basierte die Organisation des Lebens in den Gemeinden, an die in den Jahren der Transformation wieder angeknüpft werden konnte. 

			Verstärkt wurde diese historisch geprägte Orientierung auch durch die besondere geografische und kulturelle Stellung des Dreiländerecks, in der die Oberlausitz seit Jahrhunderten als Brückenland zwischen West und Ost und Nord und Süd fungierte und mit den Nachbarn in regem Austausch stand. Während des Nationalsozialismus und in der DDR-Zeit war der kooperative Austausch zuerst durch Feindbilder vergiftet und dann erstarrt. Nach der osteuropäischen Befreiung von den kommunistischen Diktaturen öffneten sich 1989 die Grenzübergänge und 2003 wurden auch die Grenzkontrollen abgeschafft, nachdem Polen und Tschechien das Schengen-Abkommen unterzeichnet hatten. In einem Europa der Regionen erhalten endlich wieder alte, beinahe vergessene Möglichkeiten eine neue Chance. Wer hier lebt, macht die Erfahrung, dass die Region im Alltagsleben grenzübergreifend zunehmend zusammenrückt. Und das ist gut für alle. 

			Der regionale Raum der Oberlausitz erlebte bereits in der Vergangenheit immer wieder intensive Perioden wirtschaftlicher und kultureller Gemeinsamkeiten. Einen überraschenden Hinweis darauf entdeckte ich vor einiger Zeit auf diesem Foto, das 1900 ganz in der Nähe meines Hauses aufgenommen worden war.2 
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			Esperanto-Verein Schönbach um 1900. (Aus Privatbesitz Petra Morawe)

			Es zeigt die Mitglieder des Esperanto-Vereins des Dorfes. In vorderster Reihe schauen fünf Frauen mit festem Blick in die Kamera, in einer Zeit, als das durchaus noch nicht die Regel war. Der Esperanto-Erfinder, Ludwik Lejzer Zamenhof, hatte 1887 in seiner Heimatstadt Bjelostock, Erfahrungen mit einer stark von ethnischer Vielfalt geprägten Bevölkerung gemacht. Um Gettobildung und Rassismus entgegenzuwirken, entwickelte er eine neutrale Sprache, die alle gleichermaßen und gleichberechtigt verbinden sollte. Wie die zahlreichen Vereine in der Oberlausitz bis zur Machtübernahme der Nationalsozialisten belegen, fand diese Idee im gesamten geografischen Raum beachtliches Interesse. Die Oberlausitzer Textilhersteller waren durch ihren Handel mit Leinen-, Baumwoll- und Damaststoffen mit der ganzen Welt verbunden. Die Stoffe, die in dem Ort gefertigt wurden, in dem ich wohne, wurden über Hamburg und Bremen nach Nord-Amerika, Westindien, Mexiko, Brasilien und bis an die Westküste Südamerikas geliefert. Da erschien es nur einleuchtend, eine alle verbindende Sprache zu erlernen. Der internationale Handel und die Funktion als wichtige Brückenregion in Mitteleuropa bedingen Erfahrungen, die das Verbindende besonders wertschätzen. 

			Die wieder vorhandene Öffnung nach Osten und Süden, der freie Warenverkehr, die kulturell verbindenden Aktivitäten werden heute jedoch nicht unmittelbar mit der Idee von einem gemeinsamen Europa in Verbindung gebracht, wie sie nach 1989 formuliert wurde. Wie weit regionale und europäische Politiken voneinander entfernt sind, zeigte sich 2015 mit der Ablehnung der Flüchtlingspolitik und gleichzeitig der Fortsetzung der Annäherung an die polnischen und tschechischen Nachbargemeinden. Für die Bewohner des Dreiländerecks bildeten die Nachbarregionen schon immer einen gemeinsamen Lebensraum, in dem jedoch aus politischen Gründen über lange Zeit nicht gemeinsam gelebt werden konnte. Jetzt finden Begegnungen überall statt, im Warenverkehr, im Bildungsbereich, in kulturellen Projekten, auch beim Wochenendeinkauf im Supermarkt. Es scheint paradox, obwohl sich die Idee Europa hier regional vorbildlich realisiert, wird sie als etwas Fremdes, weit Entferntes wahrgenommen. Das hat sicherlich seine Gründe nicht zuerst in der Region. Und auch hier führen defizitäre Zuschreibungen nicht zu mehr Verständnis.

			Die Ressourcen der Gemeinschaft nutzen und wertschätzen

			Gemeinschaftlichkeit hat in der Oberlausitz eine lange Tradition. Vielleicht geht sie zurück auf den Überlebenskampf der bitterarmen Gemeinschaften von Webern in vergangenen Jahrhunderten. Gemeinschaft, Verantwortung, Vertrauen – auf diesen Werten, verbunden mit der Fürsorge für die Schwachen, beruht die Lebensweise der meisten Oberlausitzerinnen und Oberlausitzer. Ich wundere mich, dass dieses ganz besondere Potenzial bisher so wenig Anerkennung findet.

			Insbesondere die Dörfer sind so gepflegt, wie sie vielleicht niemals zu­­vor waren. Die nach 1989 nicht mehr gebrauchten Arbeitskräfte krempelten die Ärmel hoch, statt in Depressionen zu versinken, wozu es mehr als nur einen Grund gegeben hätte. Mit den wenigen vorhandenen Mitteln sanierten sie Haus und Hof. Schon zu DDR-Zeiten versuchten Besitzer von Umgebindehäusern, diese einzigartige Baukultur zu erhalten. Trotz akuten Mangels an dafür notwendigen Baustoffen war es ihnen gelungen, dem Verfall Einhalt zu gebieten. Ihnen ist es zu danken, dass ganze Dorfensembles erhalten blieben. Unterstützt wird der Erhalt dieser typischen Bauweise im Dreiländereck durch die Stiftung Umgebindehaus, die neben dem Denkmalschutz auch den Erfahrungsaustausch mit Tschechien und Polen fördert, denn auch bei den Nachbarn ist diese Holz- und Lehm­architektur vorhanden. Solche Projekte entstehen in Kooperation und gegenseitiger Unterstützung, die sich hier an vielen Orten findet. 

			Über das Jahr verteilt gibt es neben den kirchlichen Festen eine Vielzahl von Anlässen für dörfliches Miteinander, sei es das Osterfeuer, jährliche Feste und Konzerte auf dem alten Gutshofareal, die unterschiedlichen Vereinsfeste, das Erntedankfest, den Weihnachtsmarkt und seit 1989 endlich auch wieder die Narretei zum Karneval. All diese Feste werden ehrenamtlich organisiert und erhalten kaum öffentliche Fördermittel. Überall ist die Bereitschaft zum Engagement groß. Die materiellen Kosten tragen Firmen des ansässigen Mittelstandes und die privaten Haushalte. Als Großstadtmensch habe ich so viel ehrenamtliches Engagement bisher nicht ­kennengelernt. Alle kulturellen Angebote werden von der Dorfgemeinschaft und den hier ansässigen Vereinen organisiert. Was sie nicht stemmen, findet nicht statt. 

			Der langsam wachsende Mittelstand, der die Feste weitgehend sponsert, ist auch darüber hinaus dem Gemeinsinn verpflichtet, wie das Projekt einer Möbelfirma beispielhaft zeigt. Aus der stillgelegten Textilfabrik im Dorf soll eine »Kulturfabrik« für die Region entstehen. Die Initiative kommt ganz aus der Mitte der hiesigen Gesellschaft. Hier soll ein Ort geschaffen werden, wo sich Menschen begegnen, die den Ort mit der Welt verbinden. Das Projekt, so erfährt man über die Homepage, will die regionalen Wurzeln stärken und Menschen ansprechen, die Inklusion leben wollen. Die Bauarbeiten haben bereits begonnen und wenn der Plan gelingt, wird die Idee des Esperanto-Vereins hier auf andere, neue Weise lebendig sein, als Vision sichtbar, wenn Sie umblättern.

			Aber die Ausgangsfrage bleibt unbeantwortet. Ich weiß nach wie vor nicht, weshalb so viele Menschen in der Oberlausitz die AfD gewählt haben. Ich nehme an, wenn es in der Oberlausitz ein politisches Angebot wie das der CSU in Bayern gäbe, wäre wahrscheinlich diese Partei gewählt worden. Das ist freilich eine gewagte, nicht beweisbare These. Sie soll lediglich dazu dienen, auf die Kluft zwischen den schablonenhaften Erklärungsmustern und den Realitäten vor Ort aufmerksam zu machen. Der Neigung, heikle politische Themen heute mehr oder weniger allein dem Osten zuzuschreiben, wird immer wieder gern nachgegeben. Die Oberlausitz ist jedenfalls keine No-go-Area, im Gegenteil, sie verdient Anerkennung und aktive Unterstützung.

			Anmerkungen


			
				
					1	Veröffentlicht mit Zustimmung des Vers-Autors und Stelen-Besitzers.

				

				
					2	Privatarchiv des Ortschronisten.
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			Baustelle Kulturverein Schönbach in der Oberlausitz. (Petra Morawe)

		

	
		
			Andreas Willisch

			»Abgehängte Regionen« – Wo es sie gibt und wo nicht?

			Kurze Thesen1 zu einem besonders den Osten plagenden Dilemma

			Wie alle gesellschaftlichen Umbrüche fügt sich auch der deutsche keinem Masterplan, in ihm werden soziale und regionale Strukturen neu zueinander ins Verhältnis gesetzt. Das seit Ende der 1990er Jahre dominante Erklärungsmuster dafür war das des demografischen Wandels beziehungsweise das der Schrumpfung.

			Der demografische Wandel soll ursächlich dafür gewesen sein, dass die Aufbauanstrengungen insbesondere der Politik nicht gegriffen haben und regionale Disparitäten und soziale Ungleichheiten weiter angewachsen sind. Was damit ist gemeint: Die Menschen werden älter, bekommen weniger Kinder und ziehen aus Orten und Regionen, in denen sie kaum eigene Entwicklungsperspektiven sehen, in prosperierende ­Regionen.

			Auf diese Weise ist der Eindruck entstanden, dass die Menschen im Osten selber schuld seien, wenn ihre Heimatregionen schlechtere Entwicklungschancen haben als die anderen. Sie hätten ja mehr Kinder kriegen und zu Hause bleiben können. Diese Personalisierung und Naturalisierung von politischen Entscheidungen und Umbruchsgestaltung ist an die Stelle echter gesellschaftlicher Aushandlungsprozesse getreten. Tatsächlich suchen sich Umbruchsprozesse ihre eigenen Wege (und ihre jeweils eigenen Profiteure), wenn sich Gesellschaften weigern, die Ursachen für Entwicklungen anzuerkennen.

			Schrumpfung und demografischer Wandel wurden als eine Form »negativer Wachstumsprozesse« betrachtet. Das bedeutet, dass mit dem Rückgang von Wertschöpfung und Bevölkerung auch die sozialen und technischen Infrastrukturen zu folgen hatten: weniger Menschen, weniger Schulen, weniger Verwaltung und so weiter. Wenn wir heute in ostdeutsche ­Regionen ­jenseits der wenigen Boom- oder urbanen Regionen schauen, sehen wir ein eigenartiges Muster fragmentierender Entwicklung, das in einigen ­Facetten den Beschreibungen neuer regionaler Ungleichheiten im Globalisierungsprozess gleicht.

			
					Das betrifft die Zerstörung regionaler Kreisläufe zugunsten globaler Player.

					Räumliche Separierung, zum Teil äußerst kleinräumliche Unterschiede, zwischen denen, die Anschluss an überregionale Ketten gefunden haben und denen, die sich mit den regionalen »Resten« begnügen müssen.

					So etwas wie »schwarze Löcher« (In Mecklenburg-Vorpommern sogenannte Gestaltungsräume, Räume mit besonderen demografischen Herausforderungen).

			

			»Fragmentierend« bedeutet, dass sich Teilräume und Sozialstrukturen in voneinander geschiedenen Entwicklungsmodi befinden.

			
					Aktive Verlierer versus passive Gewinner, eine konservative Ge­sell­schafts­gestaltung/-politik, die Stillhalten belohnt hat.

					Wohlstandsmodus versus Überlebensmodus.

					Trennung von Wirtschafts- und Sozialräumen insbesondere in länd­lichen Räumen mit bisweilen komplettem Funktionsverlust vieler ländlicher Kleinstädte (während die Agrarwirtschaft boomt).

			

			Die Gründe dafür sind vielfältig, einer davon ist, dass soziale Experimente der Bürger selbst, ohne die gesellschaftliche Transformationsprozesse nicht gestaltet werden können, ausdrücklich nicht erwünscht waren.

			Denkanstöße

			Warum das falsch war, sehen wir heute:

			
					Repressiv-autoritär zu wählen ist der am wenigsten aktive Beitrag zu gesellschaftlichen Veränderungen bei möglichst größtem ­gedachten politischen Schaden (wir sehen in unseren Programmen fast keine Akteure, die sich aktiv vor Ort für gesellschaftliche Veränderung engagieren und die gleichzeitig regressiv-autoritär wählen).

					Vertrauensstrukturen konnten nicht entstehen, weil immer angenommen wurde, dass Vertrauen etwas Verliehenes und nicht etwas beidseitig Hergestelltes ist. Gesellschaftliche Experimente oder soziale Innovationen sind aber diejenige gesellschaftliche Praxis, mithilfe derer es vor Ort gelingt, miteinander zum Handeln zu kommen und gegenseitiges Vertrauen aufzubauen.

			

			Indem Menschen Gesellschaftsgestaltung aktiv und praktisch selber machen, müssen sie um das Vertrauen, dass für ihre Praxis ­notwendig ist, werben. Das umso mehr, als sie Bestehendes infrage stellen. Um ­dieses transformative Handeln zu stärken, braucht es nicht nur das von den Akteuren selbst hergestellte Nahvertrauen, sondern auch das politische Vertrauen in diese Akteure, dass diese das vor Ort Notwendige erkennen und tun werden. Freie und offene Gesellschaften brauchen ­soziale Innova­tionen, um sich beständig zu erneuern – unter der ­Voraussetzung, dass sich alle beteiligen können.
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			Beim Expert*innenkolloquium in der bpb-Dienststelle Berlin am 2. und 3. März 2020, moderiert durch den Historiker Dr. Ilko-Sascha Kowalczuk (r.). Nur 14 Tage später machte die Corona-Pandemie solche Treffen für mehr als ein Jahr unmöglich. Am Runden Tisch anno 2020. Kolloquium (Ost)Deutschlands Weg in der bpb am 2. März 2020 (Oleg Stepanow)

			Anmerkungen


			
				
					1	Vorgetragen auf dem Kolloquium »(Ost)Deutschlands Weg 1989 – 2020 ff.« der bpb am 2. und 3. März 2020 in Berlin.
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			Grafik als Zeitdokument: »Wir sind zwei Volk«, vom Bildschirm abfotografiert aus einer Sendung der ZDF-heute-show 2020. (Bildzitat, hk)

		

	
		
			Jérémie Gagné und Laura-Kristine Krause

			Die andere deutsche Teilung – wie das alte Ost-West-Denken den Blick auf die eigentlichen Trennlinien im Land verstellt

			Aus einer Studie über Trennendes und Verbindendes quer durch Deutschland

			Man kennt es aus der Schulzeit: Kommen im laufenden Schuljahr Schüler*innen zum Klassenverband hinzu, werden diese in aller Regel erst einmal skeptisch beäugt. Meist ist es dann – bei umgekehrter Beweislast – an den »Neuen« selbst, den Verdacht ihrer Fremdartigkeit zu entkräften. Bis sie wirklich dazugehören, kann einige Zeit vergehen. 

			Was schon im Kleinen gilt, scheint sich manchmal auch im Großen abzuspielen. Denn selbst im 31. Jahr der deutschen Einheit sieht es so aus, also ob die »neuen« östlichen Bundesländer noch nicht aus der Phase der misstrauischen Musterung heraus sind. Seien es Rechtsextremismus, Rechts­populismus oder Demokratieskepsis: Zwischen Harz und Neiße schaut die deutsche Öffentlichkeit ganz genau hin. Immer noch nehmen Kommentatoren gesellschaftliche und politische Erscheinungen zum Anlass, die vermutete Andersartigkeit des Ostens zu ergründen.

			Wie berechtigt oder unberechtigt dieses Vorgehen auch sein mag: In dem dabei entstehenden Klima hat es der gesamtdeutsche Zusammenhalt schwer. Wer ständig unter Beobachtung steht, fühlt sich in aller Regel unwohl. Es ist wohl symptomatisch, wenn eine kürzlich erschienene Bevölkerungsstudie zu dem Schluss kommt, dass in Deutschland Ostdeutsche und Menschen mit Migrationshintergrund durchaus vergleichbare Gefühle von Fremdheit und Randständigkeit ausbilden.1 Die einen wie die anderen nur bedingt zugehörig – und das nach drei Jahrzehnten?

			Gerade in Zeiten wachsender gesellschaftlicher Polarisierung und weltanschaulicher Spannungen kann das Festhalten an alten Demarkationslinien ausgesprochen gefährlich werden. Es verstetigt die gefühlten Distanzen innerhalb der Bevölkerung und lädt überdies zu vorschnellen Schlussfolgerungen ein: Wer bohrt schon tiefer nach den Gründen für bestimmte Verwerfungen in der Republik, wenn die einfache Ost-West-Schablone stets zur Hand ist? Die Reflexe sind schließlich längst eingeübt. Nur, ein genaueres und tieferes Verständnis der derzeitigen gesamtdeutschen Entwicklung mag dabei freilich auf der Strecke bleiben.

			Ein neuer Blick auf Trennendes und Verbindendes in der gesamtdeutschen Gesellschaft

			Um die verbreiteten Automatismen abzustellen, ist es nötig, mit dem richtigen Maß an Ergebnisoffenheit und Nuancierung zu klären, was die Menschen im Land derzeit tatsächlich unterscheidet, wo entlang die Trennlinien wirklich verlaufen – und zugleich herauszufinden, was uns über alle Regionen und Gruppen hinweg verbindet. Um Deutschland als ­Ganzes an der Schwelle zu den 2020er Jahren besser zu verstehen, hat More in ­Common im Rahmen der Studie »Die andere deutsche Teilung. Zustand und Zukunftsfähigkeit unserer Gesellschaft« 4.000 Menschen aus allen Teilen der Bundesrepublik zu ihren Grundüberzeugungen, Werten und Einstellungen befragt.2 Dabei wurde untersucht, aus welchen verschiedenen Blickwinkeln die Menschen zurzeit auf Land und Gesellschaft schauen, was ihnen wichtig ist, womit sie sich identifizieren, welchen Bezugsgruppen sie nahestehen und mit welchen sie fremdeln. Die Ergebnisse ermöglichen einen umfassenden Blick auf den Zustand der deutschen Gesellschaft, und geben überdies Hinweise darauf, wie es derzeit in den Köpfen um die deutsche Einheit bestellt ist. 

			Um es gleich vorwegzunehmen: Auch im Jahr 2019 gab es tatsächlich messbare Unterschiede zwischen den Einstellungen der Menschen in Ost und West. In verschiedener Hinsicht zeichnen Ostdeutsche ein im Durchschnitt trüberes Bild der Lage im Land (vgl. Abbildung unten). So sind sie häufiger unzufrieden mit der Funktionsweise der Demokratie und beklagen in größerer Zahl die mangelnde wirtschaftliche Teilhabe. Ein gerade im Osten stark ausgeprägtes Gerechtigkeitsbedürfnis bleibt dort oftmals subjektiv unbefriedigt. Ebenso ziehen Ostdeutsche stärker als Westdeutsche ihre bürgerschaftliche Handlungsmacht in Zweifel, das heißt, sie glauben in geringerem Maße an ihre Fähigkeit, als Bürger*innen die Gesellschaft selbst verändern zu können: Ohnmachtsgefühle sind also stärker verbreitet. In der Gesamtschau ergibt sich für die östlichen Bundesländer ein deutlich größeres Frustrationspotenzial gegenüber der politischen, gesellschaftlichen und ökonomischen Realität in Deutschland. 

			Gewisse gesamtdeutsche Tendenzen im Osten ausgeprägter (Angaben in Prozent)
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			Quelle: More in Common (2019)

			Geringere interkulturelle Einflüsse in Ostdeutschland (Angaben in Prozent)
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			Quelle: More in Common (2019)

			Hinzu kommt – auch dies sei gesagt – eine in Ostdeutschland ­stärker ausgeprägte Reserviertheit gegenüber neuen kulturellen Einflüssen, beispielsweise durch Migration. So ist derzeit etwa die Begrenzung der Zuwanderung den Ostdeutschen ein größeres Anliegen als ihren Landsleuten in der alten Bundesrepublik. Zwischen Rügen und Thüringer Wald pflegt man meist noch ein traditionelleres Bild davon, wer zu Deutschland gehört und wer nicht. Dafür sind aber nicht zwangsläufig allein ideologische Motive verantwortlich – oftmals ist es schlicht nur die Gewohnheit. Im aus historischen Gründen homogener bevölkerten Osten Deutschlands ist nachweislich bis zum heutigen Tag der Kontakt zu anderen Lebenswelten, seien sie ethnischer oder religiöser Natur, insgesamt geringer als in Westdeutschland.3

			Doch wie dem auch sei: Man sollte die oben beschriebenen Unterschiede nicht überstrapazieren. Denn wenngleich die Ostdeutschen bei Defizitwahrnehmungen und manchen Ressentiments die Nase vorne haben, sind dieselben Tendenzen im Westen im Grunde ebenso gegeben – nur eben auf leicht niedrigerem Niveau. 

			Die empfundenen gesellschaftlichen Missstände etwa sind im Osten alles in allem keine anderen als im Westen. Sie kommen lediglich etwas stärker zum Tragen. Bestes Beispiel hierfür sind Zurücksetzungsgefühle, die in der medialen Debatte oftmals vorrangig den Ostdeutschen zugeschrieben werden und so das polemische Bild vom »Jammerland« erzeugt haben. Tatsächlich fühlten sich im Jahr 2019 57 Prozent der Menschen in den »neuen« Bundesländern als Bürger zweiter Klasse. Frappierend ist aber: Im Westen waren es mit 50 Prozent fast genauso viele. Dort wurde nur – anders als im Osten – diese Empfindung bislang nicht so regelmäßig abgefragt beziehungsweise veröffentlicht, zum Beispiel im Rahmen von Nachwahlbefragungen.4 Auch dadurch entstand der Eindruck, dies sei eine spezifisch »ostdeutsche« Befindlichkeit. 

			Noch an anderen Kennzahlen wird erkennbar, dass sich auch die »alte« Bundesrepublik nicht pauschal von einer vermeintlich typisch ostdeutschen Befindlichkeit freisprechen kann. Ein besonders prägnantes Beispiel dafür ist die seit den Pegida-Protesten häufig mit Ostdeutschland assoziierte Islamophobie: Zwar halten in der Tat ganze zwei Drittel der Ostdeutschen (65 Prozent) den Islam für mit der deutschen Gesellschaft inkompatibel – im Westen sind es aber immerhin auch ganze 58 Prozent. Die Tendenz ist also in beiden Fällen dieselbe.

			Die eigentlichen Trennlinien laufen quer zur ehemaligen Grenze

			Bohrt man nun noch eine Etage »tiefer«, nämlich in den langfristigen und persönlichen Grundüberzeugungen der gesamten Bevölkerung, gerät das Bild vom ostdeutschen »Sonderfall« weiter ins Wanken. Im Rahmen der Studie von More in Common wurden die Menschen in Deutschland entlang ihrer Werte, Moralvorstellungen und Glaubenssätze gruppiert und so untersucht, welche ideellen Gruppen sich derzeit eigentlich im Land gegenüberstehen. Heraus kamen sechs gesellschaftliche Typen, deren Angehörige eine jeweils eigene und charakteristische Normprägung, und somit auch eine jeweils andere Grundperspektive auf die derzeitige Gesellschaft aufweisen. Die einzelnen Typen und die für sie besonders wichtigen Normmotive sind:

			
					Die Offenen (16 Prozent): Selbstentfaltung, Weltoffenheit, kritisches Denken

					Die Involvierten (17 Prozent): Bürgersinn, Miteinander, Verteidigung von Errungenschaften

					Die Etablierten (17 Prozent): Zufriedenheit, Verlässlichkeit, gesellschaftlicher Frieden

					Die Pragmatischen (16 Prozent): Erfolg, privates Fortkommen, Kontrolle vor Vertrauen

					Die Enttäuschten (14 Prozent): (verlorene) Gemeinschaft, (fehlende) Wertschätzung, Gerechtigkeit

					Die Wütenden (19 Prozent): Nationale Ordnung, Systemschelte, Misstrauen

			

			Die Profile der vorgefundenen Typen, von denen überdies keiner eine gesellschaftliche Mehrheit vorweisen kann, geben neue Einblicke in mögliche Spannungsfelder und Konflikte innerhalb der Gesellschaft. Sie zeigen auf, aus welchen inneren Antrieben heraus sich die Menschen in unterschiedlicher Weise zu gesellschaftlichen Fragen positionieren und zwischen wem gesellschaftliche Verständigung stattfinden muss.

			Die Ergebnisse sind aber überdies auch in geografischer Hinsicht aufschlussreich. Dies gilt vor allem für die Frage, wie stark die einzelnen Typen jeweils in Ost- und Westdeutschland vertreten sind. Wäre es angesichts der vielen skeptischen Stimmen im Einheitsdiskurs der letzten Jahrzehnte nicht zu erwarten, dass es hier signifikante Unterschiede gibt? Das Überraschende ist aber: Die sechs Typen verteilen sich insgesamt relativ gleichmäßig über die beiden Landeshälften, das heißt, die allermeisten von ihnen lassen keine klare Ost- oder Westneigung erkennen. 

			Aus sozialpsychologischer Perspektive setzt sich also die Gesellschaft zu beiden Seiten der ehemaligen Grenze mehr oder weniger ähnlich zusammen. Dies bedeutet im Umkehrschluss: Konzentriert man sich auf den menschlichen »Kern« der deutschen Bevölkerung (zum Beispiel persön­liche Werte, Moralvorstellungen), so sind sich Wessis und Ossis wesentlich ähnlicher als oftmals gedacht.

			Ähnliches Wertefundament in Ost und West (Angaben in Prozent)
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			Quelle: More in Common (2019)

			Für viele Ost- oder Westdeutsche mag dieser Befund irritierend sein – widerspricht er doch erstens dem in der öffentlichen Debatte immer noch vorherrschenden Bild und zweitens der Empfindung vieler Menschen, die zwischen den beiden Landesteilen weiterhin große mentale und weltanschauliche Unterschiede vermuten. So glauben derzeit jeweils 45 Prozent der Menschen in Ost- und 44 Prozent der Menschen in Westdeutschland eher nicht, dass die jeweils andere Seite die gleichen Werte teile wie sie selbst. Daran lässt sich das erhebliche Ausmaß an innerdeutscher Distanziertheit auch mehr als 30 Jahre nach der Einheit erkennen – und sie ist gegenseitig!

			Klar wird hierbei auch: Die gefühlte Trennlinie ist immer noch für viele Menschen fester Teil ihres Selbst- und Gesellschaftsbildes. Ihre Bedeutung in den Köpfen der Ost- und Westdeutschen ist also nicht zu unterschätzen. Wird an ihr gerüttelt, rührt dies nämlich nicht nur an der vermeintlichen Fremdheit der jeweils anderen, sondern umgekehrt genauso an der eigenen Identität. Hier umzudenken, ist also womöglich viel leichter gesagt als getan.

			Gegenseitige Vorbehalte in Ost- und Westdeutschland (Zustimmung in Prozent)
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			Quelle: More in Common (2019)

			Nichtsdestotrotz zeigen die Ergebnisse der Studie »Die andere deutsche Teilung« auch, dass sich ein solches Umdenken lohnen könnte – gibt es doch den Blick auf die wirklichen Trennlinien im Land frei. Schließlich machen die in der Studie identifizierten gesellschaftlichen Typen deutlich, dass die großen Unterschiede in Wesen und Denkart der Menschen gerade nicht entlang einer geografischen Demarkationslinie, sondern quer zu ihr verlaufen. Ein Beispiel: Zwei »Involvierte«, von denen eine in Heilbronn und der andere in Erfurt wohnt, haben in ihrer normativen Disposition und Blickweise auf die Gesellschaft gewiss wesentlich mehr miteinander gemein als jeweils mit einer oder einem »Wütenden« in ihrer unmittelbaren Nachbarschaft.

			In »verschiedenen Welten«? Die Dreiteilung der Gesellschaft

			Das allerdings ist noch nicht alles. Denn ebenso lohnt ein frischer und von Ost-West-Stereotypen unverstellter Blick auf das durchaus unterschiedliche Verhältnis der Bürgerinnen und Bürger zum Gemeinwesen: Wer kommt derzeit eigentlich auf der gesellschaftlichen Ebene zur Geltung, wer bleibt gefühlt außen vor? Auch diese Frage wird für gewöhnlich gerne mit einer spezifisch ostdeutschen Schlagseite diskutiert – meist unter Bezugnahme auf das weitverbreitete Bild vom »abgehängten« oder »verdrossenen« Osten. Doch einmal mehr liegen die Dinge nicht so einfach. Wenn es um die Einbindung und Sichtbarkeit der Menschen im Gemeinwesen geht, weisen die More in Common-Erkenntnisse nämlich weniger auf die altbekannte geografische Zwei- als vielmehr auf eine sozialpsychologische Dreiteilung der deutschen Bevölkerung hin. Unterscheiden kann man folgende gesellschaftliche »Drittel«:

			Die Gesellschaftlichen Stabilisatoren (bestehend aus den Typen der Involvierten und der Etablierten) tun sich durch ihre große Nähe zu beziehungsweise ihr großes Vertrauen in Institutionen hervor. Mit ihrer persönlichen und bürgerschaftlichen Zuversicht sowie ihrem Augenmerk auf Gemeinsinn und innergesellschaftlichen Ausgleich halten sie derzeit das Gemeinwesen in Balance. Niemand fühlt sich – menschlich und gesellschaftlich – besser eingebunden als sie.

			Die Gesellschaftlichen Pole (Die Offenen und die Wütenden) besetzen derzeit die beiden Enden des ideellen Spektrums innerhalb des Gemeinwesens. Zwischen ihnen entsteht – insbesondere in kulturellen Fragen – die größte weltanschauliche Reibung. Aufgrund ihres großen politisch-gesellschaftlichen Selbstbewusstseins sind beide Typen im öffentlichen Diskurs mit ihren Positionen überdurchschnittlich präsent und somit gut wahrnehmbar.

			Das Unsichtbare Drittel (Die Enttäuschten und die Pragmatischen) befindet sich in einer Abseitsstellung gegenüber dem Gemeinwesen. Es ist in politisch-gesellschaftlicher Hinsicht mit Abstand am wenigsten eingebunden – bis hin zu einer vergleichsweise schwachen Verankerung im persönlichen Umfeld. Aufgrund ihrer gesellschaftlichen Passivität, Desorientierung und Vereinzelung hält sich diese Gruppe sozusagen »unter dem Radar« der öffentlichen Aufmerksamkeit auf.

			Insbesondere die marginale gesellschaftliche Stellung des »Unsichtbaren Drittels« scheint für die künftige Entwicklung des gesellschaftlichen Zusammenhalts in Deutschland von Interesse: Sind dessen Angehörige doch weit häufiger als andere in den jüngsten und jüngeren Altersgruppen zu finden. Um sie besser als bislang einzubinden, werden wohl neue politisch-gesellschaftliche Anspracheformen nötig sein, die überhaupt erst ein Grundmaß an Kontakt zur gesellschaftlichen Ebene herstellen. Inhaltlich bietet sich dabei das Aufgreifen derjenigen Themen an, die dieser Gruppe ohnehin wichtig sind. Bei den Enttäuschten kommt hier vor allem ihr starkes Bedürfnis nach Gerechtigkeit, Wertschätzung und Gemeinschaft zum Tragen, das aus ihrer Sicht zurzeit zu wenig bis überhaupt nicht bedient wird. Den Pragmatischen, die oftmals einen Migrationshintergrund ­aufweisen, macht insbesondere ihre empfundene Heimat- und gesellschaftliche Rollenlosigkeit zu schaffen, sowie ihre Sorge um die Entwicklung ihrer konkreten persönlichen Lage. Für beide Gruppen des »Unsichtbaren Drittels« sind Aufwertung, Orientierung und Einbindung die entscheidenden Stichwörter.

			Dreiteilung der Gesellschaft
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			Quelle: More in Common (2019)

			Verteilung der Typen nach Altersgruppen (Angaben in Prozent)
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			Quelle: More in Common (2019)

			Das bislang schwierige Verhältnis des »Unsichtbaren Drittels« zum Gemeinwesen ist überdies eine dezidiert gesamtdeutsche Herausforderung. Denn zur Erinnerung: Wie die gesellschaftlichen Typen insgesamt, sind gerade auch die Typen der Enttäuschten und Pragmatischen auf beiden Seiten der ehemals deutsch-deutschen Grenze gleichermaßen zu finden. 

			Spaltung oder Zusammenhalt? Der Blick in Deutschlands gesellschaftliche Zukunft

			Das optimistisch Stimmende an den hier präsentierten Ergebnissen: Die Ost-West-Grenze ist – zumindest jenseits der gegenseitigen Vorurteile – im Jahr 2020 nicht mehr die entscheidende Trennlinie, wenn es um den gesellschaftlichen Zusammenhalt geht. Das große Problem aber: Andere Trennlinien und Gegensätze sind sehr wohl in der Bevölkerung vorhanden. Natürlich ließe sich darüber streiten, wie schwer diese auf lange Sicht wiegen. Steht denn deshalb gleich die vielbesungene »Einigkeit« auf dem Spiel? Schließlich könnte man entwarnend darauf verweisen, dass es gerade in einer pluralistischen Demokratie selbstverständlich sein sollte, wenn unterschiedliche normative Sichtweisen und Beziehungen zum Gemeinwesen nebeneinander koexistieren. Doch macht auch hier wohl die Dosis das Gift.

			So sollte es spätestens dann zu denken geben, wenn die ­grundlegenden Perspektiven der Menschen derart auseinandertreiben, dass ein Mindestmaß an Gemeinsamkeit in der Bevölkerung verloren zu gehen droht. Insbesondere die international vergleichende Forschung von More in Common zeigt nämlich: Kommen zunehmende Schwächen in der gesellschaftlichen Substanz und wachsende ideelle Gräben zusammen, greift schlimmstenfalls eine kollektive Handlungs- und Diskursunfähigkeit um sich. Ein Beispiel hierfür sind die USA. Dort dringt insbesondere die weltanschauliche und parteipolitische Spaltung bereits seit längerer Zeit tief in eine verunsicherte Gesellschaft ein. In der ältesten westlichen Demokratie sind die Ränder einander nicht erst seit gestern derart feindselig gesonnen, die medialen Resonanzräume derart säuberlich getrennt, die Diskurse derart überscharf geführt, dass große Teile der Bevölkerung sich entmutigt zurückziehen.5 Die »erschöpfte Mitte« der USA fühlt sich mittlerweile häufig hilflos und ungehört. Der insbesondere in den Vereinigten Staaten lange praktizierte politisch-gesellschaftliche Grundsatz, dass gemeinsames Handeln stets auch über weltanschauliche Grenzen hinweg möglich sein muss, mutet vor dem heutigen Hintergrund geradezu utopisch an.

			So weit sind wir in Deutschland freilich nicht. Glücklicherweise kann derzeit noch von einem vergleichsweise selbstbewussten und engagierten Kern der Gesellschaft die Rede sein: Insbesondere die »gesellschaftlichen Stabilisatoren« halten mit ihrem bürgerschaftlichen Geist sowohl das übermäßige Erstarken der Ränder als auch die Gefahr einer kollektiven Paralyse in Grenzen. 

			Nichtsdestotrotz existieren auch in der Bundesrepublik Anzeichen da­­für, dass die Dinge auf lange Sicht nicht zwangsläufig so bleiben müssen. Die politisch-gesellschaftliche Erosion im großen Stil mag bislang nicht eingetreten sein, einige ihrer Merkmale sind aber bereits auszumachen. Die Studie »Die andere deutsche Teilung« von More in Common gibt hierüber Aufschluss:

			So muss zum einen bereits heute von einer erheblichen Vertrauenskrise gesprochen werden, bei der man langfristig nicht auf die positive Wirkmacht der – häufig älteren - »Stabilisatoren« wird bauen können. Die Krise ist dabei eine doppelte. Zum einen betrifft sie die Demokratie: Die wenigsten Bürgerinnen und Bürger trauen derzeit den politischen Institutionen über den Weg – im Hinblick auf Bundespolitiker*innen etwa sind es nur rund ein Drittel von ihnen. Dahinter verbirgt sich tatsächlich eine umfassende und vor allem äußerst grundsätzliche Kritik am politischen Betrieb. So beklagen im Jahr 2019 breite Mehrheiten, dass sich »die Politik« weder zureichend für ihre Meinung noch für die wichtigen Zukunftsprobleme des Landes interessiere. Diese (empfundene) Unzulänglichkeit bedroht in den Augen der Menschen die Legitimation des politischen Systems. 

			Zum anderen betrifft die Krise das Verhältnis der Bürger*innen untereinander: Jenseits des unmittelbaren persönlichen Nahbereichs neigen rund sechs von zehn Menschen in Deutschland zur Vorsicht, wenn sie in Berührung mit anderen geraten. In Forschungsgesprächen berichten viele Befragte von einem gesamtgesellschaftlich grassierenden Egoismus, der pauschale Vertrauensvorschüsse in die Mitmenschen zusehends erschwere. Der Faktor Misstrauen schädigt also den Zusammenhalt in der Bundesrepublik sowohl auf politischer als auch zwischenmenschlicher Ebene.

			Hinzu kommt, dass deutliche Mehrheiten in Deutschland mit dem ge­­sellschaftlichen »Grundton« hadern, der ihnen zunehmend zu rau wird. Dies gilt insbesondere für den politischen Diskurs, den drei Viertel der Menschen als zunehmend hasserfüllt einschätzen. Ein ähnlich hoher Anteil (73 Prozent) fürchtet in diesem Kontext, Meinungen nicht mehr frei äußern zu können, ohne unmittelbar persönlich angegriffen zu werden. Dass dieser Umstand die Kommunikation insbesondere über ideelle Trennlinien hinweg nicht einfacher macht, liegt auf der Hand. Es droht gesellschaftliche Sprachlosigkeit. Auf dieser Grundlage sind rund die Hälfte der Menschen (53 Prozent) der Ansicht, die Unterschiede zwischen den Bürgerinnen und Bürgern seien so groß, dass gesellschaftlicher Zusammenhalt kaum noch möglich scheint. 

			Insgesamt wird deutlich, dass der Glaube der Deutschen an die Substanz ihrer Gesellschaft und ihres Gemeinwesens bereits spürbar erschüttert ist. Dies ist auch deshalb bedeutsam, weil auf einem geschwächten Fundament weltanschauliche Konflikte, wie zum Beispiel rund um die Flüchtlingssituation 2015/16, potenziell destruktiver ausfallen. 

			Gesellschaftliche Herausforderungen angehen: Ganz Deutschland kann vom Osten lernen

			Angesichts dieser beunruhigenden Zahlen wäre Defaitismus aber die schlimmste Reaktion. Das Gegenteil sollte angestrebt werden: Denn Ge­­meinsamkeit ist eine erneuerbare Energie, sie herzustellen ist eine fortwährende, aber durchaus machbare Aufgabe. Sind die gefährlichsten Bruchstellen in der Gesellschaft erst einmal benannt, können sie auch kollektiv bearbeitet werden – von politischen Akteuren wie von der Zivilgesellschaft und ebenso von den einzelnen Bürgerinnen und Bürgern selbst. Letztere könnten damit ihrem eigenen Anspruch gerecht werden, denn immerhin 57 Prozent der Menschen in Deutschland glauben, dass sie selbst die Gesellschaft zum Besseren verändern können. 

			An dieser Stelle schließt sich übrigens auch der Kreis zum west-östlichen Ausgangspunkt unserer Reise durch die gesamtdeutsche Befindlichkeit: Ausgerechnet Ostdeutschland kommt nämlich mit seinem besonderen Sensorium für gesellschaftliche Problemlagen eine wichtige Rolle zu, wenn es darum geht, Gefahren für den Zusammenhalt frühzeitig zu erkennen und tatkräftig anzugehen. Nicht zuletzt all die demokratisch Engagierten aus Anklam, Freital und Co. sind dabei seit jeher Pioniere für uns alle. Denn der Osten ist eben kein pathologischer Sonderfall, mit dem die Entwicklung im Westen nichts zu tun hätte. Stattdessen hat er in den letzten drei Jahrzehnten, mit seinen angesichts der vielen sozioökonomischen und soziokulturellen Brüchen der Wendezeit im Vergleich schwierigeren Ausgangsbedingungen, immer wieder als »Frühwarnstelle« und »Lernort« für Trends gedient, die anschließend im Grunde die gesamte Republik betrafen. Dies gilt für einschneidende Verschiebungen im Wahlverhalten, Protesthaltungen und Vertrauensverluste, die schließlich meist auch in Westdeutschland auftraten und eine bürgerschaftliche Antwort einforderten. 

			Wenn also auch zu kommenden Jubiläen der Vereinigung im Osten ganz genau hingeschaut werden soll, dann nicht aus Argwohn, sondern aus unvoreingenommenem Interesse am ganzen Land.
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			»Wir schaffen das«. Hausanstrich in der Bergstraße, Berlin-Mitte 2021. (Fynn Lasse)
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			Ostdeutschland inmitten intersektioneller Zukünfte

			Ein theoretischer Versuch über Möglichkeiten

			Ostdeutschland ist zunächst einmal ein Raum, der die 40-jährige DDR beerbt hat. Territorial gesehen und auch sozial. Bei aller Diversität von Biografien von in der DDR geborenen und sozialisierten Menschen – vor und nach der Revolution von 1989 – gibt es Erfahrungsräume, die Ostdeutschen mehrheitlich vertraut sind, und zwar im Unterschied zu jenen, die in der alten Bundesrepublik geboren und sozialisiert wurden. Diese Erfahrungsräume sind von LebensGeschichten in der DDR ebenso geprägt wie von jenen, die der Revolution von 1989 folgten. Aufbrüche, die in einem Ankommen in einer Bundesrepublik mündeten. Während sich die Biografien in den alten Bundesländern kaum bewegten, setzten sich die in den neuen sehr deutlich in Bewegung. 

			Die Einkehr ins bundesdeutsche Deutschsein erfolgte auf einem schmalen Grat zwischen Befreiung und Aufbruchsstimmung einerseits und der Erfahrung, nicht im Normalitätsmodus der alten Bundesländer ankommen zu können, andererseits. Verfassung, Gesetze, Kapital, die neuen Eliten, dies alles und noch viel mehr wanderte vom Westen in den Osten, wobei die eigentlichen Profiteure die im Westen gebauten Strukturen und Institutionen (Wirtschaftsstrukturen, Eliten) blieben. Viele ostdeutsche Biografien erfuhren Brüche, die bei aller neuen Freiheit als schmerzhaft erlebt wurden. Arbeitslosigkeit und Armut gehören dazu; aber auch die Erfahrung, »anders« deutsch zu sein. Die Ostdeutschen brachen mit der Diktatur und wurden im Westen doch für diese in Haftung genommen. Die postrevolutionäre Kritik am DDR-Regime war als Aufarbeitung und Vergangenheitsbewältigung unverzichtbar. Im Westen wurde diese Revolutionsarbeit weniger gewürdigt als vielmehr angeeignet, um die Ostdeutschen als niemals wirklich ganz bundesdeutsch abzustempeln. Sie seien »verzwergt«, »unmündig«, »demokratieunfähig«, »weltfremd«. Inmitten des Kampfes, sich moralisch mit den eigenen Kompromissen gegenüber der DDR-Diktatur zu versöhnen oder mit dem alten diktaturaffinen Ich zu brechen, waren solche Fremdzuschreibungen aus dem Westen wirkmächtig. Viele wollten Held*innen sein und die meisten mussten dafür vergangene Momente ihres Selbst abwerten und verleugnen. So wuchs dann auf dem Territorium Ostdeutschlands eine soziale Identität, deren wichtigster Parameter die Erfahrung ist, im eigenen Land diskriminiert zu werden. Diese diskursive Diskriminierung ging mit einer ökonomisch-strukturellen einher, die verschiedene ostdeutsche Communities auf unterschiedliche Weise traf. Frauen* härter als Männer*, den ländlichen Raum nachhaltiger als den urbanen, Ostdeutsche of Colour umfänglicher als weiße Ostdeutsche. Solche Dynamiken können durch das Prisma erfasst werden, das Kimberlé Crenshaw Intersektionalität nennt. Ausgehend vom Begriff der Diskriminierung möchte ich hier das Prisma »Intersektionalität« theoretisch einführen und mit Zukünften als intersektionellem Paradigma zusammendenken.

			Diskriminierung

			»Diskriminierung« wird im heutigen Sprachgebrauch gemeinhin als »je­­manden … herabsetzen, benachteiligen, zurücksetzen«1 definiert. Wie sich dies konkret vollzieht, darüber gibt bereits der etymologische Kern des Wortes Auskunft: Diskriminierung leitet sich aus dem lateinischen Verb discriminare ab und heißt so viel wie »trennen, absondern, abgrenzen, unterscheiden«. Seit dem 16. Jahrhundert wird es in der deutschen Sprache verwendet, wobei es zunächst die Tätigkeiten »unterscheiden« und »trennen« beschrieb. Und eben dies geschieht bei Diskriminierung: Macht- und Herrschaftskonstellationen sind Ausdruck von Interessen, aus denen heraus Unterschiede konstruiert werden, die auf Bewertungen abzielen und entsprechend mit Ideologien und Moralvorstellungen interagieren. So wird eine Norm/alität postuliert und aus dieser heraus ein jeweils »Anderes« konstruiert. Dies ist die Basis, um Machthabende mit sozialen, ökonomischen und politischen Ressourcen und Privilegien auszustatten, die den »Anderen« verwehrt bleiben. So wird eine soziale Ordnung ermöglicht, die soziale Ungleichheit schafft, welche ausschließlich jenen Macht- und Herrschaftskonstellationen dient, die sie erschufen. 

			Die US-amerikanische Juristin MacKinnon bringt diesen Teufelskreis sowie den Zusammenhang zwischen der etymologischen Bedeutung von Diskriminierung als »Unterscheidung« einerseits und Diskriminierung in seiner aktuellen Bedeutung von »Herabsetzung und Benachteiligung« andererseits wie folgt auf den Punkt: Bei Ungleichheit handele es sich nicht um »eine Frage von Gleichheit und Differenz«. Vielmehr gehe es um »Herrschaft und Unterwerfung«, um »Macht […] und ihre […] ungleiche […] Verteilung«.2 Das aber zeigt auch, dass die Bedeutungsebene von Diskriminierung als »jemanden herabzusetzen oder zu benachteiligen« nur eine Seite der Medaille ist. Denn zugleich werden jene, welche herabsetzend und benachteiligend handeln, privilegiert. Genaugenommen ist es sogar diese Privilegierung, um die es im Kern bei Diskriminierung ursächlich geht. Ohne den Wunsch nach einer sozialen Ordnung, die einige Menschen mit einem privilegierten Zugriff auf Rechte und Ressourcen ausstattet, gäbe es keine Diskriminierung. Beide Facetten – Diskriminierung und Privilegierung – werden im Folgenden betrachtet.

			Ein wesentliches Segment von Diskriminierung ist Unterdrückung, welche die ungleiche Verteilung von (zum Beispiel ökonomischen und politischen) Ressourcen bewirkt und soziale Ungleichheit bedingt. Ostdeutsche leben in diesem Paradigma, ärmer zu sein. Was in Deutschland vererbt wird, wird vor allem in Westdeutschland vererbt. ­Ostdeutschland als Armenhaus aber ist ein westliches Narrativ, das Ostdeutschen (und bestenfalls »nur« deren DDR-Vergangenheit) angelastet wird. Daraus erwachsen Überlegenheits-Unterlegenheits-Erzählungen, die bis in die letzte Pore des Seins vordringen – ja sogar bis zu dem Ausmaß, dass die diskri­minierenden Zuschreibungen als Selbstwahrnehmung verinnerlicht werden und entsprechende Schamgefühle entstehen lassen. In Gesellschaft als Urteil (2013) schreibt der französische Philosoph Didier Eribon darüber, dass er seine Redeweise und Gestik »überwache«, sobald er sich im öffentlichen Raum bewege.3 Der postkoloniale Theoretiker Frantz Fanon beschreibt in Peau noire, masques blancs, dass diese Selbstkontrolle auch den privaten Raum und intimste Entscheidungen bestimmt.4 Es bedarf enormer Kraftanstrengungen, sich im Diskriminierungsalltag zu behaupten und sich von den diskriminierenden Zuschreibungen zu emanzipieren. So oder so, letztlich haben Diskriminierte nicht die Option, Diskriminierung nicht zu erleben. 

			So prägen sich eine Verwundbarkeit und ein entsprechendes Bedürfnis nach Schutz aus, was wiederum Sensibilität und Vorsicht erzeugt. Am Ende kann die Suche nach Schutz die Angst derart steigern, dass sich die Wahrnehmung von Diskriminierung so verfeinert, dass sie selbst bei geringer Dosierung so laut wie ein Presslufthammer wahrgenommen wird – und die*den Verwundbare*n nur noch verwundbarer macht. Diese Angst sei kaum zu überwinden: »Für diejenigen, die sie […] empfinden, wird die Angst zur Struktur des In-der-Welt-Seins selbst.« Diskriminierte erleiden »diese Angst […] (oder wissen, dass sie sie erleiden können)«. Jene, »die diese Angst einsetzen oder verstetigen (oder auch einfach nur […], weil sie ›auf der richtigen Seite‹ stehen und deshalb keiner Gefahr ausgesetzt sind)«,5 können diese Angst weder wahrnehmen noch sich vorstellen. 

			Ja, das ist eine gemeinsame Erfahrung im Ostdeutschsein: die Erfahrung, dass mensch sich plötzlich angesprochen fühlt, wenn über Ostdeutsche abfällig gesprochen wird. Auch wenn mensch selbst dieses Stereotyp gar nicht erfüllt, wächst umso mehr die Verantwortung, das Stereotyp bloß nicht als eine*r für alle zu bestätigen; aber fühlt mensch sich nicht angesprochen, so ist mensch bestenfalls die Ausnahme von der Regel – die*der sogar emotional in die Bredouille geraten kann, weil sie*er sich vorwirft, sein eigenes Ostdeutschsein zu verleugnen, um ja nicht als ostdeutsch identifiziert zu werden. Das aber ist ein sinnloses Unterfangen: Die Herkunft kann ebenso wenig abgelegt werden wie alle ihr angedichteten Erzählungen. Wegweisender sind da bürgerrechtliche Initiativen, die sich das Ostdeutschsein als soziale Position aneignen und mit Widerstand besetzen, indem sie sagen: »Ich bin ostdeutsch – und das ist auch gut so.« Mit ihrer Aneignung dieses Kampfes um (identitäres) Dazugehören geht die AfD damit auf Stimmenfang: Das Klagelied vom diskriminierten Ossi wird hier in ein Hasslied gegen alle People of Colour umgetunt. Damit wird aber weder die Diskriminierung Ostdeutscher beendet noch die Welt freiheitlicher und lebenswerter gestaltet. Diskriminierte und Diskriminierende zugleich zu sein, das ist es, was das Konzept der Intersektionalität auf den Punkt zu bringen vermag.

			Intersektionalität

			In ihrem Artikel Mapping the Margins: Intersectionality, Identity Politics, and Violence Against Women of Color6 aus dem Jahr 1991 thematisiert die Juristin Kimberlé Crenshaw, auf welche Weise sich unterschiedliche Formen der Unterdrückung und Diskriminierung überlagern, dabei bezieht sie sich auf konkrete Rechtsfälle. Ausgangspunkt ist eine Klage aus den 1970er Jahren von fünf Schwarzen Frauen* gegen den US-amerikanischen Automobilhersteller General Motors. Die Klage fußte darauf, dass General Motors bis Mitte der 1960er Jahre keine Schwarzen Frauen* einstellte und es in nachfolgenden Jahren immer Schwarze Frauen* waren, die zuerst entlassen wurden. Der Richter hatte die Klage mit Verweis darauf abgewiesen, dass sowohl Frauen* als auch Schwarze Männer* bei General Motors arbeiten würden – es also in ihrem Unternehmen weder Rassismus noch Sexismus geben könne. Dies aber verkennt die Spezifik der Diskriminierung. Zwar wurden Frauen* eingestellt, doch waren es weiße Frauen*; Schwarze wurden eingestellt, doch waren dies Schwarze Männer*. Crenshaw zeigt, dass Rassismus und Sexismus hier nicht separat, sondern sich kreuzend oder überlagernd (intersecting) wirkmächtig sind. Es geht nicht um die beiden Diskriminierungsformen an sich, sondern um den Punkt, an dem sie sich kreuzen. Hier ist die Schwarze Frau* de facto immer einer Gefahr ausgesetzt. Dieser Punkt, an dem sich Rassismus und Sexismus treffen und der Schwarze Frauen* mit magnetischer Macht auf der diskriminierungskontaminierten Kreuzungsmitte fixiert, führt nicht zu einer simplen Addition, sondern zu einer Überlagerung von Diskriminierung. Bei solchen Potenzierungen handelt es sich um eine multiple Diskriminierung – genau das meint der Begriff Intersektionalität in seinem Kern.

			In konsequenter Fortführung des Anspruchs, Diskriminierung in gegebenen Komplexitäten zu diskutieren, analysiert die aktuelle Intersektionalitätsforschung nicht nur die Verschränkung von Rassismus und Sexismus, sondern die Verwobenheit aller gesellschaftlicher Diskriminierungsachsen, wie beispielsweise Geschlecht, Sexualität, Ethnizität, Religion, ­soziale Schichten, Nation, Gesundheit, Dis*ability, Körpernormen und Alter.7 

			Die Westdeutsch-Ostdeutsch-Achse ist eine Diskriminierungsachse unter vielen und eine wesentliche Komponente innerdeutscher Begegnungsprozesse. Ostdeutsche Frauen* werden nicht nur vom Deutschismus diskriminiert, sondern auch vom in Ost wie West virulenten Sexismus. Und afrodeutsche Ostdeutsche sind ebenso wie alle Afrodeutschen Rassismus ausgesetzt. Zusätzlich zur Analyse der sich überlagernden Diskriminierungserfahrungen vermag Intersektionalität ein Verständnis dafür zu entwickeln, dass eine Person auf der einen Machtachse Diskriminierung erfahren, während sie auf einer anderen mit Macht und Privilegien ausgestattet sein kann und somit Teil dessen ist, von dem Diskriminierung ausgeht. 

			Privilegien

			Obwohl nur wenige offen sagen würden, dass Diskriminierung gut ist, da sie ja Menschen benachteiligt, ist sie dennoch allgegenwärtig. Sie ist es, nicht weil sie Menschen herabsetzen will, sondern weil sie einem be­­stimmten Personenkreis Macht und Herrschaft und die damit verbundenen Privilegien verschafft (samt der Instrumentarien, diese strukturell und institutionell abzusichern und moralisch sowie durch geteiltes Wissen zu legitimieren). Würde Diskriminierung nur negativ empfunden werden, könnten sich die betreffenden Strukturen, Institutionen und Diskurse nicht behaupten. Weil Diskriminierung aber jenen Kreis von Personen mit Privilegien ausstattet, die Macht haben und diese in Herrschaftsstrukturen einspeisen, hat sie Bestand. 

			Charakteristisch für Privilegien ist, dass sie ohne aktives Handeln zur Verfügung stehen – ja, dass sie meist nicht einmal bemerkt und daher auch nicht leicht ausgeschlagen werden können. Weil das System (samt den Privilegien, die es verteilt) weithin als »normal« und »richtig« angesehen wird, bietet es dem Einzelnen die strukturelle Möglichkeit, sich von seiner individuellen Schuld und Verantwortung zu lösen. Selbstverständlich ist es sehr viel komfortabler, in der Annahme zu leben, dass die Welt so geschaffen ist, weil es mir besser gehen müsse als anderen und ich dazu berechtigt sei, Privilegien zu genießen, als mich deswegen schlecht fühlen zu müssen. Dennoch ist die systemische Herkunft von Privilegien kein Freifahrtschein, sich tatsächlich von entsprechender Verantwortung frei zu machen. Sich systemisch bedingte Privilegien bewusst zu machen, sie zu adressieren und bisweilen auch auszuschlagen, statt sie zu verleugnen, ist der Handlungsraum des Privilegierten. 

			Intersektionalität bietet das Potenzial, differenzierter und grundlegen­der in die Tiefenstrukturen der Wechselwirkung von Diskriminiert-Werden einerseits und diskriminierendem Handeln und Privilegierung andererseits einzudringen. Privilegiert zu sein bedeutet, dass die Strukturen Zugang zu ökonomischer, sozialer oder politischer Macht erleichtern und dass entsprechende Diskurse und Institutionen dies legitimieren und absichern. Folglich vollzieht sich die Gleichzeitigkeit von Diskriminierung einerseits und Privilegierung und diskriminierendem Handeln andererseits nicht nur in der Interaktion von Individuen, sondern auch innerhalb einer Subjektposition: Eine Person kann aus der einen Machtposition heraus diskriminiert und aus einer anderen heraus privilegiert sein. Im Kontakt mit anderen Machtachsen, etwa der von Klasse oder Gesundheit oder aber der von Rassismus, kann eine ostdeutsche Person Privilegien besitzen, die einer westdeutschen Person unzugänglich sind. Das hebt die West-Ost-Machtachse zwar nicht auf, krümmt sie aber. So kann es zu Konstella­tionen kommen, in denen etwa eine ostdeutsche Frau* Macht und Privilegien gegenüber einem afrodeutschen westdeutschen Mann* hat. Allerdings hat sie diese Privilegien nicht, weil, sondern obwohl sie ostdeutsch und Frau* ist – und zwar weil Weißsein* eine der weltweit mächtigsten Währungen ist, wobei wiederum weiße, heterosexuelle Männlichkeit* in der Hierarchie ganz oben rangiert. Umgekehrt potenzieren sich Macht und Privilegierung für jene, die Weiße und Männer* und Westdeutsche sind. Dabei ist der weiße Cis-Mann aus den alten Bundesländern eben immer auf der obersten Stufe der sozialen Pyramide positioniert, die Schwarze (queere) Frau aus Ostdeutschland im deutschen Kontext auf der ­niedrigsten. Das aber würde sich global gesehen noch einmal anders darstellen. 

			Privilegien haben vielerlei Gesichter. Es kann um die Möglichkeit gehen, an ökonomischen oder politischen Ressourcen teilzuhaben. Damit geht der Zugriff auf Herrschaftspositionen und deren Gewaltinstrumente einher, die über Möglichkeiten entscheiden, Teil von Institutionen und Führungspositionen zu werden – sowie über entsprechende Handlungsräume. Das wiederum prägt Moralitäten und kollektives Wissen über sich und andere und letztlich Normalitäten sozialer Ordnungen. Ein ­kausaler Kreislauf. So gesehen geht es bei Privilegien auch um Zugehörigkeiten (wer etwa ist deutscher als andere). Letztendlich geht es um die Frage, wem das Jetzt und dessen Zukünfte gehören und damit bei Diskriminierung und Privilegierung im Kontext von Macht- und Herrschaftsstrukturen vor allem um die Gestaltungsmacht über Zukünfte.

			Zukunft oder Zukünfte

			Die britische Soziologin Barbara Adam arbeitet seit Langem zu sozialen Erzählungen über Zeit und Zukunft. Am Ende ihrer langjährigen Forschungen schlägt sie vor, Zukunft entlang von Fakt, Fiktion, Glück und Schicksal zu kartieren.8 In der Tat ist Zukunft insofern ein »Fakt«, als ich morgen nicht elf Jahre alt zu werden vermag und dass es gewiss ist, dass unser Universum verpuffen wird. Aber wird es das? Am Ende ist dies eines der größten Rätsel der Menschheit. Wie also könnte Zukunft jemals eine Tatsache sein? Dasselbe gilt für das Schicksal. Es gibt sicherlich Dinge, die sich der menschlichen Kontrolle entziehen. Beim Schicksal aber geht es um das völlige Fehlen von agency, also Handlungsfähigkeit oder Entscheidungen. Doch gibt es wirklich etwas, das sich jenseits jeder Entscheidungsfindung vollzieht? Mit anderen Worten, gibt es etwas, das nur Schicksal sein kann? Ist nicht alles, was geschieht, auch ein Ergebnis dessen, was wir getan haben, machen oder zu tun beabsichtigen? Das gilt auch für »Zukunft als Glück«, wie Adam es nennt: Auch dieses geschieht nicht losgelöst von Kontexten und menschlichem Handeln. Bei allem, was wir als Glück und Schicksal betrachten mögen, geht es sehr stark auch um Machtfragen beziehungsweise um gewährte oder verweigerte Privilegien und Optionen. So geht es zum Beispiel bei der Geburt als Prinz oder einer Geburt innerhalb der Festung Schengen-Europa weniger um Glück oder Schicksal als um Machtkonstellationen, die global wie lokal soziale Ordnungen herstellen, die auf dem Prinzip der sozialen Ungleichheit basieren. Letztlich scheint mir von allen vier Zukunftskategorien Adams die Fiktion noch die plausibelste Kategorie zu sein. Zukunft existiert niemals im Jetzt, sondern immer nur in der Imagination dessen, was kommen könnte – sei es nun eine Vorhersage, Weissagung, eine wissensgesättigte Vermutung oder einfach nur ein Traum, eine Hoffnung, ein Sehnen. Zukunft kann niemals anders betreten werden als in einer Erzählung darüber, was sein könnte. Das ist es, was Zukunft als Imagination ausmacht.

			Letztlich entsprechen die von Adam herausgearbeiteten Kategorien dem, was Zukunft als »Praxiskategorie« im Sinne Frederick Coopers (2000) und Rogers Brubakers (2012) ausmacht: alltagssprachliche Bedeutungen, welche durch politische, religiöse und soziokulturelle Diskurse kodiert werden (und zugleich auf diese zurückwirken).9 Dieser diskursiv eingebettete Alltagsgebrauch erhält erst im sezierenden Blick der analogen »Analysekategorie« seine vollumfängliche Tiefenschärfe. 

			Zukunft als Analysekategorie dringt in die Tiefen dessen vor, was die Idee von Zukunft im Innersten zusammenhält: Zukunft ist weit mehr als einfach nur etwas, was geschehen wird oder geschehen könnte. Zukunft meint auch das, was hätte geschehen können. Nicht im Sinne kontrafaktischer Geschichtsschreibung, sondern im Sinne von Zukunft als kausaler Folge von Vergangenem und Gegenwärtigem inmitten von sozialen Ordnungen, die auf sozialer Ungleichheit gründen. Dazu gehört es, dass Zukünfte miteinander streiten oder konkurrieren, sich gegenseitig bestärken, komplementär ergänzen oder aber behindern oder sogar verhindern. Dann wird sich die eine Zukunft ereignen, die andere nicht. Mehr noch: Die eine ereignet sich auf Kosten der anderen, die ausgebremst oder gar ausgelöscht wird. 

			Nehmen wir etwa die Maafa, die europäische Versklavung von Afrikaner*innen. Mehr als 18 Millionen deportierte Afrikaner*innen wurden gezwungen, ihre Arbeitskraft in ökonomische und soziale Systeme zu investieren, die den Westen prosperieren ließen, während der afrikanische Kontinent viele Jahrhunderte lang seiner jungen Generationen beraubt wurde. Während dortige ökonomische Strukturen und soziale Ordnungen zerstört wurden, brachten versklavte Arbeitskräfte die Industrielle Revolution in Gang. Die Zukunft des Globalen Nordens speiste sich also aus der Arbeitskraft (sowie dem Tod) von Millionen von Afrikaner*innen bei gleichzeitiger Verlangsamung der Zukunft in ihren Herkunftsgesellschaften. Das ist nicht kontrafaktisch, sondern insofern faktisch, als mögliche Zukünfte afrikanischer Gesellschaften verhindert wurden. 

			Dass es einige Zukünfte weder gab noch jemals geben wird, weil sie von einer anderen Zukunft vereitelt wurden, ist eben letztlich nicht einfach Folge eines Wettbewerbs von Zukünften. Nein, es ist ein Kampf von Menschen und ihren Machtkonstellationen und sozialen Ordnungen. Zukünfte sind nie Zufall, Schicksal oder Glück, sie sind ebenso gemacht und gestaltet wie Geschichte und Gegenwart. Dies vollzieht sich in den Gesetzmäßigkeiten von Macht- und Herrschaftskonstellationen, wobei die ihnen eigenen Gesetze, Moralvorstellungen und Wissensräume jeweils mehr als nur ein Wörtchen mitreden: »Die Zukunft ist schon da, sie wurde nur nicht gleichmäßig verteilt«,10 sagt Internet-Visionär William Gibson. 

			In der Tat geht es bei jedem Kampf um Macht, Freiheit und Gerechtigkeit um nichts Geringeres als (die Aufteilung von) Zukunft. Und jeder Kampf um Zukunft strebt den Zugang zu Macht und Herrschaft an, um Freiheit und Gerechtigkeit zu erlangen oder zu unterdrücken. Diese Machtkontexte, wie sie sich beispielsweise in Rassismus, Geschlecht, Sexualität, Religion, Gesundheit, Fähigkeit, Alter und Nation ausdrücken, prägen soziale Positionen von Individuen und Gruppen und entscheiden so darüber, wie viel Einfluss und Handlungsfähigkeit eine Person oder eine Gemeinschaft bei der Gestaltung der individuellen und kollektiven Zukunft haben kann. Je privilegierter eine Person in einer sozialen Ordnung ist, umso größer ist ihr Spielraum, Zukünfte zu gestalten. Diskriminierung heißt eben auch, bei der Gestaltung von (erwünschten) Zukünften ausgebremst und eingeschränkt zu werden. Doch mögen die Handlungsoptionen von Diskriminierten auch noch so gering und beschnitten sein: Oft sind sie das Sandkorn im Getriebe der Macht über die Zukunft. Im Kontext von Macht und Ohnmacht, Privilegien und Entbehrungen, Ethik und Skrupellosigkeit, Verantwortung und deren Mangel werden Zukünfte gewollt oder gefürchtet, erhalten oder bekämpft, akzeptiert oder verhandelt, erfahren oder vergessen, aufgebaut oder zerstört. Agency als Handlungsmacht ist letztlich zugleich der machtvollste Protagonist und der virulenteste Antagonist in dieser Werkstatt der Zukünfte.

			Zukünfte sind also, anders als Adam es postuliert, niemals Zufall oder Schicksal. Sie sind menschengemacht und daher mobil, verhandelbar und veränderbar. Als Walter Ulbrichts Regime 1961 die Mauer errichtete, wurde eine Zukunft zementiert, von der manche glaubten, dass sie nunmehr für ewig in Stein gemeißelt wäre. Andere aber sahen über diese Mauer hinweg, wurden Teil einer Flucht- oder einer Bürgerrechtsbewegung, die am Ende die Mauer einrissen. Das aber geschah nicht in einem Vakuum, sondern im Bann lokaler und globaler Machtkonstellationen. Nachdem die Mauer am 9. November 1989 niedergerissen wurde, gab es ein kleines Zeitfenster, in dem verschiedene Zukünfte scheinbar auf Augenhöhe miteinander stritten: die Initiative Frieden und Menschenrechte (IFM), das Neue Forum, die Vereinigte Linke (VL) oder auch mit anderen Intentionen die SED-PDS auf der einen, angestammte Bundesparteien und deren ostdeutsche Repräsentant*innen auf der anderen Seite. Zwar war diese Auseinandersetzung weder ergebnisoffen, noch vollzog sie sich in einem Machtvakuum. Dennoch ließ sie keinen Zweifel daran, dass Zukunft immer ein Werk von Menschen ist – orientiert an Erfahrungen, Interessen und Perspektiven und getragen von Erwartungen, Hoffnungen und Träumen. 

			Zukünfte und Traum*Hoffnungen

			Es gibt verschiedene Möglichkeiten, die Zukunft zu betreten. Und eine jede ist von einer Erzählung begleitet. 

			Wir sind, was wir uns erzählen – und was wir uns erzählen, kann sein. Auch Träume und Hoffnungen (ich verstehe sie als komplementäre Begriffe, die immer auch in Erfahrung und Erinnerung wurzeln) sind wichtige Akteur*innen, denn sie erzählen vom Zukünftigen. 

			Träume sind verbale und visuelle Erzählungen dessen, was angestrebt, gewollt und erwünscht werden kann.11 So kodiert, ähneln Träume den Hoffnungen. Aus einer Schlaf-Traumphase kann immer ein Wachtraum werden, der Hoffnung spendet. Doch während Träume weit über das hinausgehen können, was im Jetzt plausibel erscheint, bleiben Hoffnungen meist an das rückgebunden, was möglich zu sein scheint. Da beide einander bedingen und sich überlappen, arbeite ich im Folgenden mit dem Konzept der Traum*Hoffnungen (das Sternchen soll die komplementäre Verschränkung beider Konzepte kennzeichnen), es sei denn, ich beziehe mich konkret auf eine*n Autor*in oder einen Text, der nur den einen oder anderen Begriff bemüht.

			Traum*Hoffnungen drücken individuelle und kollektive ­Bedürfnisse und Wünsche ebenso Gedanken, Bilder und Empfindungen aus. Diese bewegen sich in ganz verschiedenen Zustandsformen und Räumen, etwa im Schlaf oder in einem Moment höchster Konzentration, in Sprache oder von dieser unerkannt, geliebt oder gehasst. Sie mögen kaum eine Chance auf Erfüllung haben und können doch die höchste Form der Erfüllung sein. Unabhängig davon, ob sie sich nur im Unbewussten aufhalten oder gezielt geäußert werden, Traum*Hoffnungen sagen viel über ihre*n eigentliche*n Urheber*in aus: »Beim Träumen geht es um die Träumenden«,12 wie Toni Morrison es in Playing in the Dark formuliert – und bei Hoffnungen um die Hoffenden. Diese Traum*Hoffenden aber sind immer situiert. Sie bekleiden gesellschaftliche Positionen in machtkodierten Ordnungen sozialer Ungleichheit – diese Positionen innerhalb unterschiedlicher Differenzkategorien wie Rassismus, Sexismus, Ableismus prägen auch ihre Traum*Hoffnungen.

			Letztlich sind die Traum*Hoffnungen aber doch um vieles freier als ihre Subjekte, die traumhoffenden Menschen. Sicher, Traum*Hoffnungen können genau wie Menschen zum Schweigen gebracht werden. Jedoch können sie weder zensiert noch eingesperrt oder getötet werden. Darüber hinaus können Traum*Hoffnungen erzählen, was sich ereignen könnte oder besser nicht geschehen sollte. Traum*Hoffnungen kommentieren die sogenannte »Realität« und können sich zugleich von ihr lösen. Traum*Hoffnungen bieten Zukünfte an und sollten diese eintreten, können Traum*Hoffnungen längst schon wieder woanders sein – befreit von der Erwartung, notwendige Wege aufzeigen oder gar Bedienungsanleitungen zu ihrer Verwirklichung liefern zu müssen (das gilt gemäß der oben erwähnten leichten Unterscheidung der beiden Begriffe für Träume noch mehr als für Hoffnungen). Befreit von Behinderungen wie gravitationsbeherrschten Räumen und an chronologische Abfolgen gebundene Zeiten erschaffen, betreten und popularisieren Traum*Hoffnungen Räume und Zeiten, die vielleicht noch nie zuvor ein Mensch sah oder berührte. So betreten Traum*Hoffnungen einen lang ersehnten Zustand von Gesundheit, Freiheit, Frieden, Gerechtigkeit oder Liebe. Sie können einfach in der Zeit reisen und dort sein, wo sich Traum*Hoffnungen einst erfüllen mögen. In diesem Sinne sind Traum*Hoffnungen nicht bereits von sich aus Akteur*innen. Doch wenn sie wiederholt erzählt, geteilt und verfolgt werden, mischen Traum*Hoffnungen sich ein, bieten Orientierung, helfen, Widerstand zu leisten und Veränderungen herbeizuführen. Traum*Hoffnungen sind nicht in materiellem Sinne wahr, aber ihre erzählerische Substanz lässt sie bedeutsam sein – weil sie einen Unterschied machen, sind sie wahr. In Erzählungen sind sie allgegenwärtig, seien diese nun fiktional, kontrafaktisch oder faktisch.

			In der postrevolutionären Ära wurde von Freiheit geträumt und davon, sie links vom Kohl-Deutschland zu implementieren. Manche suchten sie jenseits der Lebensmodelle, die die kommunistische DDR und die kapitalistische Bundesrepublik boten. Doch solche Traum*Hoffnungen wurden am 18. März 1990 von der Realität eingeholt. Für manche war es seinerzeit ein Schock, dass die West-CDU die Früchte der Revolution erntete. Für die meisten aber kam es weder überraschend noch ungelegen, denn sie hatten ja so gewählt. 48 Prozent hatten dem konservativen Wahlbündnis von Demokratischem Aufbruch (DA), der Deutschen Sozialen Union (DSU) und der Ost-CDU ihre Stimme gegeben. Das hatte nicht zuletzt mit der Macht der Vergangenheit über die Zukunft zu tun.

			Die Macht der Vergangenheit über Zukünfte

			Zukünfte stehen in einem kausalen Zusammenhang mit vergangenen und gegenwärtigen Ereignissen und deren Erinnerungen. Sie sind also verbunden mit Ereignissen, die stattgefunden haben, nicht stattfinden konnten oder einfach nur (noch nicht) erzählt worden sind. Daher tragen Zukünfte immer auch alle möglichen Versionen von Vergangenheit und Gegenwart in sich – auch jene, die es nicht geben konnte oder die beschwiegen werden. Dennoch können sie mit dem Möglichen verschmelzen, das aus Traum*Hoffnungen heraus konturiert wird. So wie Traum*Hoffnungen dem Vergessen anheimfallen können, können sie Erinnerungen erschaffen oder nähren und auf diese Weise entweder Stagnation oder Veränderung unterstützen. Im Gegensatz zur schier unendlichen Freiheit der Traum*Hoffnungen, sind Geschichte und Erinnerung an die Belegbarkeit von Vergangenheit gebunden und damit an die Notwendigkeit, Wege in die Vergangenheit zu erklären und abzubilden – und zwar in Übereinstimmung mit vorherrschenden und/oder alternativen Gesetzen und Normen, Diskursen und Epistemen, Strukturen und Machtkonstellationen. Dabei sind sowohl die Geschichte als auch die Erinnerung unmittelbar an gegenwärtige Interessen und deren zukünftige Bedürfnisse gebunden. In der Tat wird jede Vergangenheit (als das, was geschah) in der Gegenwart erzählt, bevor sie der Zukunft begegnet. Während die Geschichte eine vorherrschende Erzählung über die Vergangenheit im Jetzt ist, die einen Wahrheitsanspruch erhebt und dabei von maßgeblichen Kollektiven als eine Art Tatsache für »die Zukunft« oder zumindest für das Jetzt akzeptiert wird, wird Erinnerung durch eine Agenda angetrieben, die das Jetzt im Sinne einer bestimmten Zukunft prägen will. Dadurch öffnen sich Spielräume für andere Erzählungen der Vergangenheit ebenso wie für bisher nicht erzählte Erinnerungen. Da auf diese Weise neue Erzählungen und Erinnerungen entstehen, verändert das Gedächtnis nicht nur unser Wissen und unsere Erzählungen über die Vergangenheit, sondern auch unsere Traum*Hoffnungen von der Zukunft. Traum*Hoffnungen und Erinnerungen sind also die untrennbaren Seiten ein und derselben Medaille. Diese These wird von zwei bekannten Konzeptualisierungen des Ineinander von Vergangenheit, Erinnerung und Zukunft getragen: dem »Engel der Geschichte« des deutschen Philosophen Walter Benjamin, der sich auf Paul Klees Tuschfederzeichnung Angelus Novus (1920)13 bezieht, sowie das philosophische Adinkra des »Sankofa«, welches dem gleichnamigen Gedicht des ghanaischen Dichters Albert Kayper-Mensah (1976) zugrunde liegt.

			Walter Benjamins »Engel der Geschichte«

			In seinen Ausführungen zur Geschichte beginnt Walter Benjamin mit der Feststellung, dass es einen vorbestimmten Weg des Fortschritts gäbe, den die Menschen und ihre Gesellschaften beschritten hätten – jedoch mit unterschiedlicher Geschwindigkeit. Der indische Historiker Dipesh ­Chakrabarty kritisiert solche Ansätze (siehe etwa auch Blochs »Gleichzeitigkeit des Ungleichzeitigen«), weil sie die weiße westliche Welt als Zukunft postulieren und jene, die sie als »Andere« setzen, in den »Warteraum der Geschichte« stellen. Chakrabarty weist darauf hin, dass Räume und Zeiten miteinander verschränkt sind.14 Und hier trifft er sich letztlich mit Benjamin, der sich ebenfalls dem Argument entzieht, dass Fortschritt als eine lineare Kontinuität der Zeit zu lesen sei. Benjamins Sichtweise auf Geschichte ist eher messianisch. Er geht von Ursachen und Zielen aus und sieht Handlungsmacht allein im Jetzt und ihrem Messias. Für ihn vollziehen sich Utopie und Wandel in den Brüchen und Rissen der Zeit, in der Jetztzeit.

			Im Einklang mit seiner messianischen Argumentation schlägt Benjamin in seinem Aufsatz Über den Begriff der Geschichte (1940)15 vor, dass sowohl die Geschichte als auch die Jetztzeit Konstruktionen unterworfen seien. Geschichte sei weder ein homogenes Kontinuum noch existiere sie in einem zeitlichen Vakuum. Geschichte existiere durch die und in der »Jetztzeit« und brauche in dieser eine*n Akteur*in – den Benjamin im Messias als eher unbekannte und unerreichbare Handlungsmacht ansieht. Hier fügt sich Benjamins berühmte 9. These und ihr metaphorischer »Engel der Geschichte« ein. Kurz vor seinem Selbstmord aus Furcht vor einer Auslieferung an die Nazis inspirierte ihn das 1920 entstandene Bild von Paul Klee zu seiner These vom »Engel der Geschichte«. Benjamin hatte dieses Blatt 1921 erworben, es begleitete ihn bis zu seinem Lebensende.

			Klee selbst gibt an, der Engel befinde sich im »Vorzimmer der Engelschaft«, sozusagen im Traum, ein Engel zu werden, denn tatsächlich ist sein Engel noch kein Engel. Klee zeichnete ein hybrides Wesen, das die Eigenschaften von Mensch, Vogel, Katze, Löwe und Baum in sich vereint. Es hat einen kleinen Bauch, der von entenartigen Füßen getragen wird, sowie emporgereckte kurze Arme, die wie gestutzte Flügel aussehen. Der Kopf weist scharfe Zähne und einen durchdringenden Blick auf. Anstatt zu trösten und zu schützen, scheint Klees Engel eher verloren und selbst auf der Suche nach Trost und Schutz zu sein.

			Angesichts dieses verstörenden Bildes von einem Engel schreibt Benjamin: »Der Engel der Geschichte muss genau so aussehen«. Für Benjamin war dieser »Angelus Novus« ein neuer Typus eines Engels, ebenso neu wie unvollendet und orientierungsbedürftig. Mit weit geöffneten Augen, Mund und Flügeln sieht es für Benjamin so aus, als ob der Engel vor dem, was er anstarrt, davonliefe, wobei er zum Verfall aufsteige und im Werden verschwinde, wie er in Übereinstimmung mit der jüdischen Engelslogik schreibt. Damit geht Benjamins Blick auf den Engel über Klees Ästhetik hinaus und lädt dazu ein, sich mit seiner Interpretation auseinanderzusetzen, die so frei und subjektiv ist wie jede Interpretation des Imaginären:

			»Er hat das Antlitz der Vergangenheit zugewendet. Wo eine Kette von Begebenheiten vor uns erscheint, da sieht er eine einzige Katastrophe, die unablässig Trümmer auf Trümmer häuft und sie ihm vor die Füße schleudert. Er möchte wohl verweilen, die Toten wecken und das Zerschlagene zusammenfügen.«16

			In der Tat scheint der Engel in eben diesem einen Moment verweilen zu wollen. Nicht wie Goethes Faust (1808) aus Sehnsucht nach der eigent­lichen Vollkommenheit des Lebens, sondern weil er von der Vergangenheit losgelöst ist, begierig darauf zu reparieren, was nicht mehr zu reparieren ist. Fortschritt ist hier (anders als von Aufklärung und Moderne erzählt) weder linear noch zivilisiert. Der aus dem Paradies heraufbeschworene Sturm symbolisiert dessen Kehrseite: Zerfall und Terror. Er schleudert dem Engel die Trümmer der Fortschrittsgeschichte vor die Füße, weshalb dieser regungslos verharrt, unfähig, sich zu erinnern. Jenseits der Erinnerung aber kann er sich weder vor oder zurück noch selbstbestimmt bewegen. So handeln allein der Sturm und mit ihm die unerlöste Vergangenheit selbst:

			»Aber ein Sturm weht vom Paradiese her, der sich in seinen Flügeln verfangen hat und so stark ist, dass der Engel sie nicht mehr schließen kann. Dieser Sturm treibt ihn unaufhaltsam in die Zukunft, der er den Rücken kehrt, während der Trümmerhaufen vor ihm zum Himmel wächst. Das, was wir den Fortschritt nennen, ist dieser Sturm.«17

			Der Sturm bläst durch die Flügel des Engels. Doch anstatt den Engel vorwärts zu tragen, betäubt er die Flügel und zwingt den Engel, wie in einem Stillleben zu verharren und der Katastrophe zuzusehen, die immer wieder Trümmer aufhäuft, während er nicht einmal in der Lage ist, in die Zukunft zu hoffen*träumen. Letztlich lassen die gelähmten Flügel keinen Zweifel: Dieser Sturm ist alles andere als der Fortschritt. Er ist die Stagnation. Auf albtraumhafte Weise in einem dystopischen Teufelskreis gefangen, ist Klees Angelus Novus in einem »Wartesaal der Stagnation« gefangen. Sowohl seiner Erinnerungen als auch seiner Träume*Hoffnungen beraubt, hat Benjamins »Engel der Geschichte« weder Handlungsmacht noch Zukunft. Folglich wird das Hier und Jetzt zum Friedhof des Engels und »die Zukunft« (in einem monologischen Singular) zu einer ­Katastrophe, die »darauf wartet, zu geschehen«. Deshalb kann der Engel nicht umhin, in die Katastrophe einer immer wiederkehrenden Vergangenheit zu stürzen. Eine sich unaufhörlich wiederholende Vergangenheit zerschlägt (bessere) Zukünfte. Benjamins Engel der Geschichte leidet mit den Toten und Zerschlagenen. Dieses Konzept trägt beispielsweise das Gedicht des palästinensischen Dichters Samih al-Qasim: »Von Zeit zu Zeit fallen die Blätter, aber der Stamm der Eiche.« Der fehlende Punkt am Ende dieser Verszeile verweist auf ein bezügliches Verständnis von Geschichte. Alles wiederholt sich immer wieder. Der Stamm bleibt, die Blätter fallen weiter.

			Doch die geschichtsphilosophischen Thesen Benjamins enden nicht mit dem Denkbild des »Angelus Novus«, der dystopischen Stagnation und traum*hoffnungslosen Loslösung von Gott. Vielmehr glaubt Benjamin, dass jede Generation eine geheime Übereinkunft mit ihren Vorfahren hat, bei der es um das Vermächtnis der Vergangenheit geht, eine messianische Handlungsweise zu finden und ihr zu folgen – sei sie auch noch so klein oder schwach, so ist sie doch wichtig:

			»Die Vergangenheit führt einen heimlichen Index mit, durch den sie auf die Erlösung verwiesen wird … [Es] besteht eine geheime Verabredung zwischen den gewesenen Geschlechtern und unserem. Dann sind wir auf der Erde erwartet worden. Dann ist uns wie jedem Geschlecht, das vor uns war, eine schwache messianische Kraft mitgegeben, an welche die Vergangenheit Anspruch hat.«18

			Mit anderen Worten: Die Gegenwart braucht eine (messianische) Handlungsmacht, den utopischen Augenblick der Jetztzeit, welcher das Vergangene im Namen der Zukunft zu überwinden vermag. Während Benjamins Blick auf die Verschränkung von Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft das utopische Potenzial in der Gegenwart sieht, die Vergangenheit nicht zu verlassen vermag und »Zukunft« dabei nur beiläufig erwähnt, erkennt das Adinkra-Konzept der Akan-Gesellschaft im heutigen Ghana, das »Sankofa« genannt wird, in der Zukunft und ihrer kausalen Verschränkung mit Vergangenheit und Erinnerung die treibende Handlungsmacht.

			Das »Sankofa« der Akan

			Ein Sprichwort der Akan sagt: »Se wo were fi na wosankofa a yenkyi« (»Es ist keineswegs Tabu, zurückzugehen und zu holen, was du vergessen hast.«) Zeitreisen sind scheinbar ein Privileg der Traum*Hoffnungen im Besonderen sowie des Imaginären, der Fiktion und der Erzählung im Allgemeinen. Eine dieser Erzählungen ist die des »Sankofa«. In seiner komplexen Bildsymbolisierung zeigt dieses Adinkra der Akan einen Vogel, dessen Hals nach hinten gedreht ist, um mit seinem Schnabel ein Ei, das auf seinem Rücken liegt, zu berühren. Dabei beobachtet er es aufmerksam mit seinen großen offenen Augen. Albert W. Kayper-Mensahs Adinkra-Gedicht Sankofa (1976) fiktionalisiert diese Idee wie folgt:

			That bird is wise.

			Look. Its beak, back turned, picks

			For the present, what is best from ancient eyes.

			Then steps forward, on ahead.

			To meet the future, undeterred.19

			Dieser Vogel ist weise.

			Schau. Sein Schnabel, dem Rücken zugewandt, pickt

			Für die Gegenwart, was den Augen der Ahnen geeignet erscheint.

			Dann schreitet er vorwärts, nach vorn.

			Um der Zukunft zu begegnen, unbeirrt. 

			»Der Vogel ist weise« und das lyrische Ich weiß warum: Er treffe »die Zukunft, unbeirrt« (Vers 5), weil er für die Gegenwart das auswählt, was in den Augen der Ahn*innen am besten und angemessensten erscheint. Die »ancient eyes« könnten entweder eine Vergangenheit symbolisieren, die den Vogel aufmerksam beobachtet, oder eine Vergangenheit, die durch die Augen des Vogels aufmerksam beobachtet wird. Es geht um Erfahrung und darum, Geschichte nicht zu wiederholen – sondern aus ihr und von den Ahn*innen, die sie kritisch reflektieren, zu lernen. Der angststarre Blick des »Engels der Geschichte« angesichts der (Schrecken der) Vergangenheit offenbart die Handlungsunfähigkeit im Jetzt, weil er sich weder aktiver Erinnerungen noch Traum*Hoffnungen erfreut. Während Benjamin hofft, dass eine »schwache messianische Kraft« die Agonie des »Engels der Geschichte« überwindet, symbolisieren Sankofas Augen eine Handlungsfähigkeit, die aus der Erinnerung Traum*Hoffnungen erschafft. Diese Traum*Hoffnungen werden durch das Ei als heteronormative Metapher für Reproduktion, Geburt und damit Zukünfte symbolisiert. Der Blick beobachtet weise, wie sich der Schnabel des Vogels zurückwendet, um aus der Vergangenheit herauszupicken, was die Zukunft (des Eis) in eine bessere Version des Jetzt zu überführen vermag: Ei und Schnabel bilden eine Brücke zwischen Vergangenheit und Gegenwart, die bis in deren Zukünfte hineinreicht. In der Tat, um der Zukunft »unbeirrt« (Vers 5) begegnen zu können, muss sich der Schnabel am Gewesenen orientieren und bezüglich der Zukunft (des Eis) »wählerisch« sein. Liest mensch den Schnabel als Symbol für Kommunikation und Nähren, so stellt das rückwärtsgewandte Picken/Wählen eine aktive Entscheidung darüber dar, welche Erinnerungen (als Erzählungen über die Vergangenheit) zu wählen sind, um das Ei mit bestimmten Traum*Hoffnungen zu füttern, die Zukünfte zu gestalten vermögen. Während »Sankofa« Macht über die Vergangenheit hat und im Interesse der erträumt*gehofften Zukünfte wählerisch ist, stellt ­Benjamins »Engel der Geschichte« die Macht, die die Vergangenheit über die Gegenwart hat, ins Zentrum des Blickes, er vermag weder nach Zukünften zu greifen noch kann er diese betreten. Im Gegensatz zu der benjaminschen Fortschreibung von Vergangenheit und ihrer Gegenwart verknüpft »Sankofa« Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft im Sinne einer Handlungsfähigkeit, die inmitten von Kontinuitäten Raum für Brüche lässt. Diese Handlungsfähigkeit entsteht aus der Erinnerung und nährt dabei Traum*Hoffnungen auf selbstbestimmte Zukünfte. Gleichzeitig wird diese Handlungsfähigkeit aus der Sehnsucht nach Traum*Hoffnungen geboren, welche diese ebenso nährt wie die Erinnerungsarbeit. Gerade dieser Zyklus des Nährens der traum*hoffenden Erinnerung, die wiederum traumhoffende Erinnerungen generiert und die Erinnerung an Traum*Hoffnungen, die ihrerseits Erinnerung gestaltet, symbolisiert – ganz im Gegensatz zu der nicht enden wollenden Lähmung des Engels der Geschichte im »Wartezimmer« zwischen Vergangenheit und Gegenwart und jenseits von Zukünften – vielversprechende Zukünfte voller Traum*Hoffnungen. Deswegen ist es »dann« (Vers 4), das heißt erst nach einer solchen Vergangenheitsbewältigung, dass der Vogel »vorwärts« schreitet. Zukünfte sind also nicht sowieso da, sondern von agencies gemacht, die sich aus Erinnerungen und Traum*Hoffnungen nähren; und (nur) diese Komposition ermöglicht es, Zukünften unerschrocken und »unbeirrt« (Vers 5) zu begegnen.

			Während der dystopische Engel der Geschichte nicht einmal in der Lage zu sein scheint, eine Zukunft zu sehen, weil er es nicht vermag, dem Vermächtnis der Vergangenheit zu entsprechen und eine messianische Kraft im Jetzt zu entfalten, stehen Sankofas pickender Schnabel und das von ihm zärtlich behütete Ei für Zukünfte, die gestaltet werden können. Während Benjamins Engel traumatisiert an die Vergangenheit gekettet ist, bietet Sankofas Blick zurück in die Geschichte die Chance, ein Gleichgewicht für Zukünfte zu finden. Während sich der Engel von dem, was er anstarrt, distanziert, ist Sankofas Auswahl ein Akt liebevoller Aufmerksamkeit zum Wohle der Vergangenheit, der einer respektvollen Diskontinuität Raum gibt. Und das ist es, was die pessimistische Erstarrung des Engels der Geschichte von Sankofas zuversichtlichem Unterwegssein unterscheidet: von Traum*Hoffnungen und Erinnerungen genährte Handlungsmacht.

			Kein Ende: voran in die Vergangenheit und die Märzwahl 1990

			Wir sind das, was wir in der Zukunft gewesen sein werden, weil wir uns an die Vergangenheit erinnern. Wir sind das, was wir uns erzählt, ­vorgestellt, erinnert, geträumt und gehofft haben werden. Die ­Ostdeutschen haben groß geträumt und sich am Ende bei der Wahl am 18. März 1990 wie Benjamins Engel der Geschichte verhalten. Die Mehrheit hat es nicht gewagt, sich in unbekannte Zukünfte hineinzuhoffen. Vielleicht war dazu der Umbruch zu radikal. Denn was auch hätte auf Sankofa-Weise aus den beiden vorhergegangenen Diktaturen herausgepickt und weitergetragen werden sollen: außer vielleicht solche DDR-Innovationen wie die Angleichung von § 218 an die Fristenlösung, die Streichung von § 175 und das Ampelmännchen? Zu dieser Paralyse trug die Wahlstrategie der CDU maßgeblich bei. Helmut Kohls Credo »Keine Experimente mehr« formulierte die Ost-CDU so: »Umkehr in die Zukunft«. Zu dieser Rückbesinnung auf das Alte gehört auch, dass sich Ostdeutschland ganz bewusst in diese deutsche Tradition gestellt hat, aus der sie – aller Propaganda des DDR-­Regimes zum Trotz – nie ausgebrochen war: Rassismus war in der DDR so verboten, das mensch ihn nicht mal zur Anzeige bringen konnte.20 Dabei grassierte er überall und tradierte die Idee von der weißen Überlegenheit. Inmitten der Orientierungslosigkeit der Aufbruchsjahre war Weißsein ein Anker, mit dem sich weiße Ostdeutsche in den westdeutschen Fluten über Wasser halten konnten – auf Kosten aller Deutscher of Colour. Letztlich sind nicht die enttäuschten Träume, die verratenen Hoffnungen und die von Ilko-Sascha Kowalczuk herausgearbeiteten Diskriminierungserfahrungen, die Ostdeutsche zu Ostdeutschen werden ließen, für den Rassismus in Ostdeutschland verantwortlich. Denn es gibt keine Gesetzmäßigkeit, dass Diskriminierung in Diskriminierung übersetzt wird. Vielmehr bergen eigene Diskriminierungserfahrungen das Potenzial für ­Empathie, Solidarität und intersektionellen Widerstand. Zudem stimmt es ja nicht einmal, dass der aktuelle Rassismus ein ostdeutsches Phänomen ist. Vielmehr ist er ein gesamtdeutsches Phänomen, das in der viel zu langen Geschichte des Rassismus als paneuropäisches Projekt wurzelt, das bis in die Antike zurückzuverfolgen ist. Im Zentrum steht die Idee, weiße Privilegien und Gewaltauswüchse gegenüber allen zu legitimieren, die aus dem Weißsein ausgeschlossen sind. Das galt im Kontext von Kolonialismus genauso wie in dem der sogenannten »Flüchtlingskrise«. Im Kern drehte es sich dabei um nichts anderes als die rhetorische Frage, wem Deutschland – seine Zugehörigkeit, Ressourcen und Zukünfte – gehören dürfen. Rhetorisch deswegen, weil die Antwort als big elephant in the room bereits feststand: weißen Deutschen aus Ost wie West. Auf diesem Privilegienticket, das schon vor Jahrhunderten auf sie ausgestellt wurde, fahren auch Ostdeutsche. Dies hebt die Diskriminierung durch westdeutsche Macht- und Herrschaftskonstellationen nicht auf, es stellt sie aber in andere Kontexte. Bei Rassismus und Deutschismus handelt es sich letztlich um zwei Diskriminierungsformen. Während Letztere Ostdeutschland diskriminiert, bietet Rassismus den Weißen in Ostdeutschland ein Instrumentarium an Privilegien teilzuhaben und in einer Geschichte zu stehen, die leider noch immer Zukünfte gestaltet – und bekämpft.
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			Rassistisch motivierter Anschlag, Hoyerswerda 1990. (Ann-Christine ­Jansson)

		

	
		
			Esther Dischereit mit Heike Kleffner

			Vor aller Augen: Pogrome und der untätige Staat

			Die tödliche Spur des Rechtsextremismus in den 1990er Jahren bis heute

			Ich schreibe über Hanau, über Halle, über das Attentat am Olympia-Einkaufszentrum in München, über Rostock-Lichtenhagen, über Hoyerswerda, über die NSU-Morde und Bombenanschläge. Andere schrieben über Mölln und Solingen und das Oktoberfest-Attentat, den Doppelmord an Shlomo Lewin und Frieda Pöschke, und über den Tod von Oury Jalloh in einer Polizeistation von Dessau.

			Das Papier reicht nicht, um alle Getöteten rechter Gewalt, antisemitischer Gewalt, rassistischer Gewalt aufzunehmen, unterschiedslos in Deutschland-Ost und Deutschland-West. ­Pogrom. Früher dachte ich, Pogrom, das sei etwas, das sich in Russland um die Jahrhundertwende zugetragen hätte. Die Figuren von Fiddler on the Roof sollten mir später in den USA wiederbegegnen, als zweite und nachfolgende Generationen. Ganze Städte oder Stetl wanderten aus. Aus Judenhass wurden die Menschen vertrieben, weil eine Obrigkeit den Volkszorn umlenkte. Oder der Volkszorn wurde nicht umgelenkt, sondern hatte sich eruptiv über die Unschuldigen ergossen und nicht einmal die Obrigkeit konnte seiner Herr werden und das Pogrom beenden. So oder ähnlich muss es gewesen sein, als sich der pommersche Landstrich rund um die Stadt Konitz, polnisch Chojnice, seiner jüdischen Bevölkerung entledigte, nachdem es wohl Jahrhunderte des Friedens miteinander gegeben hatte. Ein junger Mann war am 13. März 1900 ermordet aufgefunden worden. Daraufhin ging ein Wüten und Toben gegen die jüdische Bevölkerung los, ohne Urteil, ohne Beweise, ohne irgendetwas.

			Der Innenminister hatte Truppen in die Stadt beordert, um das Anzünden und Plündern jüdischer Wohnhäuser und die Zerstörung der Synagoge zu beenden. Danach verließen die Juden die Stadt. Es müssten diese Umstände gewesen sein, die meine jüdischen Großeltern damals dazu brachten, im toleranteren Berlin ihr Auskommen zu suchen.

			Reichspogromnacht. Am 9. und 10. November 1938, der Terror der »Reichskristallnacht« unter den Nazis. Das nächste Datum, das sich im Gedächtnis der Familie festsetzt. Es war schon spät und höchste Zeit zu fliehen. Einer Tante gelingt dies, und noch wem. Untertauchen. Überleben und Nicht-Überleben.

			Was hat das alles mit diesen späteren Daten und Orten zu tun, dem mörderischen Antisemitismus, Rassismus und Rechtsterrorismus in den letzten drei Jahrzehnten? Mit Hoyerswerda 1991, mit den Pogrom-Tagen von Rostock-Lichtenhagen 1992, mit den Jahren 1998 bis 2007, als der NSU (Nationalsozialistische Untergrund) mordete, dem Attentat von Halle 2019 und dem Morden in Hanau 2020? 

			Während ab 1933 von Staatsverbrechen gesprochen werden muss, von einer Diktatur, die sich der Ideologie einer Global White Supremacy, einer Überlegenheit der »weißen arischen Rasse« verschrieben hatte und angetreten war, um auszumerzen, was dem antisemitischen und rassistischen Begriff vom »gesunden Volkskörper« nicht entsprach, geschehen die Verbrechen von Hoyerswerda bis Hanau in demokratischen Zeiten. Ich wiederhole es wie eine Selbstvergewisserung: Wir leben nicht in der Diktatur, wir leben in demokratischen Zeiten. Der Diktatur ab 1933 war eine politische Mordserie mit hunderten ermordeten politischen Gegnern und Gegnerinnen vorausgegangen, die auf das Konto der Reichswehr ging und geplanten Anschlägen auf Repräsentanten der Republik. Da waren die Zeiten, um mit dem System zu sprechen, noch demokratisch. … noch demokratisch. … jetzt demokratisch.

			Das Reden vom demokratischen Rechtsstaat und die Artikel des Grundgesetzes reichen nicht aus, um mich zu beruhigen. Nicht, wenn ich an jene denke, denen gegenüber die Fortexistenz des »reinen Volkskörpergedankens« offen oder verdeckt wirksam wird, sodass sie um ihr Leben und ihre körperliche Unversehrtheit fürchten müssen. Jetzt, in den Zeiten danach. Nach 1945. Nach 1989.

			Ein Pogrom, als handele es sich um eine Zirkusbelustigung

			Da stehen Hunderte im September 1991 in Hoyerswerda vor den Heimen der Vertragsarbeiter*innen und der Geflüchteten, ein Jahr später, im August 1992, sind es Tausende vor der Zentralen Aufnahmestelle für Asylbewerber und dem Sonnenblumenhaus der ehemaligen Vertragsarbeiter*innen in Rostock-Lichtenhagen und nehmen am Pogrom teil, als handele es sich um eine Zirkusbelustigung. Ich muss an Billie Holiday denken und daran, wie sie Strange Fruit singt. Über den weißen Mob, der lynchen geht und sich vor den gelynchten menschlichen Körpern fotografieren lässt. Und. Ich denke daran, wie die Städte Hoyerswerda, Rostock-Lichtenhagen, Jena – dem Ort, aus dem das Kerntrio des »Nationalsozialistischen Untergrunds« und ein wesentlicher Teil des NSU-Netzwerks stammen – versuchen, jegliche Schuld von sich zu weisen, »weil sie nichts dafür könnten, wenn in ihrer Mitte …« In den 1990er Jahren wurden täglich Jugendliche in Jena überfallen, verprügelt, geschlagen, wenn sie keine Bomberjacke oder Springerstiefel trugen. No-go-Areas. Um die betroffenen Jugendlichen kümmerte sich niemand, die Schulhöfe wurden von Gewalttätern beherrscht und die Bürger*innen lebten damit. Bis auf jene, die Widerstand leisteten, eine kleine, mutige Schar, der Pfarrer Lothar König und einige Eltern mit ihren Kindern. Mit diesem Status quo zu leben, nicht einzugreifen, ihn hinzunehmen – ist das Billigend-in-Kauf-Nehmen? Billigend-in-Kauf-Nehmen ist mehr als Zuschauen, es fühlt sich für mich an wie Mittäterschaft.

			Mir sind die Bilder von Hoyerswerda und Rostock-Lichtenhagen noch immer gegenwärtig. Als Naziskins im September 1991 Brandsätze auf ihre ehemaligen Kollegen aus dem VEB Schwarze Pumpe und später der LAUBAG schleuderten, jubelten ihnen Hunderte zu.1 Ein knappes Jahr später belagerte eine Menschenmenge tagelang das Sonnenblumenhaus in Rostock-Lichtenhagen, seit Jahren das Zuhause von Arbeiter*innen, die aus Vietnam stammten, sie waren von der DDR als Vertragsarbeiter*innen angeworben worden. Die Bilder gingen um die Welt.

			Die verhängnisvolle Botschaft der Pogrome von Hoyerswerda und Rostock-Lichtenhagen war, dass es keinerlei staatlichen Schutz für Flüchtlinge und Arbeitsmigrant*innen gibt und demzufolge auch keinerlei Strafverfolgung für rassistische Täter*innen. Sie breitete sich wie ein Lauffeuer aus: 1.483 rechtsextreme Gewalttaten registrierte das Bundeskriminalamt (BKA) am Ende des Jahres 1991, 1992 stieg die Zahl um mehr als das Doppelte auf 2.584. Angesichts der massiven Dunkelziffern bei rechten Gewalttaten in den frühen 1990er Jahren muss man davon ausgehen, dass diese Zahlen nur einen winzigen Ausschnitt der Realität widerspiegeln. Der vor aller Augen erfolgte Bruch mit dem in Artikel 1 des Grundgesetzes verankerten Recht und Versprechen auf staatlichen Schutz und körperliche Unversehrtheit aller hier Lebenden in jenen Sommertagen von ­Hoyerswerda und Rostock-Lichtenhagen bildet den Ausgangspunkt für die nachfolgenden drei Jahrzehnte rechter Gewalt und rassistischen, antisemitischen Terrors. Er veränderte die bundesrepublikanische Gesellschaft. Die Botschaft, dass Migrant*innen und Geflüchtete keinen Schutz des Staates erhalten und auch schwerste Straftaten für die Täter*innen folgenlos bleiben würden, formte das Selbstbewusstsein der »Generation Terror« und ihrer Netzwerke wie den »Nationalsozialistischen Untergrund«, »Blood & Honour« oder die »Hammerskins«. Eine bis dahin nicht vorstellbare Kultur der Straflosigkeit radikalisierte die Täter*innen nicht nur von Rostock-Lichtenhagen, sondern Hunderter nachfolgender Überfälle, Brand- und Sprengstoffanschläge auf migrantische Wohnhäuser, Flüchtlingsheime, linke Zentren, besetzte Häuser und Wohnungen politischer Gegner*innen. Auch das NSU-Kerntrio und seine Unterstützer*innen bezogen ihr Selbstbewusstsein aus diesem Erfahrungswissen der Straf­losigkeit auch für schwerste Verbrechen. Und die in dieser Generation sozia­lisierten rechten Attentäter von heute – wie beispielsweise Frank ­Steffen, der im Oktober 2015 mit dem Attentat auf die Kölner Oberbürgermeisterin Henriette Reker ein politisches Zeichen gegen deren Flüchtlingspolitik setzen wollte oder Stephan Ernst, der Mörder des Regierungspräsidenten von Kassel, Walter Lübcke, Stephan Ernst und dessen von Beihilfe zu Mord freigesprochenen Freund Markus H. – knüpfen ideologisch und bei der Wahl ihrer Aktionsformen unmittelbar an ihre Erfahrungen in den 1990er Jahren an.2

			Schon während der Pogrom-Tage in Hoyerswerda starb am 19. September 1991 in Saarlouis (Saarland) der 27-jährige ghanaische Asylsuchende Samuel Yeboah bei einem Brandanschlag auf eine Flüchtlingsunterkunft. 30 Jahre später hat der Generalbundesanwalt in Karlsruhe die Ermittlungen nach den bis heute unbekannten Tätern, die in den 1980er und 1990er Jahren durch brutale Überfälle auf Linke und Anschläge gegen Geflüchtete aufgefallen waren, an sich gezogen und durchleuchtet militante Neonazistrukturen im Saarland ebenso wie Polizisten, die sie gewähren ließen. Rassistische Gelegenheitstäter*innen und organisierte Neonazis griffen damals an jedem Wochenende Flüchtlingsunterkünfte, Treffpunkte von jungen Linken und Hausbesetzern sowie Orte jüdischen Lebens an.

			Folgenreiche Stimmungsmache

			Erinnern wir uns: Der Zerfall von Jugoslawien führte zu nachfolgenden Kriegen, dem Genozid von Srebrenica und zu Vertreibung und Massenflucht. Angesichts dieser Situation hatten die damalige Bundesregierung und Vertreter demokratischer Parteien – allen voran aus der CDU/CSU und der SPD – eine Art Untergangsdebatte ausgerufen. »Das Boot ist voll«, eine Schlagzeile der politischen Rechten wurde in den Medien aufgegriffen und weiterverbreitet. Sie trug dazu bei, die Inanspruchnahme des Asylrechts durch die von Krieg und Verfolgung Betroffenen – aus Post-Jugoslawien, der Türkei, Rumänien – zu behindern, die öffentliche Meinung gegen sie aufzubringen und den Geflüchteten den Schutz und Aufenthalt zu versagen. Artikel 16 Grundgesetz, dutzendfach bereits verschärft, stand in Gänze zur Disposition.

			Schon wenige Wochen nach dem Pogrom in Hoyerswerda hatte der damalige CDU-Generalsekretär Volker Rühe in einem Brief alle Kreisverbände dazu aufgefordert, »in den Gemeinde- und Stadträten, den Kreistagen und in den Länderparlamenten die Asylpolitik zum Thema zu machen«, parallel dazu drängte die CDU die oppositionelle SPD zur Zustimmung für eine Änderung des Artikels 16 GG. »Wenn sich die SPD beim Kanzlergespräch am 27. Dezember verweigert, ist jeder Asylant nach diesem Tag ein SPD-Asylant«, so Volker Rühe in der Süddeutschen Zeitung im September 1991. Es folgten die bekannten Titelbilder von Spiegel, Bild und anderen Zeitungen mit Überschriften wie »Das Boot ist voll«, »Ansturm der Armen« und so weiter. In Rostock-Lichtenhagen hatten politisch Verantwortliche die Kapazität der Zentralen Aufnahmestelle für Asylsuchende des Landes Mecklenburg-Vorpommern bewusst nicht erhöht; das führte dazu, dass Asylsuchende gezwungen waren, im Freien zu schlafen und ihre Notdurft in den Büschen von Vorgärten in der Plattenbausiedlung zu verrichten. Die Bilder, die man später zur Rechtfertigung des Pogroms benutzte, wurden gezielt geschaffen.3

			Vor dem Hintergrund dieser politischen Stimmung nahmen Rechts­extreme das Heft des Handelns in die Hand. Das Sonnenblumenhaus in Rostock-Lichtenhagen ging in Flammen auf, die darin eingeschlossenen mehr als einhundert Menschen entgingen um Haaresbreite dem Tod, die Menschenmenge johlte. Vor aller Augen, getragen von vielen, spielte sich ein Drama ab, dessen Beendigung Pflicht der Staatsmacht gewesen wäre. Die Polizei ist verantwortlich dafür, diejenigen, die an Leib und Leben bedroht werden, zu schützen. Lynching, Selbstermächtigung und Selbstjustiz sind verboten. Die Polizei schützte die bedrohten Menschen nicht. Die Täter von damals sind – mit wenigen Ausnahmen – bis heute nicht verurteilt, sie gerierten sich wie die Vollstrecker eines Volkswillens, ermutigt und getragen von einer vermeintlichen Mehrheit, während die Exekutive zuschaute. Dabei hatten selbst die vielen in den 1990er Jahren aktiven unabhängigen antifaschistischen und antirassistischen Aktivistinnen und Aktivisten sich bis zu den Pogromen von Hoyerswerda und Rostock-Lichtenhagen noch der Illusion hingegeben, dass die Exekutive tatsächlich im Sinne der Angegriffenen handeln würde. Im Antifaschistischen Infoblatt (AIB) Nr. 41/1997 heißt es in der Rückschau: »Auch wir sind damals davon ausgegangen, dass die Staatsgewalt dem rassistischen Mob Einhalt gebieten würde – zumindest, wenn eine Öffentlichkeit in Form von bürgerlichen Medien und humanitären Gruppen diese Forderung aufstellt.«

			Ausbleibende Strafverfolgung wirkt im Nachhinein wie eine Bestätigung des vermeintlichen Volkswillens. Die katastrophale staatliche und gesellschaftliche Reaktion auf die erste Phase der Expansion und der öffentlich inszenierten rassistischen Gewalt ist im Abschlussbericht des ersten NSU-Untersuchungsausschusses im Bundestag mit der Überschrift »Der Eindruck staatlicher Gleichgültigkeit verstärkt Radikalisierung« beschrieben. Der Untersuchungsausschuss kommt zu dem Schluss: »Die Bilder von Rostock-Lichtenhagen gingen nicht nur um die Welt, sondern vermittelten Jugendlichen und jungen Erwachsenen, die sich zu extrem rechten Jugendszenen hingezogen fühlten und sich in so genannten ›Kameradschaften‹ organisierten, klare Botschaften: Auch bei schwersten Straftaten würde die Polizei nur zögerlich auf Seiten der Angegriffen [sic] einschreiten, eine effektive Strafverfolgung wäre kaum zu befürchten.«4

			Mehr als 400.000 Menschen suchten 1992 in Deutschland Asyl, darunter Zehntausende Roma aus Ost- und Südosteuropa. Zwei Jahre lang diskutierten Politik und Medien, wie sich die »Asylantenflut« im Nachwendedeutschland eindämmen ließe. Während sich die Zahl rechter Gewalttaten nahezu verdoppelte, stimmte der Bundestag am 26. Mai 1993 mit einer Mehrheit von CDU/CSU, FDP und SPD-Abgeordneten für eine de facto Abschaffung von Artikel 16 GG. »Wir müssen unser Barmherzigkeitsgefühl einschränken und die akademische Debatte über den Artikel 16 Grundgesetz beenden«, lautete der Kommentar des damaligen SPD-Fraktionschefs im Düsseldorfer Landtag, Friedhelm Farthmann.5

			Mit dem sogenannten Asylkompromiss kam das Parlament dem fortgesetzt gewalttätig vorgetragenen angeblichen »Volkswillen« nach, der sich in zahlreichen weiteren Brandanschlägen und Angriffen auf Asylbewerber­unterkünfte äußerte. Dabei hätte die weitere Eskalation des Bosnienkrieges die Aufnahme von Geflüchteten dringend erfordert.

			Den im Grundgesetz verankerten Grundrechten, insbesondere dem Grundrecht aus Artikel 1 GG, wonach es Aufgabe des Staates ist, alle Menschen zu schützen, gleich welcher Hautfarbe, Religion, welchen Geschlechts und welcher Herkunft, sobald sie sich auf dem Boden Deutschlands befinden, hatten auch die Überlebenden und Angehörigen vertraut, die von den Mordtaten und Anschlägen des Nationalsozialistischen Untergrunds betroffen waren. Sie wähnten sich in ­rechtsstaatlicher Sicherheit und unternahmen alle juristischen Schritte, die der Aufklärung der Verbrechen dienen könnten. Stattdessen mussten sie schon unmittelbar nach den Mordtaten – in den Jahren 1999 bis 2007 wurden zehn Menschen ermordet, davon neun aus Einwandererfamilien, zudem wurden drei Sprengstoffanschläge und 14 Raubüberfälle verübt – feststellen, dass die Polizei bei einem mit gleicher Waffe unternommenen Serienverbrechen sie selbst verdächtigte, und zwar noch bis einschließlich 2011, als die Täterschaft des NSU-Netzwerks bereits offenkundig war. Von staatlich betreutem Morden bis zum Verdacht der Beihilfe oder Mittäterschaft, von Brandbeschleunigungsszenarien und totalem Versagen war in 13 Untersuchungsausschüssen auf Bund- und Länderebene die Rede, in denen versucht wurde, zu ergründen, warum Polizei und Verfassungsschutz so gehandelt hatten, ihnen die Unterbrechung der Mordserie und der Schutz der Bürger*innen nicht gelang oder nicht gelingen sollte und die Bürger*innen waren dieser Mörderbande schutzlos ausgeliefert geblieben.6 

			Folgenlose Verstrickungen von Verfassungsschützern

			Die parlamentarischen Untersuchungsausschüsse in Bund und Ländern wurden in einem bis dato nicht gekannten Ausmaß eingerichtet: Ihre Enthüllungen über Vorgänge wie Aktenschreddern, über flächendeckende Erinnerungslücken, Aussageverweigerungen und ungetrübten Korpsgeist waren allesamt nichts anderes als Kampfansagen an die Interessen der zu schützenden Bürger*innen und Versuche, die Legislative auszuhebeln. Der nachfolgende Strafprozess vor dem Oberlandesgericht München war gemessen am Umfang der Aktenmaterialien, den angehörten Zeug*innen und nicht zuletzt an seiner Dauer einer der umfangreichsten in der Geschichte der Bundesrepublik Deutschland. Die Hauptverhandlung im NSU-Prozess am OLG München dauerte mit 438 Tagen weitaus länger als der Frankfurter Auschwitz-Prozess. Das Ergebnis hinterlässt einen schalen Geschmack. Lediglich das Kerntrio wurde klar bestimmt und weitere vier Helfer wurden als Mittäter verurteilt, zwei Mitglieder des Kerntrios hatten sich selbst getötet. Das dritte Mitglied, Beate Z., erhielt eine lebenslängliche Gefängnisstrafe, wobei eine »besondere Schwere der Schuld« festgehalten wurde, den anderen war mit einer Ausnahme die U-Haft angerechnet worden, sodass sie längst wieder auf freiem Fuß sind. Investigativen Journalist*innen und couragierten Untersuchungsausschussmitgliedern – unter anderen dem CDU-Politiker ­Clemens Binninger, den Linken-Politikerinnen Katharina König und Petra Pau, der Sozialdemokratin ­Dorothea Marx und anderen – war es zwar gelungen, Verstrickungen aus dem Verfassungsschutz bis tief in die rechte Szene hinein offenzulegen, hieraus hatten sich jedoch keine strafrechtlichen Konsequenzen ergeben – mit einer Ausnahme, einer Geldstrafe von 3.000 Euro für den Aktenvernichter Lothar Lingen im Bundesamt für Verfassungsschutz (BfV).5 Der Referatsleiter im BfV mit dem Decknamen Lothar Lingen hatte wenige Tage nach der Selbstenttarnung des NSU-Kerntrios im November 2011 entgegen ausdrücklicher Anweisung relevante V-Mann-Akten schreddern lassen.7 Ein strafrechtliches Ermittlungsverfahren, das nach Anzeigen von Hinterbliebenen einiger NSU-Opfer gegen den Beamten eröffnet wurde, war ergebnislos eingestellt worden. Sechs Jahre lang verweigerte sein Arbeitgeber, das BfV, zudem Antworten auf Fragen zu dem gegen Lothar Lingen angestrengten Disziplinarverfahren. Erst am 14. Oktober 2020 entschied das Bundesverwaltungsgericht in letzter Instanz, die Geheimdienstinteressen müssten hinter den Informationsinteressen der Presse zurückstehen.8

			Im Brandschutt von Zwickau – Beate Z. hatte die letzte Wohnstätte des NSU-Kerntrios angezündet, um möglichst viele Spuren zu beseitigen –, hatte sich unter anderem eine circa 10.000 Einträge umfassende Zieldatenliste befunden, eine Adressensammlung mutmaßlicher politischer Gegner*innen aus dem Spektrum aller demokratischen Parteien, von links bis Mitte einschließlich CDU, darunter die Adresse eines Staatsanwalts, eine Organisation, die queere Jugendliche vertritt, 233 Anschlagsziele, die mit Bürger*innen und Einrichtungen zu tun haben, die der jüdischen Community zuzuordnen sind oder sich auf jüdisches Leben in Deutschland beziehen und weitere viele Hunderte und Tausende, die die Belange und Organisierung von Einwanderer*innen-Communities zu ihrer Aufgabe gemacht haben, bis hin zu solchen, die türkische Schüler*innen un­terstützen, wenn sie weiterführende Schulen besuchen möchten, mehrere Polizeidienststellen in Stuttgart und und und. Erkennbar wird hier eine Zuträger*innenschaft für ein bundesweit agierendes rechtsterroristisches Netzwerk, dessen Ziele sich in der gesamten Bundesrepublik befanden. Teilweise sind die Listeneinträge mit detaillierten Hinweisen darüber versehen, wie gut oder weniger gut sich die jeweilige Adresse für eine Tat eigne. Ganz offenbar war hier ein rechtsterroristisches Netzwerk aktiv und nicht nur die von der Generalbundesanwaltschaft und dem OLG München beschworene vermeintlich abgeschottete »3-Täter*in-Zelle«. Ein knappes Jahrzehnt später finden Ermittler im Zusammenhang mit dem Nordkreuz-Netzwerk9 von (ehemaligen) Elitesoldaten und Elitepolizisten ebenfalls Tausende von Adressen, die in ihrer Feindbestimmung nicht unähnlich ist und zeigt, dass sich diese Verschwörung aus den Reihen von Polizei und Bundeswehr in ihrer Eliminierungsabsicht ebenfalls gegen Linke oder Migranten*innen oder Jüd*innen richtete und gegen die Demokratie als Staatsform.

			Schwerste Straftaten, die straflos bleiben

			Immer wieder hatten Angehörige während des NSU-Verfahrens betont, dass sie ein Recht darauf haben, nach all diesen Jahren die Wahrheit und die Hintergründe der Taten zu erfahren, unabhängig von der Frage, ob diese wegen Verjährung oder aus anderen Gründen nicht mehr justiziabel wären.10 Denn noch immer fehlen schlüssige Antworten auf die zentralen Fragen im NSU-Komplex: Was wussten staatliche Institutionen – allen voran die Verfassungsschutzämter des Bundes und der Länder Thüringen, Sachsen und Brandenburg – über das neonazistische Terrornetzwerk und dessen mörderische Aktivitäten? Noch immer warten die Angehörigen der neun Opfer der rassistischen Mordserie und der Polizistin Michèle Kiesewetter darauf zu erfahren, warum und wie ausgerechnet ihre Väter, ihre Brüder, Söhne und ihre Tochter vom NSU als Mordopfer ausgewählt wurden. Eng damit verknüpft ist eine weitere, ebenfalls unbeantwortete Frage: Verfügte das mutmaßliche NSU-Kerntrio – Uwe Mundlos, Uwe Böhnhardt und Beate Zschäpe – an den jeweiligen Tatorten ebenso über Unterstützer*innen und Helfer*innen wie an ihren Wohnorten Zwickau und Chemnitz? Das Netzwerk aus drei Dutzend Neonazis der »Generation Terror« der 1990er Jahre, die den Alltag des NSU-Kerntrios in Chemnitz und Zwickau ermöglichten, indem sie unter anderem Identitätspapiere, Autos und Wohnungen zur Verfügung stellten und Waffen, Sprengstoff und Geld beschafften, ist im Prozess am OLG München relativ intensiv ausgeleuchtet und beschrieben worden. Die Tatsache, dass ausgerechnet dieses ausermittelte Helfer*innennetzwerk straflos bleibt und der Generalbundesanwalt seit November 2011, seit der Selbstenttarnung des NSU-Kerntrios, neun Ermittlungsverfahren wegen Unterstützung einer terroristischen Vereinigung nach 129a StGB gegen neun namentlich bekannte Helfer*innen oder Aktivist*innen des NSU-Netzwerks führt, ohne dass noch irgendjemand ernsthaft mit einer Anklage rechnet beziehungsweise rechnen muss, ist symptomatisch für die Strafverfolgung im Bereich Rechtsterrorismus: Ein weiterer überdeutlicher Hinweis an die Hinterbliebenen, dass sie keinen Schutz erwarten können und an die Täter*innen, dass in diesem Land selbst schwerste Straftaten straflos bleiben.

			Anzumerken ist in diesem Zusammenhang auch die Tatsache, dass der parteiübergreifende Abschlussbericht des ersten NSU-Untersuchungsausschusses des Deutschen Bundestags institutionellen und strukturellen Rassismus der Ermittlungs- und Sicherheitsbehörden nicht gemeinsam konstatieren wollte.

			Im Jahr 2016, noch während des laufenden NSU-Prozesses ereignete sich der Anschlag am Olympia-Einkaufszentrum (OEZ) in München, dem neun Menschen aus deutschen Sintifamilien und Familien mit Einwanderungsgeschichte zum Opfer fielen, fast alle waren Jugendliche und junge Erwachsene. Der Täter wie auch einer seiner Chat-Kumpel waren Mitglieder einer rechtsextremen Gruppe auf der Online-Spiele-Plattform Steam. Ein US-amerikanischer Nutzer hatte die beiden zusammengebracht, ein Rechtsextremist, der als möglicher Attentäter und Gefährder bekannt war und 16 Monate nach dem Anschlag am Olympiazentrum in München im US-Bundesstaat New Mexiko zwei Schüler seiner ehemaligen Schule erschoss. Die für die Ermittlungen zum Unterstützer- und Helfernetzwerk des rassistisch motivierten OEZ-Attentäters zuständigen Behörden, die Polizei Ludwigsburg sowie die Staatsanwaltschaften Stuttgart und München, unterließen es jedoch, die US-amerikanischen Behörden über ihre Ermittlungen zu unterrichten. Die Mutter einer der in New Mexico Getöteten, Jamie Lattin, hat deshalb in den USA ein Klageverfahren gegen die deutschen Behörden angestrengt. Es ist für die Nebenkläger*innen in Deutschland nicht einfach gewesen, in diesem Verfahren, das in München geführt wurde, darauf zu bestehen, dass der rassistische Hintergrund als solcher überhaupt erkannt wurde. Dies gelang erst nach massiven Protesten von Zivilgesellschaft und Druck durch die Medien sowie einem intensiven Streit um drei unabhängige Gutachten zur Motivlage und Bewertung des Attentats. Im Juni 2019 erklärte das Landeskriminalamt Bayern schließlich: »In Zusammenfassung der Erkenntnisse der letzten drei Jahre Ermittlungsarbeit erscheint es gerechtfertigt, von einer politischen Motivation im Sinne des Definitionssystems PMK zu sprechen.«11

			Verlorene Jahre im Kampf gegen Rechtsextremismus

			Erst mit dem Mord an dem CDU-Politiker und Regierungspräsidenten von Kassel, Walter Lübcke, am 2. Juni 2019 schienen die politisch Verantwortlichen, im Besonderen CDU/CSU, verstehen zu wollen, dass Rechtsextremismus tatsächlich die Fundamente der Demokratie bedroht und nicht alleine sogenannte gesellschaftliche Minderheiten. 

			Zwischen der Selbstenttarnung des NSU-Kerntrios im November 2011 und dem Mord an Walter Lübcke liegen ganz offensichtlich verlorene Jahre im Kampf gegen Rechtsextremismus. Es starben alleine zwischen 2012 und 2019 zwei Dutzend Menschen in Ost- und Westdeutschland an den Folgen von rassistisch und rechtsextrem motivierten Gewalttaten; das Oberlandesgericht Dresden verurteilte die rechtsterroristische »Gruppe Freital« unter anderem wegen Sprengstoffanschlägen auf Flüchtlingshelfer und Geflüchtete zu hohen Haftstrafen und Berlins Innensenator warnte zu Jahresbeginn 2019 nach einer Serie neonazistischer Brandanschläge auf Kommunalpolitiker und andere Engagierte vor »Rechtsterrorismus« in der Hauptstadt. Dennoch hatte Bundesinnenminister Horst Seehofer (CSU) erst mehr als zwei Wochen nach dem wie eine Hinrichtung inszenierten Mord an Walter Lübcke und dem Auffinden von DNA-Spuren des polizeibekannten Neonazi-Aktivisten Stephan E. am Tatort eingestanden, dass der Rechtsextremismus »zu einer echten Gefahr« geworden sei. 

			Allerdings herrschte immer noch das Credo vor, es handele sich hier um bedauerliche Einzelfälle. Politik und Ermittlungsbehörden hangelten sich so von einem bedauerlichen Einzelfall zum anderen, ignorierten die rechtsterroristischen Netzwerke vor Ort und ihre internationalen Verbindungen und verharmlosten Rechtsterrorismus insgesamt als Aktionen »waffen-affiner«, wahlweise radikalisierter oder psychisch kranker Einzeltäter, eine These, die unter anderen der Journalist Ulrich Chaussy als Ergebnis seiner jahrzehntelangen Recherchen zum schwersten rechtsterroristischen Attentat in der Geschichte der Bundesrepublik, dem Oktoberfest-Attentat im September 1980 mit zwölf Toten und mehr als 200 Verletzten und zum Doppelmord an Shlomo Lewin und Frieda Pöschke klar widerlegte.12 Im Fall des Oktoberfest-Attentats erreichten der Vertreter der Hinterbliebenen und Überlebenden-Anschlagsopfer, der Münchner Rechtsanwalt Werner Dietrich und der Journalist Ulrich Chaussy in jahrzehntelanger, hartnäckiger Arbeit etwas vollkommen Ungewöhnliches: die Wiederaufnahme der Ermittlungen im Jahr 2014. Auch wenn die Bundesanwaltschaft im 6. Juli 2020 die Ermittlungen erneut einstellte, so änderte sich doch die Bewertung der Tat fundamental: Vier Jahrzehnte nach dem Attentat gehen von Bundespräsident Frank-Walter Steinmeier über Bayerns Ministerpräsident Markus Söder bis zum Generalbundesanwalt alle von einem rechtsterroristischen Attentat aus. Anlässlich der Gedenkfeiern zum 40. Jahrestag des Oktoberfestattentats am 26. September 2020 entschuldigte sich Bayerns Ministerpräsident für »Fehler und Versäumnisse der Vergangenheit«. Und gab ein »Schutzversprechen« ab: »Wir werden nicht zulassen, dass Rechtsextremismus, Hass, Antisemitismus, Rassismus geduldet, akzeptiert oder irgendwie unterschätzt werden.« Dagegen werde sich Bayern mit ganzer Kraft stellen.13

			Ob aber die Halbwertzeit dieses Schutzversprechens länger währt als die anderen Versprechen in den zahllosen Sonntagsreden gegen Rechts, die Versprechen »lückenloser Aufklärung« (wie von Angela Merkel im Februar 2012 beim nationalen Gedenkakt für die Opfer des NSU) in all den Jahrzehnten zuvor, darf und muss bezweifelt – und intensiv beobachtet werden. In den Reden des ehemaligen Präsidenten des Deutschen Bundestags, später Vizepräsident, Wolfgang Thierse (SPD), klang immer wieder die Sorge um den Rechtsstaat durch, der sich gegenüber Rechtsextremisten verteidigen und wachsam sein müsse. Wolfgang Thierse war seit 1998 im Amt, jenem Jahr, in dem das NSU-Kerntrio unter den Augen der Landeskriminalpolizei Erfurt, des Verfassungsschutzes und mutmaßlich eines Staatsanwalts, für dreizehn lange Jahre aus dem thüringischen Jena ins nahe Sachsen verschwand. Wolfgang Thierse versäumte es nicht, der Sorge über den Rechtsextremismus seine Sorge über den Linksextremismus hinzuzufügen. Das war damals wie heute so üblich und führte mit zu einer Verharmlosung rechter Gewalt ebenso wie zum Entzug der Gemeinnützigkeit für die Vereinigung der Verfolgten des Naziregimes – Bund der Antifaschistinnen und Antifaschisten (VVN-BdA)14 und zur Kriminalisierung von vielen Menschen, die sich durch Blockaden oder andere Aktionen gegen Neonaziaufmärsche zur Wehr setzen.

			Ohnehin hatte sich zu Beginn der 2000er Jahre, als der NSU mit seiner beispiellosen Mord- und Anschlagsserie begann und andere rechtsterroristische Netzwerke wie etwa in Düsseldorf-Wehrhahn den Tod von Dutzenden von Menschen bei ihren Anschlägen bewusst in Kauf nahmen, die Wahrnehmung mit den Anschlägen vom 11. September 2001 in den USA verändert und den islamistischen Terror in den Fokus gerückt. Die Tatsache, dass ein immer offensiverer und besser vernetzter Rechtsextremismus das Fundament der demokratischen Gesellschaft insbesondere in Ostdeutschland ernsthaft gefährdet, wurde damit zunehmend überlagert und verdeckt.

			Vom Staat allein gelassen

			Als dann in den Herbstwochen des Jahres 2015 insgesamt knapp 900.000 Menschen, vor allem aus Syrien, in Deutschland Schutz und Asyl vor Verfolgung und Bürgerkrieg suchten und die mangelhafte Vorbereitung der Exekutive auf die globalen Flüchtlingsbewegungen im politisch-medialen Diskurs zur »Flüchtlingskrise« umgedeutet wurde, gehörte der vier Jahre später ermordete Kasseler Regierungspräsident Walter Lübcke zu den vielen Kommunalpolitiker*innen, die Morddrohungen erhielten. Doch die Forderungen der Bedrohten, die Sicherheitsbehörden müssten dringend die fatale Wechselwirkung von rechtsextremen Online-Kampagnen – angeheizt von Blogs wie »PI News« ebenso wie von AfD-Freunden innerhalb der Union – und organisierten rechten Netzwerken in den Blick nehmen, verhallten nahezu ungehört. SPD-Landrat Ernst Pipa im südhessischen Main-Kinzig-Kreis beispielsweise geriet im September 2015 ebenfalls ins Visier einer von Neonazis und extrem rechten Blogs befeuerten Kampagne – und blieb es ebenso wie Lübcke, auch nachdem er Mitte Juli 2017 auf eine erneute Kandidatur verzichtete. Pipas bittere Bilanz damals: »Ich fühle mich vom Staat alleine gelassen. Kommunalpolitiker werden vom Staatsschutz nicht geschützt. Wenn meine Familie bedroht wird, lässt mich das nicht zur Ruhe kommen.« Wie richtig seine Einschätzung war, machten vor allem die Messer-Anschläge auf die heutige Oberbürgermeisterin von Köln Henriette Reker (parteilos) am 17. Oktober 2015 und den Altenaer Bürgermeister Andreas Hollstein (CDU) Ende Oktober 2017 deutlich. Auch diese Attentäter erhielten – wie der 50-Jährige, der in der Silvesternacht 2018/19 in Bottrop und Essen (NRW) aus rassistischen Motiven acht Menschen mit seinem Pkw zum Teil lebensgefährlich verletzte – das Label des »radikalisierten Einzeltäters«.15

			Im Februar 2018 wies zwar auch das Bundeskriminalamt (BKA) in einer seiner regelmäßigen Analysen darauf hin, dass es unterschiedliche Tätertypen gebe, die für rassistische Angriffe auf Geflüchtete sowie für potenziell tödliche Angriffe auf Politiker*innen verantwortlich seien. Ausdrücklich warnte das BKA dabei vor »entschlossenen, irrational handelnden oder fanatisierten Einzeltätern«. Von diesen gehe »eine besondere Gefährdung« aus. Doch Bundesinnenminister Horst Seehofer (CSU) scheint die Warnungen der ihm untergeordneten Polizeibehörde nie besonders ernst genommen zu haben. Er vertraute stattdessen den Analysen eines langjährigen Unionshardliners: Hans-Georg Maaßen, dessen Amtszeit als Präsident des Bundesamtes für Verfassungsschutz von 2012 bis Herbst 2018 als verlorene Jahre im Kampf gegen Rechtsextremismus in Erinnerung bleiben werden. Der Spitzenbeamte Maaßen hatte unter anderem die rassistischen Gewalttaten und Hetzjagden Ende August 2018 im sächsischen Chemnitz geleugnet und Videobeweise dafür als »gezielte Falschinformation« diskreditiert. Die nachfolgende Regierungskrise bis zu seiner Versetzung in den Ruhestand Anfang November 2018 nutzte Maaßen, um nachzulegen. Innenminister Horst Seehofer (CSU) hatte dem »Kritiker einer idealistischen, naiven und linken Ausländer- und Sicherheitspolitik« (Maaßen über Maaßen) zunächst sogar noch eine Beförderung in den Rang eines Staatssekretärs und dann einen Posten als »Sonderberater« im Innenministerium angeboten.16

			Damit wurden viele Jahre vertan, in denen es darum hätte gehen müssen, genau und schärfstens hinzusehen und daraus Maßnahmen abzuleiten. So entstand schließlich eine Situation, in der selbst Landesverfassungsschutzämter ihrer Zentralstelle, dem Bundesamt in Köln, misstrauten und einen Schulterschluss mit rechten, rechtspopulistischen und rechtsextremen Milieus nicht mittragen wollten.

			Das nächste Attentat fand am 9. Oktober 2019 in Halle (Saale) statt. Der Täter wollte Juden erschießen, auch »Nahöstler« und versucht mit dieser Absicht gewaltsam in die Synagoge einzudringen, in der 51 Gläubige versammelt sind. Als das misslingt, erschießt er zwei andere Opfer, Jana L. und Kevin S., dringt in den nahen Kiez-Dönerimbiss ein, schießt unterwegs auf alles, was seiner Weltanschauung nach nicht zum Leben eines »weißen Mannes« gehört. Der Täter wird als mutmaßlicher Einzeltäter festgenommen. Der Massenmord an den Juden und Jüdinnen inmitten Deutschlands scheiterte am technischen Unvermögen des Attentäters und aufgrund des besonnenen Handelns der Betenden, die hier zusammengekommen waren, um Yom Kippur, den höchsten jüdischen Feiertag, zu begehen. Es sind die Überlebenden, die in der Rekonstruktion »Global White Supremacist Terror: Halle« nachzeichnen, wie Antisemitismus und Rassismus die Kern­elemente dieses Attentats bilden und wie Tat und Täter in eine internationale White Supremacy-Bewegung eingebettet sind.17 Und es sind die Überlebenden, die als Nebenkläger*innen im Prozess am Oberlandesgericht Naumburg über die Kontinuitätslinien der Traumatisierung durch die Shoah und den antisemitischen Terror der Gegenwart, über ihre multiplen Identitäten als Kinder von Shoah-Überlebenden, Emigrant*innen, Feminist*innen, Nachfahren von Soldaten der Roten Armee und vielen weiteren Merkmalen sprechen, die sie zu Zielscheiben von Rechtsterroristen machen.18 Und es sind die Überlebenden, die als Nebenkläger*innen im Prozess darüber sprechen, wie wichtig die Solidarität der von Antisemitismus und Rassismus Angegriffenen für- und untereinander ist.

			Hanau am 19. Februar 2020

			Der Schmerz der Überlebenden von Halle, der Hinterbliebenen der NSU-Mordopfer, der Überlebenden der unzähligen rechten Gewalttaten seit 1990, ihre Traumata, ihre Verluste, ihre Ängste, ihre kaum vernarbten seelischen Verletzungen brachen nur wenige Monate später erneut auf, als am 19. Februar 2020 neun Hanauer Bürger*innen erschossen werden – an den Orten ihres Alltags: in Shisha-Bars und einem Kiosk, auf der Straße in Hanau-Kesselstadt. Wieder lautete die Analyse: Einzeltäter. Und wieder sind es die Rekonstruktionen der Hinterbliebenen und ihre Forderungen, die deutlich machen: Die Ideologie des Rechtsterrorismus ist seit Jahrzehnten im Kern Antisemitismus und Rassismus. Lediglich ihre Verbreitungswege, die Propagandatools und die (Selbst-)Inszenierung der Täter haben sich verändert. Auch das Motto des NSU »Taten statt Worte« bleibt ein wesentliches Merkmal: Die Tat trägt die Botschaft des Schreckens in sich.19

			Es sieht so aus, als befreite die Einzeltäter-Theorie von der Frage, inwieweit die Taten Rechtsextremer auf dem Boden und der klandestinen Zustimmung der Mitte der Gesellschaft erwachsen. Sie fühlen sich handlungsermächtigt, wenn das gesellschaftliche Umfeld populistische Hassreden trägt, mitträgt und weiterträgt. In diesem Sinne sind die »Einzeltäter« vorpreschende »Männer der Tat«, die vollziehen, wozu sie sich durch die »Volksstimmung« getragen und ermächtigt sehen. Insofern spielt es eine Rolle, ob es im Umfeld des Täters von Halle ein familiäres oder Freundesumfeld gegeben hat, das mit diesem Denken konform ging oder zumindest nichts dagegen einwandte. Immer wieder versuchen sich Rechte vor Gericht als mehr oder weniger harmlose, bloß »Meinende« darzustellen. So gibt es auch im Fall des Attentats von Halle einen ehemaligen Freund der Schwester, der früher ja auch rechts nach eigenen Angaben gewesen sei, jetzt nicht mehr. Es stellte sich später heraus, dass der Täter bei ihm das Schweißen erlernt hatte, eine Fertigkeit, die Voraussetzung zur Vervollständigung seiner selbst gebauten Waffen war.

			Trägt man als Täter heute Bomberjacke und Springerstiefel? Rechtsanwalt Alexander Hoffmann, der im NSU-Verfahren Anwalt von Nebenkläger*innen aus der Kölner Keupstraße war und auch im Verfahren gegen den Täter von Halle Überlebende vertritt, machte wiederholt darauf aufmerksam, dass sich das Bild des rechtsextremen Täters verändert habe. Der vermeintlich »einsame Wolf« agiert via Darknet in weltweiter Vernetzung, also keineswegs einsam. Dabei spielen Imageboards, die Online-Plattform Steam und andere eine wichtige Rolle.

			Auffallend wenig Aufklärungsinteresse

			Während des Gerichtsverfahrens gegen den Täter von Halle waren zu diesem Problem Sachverständige des Bundeskriminalamtes geladen. Sie offenbarten einen Kenntnisstand über Kommunikation via Imageboards, der deutlich macht, wie wenig Aufklärungsinteresse existiert. Eine international vernetzte Community kommuniziert auf Imageboards und Online-Gaming-Plattformen wie Steam weitgehend in Codes miteinander, die Umgangssprache ist Englisch. Die Vernetzung und Radikalisierung finden digital und virtuell statt. Der Mörder von Halle bezog sich auf die Mordtaten von Christchurch, auch Pittsburgh und weitere können in dieser Hinsicht als eng miteinander verbunden angesehen werden. Gezielt sollte ja mit dem Live-Streaming des Täters in dieser Community weltweit reüssiert werden. Der BKA-Gutachter kommt zu dem Schluss, das Manifest des Täters von Christchurch und das des Täters von Halle hätten nichts miteinander zu tun. Zur Begründung waren Unterschiede in Umfang und Ausdrucksvermögen angegeben worden – der Täter von Halle hätte deutlich interessierter über Waffentypen gesprochen, wohingegen der Christchurch-Täter ein wirtschaftliches Programm und überhaupt mehr vorgelegt habe. Diese Aussagen fußten auch auf einer Art Vergleich, in dem die Anzahl der Verben und der Adjektive ausgezählt werden. Politisch absurd. Das könnte als peinlich oder uninteressant gewertet werden, wenn es nicht solch eine eklatante Verschwendung von Ressourcen wäre, Ressourcen, die dringend gebraucht werden, um eine Europol-Anfrage nach den Verbindungen des Täters und um dringend notwendige Ermittlungen nach einem Netzwerk anzustrengen. Fahrlässig auch, wie ein Motiv der Nachahmertat auf diese Weise ausgeblendet geblieben wäre, wenn nicht Anwält* innen der Nebenklage hier ausdrücklich ihr Veto gegen das BKA-Statement eingelegt hätten. Es scheint sich in allen genannten Fällen um einen deutlich unterlassenen Ermittlungseifer zu handeln. Oder wie soll man nicht zuzuordnende DNA-Spuren am 3-D-Drucker des Täters von Halle verstehen, während gleichzeitig Personen aus dessen Umfeld gar keine Fingerabdrücke abgenommen wurden?

			An dem Halle-Verfahren nehmen Vertreter der Generalbundesanwaltschaft teil, ohne Initiative. Sie sitzen da.

			Wie sollen sich Betroffene, Angehörige und Überlebende dieser Taten beschweren, wenn sie sich von den Sicherheitsbehörden selbst bedrängt und eingeschränkt fühlen? Rabbiner Jeremy Apfelbaum-Borovitz, einer der Überlebenden des Anschlags auf die Synagoge in Halle, erklärte zum Umgang mit den Betroffenen, dass sie wie Verdächtige behandelt worden seien und nicht als diejenigen, die Opfer geworden waren. Er wolle nichts gegen die Polizei sagen, aber er sei sicher, sie könne ihren Job besser machen. Damit umschrieb Rabbiner Borovitz die Tatsache, dass seine Frau, seine Tochter und er selbst noch zusätzlich durch die Polizei rücksichtslos behandelt und in eine verstörende Situation gebracht worden waren, die erst durch das Eingreifen der US-amerikanischen Botschaft für die Familie beendet wurde.

			Die Bombe nach der Bombe

			Die Angehörigen und Überlebenden des NSU-Terrors bezeichneten die Behandlung durch die Polizei als »Bombe nach der Bombe«. Sie wurden beschattet, jahrelang verhört, zersetzt, belogen, getäuscht und ihre bürgerliche Reputation wurde nachhaltig zerstört. Da es keine unabhängigen Beschwerdestellen gibt, wenn gegen die Polizei etwas vorzubringen ist, blieben sie, die dem Rechtsstaat so sehr vertraut hatten, alleingelassen. Dieses Problem besteht weiter fort. In den Worten von Armin Kurtović, Vater des am 19. Februar 2020 in Hanau ermordeten Hamza Kurtović: »Mein Sohn war blond, wie meine Frau. Einmal kam er von einem Date zurück und erzählte, dass die Frau im ersten Moment nicht begriffen hat, dass er Hamza ist – sie hatte nach einem dunkleren Mann Ausschau gehalten. Er witzelte, dass er einen anderen Namen bräuchte. Aber von der Polizei wurde er als ›orientalisch‹ beschrieben. Was soll an ihm orientalisch gewesen sein? Ich glaube, die haben alle in dieser Shisha-Bar einfach als Ausländer gesehen. Und ich glaube, dass vieles hier und in Deutschland anders gelaufen wäre, wenn die Opfer andere Namen hätten, wenn sie Stefan und Marie geheißen und in Waldis Bierkeller gesessen hätten. Es gibt so vieles, das ich Hamza gerne noch sagen würde. So vieles. Aber eine Sache habe ich wirklich neu gelernt. Er ist viel kontrolliert worden von der Polizei in den vergangenen Monaten. Einmal kam er nach Hause und war richtig wütend über eine Kontrolle. Ich habe ihm damals gesagt: ›Reg dich nicht auf, die Polizisten machen auch nur ihren Job.‹ Aber er war wirklich sauer. ›Warum machen die ihren Job immer nur bei mir? Weil ich eine Jogginghose trage? Was wollen die?‹, hat er gefragt. Wir hatten eine kleine Diskussion, er ist rausgestürmt. Und dann kam er noch mal zurück ins Zimmer und sagte: ›Du verstehst das nicht, Papa. Aber irgendwann, irgendwann wirst du es verstehen.‹ Ich habe verstanden. Das würde ich ihm gern sagen.«20

			Anmerkungen
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			Naika Foroutan

			Sind Ostdeutsche auch Migranten?

			Über Sinnhaftigkeit und Grenzen des Vergleichs von Ostdeutschen und Migrant*innen in Deutschland

			Weite Teile der deutschen Gesellschaft verbinden Erfahrungen von Abstiegsangst, sozialer Ungleichheit und politischer Entfremdung. Vor allem zwei Gruppen sind dabei neben strukturellen Nachteilen auch von sozialer, kultureller und identifikativer Abwertung betroffen. Dabei handelt es sich zum einen um Migrant*innen – und innerhalb dieser Gruppe die besonders im Fokus stehende Kategorie der Muslim*innen – und zum anderen um Ostdeutsche.1 Sowohl Migrant*innen – besonders, wenn es sich dabei um Muslim*innen handelt – als auch Ostdeutsche sind im öffentlichen Diskurs negativ porträtiert und omnipräsent. 

			Ausgangslage

			Spätestens seit dem »Sommer der Migration 2015«, in dem überproportional viele Menschen aus muslimischen Ländern nach Deutschland flüchteten und parallel dazu ein Anstieg der Zustimmungswerte für die AfD vor allem im Osten Deutschlands zu verzeichnen war. 

			Selbstverständlich kann hierbei nicht von gleichen Erfahrungen der Ab­­wertung gesprochen werden – grundsätzlich gilt: Die Erfahrungen von Ostdeutschen und Migrant*innen ähneln sich nicht, wenn es um die Er­­fahrung von Rassismus geht. Im Vergleich der Strukturdaten zu Armut, Arbeitslosigkeit, Bildungsnähe, Gesundheit und so weiter ist die soziale Gruppe der Muslim*innen in Deutschland eindeutig und objektiv schlechter gestellt.2 Diese gehören einer marginalisierten Gruppe an, die seit Jahrzehnten massiv abgewertet wird. Beinahe täglich werden antimuslimische Taten in Deutschland registriert.3 Ostdeutsche müssen im Vergleich dazu nicht fürchten, von physischer Gewalt bedroht zu werden und gehören in weiten Teilen des Landes selbst zur Dominanzgesellschaft. Deshalb ist auch in Fragen des Zugangs zu Macht und nicht nur im Hinblick auf strukturelle und soziale Ungleichheiten ein Vergleich nur sinnvoll, um nachzuweisen, dass keine Gleichsetzung möglich ist. Dennoch sind in ­spezifischen Stereotypen, die gegenüber beiden Gruppen existieren, Analogien erkennbar, die es lohnt, weiter in den Blick zu nehmen. Denn: ­Finden sich Ähnlichkeiten in der Abwertung sozialer Gruppen, die maximal distinkt sind – sich also stark voneinander unterscheiden –, dann kann dies ein Hinweis auf systematische Abwertungsprozesse und Privilegien­sicherung von dominanten Gruppen sein.4 

			Weder die Kategorie muslimisch noch die Kategorie ostdeutsch definiert eine homogene soziale Gruppe, da diese in sich viel zu heterogen und vielfältig sind. Nicht nur in ihren politischen Meinungen, Wertemustern und ihrem Habitus, sondern auch in ihrer (Selbst-)Beschreibung als ostdeutsch oder muslimisch unterscheiden sich Menschen untereinander, die diesen Gruppen zugeschrieben werden – was aber grundsätzlich eine Kritik an Kategorisierung und »Grouping« ist.5 Schon die quantitative Erfassung und Messbarmachung dieser Gruppen gestaltet sich schwierig. Für die Kategorie Muslime hat Riem Spielhaus bereits 2013 herausgearbeitet, wie schwer die Zählung ist.6 Je nachdem, ob nach einer Selbsteinschätzung gefragt wird oder statistisch pauschal eine Herkunft aus einem bestimmten Land abgeleitet wird, um Personen als muslimisch zu zählen (wie es lange Zeit üblich war), ändern sich die Zahlen signifikant. Hinzu kommt, dass sich jeglicher Rückschluss vom Herkunftsland auf die Religionszugehörigkeit in multireligiösen Ländern als zu pauschal erweist. Dies gilt etwa für den Libanon, aber auch für Ägypten mit seiner großen koptischen Minderheit, für die Türkei mit den sich nicht als muslimisch ­verstehenden ­Aleviten oder sogar für den Iran, wo eine große armenisch-­christliche Minderheit lebt.

			Für die Quantifizierung der Gruppe der Ostdeutschen ist es nicht wirklich leichter. Der am Deutschen Zentrum für Integrations- und Migrationsforschung (DeZIM) erhobene Datensatz, welcher der Studie »Ost-Migrantische Analogien« zugrunde liegt,7 lässt erkennen, dass je nachdem wie gemessen wird, der Anteil der Ostdeutschen an der Gesamtgesellschaft erheblich variiert. Quantifiziert nach Wohnort, kommt man auf 20 Prozent Menschen, die in Ostdeutschland leben. Davon sind allerdings auch einige aus dem Westen zugezogen, sodass von etwa 17 Prozent Ostdeutschen auszugehen ist. Quantifiziert nach Geburtsort käme man auf 20 Prozent Ostdeutsche – hier wären dann jene eingerechnet, die nach der Wende in den Westen migriert sind. Würde die Statistik analog zur Kategorie Migrationshintergrund erhoben werden – also mit dem identischen Erhebungsrahmen, nach dem im Mikrozensus die Kategorie »Migrationshintergrund« erhoben wird –, hieße es: »Jeder, der selbst in der DDR oder im heutigen Ostdeutschland geboren ist oder mindestens ein Elternteil hat, das in der ehemaligen DDR oder in den heutigen neuen Bundesländern geboren ist, zählt als ostdeutsch.« Dann allerdings gäbe es mehr als 25 Prozent dieser »Bio-Ossis« – also biografisch mit Ostdeutschland Verbundenen – oder, um der Logik des Mikrozensus und des Statistischen Bundesamtes zu folgen – 25 Prozent »Personen mit Ost-Hintergrund«. Diese Zählung wäre gar nicht so unbegründet, denn analog zur Kategorie »Migrationshintergrund« könnten über die Biografie eines Elternteils eine mögliche Sozialisation oder zumindest Erfahrungen mit ostdeutschen Erzählungen, Ideenwelten und politischen Auseinandersetzungen vorausgesetzt werden. Wie wir nur zu gut aus der Abwehr der Kategorie »Migrationshintergrund« wissen, ist das natürlich nicht immer der Fall. Insofern könnte diese neue Zählung vehement abgelehnt werden, da sie Menschen, über mehrere Generationen hinweg, auf das Ostdeutsch-Sein festlegt. Viele Nachkommen von Ostdeutschen – ebenso wie Nachkommen von Migrant*innen – wachsen in Deutschland auf, ohne jeglichen Bezugspunkt zum Herkunftsland ihrer Vorfahren, ohne einen Sprachakzent und emotionale Bindungen oder Kenntnisse von Erzählungen oder gar politischen Verhältnissen. Eine Parodie wie »Songül komm mal nach vorne und erzähl uns etwas über den Islam« würde für die zweite Generation der »Herkunfts-Ossis« wahrscheinlich genauso gut funktionieren, wenn es hieße »Mandy komm mal nach vorne und erzähl uns etwas über die DDR«. 

			Analogien ließen sich auch herstellen, wenn es darum ginge, soziale Kränkungen zu erfassen, die die angesprochene Person der zweiten Generation subjektiv »nicht meint«, da diese selbst ja integriert oder unsichtbar sei. Wenn aber die Eltern, Tanten und so weiter gemeint sind, dann kann das die zweite Generation trotzdem emotional betroffen machen. Das müssten qualitative Studien überprüfen. In jedem Fall lohnt es sich, über diese statistische Ausweitung nachzudenken, um zu begreifen, woher plötzlich die affektive Abwehr gegenüber der diskursiven Abwertung der Ostdeutschen und das Entstehen neuer Ost-Identitäten kommt. Für das Entstehen neuer muslimischer Identitäten vor dem Hintergrund kollektiver Abwertungen und dem Erstarken von Muslimfeindlichkeit in Deutschland gibt es bereits wissenschaftliche Beschreibungen.8 Menschen reagieren auf negative Einschreibungen in soziale Gruppen, welchen sie zugewiesen werden. Dabei erzeugt der Einschluss in eine negative Identität unterschiedliche Formen von Reaktanz. Diese können nach Tajfel und Turner individuell different beobachtet werden.9 Sowohl Rückzug und Apathie als auch Aggression und Aversion treten als psychische Reaktionen auf, aber ebenfalls affirmative Assimilation oder Neo-Identitäten/Identity-Making und performatives Awakening. Auch hier lassen sich Analogien zu muslimischer Performanz und kollektiver Identitätsfindung beobachten, auf die in diesem Text aber nicht weiter eingegangen wird. 

			Motivation – warum der Vergleich zwischen Ostdeutschen und Migrant*innen?

			Analogien sind ein Instrument der Sozialwissenschaften, die keineswegs dazu dienen, Ungleichheiten aufzulösen oder Hierarchien zu nivellieren. Sie dienen nicht zur Realabbildung von Effekten, sondern ermöglichen die Beschreibung von Äquivalenz, um Strukturen aufzeigen, decodieren und dekonstruieren zu können. Analogien können neue Perspektiven in die Betrachtung sozialer Zusammenhänge einspeisen. Sie erlauben einen irritierenden Blickwechsel, Strukturvergleiche, sie sind in der Lage, Empathie zu erzeugen und schaffen Gelegenheitsstrukturen für Koalitionsmöglichkeiten. Einige Analogien sollen hier kursorisch aufgezeigt werden: 

			Strukturelle Ungleichheiten:10 Obwohl je nach statistischer Zählung 25 Prozent der Menschen in diesem Land ostdeutsch sind und 25 Prozent der Bevölkerung einen Migrationshintergrund haben, finden sich diese in keiner Weise in den sozialen Eliten repräsentiert. Von den 35 Staatsminister*innen und Parlamentarischen Staatssekretär*innen der Bundesregierung kommen lediglich zwei aus Ostdeutschland und niemand hat einen Migrationshintergrund. Im aktuellen Bundestag sitzent 58 »migrantische« Abgeordnete, das entspricht gerade einmal 8 Prozent der Gesamtbevölkerung.11 Lediglich neun Prozent Migrant*innen gibt es in den Führungspositionen deutscher Stiftungen12 und bloß vier Prozent in den Räten deutscher Städte – auch wenn diese alle die Diversitätsrichtlinien wertschätzen.13 Ein Bekenntnis zur sichtbaren Diversität dieses Landes ist das nicht. Nur zwei der 140 deutschen Botschafter kommen aus dem Osten.14 Kein Dax-Konzern hat seinen Hauptsitz in den neuen Bundesländern und gerade mal 14 von 484 börsennotierten Unternehmen sind im Osten angesiedelt. In den Dax-Vorständen sitzen unter 196 Managern nicht mehr als fünf Ostdeutsche.15 Keine überregionale Tageszeitung hat ihre Redaktion in den neuen Bundesländern, und lediglich die Landesrundfunkanstalt des Mitteldeutschen Rundfunks (MDR) verfügt über eine Intendantin, die in der DDR geboren wurde, einen sichtbaren Migrationshintergrund hat niemand. Selbst in den Landeskabinetten der Bundesländer bleiben Ostdeutsche unterrepräsentiert. Hochschulrektoren, Richter, Behördenchefs – 80 Prozent der Elitenpositionen in Ostdeutschland sind von Westdeutschen besetzt.16 Diese Repräsentationslücke erzeugt ein Demokratiedefizit. Auch bei Haushaltseinkommen, Armutsgefährdung und Arbeitslosigkeit zeigen sich deutliche Unterschiede zur Bevölkerungsmehrheit. Besonders augenfällig wird dies beim Vermögen: Westdeutsche verfügen im Median über ein Nettovermögen von rund 80.000 Euro. Die Bewohner der neuen Bundesländer besitzen im Median nur 24.800 Euro.17 Die Menschen dort beziehen weniger Gehalt, sind öfter arbeitssuchend und insgesamt älter. Ähnliches gilt für Migrant*innen und ihre Nachkommen: Die Bevölkerung mit Migrationshintergrund ist im Schnitt zwar deutlich jünger, dennoch hat sie ebenfalls geringere Chancen auf dem Arbeitsmarkt und weist einen höheren Anteil an armutsgefährdeten Erwerbstätigen auf.18 

			Schaut man also auf die strukturellen Ungleichheiten, so lassen sich durchaus interessante Parallelen erkennen. 

			Stereotype: Jenseits der strukturellen und sozialen Ungleichheit können auch Analogien in der symbolischen und affektiven Abwertung festgestellt werden. Ostdeutsche wie Migrant*innen werden seit Jahrzehnten außerhalb eines Normalitätsparadigmas platziert, welches westlich codiert ist. Es liest sich selbst als tolerant, demokratisch und zukunftsoffen, während die genannten Gruppen im Umkehrschluss als intolerant, antidemokratisch und vergangenheitsgewandt das positive westdeutsche Selbstbild negativ kontrastieren.19 Beiden kategorisierten Gruppen wird gern unterstellt, sie seien unproduktiv und hätten nie gelernt richtig zu arbeiten. Auch Larmoyanz ist ein gängiges Narrativ, wobei hier sogar eine terminologische Analogie zu betrachten ist: Bei Hinweisen auf Ungleichbehandlung wird von »Jammer-Ossis« gesprochen; »Immer diese Opferperspektive« heißt es bei den Muslimen. 41,2 Prozent der Westdeutschen finden zum Beispiel, dass Ostdeutsche sich ständig als Opfer sehen. Diese Zahl liegt sogar über dem entsprechenden Wert für Muslim*innen (36,5 %). Gleichzeitig scheint dieser Opfervorwurf auch von Ostdeutschen internalisiert zu sein, da hier fast ein Drittel (28,5 %) diesem Stereotyp zustimmen. Schließlich werfen ähnliche viele Ostdeutsche (39,1 %) den Muslim*innen vor, sich ständig als Opfer zu sehen, wie es die Westdeutschen tun.20

			Auch der Vorwurf, »hier«, also im »richtigen Deutschland« nicht wirklich angekommen zu sein, trifft beide in vergleichbarer Weise – ebenso wie die Anschuldigung, sich in der sozialen Hängematte auszuruhen und von Sozialleistungen oder dem »Soli« zu leben. Westdeutsche werfen Ostdeutschen zu 36,4 Prozent und Muslim*innen jedoch deutlich stärker (58,6 %) vor, noch nicht im heutigen Deutschland angekommen zu sein. Dieser Vorwurf scheint ebenfalls internalisiert zu sein, da fast ein Drittel (32,1 %) der Ostdeutschen bezüglich ihrer eigenen Gruppe dem ­zustimmen. Ostdeutsche stimmen darüber hinaus der Aussage zu, dass der Vorbehalt gegenüber Muslim*innen in Ostdeutschland mehr Anklang findet als in Westdeutschland. Während 66,6 Prozent der Ostdeutschen zustimmen, dass Muslim*innen noch nicht richtig im heutigen Deutschland angekommen seien, liegt der entsprechende Wert in Westdeutschland bei 58,6 Prozent und ist somit auch relativ hoch.21

			Sogar der Verweis, anfälliger für extremistische Positionen zu sein, trifft beide Gruppen. Selbst die Begründungen enthalten Analogien: Die einen schafften es nicht dazuzugehören aufgrund ihrer antidemokratischen Religion und die anderen aufgrund ihrer antidemokratischen Sozialisation. Auch wenn es um die Distanzierung von Extremismus geht, wird deutlich, dass Westdeutsche Ostdeutsche und Muslim*innen ähnlich beurteilen. So sagen 37,4 Prozent der Westdeutschen über Ostdeutsche, dass diese sich nicht genug vom Extremismus distanzieren. Der entsprechende Wert liegt gegenüber Muslim*innen bei 43,3 Prozent. Zudem wirft ein Viertel (26,7 %) der Ostdeutschen der eigenen Gruppe latente Extremismusnähe vor. Schließlich wird Muslim*innen in Ostdeutschland (51,7 %) häufiger mangelnde Distanz zum Extremismus unterstellt als in Westdeutschland (43,3 %).22

			Migrationserfahrung: Heimatverlust, Fremdheitsgefühle und Neuorientierung– alle diese Phänomene sind Folgen von Migration. Auch viele Ostdeutsche beschreiben den Prozess nach der Wende als einen Neuanfang, und zwar nicht nur politisch, sondern ebenso verwaltungstechnisch, rechtlich und teilweise sprachlich: West-Terminologien waren vielen unbekannt und etablierte Ost-Terminologien wurden plötzlich im Westen nicht verstanden. Die Ankunft in der »neuen Heimat« ist auch durch die fehlende symbolische Anerkennung erschwert. Gefühle von Verlust und Unsicherheiten in der Anpassungsleistung, das kennen nicht nur Migranten und ihre Nachkommen. Der Verlust der alten Heimat setzt Prozesse des Abschieds in Gang – aber auch Prozesse der Sehnsucht oder Nostalgie, selbst wenn diese Heimat freiwillig aufgegeben wurde (z. B. durch Migra­tion) oder man froh war, sie verlassen zu haben (z. B. durch Flucht) oder man immer an ihr gelitten hat (z. B. durch ein repressives autoritäres System oder Wirtschaftsversagen und so weiter). Auch die Erfahrung, sich für die eigene Herkunft zu schämen und sie hinter sich lassen zu wollen, ist eine, die nicht nur migrantisch codiert ist. Selbstverständlich hinkt der Vergleich, Ostdeutsche als Migranten zu bezeichnen, wenn man Migration terminologisch als »Wanderungsprozess« definiert. Viele Ostdeutsche sind nie migriert, sie leben immer noch in ihren alten Häusern und Städten – nur das Land, in dem sie lebten, existiert nicht mehr. Migrant*innen hingegen haben theoretisch die Möglichkeit, in ihre Länder »zurückzugehen«. Allerdings findet sich das Phänomen, dass das Land, in dem man lebte, nicht mehr existiert, auch in gesteigerter Form: Es treten sehnsüchtige Migrationsgefühle auf, die sich auf Länder beziehen, die es gar nicht gibt. So ist zum Beispiel die Sehnsucht nach Kurdistan real – auch wenn es das Land nie gab. Und Palästinenser vermissen ebenfalls ein Land oder eine Heimat, die es in Teilen nicht mehr gibt. Insofern muss die Erfahrung der Migration nicht an einen real existierenden Staat oder ein Land gebunden sein, um schmerzhaft oder nostalgisch oder einfach nur erinnernd nachzuwirken. Migration kann also terminologisch einen Wanderungsprozess beschreiben oder emotional einen affektiven Erfahrungsraum abstecken, den sich möglicherweise Menschen mit Migrationshintergrund und Menschen mit Osthintergrund teilen. Auch 81 Prozent der dritten Generation – als Nachkommen von Migranten, die dennoch als migrantisch angesehen werden  –, sind nie gewandert, wie der Mikrozensus ergibt. Das Argument, man könne das dennoch nicht vergleichen, denn ehemalige DDR-Bürgerinnen und -Bürger seien nun mal als Deutsche in die BRD eingegliedert worden, während Migrant*innen in erster Generation als Ausländer hierhergekommen sind, kann relativierend angebracht werden. Hier gibt es einen substanziellen Unterschied, aber eine Analogie ist keine Gleichsetzung. Ein Vergleich kann Unterschiede und Ähnlichkeiten herausarbeiten.

			Was an dieser Analogie hilfreich ist: In aktuellen Debatten ­werden Parallelen zwischen den strukturellen Ungleichheiten, den Repräsentationslücken und den Abwertungserfahrungen beider Gruppen nicht nur wissenschaftlich, sondern auch im gesellschaftspolitischen Diskurs bereits angedeutet (z. B. »Integriert doch erst mal uns!«23). Ähnlichkeiten und Unterschiede geben uns Hinweise darauf, ob es hierfür eher gruppenspezifische oder allgemeinere Erklärungen gibt. Sind also die Gruppen, die abgewertet werden, »schuld« daran, weil sie sich abweichend, sprich »deviant« verhalten? Eine Analogie erlaubt es in diesem Falle auch, die Frage zu stellen, ob Abwehr und Stereotypisierung möglicherweise etwas über jene soziale Gruppe aussagt, die diese Stereotype benutzt. Ob also Stereotype dazu dienen, durch die Abwertung von marginalisierten Outgroups die eigene Ingroup zu stabilisieren und aufzuwerten und somit die Privilegien der Dominanzgesellschaften zu sichern?24 Wenn bestimmte Prozesse und Muster in gleicher oder ähnlicher Weise für Minderheiten oder marginalisierte Gruppen gelten – im vorliegenden Fall für Migrant*innen beziehungsweise Muslim*innen und Ostdeutsche –, stellen sie zum Beispiel eventuelle kulturspezifische Erklärungen infrage und richten den Blick stärker auf allgemeine und systemische Hintergrundmechanismen.

			Transdisziplinäre Ausweitung der Forschung: Eine Analogie kann auch für wissenschaftliche Disziplinen produktiv sein, indem sie beispielsweise zu einem interdisziplinären Forschungszugang führt. Eine systematische Verbindung von Ostdeutschlandforschung und Migrationsforschung kann für beide Forschungsfelder fruchtbar sein. Die Migrations- und Integrationsforschung liefert grundlegende Konzepte, theoretische Ansätze und Instrumente für die Analyse von Ungleichheiten. Sie analysiert dabei neben der strukturellen und sozialen Dimension auch die kulturellen und identifikativen Aspekte von Ungleichheit – also symbolische Abwertungen, ihre Folgen für das Zugehörigkeitsgefühl und die Teilhabe und Partizipation von Migrant*innen an gesellschaftlichen und politischen Prozessen. Die Migrationsforschung hat eine lange Tradition in der Analyse von Intergruppenbeziehungen und ihren Dynamiken (Grenzziehungen, Anerkennung, Zugehörigkeit) und ist geschult in der Entwicklung und kritischen Reflexion von Kategorien mit Bezug auf soziale Gruppen, wenn sie fragt: Wer sind eigentlich Migrant*innen? Wer wird dazu gezählt? Wer wird als muslimisch gelesen? Ist muslimisch gleich migrantisch? Analog dazu kann gefragt werden: Wer ist eigentlich ostdeutsch? Wer wird statistisch dazu gezählt? Wer zählt sich selbst hinzu? Können Westdeutsche, die in Ostdeutschland leben, eigentlich auch ostdeutsch sein – so wie viele Migrant*innen, die in Deutschland leben, beanspruchen, auch als deutsch angesehen zu werden? Eine Analogie ergibt somit viele neue Forschungsfragen – auch methodischer Natur, wie zum Beispiel die Erfassung der Kategorien. 

			Grenzen des Vergleichs

			Gleichzeitig gibt es legitime Kritik an dem Vergleich zwischen Ostdeutschen und Migrant*innen, die auf Grenzen und Gefahren von Analogien verweist. 

			Essentialisierung: Eine Gefahr dieser Analogie ist, dass sie zu weiteren Vereinfachungen in der Beschreibung dieser sozialen Gruppen beiträgt. Damit stützt sie auch eine diskursive Konstruktion und Konstituierung von vermeintlich homogenen, abgrenzbaren Gruppen – in dem Fall eben Migrant*innen oder Ostdeutsche. Diesem Umstand reflexiv zu begegnen, sollte Anspruch empirischer Forschung sein. Der Historiker Patrice Poutrus mahnt an, dass Kategorien wie »Ostdeutsche« nicht nur zu einer ewigen Perpetuierung dieser Gruppe als »die Anderen« beitragen, sondern durch den Anschein vermeintlicher Homogenität zu Essentialisierungen führen können: »Die mehr oder minder identitätsstiftenden Erfahrungen, die jemand in der ›Wende‹ und vor allem danach gemacht hat, werden dabei zu einem wilden Essentialismus verkehrt. Wenn man eine solche Quote operationalisieren wollte, dann entstehen dabei fast zwangsläufig Fragen nach Abstammung und Herkunft, die sich trotz jeder noch so vermeintlich guten Intention verselbstständigen.«25 Der Vorwurf, dass eine Gegenüberstellung der Kategorie »Ostdeutsche« mit der Kategorie »Migrant*innen« diese nicht nur verfestige, sondern auch die Heterogenität der Gruppe leugne, beschreibt dieses Zitat sehr eindrücklich: »Bemerkenswert ist jedenfalls, wie die Vielfalt ostdeutscher Biographien und regionaler Identitäten, die verschiedenen politischen Einstellungen, sexuellen Orientierungen, die Unterschiede zwischen Sachsen, Brandenburg und Mecklenburg, zwischen ländlichen Räumen und Berlin nun ausgerechnet in einer gesamtostdeutschen Identitätszuschreibung aufgehen sollen, die sich entlang einer Diskriminierungserfahrung konstituiert.«26

			Intersektionalität: Reflexion im Hinblick auf die Kategorien Ostdeutsche und Migrant*innen bedeutet, sich der Uneindeutigkeit und Heterogenität der Kategorien bewusst zu sein. So kritisiert die Journalistin Angelika Nguyen, dass durch den Vergleich unsichtbar gemacht wird, dass es sehr viele Menschen gibt, die sich gleich mehreren Stereotypen widersetzen müssen, weil sie Opfer von Rassismus und Ost-Stereotypisierung gleichermaßen sind: »Ich wurde als Ost-Deutsch-Vietnamesin immer wieder daran erinnert, dass ich irgendwie nicht dazu gehörte […] So gesehen habe ich einen zweifachen Migrationshintergrund, den vietnamesischen und den ostdeutschen. Bin ich dann doppelt heimatlos? […] Nein, eher doppelt beheimatet. Ich verstehe beide Sprachen. Und ich wünsche mir Geschichten in Filmen und Büchern aus der Sicht all derer, die bisher unsichtbar blieben in der großen gesamtdeutschen Erzählung. Der Ostdeutschen und aller anderen Eingewanderten.«27

			Absolution und Täter-Opfer-Umkehr: Auch der Vorwurf, ein Vergleich zwischen Ostdeutschen und Migrant*innen würde zu einer Täter-Opfer Umkehr führen und die notwendige Aufmerksamkeit für den steigenden Rechtsextremismus in Ostdeutschland in den Hintergrund drängen, wiegt schwer. Ostdeutschland hätte durch diesen Vergleich die Möglichkeit, Rassismus unreflektiert zu lassen und eine Opferposition einzunehmen, die alle Schuld auf den Westen übertrage, kritisiert Anetta Kahane, die Leiterin der Amadeu Antonio Stiftung, die sich für die Bekämpfung von Rassismus und Antisemitismus in Deutschland einsetzt: »Gegenwärtig erlebt der Osten eine Renaissance. Er passt in das Heimat- und Identitätsgeschwurbel der letzten Jahre. Er passt, weil im Osten ein riesiges Forschungsfeld für das Unverstellte, das Authentische bereitsteht, ›unverschmutzt‹ durch Einwanderung und andere ambivalente, ungleichmachende Westprodukte.«28 Auch Patrice Potrus weist auf die Gefahr der Entlastung durch diese Analogie hin: »Ich würde verschiedene Momente der Entlastung sehen. Einmal ermöglicht die Identifizierung mit der angebotenen ostdeutschen Identität, der eigenen Verantwortung in einer vergangenen wie der gegenwärtigen Situation zu entfliehen, die an allen Ecken und Enden als überfordernd wahrgenommen wurde und wohl auch noch wird. Zudem reduziert die mit dieser Identität verknüpfte Erzählung die Komplexität der Situation auf einfache Schemata, in denen man sich gern als Opfer verortet. So trifft einen dann auch keine ›Schuld‹ für den weiteren Verlauf des Transformationsprozesses nach der ›Wende‹ und insbesondere für den virulenten Rassismus im heutigen Ostdeutschland. Fast schon könnte man sagen, dass Ostdeutsche so guten Gewissens Rassist sein dürfen, weil die ›Wende‹ und der ›Westen‹ habe einen ja dazu gemacht. So wird dann auch der NSU nicht wirklich erklärt, aber sehr wohl gerechtfertigt.«29

			Nivellierung: Analytische Vergleiche unterschiedlicher Erfahrungen, die auf unterschiedlichen Herrschaftsstrukturen beruhen, bergen immer auch die Gefahr, die jeweilige Spezifik von Erfahrungen zu negieren. Deshalb kann die durch eine Analogie hergestellte Parallelisierung von ostdeutschen und migrantischen Abwertungserfahrungen zu einer Trivialisierung von Rassismuserfahrungen führen. Die symbolische Abwertung und strukturelle Benachteiligung von Ostdeutschen mit der empirischen Tatsache von Rassismus in ein Verhältnis zu setzen, bedarf einer begrifflich genauen Arbeit, um nicht den Anschein einer Parallelisierung oder gar Nivellierung zu erwecken. Rassismus kann nicht mit Formen der sozialen Diskriminierung oder Stereotypisierung gleichgesetzt werden. Die alltäglichen, strukturellen, institutionellen und individuellen Effekte von Rassismus als Ausdruck einer spezifischen Herrschaftsstruktur können in einem solchen Vergleich aus dem Blick geraten. So macht Sasan Abdi-Herrle zu Recht deutlich, dass es für Ostdeutsche immer auch die Möglichkeit gibt, unerkannt zu bleiben, während dies für Menschen mit Rassismuserfahrung unmöglich ist: »Hinzu kommt allerdings, dass die Annahme einen entscheidenden Vorteil der Ostdeutschen übersieht: dass sie sich bei Bedarf jederzeit unsichtbar machen können. Wenn ich – Sohn einer Westberlinerin und eines Iraners – als Jugendlicher Anfang der 2000er Jahre mit dem Regionalzug von Berlin an die Ostsee fahren wollte, war Rassismus für mich und jeden Freund und jede Freundin mit ›Migrationsblabla‹ in der Gruppe automatisch ein Thema. ›Wen trifft man zwischen Oranienburg und Stralsund?‹, lautete die besorgte Frage, die Eltern und auch wir selbst uns stellten. Wie praktisch wäre es in solchen Momenten gewesen, wenn man einfach den sächsischen Dialekt hätte unterdrücken können, um als ›ganz normaler‹ Reisender durchzugehen.«30 

			Auch der Soziologe Raj Kollmorgen warnt in einem Interview mit der Berliner Zeitung davor, die sozialen Lebensrealitäten von Migranten und Ostdeutschen gleichzusetzen. »Das ist vielleicht der Punkt, der vielen aufstößt: Migranten sind aufgrund von Hautfarbe und Aussehen viel stärker Diskriminierung ausgesetzt – auch und vor allem durch Ostdeutsche, wie die Terrorgruppe NSU zeigte.«31 Patrice Poutrus plädiert vor allem dafür, rassistische Opfererfahrungen nicht durch eine Analogie unsichtbar zu machen. »Bei einer oberflächlichen Parallelisierung dieser Erfahrungen mit jenen von Migrant*innen besteht aber die Gefahr, das Spezifische der jeweiligen Erfahrungen zugunsten einer großen Opfererzählung zu verdecken. Als Migrant*in Opfer von Rassismus oder Ausländerfeindlichkeit zu werden, ist schließlich eine andere Erfahrung als die eines politischen und sozialen Umbruchs. […] Das Problem ist für mich an diesem Punkt, dass so die rassistischen Motive der Täter*innen völlig aus dem Blick geraten. […] So enthebt man die Täter*innen aus jeglicher individuellen Verantwortung für ihre Handlungen.«32 

			Die Anwendung von Begrifflichkeiten aus der Rassismusforschung zur Beschreibung ostdeutscher Realitäten – wie beispielsweise der von Birgit Rommelspacher etablierte Begriff der Dominanzgesellschaft –, schwächt die Erklärungskraft dieser Begriffe für spezifisch rassistische Verhältnisse, kritisiert der Sozialpsychologe Tim Uhlig zu Recht: »Es wird versucht, ostdeutsche Erfahrungen mit dem begrifflichen Repertoire der Rassismuskritik (Anerkennung, Dominanzgesellschaft) und dem methodischen Vokabular der Einstellungsforschung zu erfassen.«33

			Fazit 

			Der Blick auf Ostdeutsche ist oftmals von Stereotypisierungen der Vor- und Nachwendezeit geprägt. Das »typisch Ostdeutsche« wird als minderwertige Abweichung vom westdeutschen Standard gelesen.34 In ihrer Analyse arbeiten Raj Kollmorgen und Torsten Hans vier besonders relevante Punkte des medialen Diskurses über den pathologischen Charakter der Ostdeutschen heraus:35 (1) Besonderheit/Devianz, (2) Herkunft, (3) Schwäche/Hilfsbedürftigkeit sowie (4) Belastung. Ostdeutsche und Ostdeutschland werden als »eigene Andere« gesehen. Die Konstruktion und Markierung des »anormalen Ossis« verläuft über die Prozesse der »Zählungen (Statistiken), Normalisierung, Psychologisierung, Biologisierung, Essentialisierung und nicht zuletzt Ethnisierung«.36

			Verbreitete Stereotype gegenüber Migrant*innen sind hingegen in den letzten Jahren zunehmend überlagert von einem Diskurs über Muslim*innen.37 Diese suggerieren, Migrant*innen und dabei vor allem Muslim*innen seien integrationsunfähig und nutzten die sozialen Systeme aus, muslimische Männer seien gewaltaffin und rückständig, muslimische Frauen hingegen unterdrückt und Komplizinnen ihrer Männer. Darüber hinaus wird oftmals eine anti-liberale muslimische Kultur unterstellt und der Vorwurf der mangelnden Distanzierung vom Extremismus erhoben. Einige der zentralen Stereotype weisen dabei eine überraschende Ähnlichkeit untereinander auf. In einigen europäischen Einwanderungsländern haben die antimuslimischen Debatten der letzten Jahrzehnte zum Entstehen einer übergeordneten »muslimischen Identität« geführt, analog dazu ist ein Wiedererwachen der »ostdeutschen Identität« zu beobachten. Auch hier bieten sich für die Zukunft Analogien als Untersuchungsinstrument an, um zum Beispiel dieses neue Ost-Awakening mit Neo-muslimischen Identitäten zu vergleichen. Analogien sind also in einem breiteren wissenschaftlichen Forschungsfeld anwendbar.

			Der vorliegende Text hat jedoch auch verdeutlicht, wo die Grenzen von Analogien liegen können. Wie in diesem Artikel erläutert, handelt es sich bei Analogien um analytische Kategorien, die zum Verstehen von zugrunde liegenden Mechanismen systemischer Machtstrukturen hilfreich sein können. Die Notwendigkeit einer kontextbezogenen und rassismuskritischen Analyse von historischen Ungleichheiten bleibt ohne Zweifel bestehen. Ebenso sind die Herausforderungen zu reflektieren, die sich aus der Herstellung von unerwarteten Analogien ergeben. So geht es bei dem Vergleich von Abwertungserfahrungen zwischen migrantischen/muslimischen Teilen der Bevölkerung und Ostdeutschen auch darum, zu analysieren, wie und ob Teile dieser beiden Vergleichsgruppen als politische Gegner stilisiert und gegeneinander ausgespielt wurden und werden? Der Vergleich beinhaltet daher nicht zuletzt ein Angebot, über ungewöhnliche und möglicherweise irritierende Allianzen nachzudenken und Fragen nach den Grundlagen kollektiven Handelns und der Entstehung von Solidaritäten in pluralen und zunehmend polarisierten Gesellschaften neu zu stellen.38 
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			Christine Schoenmakers

			Geteiltes Erbe?

			Die DDR im gesamtdeutschen kollektiven Gedächtnis

			 »Wie jetzt? Du warst nicht wählen?!« Am anderen Ende der Leitung wird es für einen Augenblick still. Es ist Sonntag, der 27. Oktober 2019, die Landtagswahlen in Thüringen sind seit zwei Stunden beendet. Was das ändern soll, fragt sie zurück, ihre Stimme habe ja ohnehin kein Gewicht. Und dann kommt der Satz, der mich nicht mehr loslassen wird: »Heute ist es doch auch nicht anders als damals in der DDR.« Jetzt bin ich diejenige, die sprachlos ist. Sekunden vergehen, bis ich wieder einen klaren Gedanken fassen kann, in ein leidenschaftliches Plädoyer für die liberale Demokratie einsteige, meiner Gesprächspartnerin anschließend moralische Vorhaltungen mache über die Unmöglichkeit ihres Vergleichs zwischen der Bundesrepublik anno 2019 und der DDR ante 1989 … und dann irgendwann, nachdem ich mein ganzes Pulver verschossen habe, wütend auflege.

			Einleitung: frustrierte Zufriedene

			Ich kenne niemanden in meinem Bekanntenkreis, der*die zu den viel be­­schriebenen Verlierer*innen der Einheit gehört. Im Gegenteil, ausnahmslos alle aus der Generation meiner Eltern, also der heute Anfang- bis Mitte-Sechzigjährigen, sind nicht nur in ein Land hineingeboren worden als dessen Mauern und Grenzen schon standen. Sie sind auch diejenigen, die von deren (Ein-)Sturz 1989 mit am meisten profitiert haben. Sie waren damals noch jung genug, um sich an die rasant ändernden Gegebenheiten anzupassen, haben sich in vielen Fällen erfolgreich neu orientiert, sich selbst verwirklicht und die ihnen geschenkten Freiheiten zu nutzen gewusst. Die Zeit nach 1989 war für sie ein unglaublicher Schub an Lebensqualität, gewiss hart erarbeitet, aber überhaupt erst ermöglicht durch Mauerfall, Grenzöffnung und die sich anschließende Demokratie. Und das bestreiten sie auch gar nicht. Niemand von ihnen will die DDR zurück, mit Ostalgie können die wenigsten etwas anfangen.

			Und doch ist da diese weitverbreitete Unzufriedenheit, diese Skepsis allem Politischen gegenüber, die gerade die Älteren in meinem sozialen Umfeld mit vielen Menschen in und aus Ostdeutschland teilen. Laut einer Umfrage, die Die Zeit nur wenige Wochen vor dem Telefonat mit meiner Bekannten veröffentlichte, sagen erstaunliche 58 Prozent der Befragten, dass sich der Schutz vor staatlicher Willkür heute im Vergleich zur Situation in der DDR kaum verändert habe beziehungsweise sogar schlechter geworden sei. Unfassbare 41 Prozent glauben, ihre Meinung würde nicht zählen, man dürfe sie ja ohnehin nicht frei äußern. Woher kommt diese Wut? »Die politische Unzufriedenheit«, so spekulieren Martin ­Machowecz und Heinrich Wefing, »hat wohl vor allem etwas damit zu tun, wie die Ostdeutschen ihre Rolle in der Republik einschätzen«. Eine Mehrheit habe dabei das Gefühl, keine Stimme zu haben, nicht wahrgenommen zu werden, keine Rolle zu spielen.1 Dabei haben wir es hier meines Erachtens weniger mit einem Problem der generellen Akzeptanz von Demokratie zu tun. Vielmehr führt häufig ein empfundener Mangel an Repräsentation innerhalb der gesamtdeutschen Gesellschaft zu Paradoxien wie den von Steffen Mau so treffend beschriebenen »frustrierten Zufriedenen«2: Menschen, die grundsätzlich die positiven Seiten der Einheit für ihr spezifisches Leben in lokalen beziehungsweise regionalen Zusammenhängen betonen, sich dann aber enttäuscht von ihr abwenden, wenn es an der erwarteten Vertretung ihrer Belange auf nationaler oder gar globaler Ebene fehlt. 

			Streit um Anerkennung: Welche Rolle spielt (die) Vergangenheit?

			Die Frage nach Repräsentation ist eng verknüpft mit der Frage nach Akzeptanz und Anerkennung. Anerkennung wiederum beinhaltet zwei Aspekte: erstens, wie sichtbar eine gesellschaftliche Gruppe im öffent­lichen Raum3 ist, und zweitens, ob ihre Interessen und (Eigen-)Wahrnehmungen dort angemessen vertreten sind.4 Was letztlich »angemessen« ist, lässt sich nicht objektiv messen, sondern ist in hohem Maß abhängig von subjektiven Wahrnehmungen und Stimmungen. Wie eine Gruppe und ein mit ihr verknüpftes Thema repräsentiert ist, ist Resultat von kommunikativen Aushandlungsprozessen unterschiedlicher Akteur*innen. Diskurse prägen dabei die Art und Weise, in der über ein Thema/über eine Gruppe nachgedacht und gesprochen wird. Damit etablieren sie implizit Regeln, die bestimmte Meinungen und Verhaltensweisen gegenüber dem Kommunikationsgegenstand zu einem bestimmten Zeitpunkt als gesellschaftlich akzeptabel gelten lassen oder nicht.5 In pluralen Gesellschaften konkurrieren verschiedene Gruppen um Repräsentation und Anerkennung: Wer überhaupt erst einmal wahrgenommen wird, kann eine Position einnehmen im Ringen um Ressourcen; wer dazu noch mit seinen Interessen gesellschaftlich akzeptiert ist, der*dem eröffnen sich Möglichkeiten zur Teilhabe.6 Indem sie die Regeln im Umgang miteinander aufstellen, bilden Diskurse also Machtbeziehungen ab. Diese sind jedoch nicht statisch, sondern kontextgebunden und damit wandelbar. Deshalb wird der Kampf um Anerkennung auch so vehement und emotional geführt. Schließlich steht für die Beteiligten viel auf dem Spiel: »To change who tells the story, and who decides, is to change whose story this is.«7

			Wessen Geschichten im öffentlichen Raum repräsentiert sind, hängt insbesondere davon ab, wie und an was wir uns erinnern. Vergangenes vergegenwärtigen wir uns dabei durch den Rückgriff auf kulturelles Erbe. Dieses ist jedoch nicht per se existent, sondern wird durch die gesellschaftliche Verständigung über (Aspekte der) Vergangenheit erst erschaffen. Als diskursive Praxis ist kulturelles Erbe daher sowohl Medium als auch Resultat von Aushandlungsprozessen: Ob und wie wir über vergangene Ereignisse, historische Artefakte oder überlieferte Traditionen kommunizieren, schreibt diesen Sinn und Be-Deutung, also Interpretationen und Wertvorstellungen ein. Diese kreieren und sind gleichzeitig abhängig von (konstruierten) Zugehörigkeiten, dementsprechend ist die Deutung von Vergangenem ein auf Gegenwart und Zukunft ausgerichteter, interessengeleiteter Vorgang: Vergegenwärtigte Vergangenheit hilft uns die Frage zu beantworten, wer wir sind und wohin wir uns entwickeln wollen.8 Das setzt voraus, dass sich Menschen bestimmte Aspekte der Vergangenheit zunächst als kulturelles Erbe aneignen und dieses dann als Ressource sowohl zur Verortung in der Welt als auch zur Durchsetzung eigener Interessen einsetzen (können).9 Die damit verbundenen Diskurse, also Be-Deutung zuweisende Praktiken, Symbole und Begriffe, wirken dabei – je nach Kontext – normierend (bestehende Regeln festschreibend) oder relativierend (bestehende Regeln hinterfragend). Wie und was öffentlich (nicht) erinnert wird, zieht reale Konsequenzen nach sich, indem es Zukünfte ermöglicht oder verhindert.10 Deshalb sind Erinnerungen als repräsentierte Vergangenheit notwendigerweise umkämpft. 

			Das diskursive Aushandeln des kulturellen Erbes – von Be-­Deutungen des Vergangenen – im öffentlichen Raum konstituiert Erinnerungskultur. Verkürzt gesagt, ist Erinnerungskultur die Summe aller Diskurse über die Vergangenheit zur gemeinsamen Verständigung darüber, in welcher Gesellschaft, auf der Grundlage welcher Werte und Regeln wir leben möchten.11 Hier geht es also nicht primär um Bewältigung, sondern vor allem um Nutzung der Vergangenheit als gesellschaftliche Ressource für Gegenwartsgestaltung und Zukunftsentwürfe. Darin unterscheidet sich Erinnerungskultur sowohl von Wissenschaft als auch von Aufarbeitung, wenngleich beide durch Wissensgenerierung und -transfer zur Ausbildung von Erinnerungskultur wesentlich beitragen. Wo Erinnerungskultur mit Identitätspolitik (zum Beispiel nation building, Leitkulturdebatten) zusammenfällt, entsteht meist eine selektive und damit machtvolle, über einen langen Zeitraum wirkende und von Konflikten weitgehend geglättete Erzählung der Vergangenheit. Die Konstruktion und Essentialisierung eines »so war es (schon immer)« zielt dabei einerseits auf Vergemeinschaftung über ein kollektives Identifikationsangebot und andererseits auf langfristige Durchsetzung beziehungsweise Rechtfertigung von (zu einem gewissen Zeitpunkt gültigen) Werten und Normen. Notwendigerweise muss ein solcher Diskurs dafür Ambivalenzen und Brüche nivellieren sowie alternative Erfahrungen und Deutungen weitgehend ausblenden. Das wiederum birgt die Gefahr, dass den Belangen einzelner gesellschaftlicher (Rand-)Gruppen historische Legitimität abgesprochen und damit deren soziale, kulturelle und/oder politische Rolle in der Gegenwart (und Zukunft) ignoriert oder trivialisiert wird.12 Entsprechend ist der öffentliche Streit um Deutungshoheit, der plurale von autoritären Gesellschaften unterscheidet, ein Ringen um angemessene Repräsentation und Anerkennung von Differenz. 

			Je näher die Vergangenheit an die Gegenwart heranreicht, desto um­­strittener ist ihre Inwertsetzung als kulturelles Erbe, weil damit gewisser­maßen über (nicht) eingeschlagene Lebenswege und -entwürfe noch lebender Zeitgenoss*innen verhandelt wird. Das ist der Grund, weshalb wir seit mittlerweile mehr als 30 Jahren über den Platz der DDR (im Sinne einer »angemessenen« Repräsentation) im gesamtdeutschen kollek­tiven Gedächtnis streiten und dieser Streit in der näheren, womöglich auch ferneren Zukunft nicht zum Ende kommen kann. Dabei sind die unterschiedlichen Vorstellungen über die DDR und ihren Charakter als kulturelles Erbe insgesamt »unbefangener« verhandelbar als die über NS-Deutschland, wie Martin Sabrow feststellt: »Der sozialistische Traum lässt mehr Lesarten zu als der nationalsozialistische Zivilisationsbruch.«13 Entsprechend weit gehen die Meinungen auseinander – je nach Standort und Blickwinkel, Generation und Alter, aber auch hinsichtlich des jeweils zu bewertenden Zeitpunkts innerhalb von 45 Jahren Teilung und vier Jahrzehnten Sozialismus. Die gesellschaftliche Polarisierung spiegelt sich auch in den zu Jahrestagen gern geführten Umfragen wider: Als Infratest dimap im Auftrag der Bundesstiftung zur Aufarbeitung der SED-Diktatur im Herbst 2014 deutschsprachige Bürger*innen ab 14 Jahren dazu befragte, ob sie finden, dass das in der Öffentlichkeit vermittelte Bild der DDR-Vergangenheit die damalige Lebenswelt der Menschen im östlichen Teilstaat angemessen abbilde, antworteten 45 Prozent zustimmend und ebenso viele ablehnend. Nur eine Minderheit äußerte sich gar nicht.14 

			Diese Zahlen (und es wäre interessant zu erfahren, ob bei einer Wiederholung der Umfrage heute ein ähnliches Ergebnis erzielt würde) weisen möglicherweise auf einen empfundenen Mangel an Repräsentation historischer Erfahrungen hin, die eine gesellschaftliche Gruppe – grob verallgemeinert: Menschen, die in der DDR geboren wurden – gemacht hat.15 »Ein großes Problem« sieht Christoph Dieckmann dabei darin, dass viele öffentlich aufgerufene Geschichtserfahrungen und Diskurse immer noch zumeist »westdeutsch dominiert« seien (und das, obwohl in letzter Zeit so intensiv und wertschätzend wie nie zuvor über die Lebensleistungen der Ostdeutschen gesprochen und geschrieben wurde).16 Da Diskurse über Deutungen der Vergangenheit Werte etablieren und Regeln gesellschaftlich erwünschten Verhaltens aufstellen, können fehlende Repräsentation und mangelnde Anerkennung abweichender Erfahrungen zu Brüchen im Zusammenleben beziehungsweise zu sozialer Desintegration beitragen, genauer: zum Empfinden vieler Menschen in und aus Ostdeutschland, nicht als Bürger*innen mit gleichen Rechten anerkannt und damit in der gegenwärtigen Gesamtgesellschaft nicht angekommen zu sein.17 Dieses Phänomen schlägt sich in vielen gesellschaftlichen Bereichen nieder, insbesondere auch in der Debatte um den Stellenwert der DDR in der gesamtdeutschen Erinnerungskultur. Drei Konfliktlinien werde ich im Folgenden genauer betrachten.

			Where the streets have many names: Symbole der DDR im öffentlichen Raum

			Der öffentliche Raum ist Medium des kulturellen Gedächtnisses. Die Namen von Straßen und Plätzen, aber auch Denkmale und Bauwerke erzählen dabei nicht nur die Geschichte eines Ortes, sondern fungieren insbesondere in den symbolischen Zentren von Macht als Zeichen und Codes, durch welche sich kollektive Identität nach innen definiert und nach außen (re-)präsentiert. Sie zeugen also davon, welche Aspekte der Vergangenheit eine Gesellschaft für ihre Gegenwart und Zukunft als relevantes kulturelles Erbe betrachtet und entsprechend bewahrt. Damit ist öffent­licher Raum per se hochpolitisch, weil er als handlungsermöglichende wie -begrenzende Ressource einerseits zur Konstitution und Reproduktion sozialer Systeme und deren Werten und Normen beiträgt und andererseits von Menschen aktiv angeeignet und (um-)gedeutet wird.18 Diese Spannung selbst existiert unabhängig von der jeweils herrschenden politischen Ordnung. Sie tritt aber umso deutlicher hervor, je pluraler eine Gesellschaft verfasst ist.

			Wie viel ist von der DDR im öffentlichen Raum übrig geblieben? Diese Frage wird hochemotional und bisweilen sehr kontrovers debattiert. Viel zu viel, findet jedenfalls Hubertus Knabe. Seiner (westdeutschen) Perspektive nach feiert die SED-Diktatur auf den Straßenschildern vor allem in der »ostdeutschen Provinz« ein »fröhliches Fortleben«, während an die Opfer des staatlich verübten Unrechts öffentlich kaum erinnert würde. Je weiter man sich von den Stadtzentren und Ballungsgebieten entferne, desto »weniger revolutionäre Energien« hätte die ortsansässige Bevölkerung nach 1989/90 offensichtlich aufgebracht, sich den Symbolen des Vorgängerregimes zu entledigen, kritisiert Knabe.19 Tatsächlich existiert gerade an den Peripherien ein Teil der alten Straßennamen noch, haben politische Denkmale und Alltagsobjekte der DDR den Bildersturm der 1990er Jahre überlebt.20 Sie ragen als Relikte der Vergangenheit in die Gegenwart hinein, mittlerweile können sie sich nur noch die Älteren erschließen. Aber haben sie damit nicht längst auch ihre einstige ideologische Funktion verloren? Oder wirken die Überbleibsel der DDR-Propaganda etwa doch noch subtil in einer thüringischen Kleinstadt oder einem brandenburgischen Dorf fort? Wie also umgehen mit dem unbequemen Erbe? 

			Die radikale Möglichkeit: vergessen. Der Karl-Marx-Platz in Suhl, wo wir früher einmal wohnten, heißt seit Anfang der 1990er Jahre wieder schlicht Marktplatz – seinem ursprünglichen Zweck gemäß. Was soll daran schlecht sein? Viele ostdeutsche Kommunen (wohlgemerkt: auch in der »Provinz«) haben nach 1989 in symbolischen Akten der Wiederan­eignung Straßen und Plätze mit ideologisch vorbelasteten Namen um- oder rückbenannt, systemverherrlichende Denkmale geschleift und den Staat repräsentierende Bauwerke abgerissen. Symbole der untergegangenen DDR – egal, ob die Herrschaft der SED offen feiernde oder bloß den realsozialistischen Alltag idealisierende – wurden dabei nicht nur von neu zugezogenen Westdeutschen, sondern anfangs gerade auch von vielen Menschen, die dort lebten, abgeräumt: »Die Mehrheit der Ostdeutschen ließ im Eifer des Systemumbruchs kaum etwas von dem gelten, was ihr Leben noch eben bestimmte«, bringt es Wolfgang Engler auf den Punkt.21 Ist es nicht einleuchtend, dass alles Alte in Zeiten des Umbruchs sprichwörtlich auf den Müllhaufen der Geschichte geworfen und durch etwas Neues ersetzt wird? »Ich jag’ meine Bude hoch, alles was ich hab’ lass ich los. Mein altes Leben schmeckt wie’n labbriger Toast«, dichtete der Westberliner Musiker Pierre Baigorry alias Peter Fox Mitte/Ende der Nuller Jahre und bezog dabei seinen Song »Alles neu« wohl eher auf die Gentrifizierung in Kreuzberg als auf die Ikonoklasmen im Osten Deutschlands post 1989. Und doch trifft er den Nagel auf den Kopf, was die sozialen Nebenwirkungen eines von Idealen des totalen Neubeginns getriebenen kollektiven Vergessens betrifft: Fox’ Alter Ego im Lied ist »[bereit] die Welt zu retten, auch wenn das vielleicht zu viel gewollt ist«.22 Selbst die Welt zu retten geht immer auch auf Kosten von irgendjemandem oder irgendetwas.

			Diejenigen, die in der ungebremsten Euphorie von Grenzöffnung und Mauersturz ihr altes Leben entsorgten, bemerkten erst mit einiger zeitlicher Verzögerung, dass mit dem Abschaffen (oder Überschreiben) von Symbolen, Gebäuden und Bezeichnungen eben auch einst vertraute Orte verschwanden – Orte, die noch bis vor Kurzem Orientierung, ja Identifizierung boten in einem sich nun dramatisch wandelnden Lebensumfeld. »Überall neunziger Jahre. Ein anderes Jahrzehnt schien es auf dem Boden der DDR nie gegeben zu haben«, beklagt die ostdeutsche Autorin Jana Hensel und meint damit auch einen Identitätsverlust: »Der Osten […] war geschichtslos geworden.«23 Wie passt diese Wahrnehmung mit Knabes Beobachtungen in der »ostdeutschen Provinz« zusammen? Der Zoomfaktor ist entscheidend! Hensels Argument überzeugt, wenn wir auf Orte staatlicher Repräsentation fokussieren, wie etwa die Berliner Stadtmitte. Denn hier inszeniert und legitimiert sich das in Freiheit und Demokratie vereinte Deutschland, hier vermittelt der Stadtraum als symbolische Staatsmitte die Werte und Normen, die für die gesamtdeutsche Gesellschaft handlungsleitend sein sollen. Entsprechend wurde beispielsweise der vormals ideologisch überfrachtete Marx-Engels-Platz mittlerweile seiner wesentlichen, die SED-Diktatur repräsentierenden Bauten entkleidet. Neben aller Asbestproblematik und städtebaulichen Neugestaltung der Mitte Berlins ging es dabei explizit auch um die kulturelle Enteignung der ehemaligen Partei- und Staatsrepräsentant*innen, denen die neue Demokratie nicht die Deutungshoheit über die Vergangenheit überlassen wollte. 

			Ein Teil der ostdeutschen Bevölkerung erlebte diesen geschichtspolitischen Akt allerdings mehr als ambivalent; viele mit dem Empfinden, dass ihre Belange nicht (genug) in die Entscheidungen zur Umgestaltung dieses Areals einbezogen wurden. Sie werteten die (medial alles in allem wenig feinfühlig vermittelte) Eliminierung »ihrer« Vergangenheit an einem so zentralen Ort als umfassende Delegitimierung nicht bloß eines Unrechtsregimes, sondern vor allem ihrer in der DDR gemachten vielschichtigen (Alltags-)Erfahrungen, mithin der eigenen Biografie und damit auch ihrer zukünftigen gesellschaftlichen Rolle.24 Aus solcher Perspektive fällt weniger ins Gewicht, ob an den Realsozialismus auf irgendwelchen Straßenschildern erinnert wird oder nicht. Ein wahrgenommener Mangel an angemessener Repräsentation (im Übrigen auch der Opfer der SED-Diktatur) im Zentrum der Macht – also da, wo es drauf ankommt – ist das eigentliche Problem. Denn erst das (re-)produziert echte Gefühle abgehängt zu sein. 

			Was heißt hier »normal«? Die Debatte um den Begriff »Unrechtsstaat«

			Als im Oktober 2019 das Meinungsforschungsinstitut Civey im Auftrag der Berliner Morgenpost etwas mehr als 5000 Menschen fragte, ob die DDR ein Unrechtsstaat gewesen sei, antwortete eine deutliche Mehrheit (80,9 Prozent) der befragten Westdeutschen mit Ja. Demgegenüber stimmte nur knapp die Hälfte (49,2 Prozent) der Befragten aus Ostdeutschland dieser Einschätzung zu. Was das West-Ost-Gefälle betrifft, bestätigte die Umfrage erwartungsgemäß die Ergebnisse der Erhebungen zum gleichen Thema in den Jahren 2014 und 2009. Immerhin ist der Anteil derer rückläufig, die die politische Verfasstheit der DDR als Ein-Parteien-Diktatur grundsätzlich infrage stellen oder sich dazu nicht klar positionieren möchten. Die Geister scheiden sich vielmehr an der Bezeichnung »Unrechtsstaat« als angemessene Charakterisierung des ehemaligen östlichen Teilstaats. Der Riss geht hier nicht nur entlang der früheren innerdeutschen Grenze, auch »der Osten« selbst ist darüber – und wenn man den Zahlen glauben darf: heute mehr als vor fünf oder zehn Jahren – tief gespalten.25 Wie ist diese Polarisierung zu erklären?

			Zunächst einmal ist festzuhalten: Gemessen am formalen und materialen Rechtsstaatsprinzip ist das politische System der DDR objektiv als Unrechtsstaat zu charakterisieren. Die DDR war kein Rechtsstaat, weil es keine Gewaltenteilung gab, sich die Staatsführung in ihrem Handeln und Entscheiden aktiv über die eigene Verfassung hinwegsetzte und damit – unter Zuhilfenahme einer politischen Justiz – regelmäßig und zulasten bürgerlicher Grund- und Freiheitsrechte Recht und Gesetz brach. Als Gegenbild der Kategorie »Rechtsstaat« erscheint der Begriff »Unrechtsstaat« daher einleuchtend.26 Allerdings setzen hier spezifische Kontroversen ein, und zwar deshalb, weil dem Begriff abseits juristischer Typologien auch andere Bedeutungsebenen innewohnen und es in öffentlichen Debatten oft schwerfällt, diese scharf voneinander zu trennen.

			Indem der Unrechtsstaatsbegriff nämlich einerseits auch als politischer Terminus zur Beschreibung der totalitären Herrschaftssysteme der nationalsozialistischen und stalinistischen Diktaturen verwendet wird, tun sich selbst viele Jurist*innen schwer, ihn in dieser Konnotation auf 40 Jahre DDR anzuwenden.27 Dabei schwingt stets die Befürchtung einer Gleichsetzung der SED-Diktatur mit dem Nationalsozialismus und damit eine unzulässige Relativierung der beispiellosen NS-Verbrechen mit. Aus der Perspektive der »Dabeigewesenen« spielt andererseits auch die zeitliche Nähe zum Untersuchungsgegenstand »DDR« eine wesentliche Rolle. Denn die Erforschung und Aufarbeitung einer zwar politisch abgeschlossenen, gefühlt aber noch »qualmenden« Geschichte beinhaltet zugleich Bewertungen von Lebensentwürfen und politischen Überzeugungen, mithin des individuellen Verhaltens in dieser Zeit.28 Eng damit verknüpft ist die Frage, ob unter der SED-Diktatur ein weitgehend »normales« Leben möglich war oder nicht. 

			Das unbestreitbar verdienstvolle Anliegen der nach 1989/90 rasch einsetzenden Aufarbeitung zielte zunächst auf die umfassende juristische Verfolgung der Täter*innen und die Anerkennung beziehungsweise Rehabilitierung der Opfer. Zwei Enquete-Kommissionen des Bundestages setzten sich zwischen 1992 und 1998 mit der Geschichte und den Folgen der SED-Diktatur, insbesondere ihrer Herrschaftsstruktur und -praxis, auseinander. Man hatte aus den Fehlern, die nach 1945 gemacht wurden, gelernt. Zugleich plädierten nicht wenige Stimmen schon damals für eine produktive Debatte, die die Vielschichtigkeit an Erfahrungen sowie Handlungsmöglichkeiten in der Diktatur abbilden und Fragen »nach den Schwellen der Verstrickung, nach Weichenstellungen, nach Punkten der Umkehr und der Verweigerung« nachgehen sollte.29 Auf politischer Ebene rangen die Entscheidungsträger*innen nach Ende des Kalten Krieges um die Überwindung der Teilung: »Gesellschaftliche Einheit als Auftrag« – so das formulierte Ziel.30 Dabei gingen westliche Politiker*innen und Intellektuelle jedoch allzu lange und allzu selbstverständlich davon aus, dass sich »der Osten« der alten Bundesrepublik anzugleichen habe, dass sich die neuen Bundesbürger*innen unter Aufgabe ihrer bisherigen kulturellen Prägung ohne Vorbehalte in die westliche Erfolgsgeschichte integrieren würden.31 Die demokratisch-liberale Ordnung wurde dabei verständlicherweise auch vor der Kontrastfolie des überwundenen SED-Unrechtsregimes zur geltenden Norm erklärt und moralisch legitimiert.

			Mit der schon 1991 von der Bürgerrechtsbewegung erzwungenen Öffnung der Stasi-Akten rückte das DDR-Ministerium für Staatssicherheit fast zwangsläufig in den Mittelpunkt des öffentlichen und wissenschaftlichen Interesses. Die »Konfrontation mit dem Schrecklichen« war dabei notwendig und problematisch zugleich: Insbesondere die massenmedial skandalisierten Enthüllungen über die Tätigkeit prominenter Personen für das MfS und der allgemein defizitorientierte Diskurs über die neuen Bundesländer in den Leitmedien ließen oft »das Gespür für die Annäherung an die Vergangenheit in ihrer ganzen Unübersichtlichkeit« (Peter Steinbach) vermissen und leisteten so einem normativen Bild der DDR-Gesellschaft aus Täter*innen und Opfern Vorschub, welches den »Gang [ehemaliger DDR-Bürger] auf dem schmalen Grad [sic!] von Kooperation und Konfrontation« nicht genügend berücksichtigte.32 Zur Realität gehört auch, dass sich deren Mehrheit kaum als Täter*innen und viel weniger noch als Opfer des SED-Unrechtsregimes wahrnahm.33 Viele aus der Generation meiner Eltern waren weder in der Partei noch bei der Stasi noch saßen sie für ihre Ansichten in Haft oder wurden als »Staatsfeinde« vom MfS »zersetzt«. Sie haben sich mehr oder weniger bereitwillig den Lebensbedingungen in der Diktatur angepasst, sich eingefügt, sich eingerichtet. Das Private wurde für sie zum Rückzugsort, um jenseits politischer Vereinnahmung, staatlicher Unterdrückung und institutioneller Gängelung schöne Stunden verleben zu können. Die Perspektive privaten Erinnerns als absolut setzend, konnten und wollten sie nach 1989 ihre individuelle Lebenssituation in der DDR nur schwer mit dem Begriff »Unrechtsstaat« in Verbindung bringen.34

			Darüber hinaus sah ein Teil von ihnen in der Charakterisierung der DDR als Unrechtsstaat die eigenen Lebensleistungen von oben herab und aus vornehmlich westdeutscher Perspektive in Zweifel gezogen. Dem setzten sie die demonstrative Betonung eines positiven, als »­unpolitisch« erlebten Alltags in der DDR entgegen – ein Abwehrmechanismus, den die SED-Nachfolgepartei PDS vielfach dankbar (zur Selbststilisierung als Opfer) aufnahm und weiter befeuerte.35 Bestimmte Aspekte des östlichen Teilstaats bekamen nun auch angesichts gegenwärtiger Zumutun­gen im Transformationsprozess den Wert eines trotzig-empowernden Erbes verliehen, mit dem das vor 1989 gelebte Leben weiterhin einen Sinn ergab (und kommerziell von einer sich bald etablierenden »Ampelmännchen-Industrie« verwertet wurde). Dieser Rückbezug auf Vertrautes besaß zudem eine »identitätsprägende Abgrenzungsfunktion«36 – vor allem gegenüber Westdeutschland, aber auch gegenüber den Schattenseiten der DDR, deren Auswüchse man vor allem dem Versagen der politischen Führung zuschrieb. Die Besinnung auf eine kollektive Identität und eine gemeinsame Vergangenheit diente dabei als Strategie, Erfahrungen von Zugehörigkeit angesichts empfundener oder erlebter Ausgrenzung zu ermöglichen.37 Die dabei inhärenten blinden Flecken vertieften jedoch die gesellschaftliche Spaltung, weil die »Gegenseite« umso vehementer den Unrechtscharakter der SED-Diktatur betonte. Isolationism works on both scales. 

			»In den Jahren [nach dem Mauerfall] wurde unser gesellschaftshistorischer Kontext im Mainstream auf Stasi und DDR-Folklore reduziert«, kritisiert Samirah Kenawi die normativ aufgeladene Debatte mit all ihren durch Missverständnisse verhärteten Fronten.38 Regelmäßig unterschätzt wurde dabei die wechselseitige Durchdringung von Alltag und Politik in der DDR – der Eigensinn, aber auch das Arrangement des Individuums mit der Staatsmacht: Während der Fokus auf die scheinbare Allmacht von SED und MfS den Blick auf die Verantwortlichkeit des*der Einzelnen für sein*ihr Handeln zur Stabilisierung der Diktatur verstellte, baute der Ostalgiediskurs auf der Illusion der von der Politik weitgehend in Ruhe gelassenen privaten Nische auf und verkannte, dass der Staat auch im Alltagsleben Verhaltensanforderungen stellte, die mindestens auf eine Hinnahme des staatlich praktizierten Unrechts hinausliefen. Mehr noch: Hinter der Konstruktion der DDR und Ostdeutschlands als kulturell »anders« (beziehungsweise von der westlichen Norm abweichend) trat die Realität einer gemeinsamen, von Interdependenz und Kotransformation geprägten Geschichte zurück.39 So entstand für viele Menschen aus der ehemaligen DDR »kein kulturelles Repertoire, das vorbehaltlos genutzt werden konnte, um Selbstwert zu gewinnen, Stigmatisierung zu überwinden oder Ansprüche anzumelden«.40 

			Umso mehr gilt es zu differenzieren, aber auch zu trennen zwischen System- und Lebensgeschichte, wie Peter Steinbach vorschlägt: Dabei gehe es nicht darum, die Zeitgenoss*innen durch den Hinweis auf die Verantwortung des Systems zu entlasten, sondern ihnen »die Chance zu eröffnen, durch eine Diskussion über die Last der Vergangenheit nicht [ihr] eigenes Selbstbewusstsein zu verlieren«.41 Das allerdings geschieht noch immer viel zu wenig und so kreist die Debatte leider allzu oft um sich selbst.42 Aber waren die Gräben nicht eigentlich schon längst überwunden? 2003 stellte Manfred Stolpe in seiner Funktion als Beauftragter der Bundesregierung für die neuen Bundesländer im Bericht zum Stand der deutschen Einheit jedenfalls eine »neue Aufgeschlossenheit« als »Produkt einer entspannteren Rückbesinnung« fest. »Mit Respekt und Neugier wird ein Blick auf eigene und fremde Biografien geworfen«, schrieb Stolpe, »bei dem anders als vor Jahren nicht mehr Bewertung und Missverständnis im Mittelpunkt stehen, sondern ein gemeinsames Interesse an der Vergangenheit in Alltag und Politik«.43 Wieso scheinen wir über 30 Jahre nach Vollzug der Einheit davon wieder so weit entfernt? 

			Mythos 1989: Sind wir Held*innen?

			Ein*eine Held*in, so das Onlinelexikon Wikipedia, »ist eine Person, die eine Heldentat, also eine außeralltägliche Leistung vollbringt«.44 Nach unserem kulturellen Verständnis sind Held*innen insbesondere Menschen, die mit Tapferkeit und Klugheit für ihre Ideale kämpfen, Hürden überwinden, Schwierigkeiten meistern, Konflikte lösen, ja Übermenschliches leisten. Ohne Zweifel haben die Ereignisse des Herbstes 1989 in der DDR das Zeug zu einer Heldengeschichte: Ein Volk, das sich mutig erhebt, ohne Gewalt seine Unterdrücker*innen in die Knie zwingt und für die Freiheit die Mauer(n) zum Einsturz bringt – das ist der Kern dessen, was im Terminus »friedliche Revolution« an Be-Deutung mitschwingt und als kulturelles Erbe des Umbruchs von 1989 Eingang ins kollektive Gedächtnis gefunden hat. Kulminationspunkt dieser Erzählung ist der 9. November, denn der Sturz der Mauer ist ein gesamtdeutscher Gänsehautmoment, Freudentränen inklusive. Für den damaligen Bundeskanzler Helmut Kohl war schnell klar, dass die Ereignisse in Berlin nichts weniger als ein »Symbol deutschen Einheitswillens« darstellten.45 Entsprechend dieser Dramaturgie wurde bisher zu runden Jahrestagen der historischen Ereignisse gedacht und diejenigen gewürdigt, die damals ihre Angst überwanden und auf die Straße gingen. Wofür sie eigentlich (noch) demonstrierten, ging bald in der Meistererzählung jener beispiellosen Erfolgsgeschichte (West-)Deutschlands unter: 1989 als freudiger Schlusspunkt einer langen Kontinuität deutschen Freiheitsstrebens seit dem 19. Jahrhundert, 1990 als Vollendung eines wundersamen Aufstiegs zum »beste[n] Deutschland […], das es je gab: liberal, demokratisch, krisenfest und stabil«.46 Eine Heldengeschichte mit Happy End.

			Dass heute eine Mehrheit der Deutschen den Mauerfall für ihr individuelles Leben positiv beurteilt, dabei im »Osten« tendenziell sogar mehr Menschen als im »Westen«, scheint diese Erfolgsgeschichte zu bestätigen.47 Doch ganz so einfach ist es nicht. Denn der Mythos von 1989 greift in einigen wichtigen Punkten zu kurz. Erstens: Die »friedliche Revolution« ist eine Heldengeschichte weitgehend ohne Held*innen. Das »Volk«, welches 1989 demonstrierte, umfasste – trotz beeindruckender Zahlen – lediglich eine Minderheit der DDR-Bevölkerung, die Proteste blieben zudem ein zumeist auf urbane Räume begrenztes Phänomen.48 Zwar war der Frust über die staatliche Bevormundung und die Unzulänglichkeiten des Alltags in der SED-Diktatur Ende der 1980er Jahre weit verbreitet, ja steigerte sich noch, als die Wahlmanipulationen der SED im Mai 1989 öffentlich wurden. Jedoch hat das in den kommenden Wochen und Monaten längst nicht bei allen für revolutionären Elan gesorgt. Im Gegenteil überwogen vielerorts Hoffnungslosigkeit und Resignation. Wie die allermeisten blickten meine Eltern zwar mit Interesse auf die Demonstrierenden – dies jedoch mit gemischten Gefühlen aus gebührender Distanz. In ihrem Fall bestimmten außerdem Unsicherheit und Angst um das Wohl und Wehe ihrer jungen Familie (ich war damals knapp sieben Jahre alt) die Entscheidung, lieber Zaungäste der Ereignisse zu bleiben. Solche Erfahrungen verblassen vor dem Hintergrund der Heldengeschichte. Entsprechend finden sich diejenigen, die damals nicht dabei waren, die den revolutionären Mut nicht aufbrachten, die sich nicht selbst befreiten, im offiziellen Erinnerungsdiskurs über 1989 häufig nicht wieder.49

			Zweitens: Unter der progressiven Oberfläche der »friedlichen Revolution« steckte ein konservativer Kern. Nur eine Minderheit der Minderheit verfolgte die Utopie einer reformierten DDR und setzte ihre Hoffnungen dann – als es bereits rasant auf die Vereinigung zuging – in Entgegenkommen und Veränderungsbereitschaft der westdeutschen Seite zu einer (sozial verträglichen) gesamtgesellschaftlichen Gestaltung der Einheit. Doch ein Aufbruch ins Offene wurde sowohl von der Mehrheit der DDR-Bürger*innen abgelehnt, die nach Erlangung der Freiheit die möglichst schnelle Eingliederung in die Gesellschaft des »Westens« wählten, noch von der westdeutschen Aufnahmegesellschaft befürwortet, die von den Neuankömmlingen zuvorderst Anpassung erwartete anstelle Mitgestaltung oder gar Veränderung. Für viele westdeutsche Entscheidungsträger*innen und Intellektuelle war ohnehin klar: Der Fall der Mauer hatte die Überlegenheit des politischen Systems der Bundesrepublik bestätigt, warum sollte man hier etwas reformieren wollen? Never change a winning team.50

			Drittens: Die Botschaft, die der Heldenmythos von 1989 auch vermittelt, klingt wie das neoliberale Credo »Du kannst alles schaffen, wenn du nur willst« – auch den Neuanfang im »Westen«. Klagen über die Zumutungen des Transformationsprozesses, die zwischen 1990 und 1995 für das Gros der Ostdeutschen mit dem schockartigen Verlust des Arbeitsplatzes und damit sowohl der Existenzgrundlage als auch des sozialen Umfelds einhergingen51, galten der westdeutschen Seite nicht nur als Beweis für mangelnden Willen, sich zu integrieren und es in der Wettbewerbsgesellschaft zu etwas zu bringen. Im Narrativ der Erfolgsgeschichte hatten zudem weder die Schwierigkeiten des Zusammenwachsens noch die enormen Anpassungsanstrengungen vieler Menschen (insbesondere) aus Ostdeutschland noch die über die Zäsur von 1989 fortdauernden Problemfelder einen Platz (zum Beispiel autoritäre Tradierungen, kulturelle Unterschiede, sich dynamisierende Globalisierungsprozesse). 

			Viertens: Die Deutung des Umbruchs von 1989 als Erfolgsgeschichte soll zu einem gesamtgesellschaftlichen Selbstbewusstsein beitragen, Identität stiften. Zur wirksamen Identifikation mit jedwedem Narrativ brauchen Individuen aber eine Rolle, die sie hierin spielen können und die ihrem Tun in Gegenwart und Zukunft Sinn verleiht. Dafür jedoch hat »[die] Einigung […] zu viele Menschen ausgeschlossen«, zog der Theologe und DDR-Bürgerrechtler Friedrich Schorlemmer 2009 eine skeptische Bilanz von gut zwei Jahrzehnten Einheit. 1990 kam der Abbruch des Aufbruchs. Vielen von denen, die sich im Herbst 1989 als politische Akteur*innen wahrgenommen hatten, blieb nur noch die Rolle von weitgehend Duldenden, die von den Ereignissen getrieben wurden, statt sie zu gestalten.52 Der Eindruck, nicht auf Augenhöhe behandelt zu werden, große persönliche Lasten für die Einheit zu tragen und damit vorwiegend auf westdeutsches Desinteresse zu stoßen, trieb viele Menschen in die Arme der Populist*innen – auch jene, denen es seit 1990 materiell besser geht. Die Folgen der Globalisierung verstärkten diesen Effekt. So rief die globale Finanzkrise von 2008 insbesondere bei Menschen in Ostdeutschland negative Erfahrungen des Transformationsprozesses auf, die sich mit Gefühlen von Verlustangst, Machtlosigkeit und unzureichender Repräsentation auf gesamtstaatlicher Ebene sowie langlebigen, Zäsuren überdauernden Tradierungen und Sozialisationsmustern verbanden.53 

			»Da muss man sich«, ergänzt Schorlemmer, »nicht wundern, wenn die Linke stark wird.« Wenn er die Linkspartei im Jahr 2009 auch »nicht als Gefahr für unsere demokratische Republik« ansah54, wie verhält es sich zehn Jahre später mit der AfD, die die Linke längst als »Partei der Ostinteressen« abgelöst hat und dabei einen eindeutig antiliberalen und antidemokratischen Kurs fährt? Deutlich wurde das im sächsischen und brandenburgischen Landtagswahlkampf 2019, als die in Teilen rechts­extreme Partei zum Umsturz aufrief, zur »friedliche[n] Revolution mit dem Stimmzettel«. In bewusstem Rekurs auf die Erfahrungen vieler Ostdeutscher seit 1990 deutete die AfD den Mythos von 1989 in eine völkisch-nationalistische Version um: Das »Volk« habe sich schon einmal erhoben, um ein verhasstes System zu stürzen. Nun solle es Revolution machen gegen »den Westen«, gegen Brüssel, gegen Zuwanderung – die angeblich alleinig Schuldigen der ­Misere.55 Diese Lesart hat auch in Zeiten von Corona weiter Konjunktur. Dabei wurden zu Beginn der Pandemie gerade die Transformationserfahrungen der älteren Ostdeutschen als Pfund gesehen, um die Krise vermeintlich besser zu meistern als Menschen aus Westdeutschland.56 Dass dem nicht so ist, zeigten 2020/21 die hohen Infektionszahlen auch im »Osten«, die, so Raj Kollmorgen, auch etwas mit der politischen Mentalität in den dortigen »abgehängten« ländlichen Regionen zu tun hätten: »Es gibt zum Beispiel die Enttäuschten, deren System- und Elitenmisstrauen sich über Jahrzehnte entwickelt hat. Das reicht bei einigen bis tief in die Neunzigerjahre zurück.«57 Transformationserfahrungen also als möglicher Nährboden für rechtsextreme Verschwörungsideologien zur Pandemie? Mehr noch: Der Protest gegen die Maßnahmen der Bundesregierung zur Eindämmung von Covid19 wurde 2020 von den sogenannten »Querdenker*innen« in direktem Rückgriff auf die »friedliche Revolution« zum Kampf gegen die von ihnen als »Corona-Diktatur« und »DDR 2.0« verunglimpfte liberale Demokratie stilisiert.58 Nicht nur machen solche Deutungen all jenen ein Vergemeinschaftungsangebot, die sich abgehängt oder nicht vertreten fühlen. Sie entlastet sie auch von eigener Verantwortung und bestätigt sie in einer fatalen Opferrolle.59 In der Selbstaufwertung der eigenen Gruppe auf Kosten anderer wird die Bezugnahme auf 1989 zur (Be-)Drohung: Wenn es demokratiefeindlichen Kräften gelingt, die von vielen Menschen empfundene(n) Repräsentationslücke(n) zu schließen, wäre das ein schlechter Tag für Freiheit und Demokratie.

			Fazit: Abschied von der Unausweichlichkeit

			Die Deutung von (Aspekten der) Vergangenheit und insbesondere die Deutungshoheit darüber, was wir wie erinnern und als kulturelles Erbe wertschätzen, ist eine Ressource im Kampf um gesellschaftliche Anerkennung. Anerkennung wiederum fungiert als Medium sozialer Integration. »Anerkennung und Missachtung gehen Hand in Hand«, so Ilko-Sascha Kowalczuk. »Fehlt Anerkennung, wird das als Missachtung wahrgenommen. Anerkennung ist eine Bedingung für Selbstanerkennung. Fehlende Selbstanerkennung und wahrgenommene Missachtung können in Gewalt münden.«60 Mindestens aber trägt das Erleben mangelnder sozialer Anerkennung zur Verstärkung von Vorurteilen gegenüber einem konstruierten Anderen bei, oder anders gewendet: Der Erfolg populistischer Strömungen lässt sich auch als Reaktion auf »Defizite im Modus der Repräsentation des politischen Willens« erklären.61

			»Die DDR-Geschichte wird in einigen Teilen Westdeutschlands noch oft als etwas Fremdes wahrgenommen, ohne dass die Interdependenzen der deutsch-deutschen Nachkriegsgeschichte Beachtung finden«, kritisierte die Bundesregierung 2013 in ihrem Bericht zum Stand der Aufarbeitung der SED-Diktatur.62 Und auch heute scheint das öffentliche Reden über die DDR in einigen Bereichen immer noch dichotom, ideologisierend und stereotyp. Im Gegensatz zur Verstärkung von Überlegenheitsgefühlen einerseits und Marginalisierungswahrnehmungen andererseits sollten wir nicht nur vielfältige Erfahrungen in den Diskurs einbeziehen und die Debatte um das komplexe Verhältnis der DDR zur Bundesrepublik erweitern, sondern endlich die wohlfeile deutsch-deutsche Nabelschau beenden. Denn das Entstehen, Werden und Vergehen der deutschen Teilung kann von vielschichtigen, transnationalen Entwicklungen auf europäischer und globaler Ebene nicht getrennt werden.63 Ziel muss die Dekonstruktion von kulturalistischen Kategorien wie »Osten« und »Westen«, mithin die Pluralisierung von Erinnerung sein. Das funktioniert aber nur, wenn Erinnerungskultur nicht durch lineare Narrative dominiert, sondern von verwobenen Geschichten bereichert wird.64

			»Wir werden unser eigenes Zeitgefühl reparieren müssen, wenn wir unser Eintreten für die Freiheit erneuern wollen«, empfiehlt Timothy ­Snyder angesichts populistischer Stimmungen und wachsender gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit. Mit Ende des Kalten Krieges hätten wir eine »Politik der Unausweichlichkeit« akzeptiert, das Gefühl, Geschichte könne sich nur in eine Richtung bewegen: in Richtung liberaler Demokratie. »Damit schwächten wir unsere Abwehrkräfte, schränkten unsere Fantasie ein und ebneten genau den Regimen den Weg, die, wie wir uns einredeten, niemals zurückkehren würden.«65 Erinnerungskultur als »Politik der Anerkennung« (Laurajane Smith) sollte es daher ermöglichen (und aushalten), unterschiedliche Sichtweisen auf Vergangenheit zuzulassen.66 Ihre stärksten Verbündeten sind dabei Wissenschaft und Aufarbeitung, die – auch im Sinne des Beutelsbacher Konsenses – durchaus kontrovers sein dürfen. Nur so ist Erinnerungskultur keine museale Tradition, sondern (im besten Fall) gelebte, weil streitbare Demokratie.

			Die Generation meiner Eltern, konkret die Jahrgänge 1940 bis 1960, hat Steffen Mau als »lost generation« der Einheit bezeichnet. Zwar gewann sie seit 1989/90 in vielerlei Hinsicht Freiheit. Aber »[die] Unzufriedenheit, die sie dazu gebracht hatte, der DDR die Gefolgschaft aufzukündigen, wurde durch den Eintritt in die Bundesrepublik nicht aufgelöst«.67 Trotz aller darin innewohnenden Verbitterung möchte ich diese Generation jedoch noch nicht so schnell (und undifferenziert) an Resignation und Populismus verloren geben. Zur Bewältigung der Folgen des Einheitsprozesses und der Verständigung darüber, »was war, was sich nicht wiederholen darf und was werden soll«68 sowie für einen Konsens, was seit 1989/90 in gemeinsamer Anstrengung gut gelaufen ist, braucht es aber einen Prozess des Aufeinanderzugehens – mit mehr Anerkennung und weniger Bequemlichkeit.
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			Raj Kollmorgen

			Ein anhaltendes Defizit?

			Ostdeutsche in den Eliten als Problem und Aufgabe

			Die öffentliche Debatte über die Vertretung Ostdeutscher in den bundesdeutschen und regionalen Eliten wogt seit über 30 Jahren auf und ab. Über viele Jahre bewegte sich das Thema unterhalb der öffentlichen Aufmerksamkeitsschwelle; nur anlässlich einschlägiger Feiertage erfuhr es für ein bis zwei Wochen skandalisierende Aufmerksamkeit. Seit etwa fünf Jahren ist allerdings eine systematische Verschiebung zu beobachten, die sich insbesondere zweier nicht neuer, aber eskalierender Entwicklungskonstellationen verdankt.

			1	Problemhorizont

			Zum einen hat sich die in den 1990er Jahren in Politik und Wissenschaft vorherrschende Annahme, die geringe Vertretung Ostdeutscher in den bundesdeutschen Eliten wachse sich in den kommenden zehn bis fünfzehn Jahren von selbst aus, sobald die Jüngeren über entsprechende Sozialisationen, Qualifikationen und Laufbahnerfahrungen verfügten, offenkundig nicht bestätigt. Auch wenn es bis heute keine vollumfassenden, detaillierten und validen Erhebungen zur Vertretung Ostdeutscher in den bundesdeutschen Eliten gibt, die vorliegenden Teilergebnisse der letzten Jahre sind eindeutig. Es gibt eine Repräsentationslücke, die sich auch nicht in allen Sektoren zu schließen scheint. Wenn sich aber das Problem in fast 30 Jahren nicht autogen erledigt hat, was folgt daraus für die Gesellschaft der Bundesrepublik und die ostdeutschen Regionen? Resultieren aus dem personellen Repräsentationsdefizit Schwierigkeiten in der Wahrnehmung, Vermittlung und Durchsetzung von ostdeutschen Ideen und Interessen? Führt das Defizit zu spezifisch ostdeutschen Problemen in der Regionalentwicklung?

			Zum anderen haben die Erschütterungen der politischen Landschaft nach 2015 im Zusammenhang mit der Migrationskrise, der Ausbreitung von rechtspopulistischen Protestbewegungen sowie dem rasanten Aufstieg der AfD und deren Wahlerfolgen gerade in den neuen Bundesländern dafür gesorgt, dass neu gefragt wird, woher die Distanz, ja das offenbar ubiquitäre Misstrauen der Ostdeutschen gegenüber den repräsentativ-demokratischen Institutionen und ihren Eliten stammt, was die Gründe für die Wahlerfolge populistischer Parteien sind – und ob der Mangel an Ostdeutschen in den Eliten eine Ursache dafür sein könnte.

			Der Beitrag setzt an diesem Problemhorizont an und wird nach begrifflichen Vorklärungen (2.) eine empirisch gestützte Problemdiskussion vornehmen (3.), die mit einem Zwischenresümee (4.) endet. Dem folgt (5.) ein pointierender Erklärungsversuch der Rekrutierungsdefizite. Eine kurze Diskussion politischer Gestaltungschancen und möglicher Zukünfte (6.) beschließt den Beitrag.

			2	Problematische Begriffe: Elite und Ostdeutsche*r

			Um zu wissen, worüber im Folgenden geschrieben und diskutiert wird, sind zunächst zwei Fragen zu klären: Wer zählt zur Elite und wer wird im vorliegenden Kontext als Ostdeutsche*r begriffen?

			Elite

			Unter Elite(angehörigen) werden jene Personen verstanden, die in be­­stimmten überlokalen Handlungsarenen Entscheidungsmacht besitzen, die also innerhalb von Institutionen und Organisationen mit gesamtgesellschaftlicher Wirkungsreichweite über die wesentlichen Steuerungskompetenzen und Machtressourcen verfügen (vgl. Kaina 2009, Wasner 2004). Eliten verfügen also, um es anders zu formulieren, über das erste Zugriffsrecht auf Ressourcen und über das letzte Wort in gesamtgesellschaftlich relevanten Entscheidungsprozessen.

			Eliten werden empirisch vor allem als Positionseliten begriffen (vgl. Hoffmann-Lange 1992: 39 – 43, 85 – 90; Kaina 2009: 394 – 397). Machtpositionen werden damit an strukturelle und institutionelle beziehungsweise organisationale Positionen, vor allem Ämter, gekoppelt, wie beispielsweise Minister*in, Präsident*in einer nationalen Wissenschaftsakademie oder Vorstandsvorsitzende*r einer Aktiengesellschaft. Inhaber*innen solcher (im weitesten Sinne) Ämter zählen unter Absehung der konkreten Person, ihres Charakters und Einflusshandelns zur Elite.

			Dabei werden zwei Elite-Ebenen unterschieden:

			(1) Die Top-Elite umfasst die eigentlichen Spitzenpositionen auf nationaler Ebene in allen Sektoren, zum Beispiel im staatspolitisch-exekutiven Bereich: Bundeskanzler*in, Bundesminister*innen, Bundespräsident*in oder die Ministerpräsident*innen der Länder; für die Wirtschaft: Vorstände der sektoral jeweils umsatzstärksten Großunternehmen, wobei es sich insgesamt um etwa 1500 Positionen handelt.

			(2) Zur Elite insgesamt zählen neben den eben genannten Top-Positionen einerseits deren Stellvertreter*innen und weitere Mitglieder in Kollektivgremien (wie Vorstände, Präsidien und so weiter), andererseits die Positionen der »zweiten Reihe«. Letztere umfassen zum ­Beispiel Abteilungsleiter*innen der Bundesministerien, Staatssekretär*innen auf Länderebene oder Landesgerichtspräsident*innen. Die so begriffene bundesdeutsche Elite zählt – je nach konkreter sektoraler Ausgestaltung – etwa 5000 – 10.000 Positionen (siehe Kollmorgen 2015: 196/197 und vgl. ­Bunselmeyer et al. 2013: 7 – 10, Hoffmann-Lange 1992: 112/113).1

			Ostdeutsche Elite

			Obzwar der Terminus »ostdeutsche Eliten« geläufig ist, bleibt er doppeldeutig und bedarf einer Klärung, da mit ihm sowohl Menschen ostdeutscher Herkunft wie auch alle Eliteangehörigen in den neuen Ländern unabhängig von ihrer Herkunft verstanden werden können. Deshalb wird mit Blick auf den Problemkontext definiert: »Ostdeutsche Eliten« bezeichnet wie »Eliten in Ostdeutschland« die Angehörigen der Eliten in den fünf neuen Bundesländern; der Ausdruck »westdeutsche Eliten« erfasst demzufolge die Eliten in den zehn alten Ländern. »Bundesdeutsche Eliten« adressiert die Eliten auf nationalstaatlicher Ebene, die aufgrund der föderalen Konstitution auch Elitepositionen in den ost- wie westdeutschen Ländern (zum Beispiel die Minister*innen der Länder) einbezieht.

			Demgegenüber werden als »ostdeutsche Eliteangehörige« oder »Ostdeutsche in den Eliten« alle Positionsinhaber*innen begriffen, die in der DDR geboren wurden und dort mindestens bis zum 14. Lebensjahr aufgewachsen sind, sowie alle nach dem 3. Oktober 1990 in den neuen Bundesländern und Ost-Berlin geborenen und/oder im Wesentlichen dort aufgewachsenen Personen mit Eltern, die 1989 Bürger*innen der DDR waren.

			Ostdeutsch kann selbstverständlich auch strikt nach dem Wohnortprinzip definiert werden. Angesichts der massiven Binnenwanderungen zwischen Ost und West seit der Grenzöffnung im Herbst 1989 könnte damit aber empirisch zum Beispiel nicht erfasst werden, welche Aufstiegschancen Menschen mit DDR-Herkunft besitzen. Mit der Grenze des 14. Lebensjahres wird pragmatisch die Primärsozialisation in der DDR abgebildet, die als ein Grund für unterschiedliche Rekrutierungschancen begriffen wird. Allerdings ist diese Definition zukünftig nur noch bedingt tauglich (siehe 6).

			3	Problemdimensionen und Problemperspektiven

			Rekapituliert man die Ergebnisse der theoretisch-konzeptuellen Eliteforschung wie der empirischen Analysen zum ostdeutschen Fall eines radikalen Elitewechsels (als Übersichten etwa: Best/Holtmann 2012, Bürklin et al. 1997, Hoffmann-Lange 2000, Kaina 2009, Kollmorgen 2015, Wasner 2004), werden zum Thema Ostdeutsche in den Eliten drei mögliche Problemdimensionen erkennbar:

			(1) Das sozialstrukturelle Rekrutierungs- und Repräsentationsproblem: Hier ist problematisch, in welchem Umfang Ostdeutsche in den Eliten vertreten sind beziehungsweise neu rekrutiert werden. Entspricht ihr Anteil dem Bevölkerungsanteil oder liegt er (weit) darunter? Das gilt übergreifend, aber auch auf einzelne Elitesektoren (Politik, Wirtschaft, Verwaltung, Zivilgesellschaft, Wissenschaft und so weiter), auf bestimmte Regionen (etwa Bundesländer) oder Eliteebenen bezogen.

			(2) Das Problem systemischer Elitenintegration: Hier wird nach möglichen Problemen des systemischen Zusammenwirkens von Eliten und nicht-elitären Gruppen in und zwischen unterschiedlichen Sektoren, Regionen oder Ebenen, das heißt in horizontaler wie vertikaler Perspektive, gefragt. Unterschiedliche Kommunikationsstile Ostdeutscher gegenüber westdeutschen Elitenangehörigen könnten etwa Informationsflüsse stören, Entscheidungen verzögern oder Durchsetzungsprozesse ­erschweren.

			(3) Das Problem sozialer Elitenintegration: Hier treten mögliche gesellschaftliche Probleme in den Blick, die darauf basieren, dass Ost- und Westdeutsche sich in normativer Hinsicht (Werte, Normen, Einstellungen) substanziell unterscheiden. Das betrifft die horizontale Dimension, das heißt das Zusammenwirken unterschiedlicher Elitesektoren oder Regionen, und die vertikale. Letztere umfasst sowohl das Zusammenspiel von Positionsinhaber*innen unterschiedlicher Eliteebenen als auch die normative (Des-)Integration von Eliten und Bevölkerung(sgruppen).

			Darüber hinaus ist auf zwei grundlegend differente Problemperspektiven aufmerksam zu machen, die quer zu den Dimensionen verlaufen. Jede Diskussion eines Eliteproblems muss sich mit der Frage auseinandersetzen, ob es aus funktionaler oder normativer Perspektive vorgetragen und bewertet wird.

			Dabei interessiert aus funktionaler Perspektive, ob und wie gravierend das Elitenproblem für den gesellschaftlichen Entwicklungsprozess unter Output-Gesichtspunkten ist. Sorgen die gegebenen Rekrutierungs-, Repräsentations- und Integrationsmechanismen von Eliten und Bevölkerung sowie deren unmittelbare Folgen (wie eine Mindervertretung) für gesamtgesellschaftliche Stabilität und Chancenwahrnehmung in der Entwicklungsgestaltung oder werden umgekehrt nicht nur Entwicklungspotenziale verschenkt, sondern auch kulturelle Konflikte oder sozioökonomische Polarisierungen zwischen Bevölkerungsgruppen befördert?

			Davon zu unterscheiden ist eine normative Perspektive. Sie thematisiert, ob die elitären Funktionsmechanismen und deren Output unsere verfassungsrechtlich gestützten Erwartungen an meritokratische, also leistungsorientierte, und partizipativ-demokratische Wohlfahrtsgesellschaften erfüllen oder nicht. Muss also im Handlungsfeld der Eliten etwas geändert werden, auch wenn es weder politisch noch ökonomisch ernsthafte »objektive« Funktionsprobleme in der Gesellschaft gibt?

			Im Folgenden wird auf drei Problemkonstellationen etwas näher eingegangen, die sich politisch als besonders relevant erwiesen haben (siehe zum Beispiel Best/Holtmann 2012, Bluhm/Jacobs 2016, Deutsche Gesellschaft 2017, Kollmorgen 2015).

			Rekrutierung und Repräsentation Ostdeutscher: Befunde und Folgen

			Hinsichtlich der sogenannten deskriptiven Repräsentation, das heißt der Frage, wer mit welcher Herkunft in Elitepositionen berufen wird und dort verbleibt, kann die gegenwärtige empirische Daten- und Forschungslage in drei Punkten zusammengefasst werden:

			(1) Die bundesdeutsche Elite wird nach wie vor von Positions­in­ha­ber*innen westdeutscher Herkunft dominiert. Obwohl ca. 17 Prozent aller Bundesbürger*innen ostdeutscher Herkunft sind, stammen heute (2015– 2019) insgesamt nur etwa 6 bis 8 Prozent dieser Eliten aus den neuen Bundesländern (Tab. 1). Dabei finden sich neben proportionalen, teils sogar überproportionalen Vertretungen in wichtigen Feldern des staatspolitischen Sektors sowie Werten zwischen circa 5 und 15 Prozent in den Bereichen Wissenschaft, Verwaltung, Zivilgesellschaft oder Kirchen auch Sektoren extremer Unterrepräsentation. Hierunter fallen mit einem Anteil von ein bis zwei Prozent die Sektoren Justiz, Militär und Wirtschaft.

			Tab. 1: Gegenwärtiger Anteil der Ostdeutschen (in v. H.) an den bundes­deutschen Eliten (2015 – 2019)

			
				
					
					
				
				
					
							
							Sektor

							Konkrete Positionsfelder

						
							
							2015 – 2019

						
					

					
							
							(Staats-)Politik (politische Repräsentations- und Exekutiveliten)

							Bundeskabinett (Bundeskanzler*in und Minister*innen)

							Ministerpräsident*innen der Länder

							Länderregierungen (Kabinette mit Ministerpräsident*innen, ohne Berlin)

							Bundestag (Präsidium)

							Bundestagsparteien (Parteivorsitzende, Fraktionsvorsitzende und Stellvertreter*innen)

							Bundestagsabgeordnete1

						
							
							12 % (2019)

							25 % (2019)

							24 % (2016)

							17 % (2019)

							21 % (2017)

							14 % (2017)

						
					

					
							
							Politische, zivilgesellschaftliche, religiöse Organisationen

							Wirtschaftsverbände

							Gewerkschaften

							Christliche Kirchen

						
							
							ca. 8 % (2015)

							ca. 10 % (2015)

							ca. 17 % (2015)

						
					

					
							
							Verwaltung

							Beamtete Staatssekretär*innen Bund

							Staatssekretär*innen (beamtete/politische) Länder

							Abteilungsleiter*innen Bundesministerien

							Abteilungsleiter*innen Ministerien Länder1

						
							
							7 % (2016)

							ca. 5 % (2017)

							3 % (2018)

							ca. 7 % (2016)

						
					

					
							
							Justiz

							Bundesverfassungsrichter*innen

							Oberste Gerichte der Bundesrepublik, ohne Bundesverfassungs­gericht (BVerfG) und Vorsitzende der Senate

							Bundesrichter*innen insgesamt (ohne BVerfG)

						
							
							0 % (2018)

							0 % (2018)

							1 % (2018)

						
					

					
							
							Militär

							Höchste Führungsebene (Generalinspekteur*innen, Inspekteur*innen)

							Generalität insgesamt

						
							
							0 % (2018)

							1 % (2018)

						
					

					
							
							Wirtschaft

							Vorstände der deutschen DAX-Unternehmen

						
							
							2 % (2017)

						
					

					
							
							Massenmedien

							Intendant*innen der öffentlich-rechtlichen Sendeanstalten

							Chefredakteur*innen wichtiger überregionaler Tages- und Wochenzeitungen (Die Zeit, FAZ, Der Spiegel und andere)

							Direktor*innen/Geschäftsführer*innen der Landesmedienanstalten1

						
							
							8 % (2018)

							0 % (2016)

							14 % (2018)

						
					

					
							
							Wissenschaft

							Präsident*innen der großen Wissenschafts- und Forschungs­organisationen

							Hochschulrektor*innen (Universitäten)

							Universitätsprofessor*innen Soziologie1

						
							
							20 % (2018)

							0 % (2019

							ca. 5 % (2015)

						
					

				
			

			Erläuterung: 1 Diese Positionen zählen dem hier verwendeten Eliteverständnis gemäß nicht zu den sektoralen Eliten, werden aber zur Information mit aufgeführt (siehe auch die Erläuterungen im Text). 

			Quellen: Bluhm/Jacobs 2016: 9 – 28; Kollmorgen 2015: Tab. 2; eigene Recherchen.

			(2) Der Transfer westdeutscher Personen auf Elitepositionen nach Ostdeutschland hat sich ab Mitte der 1990er Jahre abgeschwächt, wurde aber keineswegs gestoppt. Das gilt für alle Sektoren, in besonderer Weise aber für die Verwaltung, die Judikative, die Massenmedien und die Wissenschaft. Im Ergebnis sind die Ostdeutschen – abgesehen vom staatspolitischen Sektor (ca. 70 %) – selbst in den Eliten ihrer eigenen Regionen in der deutlichen Minderheit. Im Durchschnitt besetzten Ostdeutsche 2016 etwa 25 – 30 Prozent aller Elitepositionen im Osten (Tab. 2). In den westlichen Bundesländern dürfte der Anteil Ostdeutscher an den Eliten bei maximal 2 Prozent liegen (bei einem Bevölkerungsanteil von circa 5 %).

			Tab. 2: Anteile Ostdeutscher (in v. H.) an ausgewählten sektoralen Eliten in Ostdeutschland im Zeitverlauf (1990 – 2016)

			
				
					
					
					
					
					
				
				
					
							
							Jahr

							Sektor

						
							
							1990/91

						
							
							1994/95

						
							
							2004

						
							
							2015/16

						
					

				
				
					
							
							Politische Exekutivelite1

						
							
							72

						
							
							72

						
							
							75

						
							
							70

						
					

					
							
							Verwaltungselite2

						
							
							0

						
							
							3 – 5 (geschätzt)

						
							
							26

						
							
							46

						
					

					
							
							Judikative Elite3

						
							
							-

						
							
							1 – 3 (geschätzt)

						
							
							3

						
							
							6

						
					

					
							
							Wirtschaftselite4

						
							
							–

						
							
							–

						
							
							35

						
							
							39

						
					

					
							
							Wissenschaftselite5

						
							
							–

						
							
							15 (geschätzt)

						
							
							15 (geschätzt)

						
							
							19

						
					

					
							
							Massenmediale Elite6

						
							
							–

						
							
							20 (geschätzt)

						
							
							31

						
							
							28

						
					

				
			

			Erläuterung: 1 Ministerpräsident*innen und Minister*innen in den neuen Ländern ohne Berlin (N = 50 – 53 Positionen); 2 Staatssekretär*innen in den Länderregierungen ohne Berlin (N = 49 – 62); 3 Vorsitzende Richter*innen der Senate, Präsident*innen und Vize-Präsident*innen der Obersten Gerichte in den neuen Ländern ohne ­Berlin (N = 147 – 187); 4 Leiter*innen und ihre Stellvertreter*innen der 100 umsatzstärksten ostdeutschen Unternehmen ohne Berlin (N = 188); 5 Rektor*innen und Kanzler*innen der größten ostdeutschen Hochschulen/Universitäten sowie Direktor*innen, Vorstände und Abteilungsleiter*innen der großen außeruniversitären Forschungsinstitute in den neuen Ländern (N = 130 – 159); 6 Verlagsleiter*innen, Geschäftsführer*innen sowie Chefredakteur*innen der ostdeutschen Regionalzeitungen ohne Berlin, Leitungsebene der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten mit ostdeutschem Teilsitz ohne Berlin (N = 39 – 47).
Quellen: Bluhm/Jacobs 2016; Derlien 2001; eigene Schätzungen.

			(3) In der Reproduktion und Zirkulation der bundesdeutschen Eliten nach 1990 ist ein dreifaches Muster erkennbar. Erstens, je höher die Position klassifiziert ist, desto unwahrscheinlicher wird die Besetzung mit Ostdeutschen. Nur der staatspolitische Sektor weicht von dieser Regel ab. Zweitens steigen die Chancen Ostdeutscher in der Rekrutierung und Elitenkarriere in dem Maße, in dem demokratische Auswahlverfahren auf territorialer Grundlage dominieren (demokratische Wahl- oder Delegationseliten) und die Bedeutung von institutionalisierten Laufbahnordnungen (Ernennungs- und Karriereeliten), wie sie insbesondere in der Verwaltung, der Judikative, dem Militär oder der Wissenschaft zum Teil hoch formalisiert ausgebildet sind, sowie von (marktgeneriertem) Besitz abnehmen. Drittens sind die Chancen Ostdeutscher in den zentralen Feldern staatlicher (Verwaltung, Judikative, Militär, Polizei), ökonomischer und massenmedialer Herrschaft systematisch geringer als im repräsentativ-demokratischen Politikfeld wie in allen anderen Elitesektoren (Ausnahme: Wissenschaft).

			Offenkundig handelt es sich hier um ein manifestes und persistentes sozialstrukturelles Rekrutierungs- und Repräsentationsproblem in fast allen Elitesektoren – und zwar auf Bundes- wie Länderebene. 

			Folgen daraus aber – perspektivisch gewendet – unmittelbare funk­tionale Defizite im Sinne von Instabilität, Krisen oder Entwicklungsproblemen? Für die Länder- und Bundesebene kann das verneint werden. Etwas anders stellt sich die Situation dar, wenn nach der angemessenen politischen und zivilgesellschaftlichen Repräsentation von Ideen und Interessen der ostdeutschen Bevölkerung(sgruppen) in den und durch die Eliten gefragt wird. Prinzipiell ist zunächst festzuhalten, dass eine hinreichende Interessenrepräsentation keineswegs zwingend an gleiche regionale oder soziale Herkünfte gebunden ist. Nicht nur setzt jede Repräsentation die Vertretung nicht nur der eigenen Interessen voraus. Auch das komplexe intermediäre politische System sorgt dafür, dass in politisch-administrativen Entscheidungsarenen unterschiedliche Interessen artikuliert, vermittelt und berücksichtigt werden. Daher bedeutet etwa der überproportionale Anteil von ostdeutschen Exekutiveliten mit westdeutscher Herkunft nicht per se repräsentative Dysfunktionen und Defizite.

			Dennoch besitzt die These, dass der Mangel an Ostdeutschen in den Eliten zu einer geringeren Aufmerksamkeit gegenüber sowie minderen Durchsetzungskraft von ostdeutschen Interessen führt, einige Plausibilität. Dazu kann man nicht nur auf die frühen 1990er Jahre und die westdeutsche Ignoranz gegenüber ostdeutschen Erfahrungen und Interessenlagen beispielsweise in den Bereichen Wohnen, Bildung und Beruf oder Arbeit zurückblicken. Noch die Diskussion über die Schließung von ostdeutschen Standorten des Siemens-Konzerns in den Jahren 2017/18 hat diesbezügliche Asymmetrien zwischen West und Ost erkennen lassen, die wahrscheinlich auch mit der geringen Präsenz Ostdeutscher in den Schaltzentralen von Großunternehmen zusammenhängen.

			Darüber hinaus kann gefragt werden, ob ohne einen proportionalen Anteil Ostdeutscher in allen Sektoren nicht generell wichtige öffentliche Diskussions-, Lern- und Innovationsimpulse für Deutschland insgesamt verschenkt werden (vgl. etwa Links/Volke 2009, Engler/Hensel 2018). Bisher liegen allerdings zu all diesen (potenziellen) Zusammenhängen und Folgen kaum valide sozialwissenschaftliche Untersuchungen und verwertbare Forschungsresultate vor.

			Was bedeutet die Unterrepräsentation aus normativer Perspektive? Das kommt auf den jeweiligen Standpunkt an. Für ein wissenschaftliches und politisches Lager erscheint der geringe Anteil Ostdeutscher (selbst in Ostdeutschland) angesichts des radikalen Umbruch- und Vereinigungsprozesses plausibel, ja unvermeidlich. Verwiesen wird auch auf den Umstand, dass Ostdeutsche in den Rekrutierungsprozessen formell nicht diskriminiert werden und der Erwerb notwendiger Qualifikationen sowie die Ausbildung echter Rekrutierungschancen in bestimmten Sektoren deutlich über zehn Jahre benötigt (zum Beispiel für Bundesrichter*innen). Insofern wird auf leichte Besserungen in den letzten Jahren und die weitere Zukunft mit höchstwahrscheinlich steigenden Anteilen Ostdeutscher verwiesen. Ein anderes Lager bewertet diese Analyse kritisch und behauptet, dass nach 30 Jahren die Rekrutierungsdefizite und Repräsentationslücken in den Eliten wichtiger Sektoren nicht mehr legitimierbar sind (zur Debatte: Best/Holtmann 2012, Bürklin et al. 1997, Deutsche Gesellschaft 2017, Hoffmann-Lange 2000, Jacobs/Bluhm 2016, Kollmorgen 2015).

			Sektorale Asymmetrien

			Eine andere Problemkonstellation betrifft die eigentümlichen sektoralen Unterschiede in der Rekrutierung Ostdeutscher. Während Ostdeutsche in den politischen Repräsentationseliten (Parteien, Parlamente, politische Exekutive) sowohl auf Bundes- wie auf Landesebene weitgehend adäquat vertreten sind (siehe Tab. 1, 2), gibt es nicht nur in der Judikative, sondern auch in der administrativen Exekutive, dem Militär, der Wirtschaft, den Massenmedien und in wichtigen Teilen der Wissenschaft ein massives Repräsentationsdefizit. Folgen daraus ernsthafte funktionale Defizite in der transsektoralen Elitenkommunikation? Sind bestimmte Kommunikations- und Koordinationsprobleme in der gesellschaftlichen Entwicklung gerade in den ostdeutschen Bundesländern durch diese merkwürdige Asymmetrie zu erklären? Dazu gibt es bis heute bestenfalls erste Überlegungen und Vermutungen, die unter anderem die Kommunikation zwischen Verwaltung und Zivilgesellschaft (Eliten und Gruppen) in den neuen Ländern oder jene zwischen der bundesdeutschen Staatspolitik (mit einem angemessen Anteil Ostdeutscher) und einer von Westdeutschen dominierten Wirtschaft sowie Wissenschaft betreffen.

			Auch hier muss aus normativer Perspektive darüber hinaus gefragt werden, ob es relevante Bevölkerungsgruppen akzeptieren, wenn die Ostdeutschen in den politischen Eliten proportional vertreten sind – nicht aber in wichtigen anderen Sektoren.

			(Des-)Integration zwischen Eliten und ostdeutscher Bevölkerung

			Ein weites und gesellschaftspolitisch brisantes Problemfeld öffnet sich mit Blick auf die multidimensionale Integration von Eliten und ostdeutscher Bevölkerung. Die vielleicht entscheidende Fragestellung ist die nach dem möglichen Zusammenhang zwischen dem Repräsentationsdefizit Ostdeutscher in den allermeisten Elitesektoren und der besonderen und größeren Elite-Bevölkerungsdistanz auf der Einstellungsebene, den schwächeren Werten beim Institutionenvertrauen und – nicht zuletzt – dem deutlich höheren Engagement Ostdeutscher in links- wie rechtspopulistischen, teils -radikalen Bewegungen und politischen Parteien.

			Einige Forschungsergebnisse zu den politischen ­Repräsentationseliten in den ostdeutschen Ländern weisen darauf hin (Best/Vogel 2011, Vogel 2017), dass es dort besondere und in bestimmter Hinsicht auch größere Einstellungsdifferenzen zwischen Eliten und Bevölkerung gibt als in Westdeutschland, die sich auch den unterschiedlichen Herkünften der Eliten, das heißt mit oder ohne DDR-Biografie, verdanken.2 Signifikante Einstellungsdifferenzen zwischen der ost- und westdeutschen Bevölkerung sowie der zwischen der ostdeutschen Bevölkerung und Westdeutschen in den ostdeutschen Eliten gibt es etwa zur konkreten Gestaltung demokratischer Prozesse, für die sich Ostdeutsche unter anderem stärker direktdemokratische Elemente wünschen, oder hinsichtlich der Rolle des Sozialstaates als Akteur zur Herstellung sozialer Gerechtigkeit, wofür die Ostdeutschen stärker ­plädieren. Deutliche Unterschiede gibt es aber auch in Bezug auf die Geschlechterbeziehungen (bei denen Ostdeutsche gleichberechtigter orientiert sind) oder zu Fragen der Europäisierung und Globalisierung, einschließlich der Migrationsproblematik, wobei hier Ostdeutsche ­deutlich skeptischer und begrenzender argumentieren (ebd., Rainer et al. 2018).

			Aus der personellen Vertretungslücke und den inhaltlichen Differenzen zwischen ostdeutscher Bevölkerung und den (politischen) Eliten in Ostdeutschland mit westdeutscher Herkunft lässt sich die Hypothese begründen, dass ein erheblicher Teil der ostdeutschen Bevölkerung nicht nur mit den Eliten in Ostdeutschland (und der Bundesrepublik insgesamt) fremdelt, also in ihnen gerade nicht ihre Vertreter*innen oder – jenseits des politisch-administrativen Systems – ihre Führungskräfte erkennt, die respektiert werden und denen man vertraut. Vielmehr steigt mit dieser Konstellation die Wahrscheinlichkeit einer Übertragung der Distanz auf die Basisinstitutionen der Bundesrepublik – vom politischen System über die Justiz bis zur sozialen Marktwirtschaft. Das wiederum erschwert nicht nur soziale Integrationsprozesse in Ostdeutschland sowie zwischen Ost- und Westdeutschen, sondern kann auch zu funktionalen Integrationsproblemen beitragen, weil etwa Eliten- und Institutionenmisstrauen mittel- und langfristig auch die Effektivität institutioneller Mechanismen untergräbt.

			Bisher liegen allerdings auch zu diesen (potenziellen) Zusammenhängen und Folgen keine validen sozialwissenschaftlichen Erhebungen und Forschungsresultate vor.3

			4	Zwischenresümee: Elitenprobleme zwischen Forschung und Politik

			Offenkundig gibt es nicht das eine Problem von Ostdeutschen in den Eliten, egal ob die Repräsentation Ostdeutscher oder die Frage der Integra­tion von Eliten und Bevölkerung aufgerufen wird. Vielmehr ist es ein sich mit der Zeit veränderndes multidimensionales Problem, das wiederum nur aus unterschiedlichen Problemperspektiven wahrgenommen, untersucht und bewertet werden kann. Das hat Folgen für die Forschung. Zurzeit liegen keine hinreichend komplexen und validen Daten zum Elitenproblem vor. Es braucht also neue Erhebungen sowie programmatische und methodische Erneuerungen (etwa im Bereich der Rekrutierungsmechanismen, der Elitenvernetzung oder der Eliten-Bevölkerungs-Kommunikation). Zugleich ist anzuerkennen, dass es Fragen gibt, die nicht sozial­wissenschaftlich geklärt werden können, sondern nur politisch. So sehr die Forschung den Anteil Ostdeutscher in der (Top-)Elite ermitteln oder auch Einstellungsdifferenzen herauszuarbeiten vermag, so wenig ist sie in der Lage, darüber zu befinden, welche Anteile Ostdeutscher in normativer Hinsicht wann angemessen sind und ob es besonderer Unterstützungs- und Förderprogramme bedarf.

			Um die Komplexität der Problemlagen, Zukunftsperspektiven und daraus folgende Lösungsstrategien näher aufzuschließen, soll im Folgenden auf das Rekrutierungsproblem detaillierter eingegangen werden.

			5	Gründe für die Marginalisierung Ostdeutscher in der Elitenrekrutierung

			Es handelt sich um einen Komplex von Ursachen und sozialen Mechanismen, die in der Forschung bisher nur unzureichend zusammengeführt wurden. Sechs miteinander zusammenhängende Mechanismen sollen hervorgehoben und skizziert werden (Kollmorgen 2015: 211 – 215).

			Langzeitwirkungen der staatssozialistischen Herrschaft und des Vereinigungsprozesses

			Zunächst handelt es sich einerseits um eine Langzeitwirkung des DDR-Staatssozialismus, der bekanntlich die verbliebenen, auch demokratisch eingestellten Ober- und Führungsschichten bis 1961 und darüber hinaus aus dem Land trieb und zugleich die Entwicklung und Formung elitären Bewusstseins (außerhalb der Politbürokratie und ihres Apparates) konsequent bekämpfte. Andererseits ist die Marginalisierung eine Langfristfolge der Art und Weise der deutschen Vereinigung. Diese wurde als »Beitritt« (nach Artikel 23 des alten Grundgesetzes) realisiert und hatte die Übernahme der Legalinstitutionen und organisierten Akteur*innen der alten Bundesrepublik zur Folge. Für deren Eliten kamen Ostdeutsche nur selten infrage. Sie verfügten weder über das notwendige Fachwissen noch über adäquate formale Berufsqualifikationen (vgl. Best/Vogel 2012, Derlien 2001, Hornborstel 2000). Daher war der massive Elitentransfer durch den Staatssozialismus vorbereitet und mit dem Modus des Beitritts gesetzt.

			Strukturkonservative Grundorientierung

			In den zentralen Sektoren der bundesdeutschen Herrschaftsregimes (Exekutive, Judikative, Wirtschaft, Massenmedien) strebten die westdeutschen Führungsgruppen die Konservierung ihrer Machtpositionen an und zeigten kein Interesse an einer breiteren Machtteilung mit ostdeutschen Aspiranten. Viele von ihnen hegten zudem systematische Zweifel an der Verfassungstreue, Zuverlässigkeit und Führungsfähigkeit ostdeutscher Kandidat*innen – auch bezogen auf Bürgerrechtler*innen. Eine massenhafte Kooptierung Ostdeutscher in die bundesdeutschen Eliten war angesichts dessen nicht attraktiv und nicht gewollt. Zugleich war sie aufgrund eines Überschusses westdeutscher Kandidaten für die neuen, namentlich in Ostdeutschland angesiedelten Elitepositionen auch nicht notwendig.

			Quantitativer Minderheitenstatus

			Die Marginalisierung verdankt sich auch dem quantitativen Minderheitenstatus der Ostdeutschen. Der Mechanismus »strukturelle Majorisierung« (Kreckel 2004: 292) führt in den Auswahlprozessen von Eliten unter Bedingungen von eigentums- und demokratiefundierter Konkurrenz sowie fehlender Schutz- oder Kompensationsregeln für die Minderheit zur strukturellen Bevorteilung der Majorität. Die Bevorteilung der Mehrheit resultiert aus häufigeren Kommunikations- und routinisierten wechselseitigen Selbst(an)erkennungsprozessen, ohne dass eine Kolonialisierungsstrategie gegenüber der Minderheit notwendig wäre.

			Netzwerke der Macht

			Eliten organisieren sich in Netzwerken der Macht. Diese funktionieren durch wechselseitiges Kennen, Schätzen, Vertrauen, Geben und Nehmen und gründen auf sozialisatorisch und sozialstrukturell bedingter Ähnlichkeit der Leidenschaften, Interessen, Ideologien und Laufbahnen sowie auf dem Vertrauen in die Stärke des anderen (potenziellen) Eliteangehörigen. Grundsätzlich exkludierte der Netzwerkcharakter Ostdeutsche aufgrund der Beitrittslogik. Weder konnten sie in den ersten Jahren herkunftsseitig oder bildungsbiografisch in die Netzwerke hineingewachsen sein, noch verfügten sie als markierte Außenseiter über jene Machtpotenziale, die es braucht, um für Führungspositionen wahrgenommen und angesprochen zu werden. Die Außenseiterposition zeigt dabei eine eigenlogische Tendenz der Verlängerung und Verstärkung. Allerdings differierten die Chancen eines Ausschlusses Ostdeutscher in Abhängigkeit von den sektoralen Zirkulationstypen. Während Inklusionschancen durch einen demokratischen und proporz-orientierten Rekrutierungsmodus auf territorialer Basis (wie bei den staatspolitischen Wahlämtern) größer sind, zeigen sektorale Netzwerke mit dominierendem Ernennungs- oder Karrieremodus (wie Verwaltung, Militär oder Justiz) bis heute deutliche Exklusionstendenzen gegenüber Ostdeutschen.

			Soziale Über- und Unterschichtung

			Die Wahrscheinlichkeit der Marginalisierung wird infolge der sozialstrukturellen Überschichtung der ostdeutschen Gesellschaft durch Westdeutsche und der Unterschichtung der bundesdeutschen Gesellschaft durch die Ostdeutschen systematisch erhöht. Einerseits ist ein überproportionaler Anteil der deutschen Armen, Unterprivilegierten und in Unterschichtenmilieus Lebenden – unter Absehung von Bevölkerungsgruppen mit Migrationshintergrund – in den neuen Bundesländern beheimatet. Andererseits stammen alle 500 reichsten deutschen Familien aus Westdeutschland (Kaiser 2014). Etwa 90 Prozent der bundesdeutschen Oberschicht sind westdeutscher Herkunft (Krause et al. 2010: 4). Da sich die bundesdeutschen Eliten, abgesehen von den Sektoren der Kirchen, Zivilgesellschaft, Gewerkschaften und in bestimmten Feldern der Staatspolitik, überproportional aus Familien der oberen Mittel- und Oberschichten rekrutieren (Hartmann 2002), besitzen Ostdeutsche gerade hier systematisch geringere Chancen, in die Eliten aufzusteigen.

			Kulturelle Selbst- und Fremdmarginalisierung

			Die deutliche Selbstreproduktion der Eliten mit westdeutscher Herkunft wird durch zwei kulturelle Marginalisierungsmechanismen ergänzt. Eine soziokulturelle Fremdmarginalisierung sitzt nicht nur der untergegangenen DDR mit ihrer arbeiterlichen Sozialstruktur und Kultur auf, sondern verdankt sich auch der übergreifenden soziokulturellen Abwertung Ostdeutscher in der Bundesrepublik nach 1990, denen als quasi ethnische Gruppe ein Verlierer-Stigma anhaftet (vgl. Kollmorgen 2011). Beides mindert die Chancen der Ausbildung elitärer Habitus. Vielen Ostdeutschen mit primärer oder auch sekundärer DDR-Sozialisation mangelt es an einer machtvollen Sprache sowie elitären Umgangsformen und Geschmacksurteilen, sodass ihnen der berüchtigte »Stallgeruch der Macht« fehlt. Sie verfügen kraft Abkunft und Herkunft auch nicht über die Mentalität und das zugesprochene Prestige des Siegers. Dieses »Defizit« findet sein erstaunliches Pendant in der kulturellen Selbstmarginalisierungen vieler Ostdeutscher. Der radikale Umbruch 1989 – 1991 führte nicht nur zu sozialstrukturellen Abstiegen beachtlicher Teile der alten Dienstklasse, sondern verursachte soziale Verunsicherungen und Zukunftsängste für die damals mittleren Generationen, was die ohnehin weniger ausgeprägten Aufsteiger-, Eliten- und Herrschaftsmentalitäten in den neuen Ländern zusätzlich schwächte. In der Mehrheit der sozialen Statusgruppen und Gemeinschaften wurden stattdessen familienorientierte Lebensführungen, sichere Erwerbsbiografien und risikoarme Karrieren präferiert (als Überblicke: Alheit et al. 2004, Vester et al. 2001). Das scheint sich bis in die heutige Jugendgeneration fortzusetzen (siehe etwa Keller/Marten 2010, Leven/Quenzel/­Hurrelmann 2016: 75 – 77, 81).

			6	Das Rekrutierungsproblem: Zukunftsperspektiven und Lösungsstrategien

			Nicht nur Prognosen zur Zukunft des ostdeutschen Elitenproblems, sondern vor allem eine gehaltvolle Diskussion möglicher politischer Lösungsansätze und Gestaltungsoptionen können ohne Reflexion der skizzierten Marginalisierungsgründe nicht geleistet werden.

			Während sich strukturelle Majorisierung und die Reproduktion von sozialen Machtnetzwerken einem politischen Steuerungszugriff weitgehend entziehen und staatssozialistisches Erbe, strukturkonservatives (Macht-)Kalkül sowie das Qualifikationsargument nach 30 Jahren offensichtlich an Bedeutung verloren haben, entfalten die sozialstrukturelle Über- und Unterschichtung wie auch die kulturelle Fremd- und Selbstmarginalisierung weiter ihre sich allerdings selbst verändernde Wirkung. Dabei ist die Gewichtung der Faktoren vom spezifischen Rekrutierungs- und Zirkulationstyp der sektoralen Eliten abhängig. Um es zuzuspitzen: Für die politische Repräsentationselite (politische Parteien, Bundestag, Landtage, Bundesregierung und so weiter) brauchen Ostdeutsche keine »Nachhilfe« oder Förderprogramme, weil sie wegen des Zirkulationstyps einer demokratischen Delegationselite angemessen vertreten sind. Im administrativen und judikativen Sektor haben wir es mit Karriere- oder Ernennungseliten zu tun, bei denen sowohl formale Qualifikation und Laufbahn wie auch informelle Rekrutierungsnetzwerke und damit Eliteschichten und -kulturen eine zentrale Rolle spielen. Insofern wird der Anteil ostdeutscher Positionsinhaber hier zukünftig sicher noch zunehmen, aber auch in den nächsten zehn Jahren höchstwahrscheinlich nicht der Bevölkerungsrelation entsprechen. Dafür befinden sich heute zu wenig Ostdeutsche in Positionen, die den Rekrutierungspool für diese Eliten bilden (wie Abteilungsleiter in den Landes- und Bundesministerien, siehe Tab. 1). Eine Politik, die das personelle Repräsentationsdefizit abbauen will, könnte hier – durchaus vergleichbar mit dem Problemfeld der Geschlechtergleichstellung – mit Quotierungen operieren oder mit den weicheren Methoden der »affirmative action«. Ostdeutsche könnten also bei der Aneignung von Bildung und Qualifikationen besonders unterstützt, ihre Karriereschritte gefördert oder Stellen für sie freigehalten werden. Im Wirtschaftssektor finden sich ähnliche Bedingungen, wobei hier neben der Managementelite, die dem Karrieretypus zugehört, zusätzlich die Besitzelite, mithin die sozialstrukturelle Überschichtung der ostdeutschen Bevölkerung durch die westdeutsche Oberschicht der Vermögenden und Kapitaleigner eine wesentliche Rolle spielt. Hier empfiehlt sich daher eine länger anhaltende Förderung von Ostdeutschen, die Unternehmen gründen, modernisieren oder ausbauen wollen (zum Beispiel über Qualifika­tionsprogramme, Kredit- und direkte Investitionsförderungen), wobei von Bund und Ländern in diesem Bereich seit Anfang der 1990er Jahre bereits einiges geleistet wurde.

			Sowohl Quotierungen wie auch Förderprogramme für Ostdeutsche ha­­ben allerdings mit drei systematischen Problemen zu kämpfen (­Kollmorgen 2019). Erstens erscheinen Quoten weniger denn je politisch durchsetzbar. Zweitens bedeuten Quotierungen – wie die meisten positiven Diskriminierungen – nicht nur kollektive, sondern schlussendlich individuell einklagbare Anspruchsrechte. Das wirft die zu Beginn bereits angesprochene Frage auf, wer heute im juristischen Sinne Ostdeutsche*r ist. Wegen der massenhaften Binnenmigration seit 1989 sowie der vielen ost-westdeutschen Elternschaften und Biografien ist das bereits heute für Hunderttausende Bürger*innen schlicht nicht entscheidbar. In zehn Jahren wird sich das Problem vervielfacht haben. Rechtlich lässt sich daher wohl nur das Wohnort- oder Standortprinzip anwenden. Das aber kann rasch zu kontraintendierten Effekten führen, wie nicht zuletzt die Wirtschaftsförderprogramme für Ostdeutschland gezeigt haben. Von den außerordentlichen Abschreibungs- und Investitionszulagemöglichkeiten haben volumenmäßig überproportional westdeutsche Kapitaleigner und Unternehmer*innen profitiert, die nach 1990 in den neuen Bundesländern aktiv wurden. Drittens müssten sich auch in diesem Feld die Geförderten mit dem generellen Quotierungsmakel auseinandersetzen – es wären eben ostdeutsche Quoten-Eliten.

			Das lässt zwei alternative Strategien in den Blick treten. Zum einen verdanken sich die geringeren Chancen Ostdeutscher auch der Stigmatisierung des »Ostens« und der »Ostler« in den öffentlichen und privaten Diskursen nach 1990/91 als zurückgebliebene, verlorene und hilfebedürftige Gebiete und Bevölkerungsgruppen (Kollmorgen 2011, Kollmorgen/Hans 2011). Auch wenn sich das seit etwa 2005 ändert, weil bestimmte Gebiete (wie etwa Leipzig) und Gruppen in den neuen Ländern als Trendsetter oder gar Avantgarde gelten und neue Generationen andere Perspektiven auf ihre Geschichte und Lebenswelten entfalten, die Deutung Ostdeutscher und Ostdeutschlands als gegenüber dem Westen inferior bleibt bis heute hegemonial – auch mit Folgen für die Elitenrekrutierung. Insofern brauchen wir (weiter) eine Transformation dieser Diskurse – eine politische Reflexion der Probleme unter Beteiligung der Ostdeutschen.

			Zum anderen verweist das »ostdeutsche Problem« auf die Frage nach einer generellen Öffnung und Demokratisierung von Rekrutierungs- und Aufstiegsmodi in unserer Gesellschaft. Vermutlich lässt sich das ostdeutsche Vertretungsdefizit in den Eliten nur zusammen mit der Aufhebung struktureller Benachteiligungen anderer Gruppen (Frauen, Migrant*innen, Menschen mit Behinderungen, Angehörige der Unterschichten) nachhaltig lösen.

			Literatur

			Alheit, Peter: Modernisierungsblockaden in Ostdeutschland?, in: Aus Politik und Zeitgeschichte 40 (2005), S. 32 – 40.

			Best, Heinrich und Everhard Holtmann (Hg.): Aufbruch der entsicherten Gesellschaft. Deutschland nach der Wiedervereinigung, Frankfurt a. M./New York 2012.

			Best, Heinrich und Lars Vogel: Politische Eliten im vereinten Deutschland. Strukturen, Einstellungen, Handlungsbedingungen, in: Astrid Lorenz (Hg.), Ostdeutschland und die Sozialwissenschaften. Bilanz und Perspektiven nach der Wiedervereinigung, Opladen 2011, S. 120 – 152.

			Best, Heinrich und Lars Vogel: Zweimal Deutsche Vereinigung: System- und Sozialintegration der politischen Eliten nach 1871 und 1990 im Vergleich, in: Heinrich Best und Everhard Holtmann (Hg.), Aufbruch der entsicherten Gesellschaft. Deutschland nach der Wiedervereinigung, Frankfurt a. M./New York 2012, S. 85 – 103.

			Bluhm, Michael und Olaf Jacobs: Wer beherrscht den Osten? Ostdeutsche ­Eliten ein Vierteljahrhundert nach der deutschen Wiedervereinigung, Universität Leipzig, Institut für Kommunikations- und Medienwissenschaft, ­Leipzig 2016, http://www.mdr.de/heute-im-osten/wer-beherrscht-den-osten-studie-100.html, letzter Zugriff am 22.10.2020.

			Bunselmeyer, Elisabeth; Marc Holland-Cunz und Katrin Dribbisch: Projektbericht »Entscheidungsträger in Deutschland: Werte und Einstellungen«, Discussion Paper P 2013-001, Wissenschaftszentrum für Sozialforschung Berlin (WZB), Berlin 2013.

			Bürklin, Wilhelm; Hilke Rebenstorf et al.: Eliten in Deutschland. Rekrutierung und Integration, Opladen 1997.

			Derlien, Hans-Ulrich: Elitezirkulation zwischen Implosion und Integration, in: Hans Bertram und Raj Kollmorgen (Hg.), Die Transformation Ostdeutschlands. Berichte zum sozialen und politischen Wandel in den neuen Bundesländern, Opladen 2001, S. 53 – 76.

			Deutsche Gesellschaft (Hg.): Ostdeutsche Eliten. Träume, Wirklichkeiten und Perspektiven, Berlin 2017.

			Engler, Wolfgang und Jana Hensel: Wer wir sind. Die Erfahrung, ostdeutsch zu sein, Berlin 2018.

			Hartmann, Michael: Der Mythos von den Leistungseliten: Spitzenkarrieren und soziale Herkunft in Wirtschaft, Politik, Justiz und Wissenschaft, Frankfurt a. M./New York 2002.

			Hoffmann-Lange, Ursula: Eliten, Macht und Konflikt in der Bundesrepublik, Opladen 1992.

			Hoffmann-Lange, Ursula: Elite West – Elite Ost?, in: Der Bürger im Staat 50 (2000) 4, S. 203 – 210.

			Hornbostel, Stefan: Von Überlebenden, Kolonisten und Newcomern. Neue und alte Eliten in Ostdeutschland, in: Kursbuch 139 (2000), S 123 – 136, http://nbn-resolving.de/urn:nbn:de:0168-ssoar-25625, letzter Zugriff am 22.10.2020.

			Kaina, Viktoria: Eliteforschung, in: Viktoria Kaina und Andrea Römmele (Hg.), Politische Soziologie. Ein Studienbuch, Wiesbaden 2009, S. 385 – 419.

			Kaiser, Arvid: Die reichsten Ostdeutschen sind Westdeutsche, in: Manager Magazin, 8.10.2014, http://www.manager-magazin.de/politik/deutschland/die-reichsten-ostdeutschen-sind-westdeutsche-a-996089.html, letzter Zugriff am 22.10.2020.

			Keller, Sabine und Carina Marten: (Wieder-)Vereinigung der Jugend? Lebensbedingungen und Zukunftserwartungen ost- und westdeutscher Jugendlicher nach der Wende, in: Peter Krause und Ilona Ostner (Hg.), Leben in Ost- und Westdeutschland. Eine sozialwissenschaftliche Bilanz der deutschen Einheit 1990 – 2010, Frankfurt a. M. 2010, S. 161 – 183.

			Kollmorgen, Raj: Subalternisierung. Formen und Mechanismen der Missachtung Ostdeutscher, in: Raj Kollmorgen, Frank Thomas Koch und Hans-Liudger Dienel (Hg.), Diskurse der deutschen Einheit. Kritik und Alternativen, Wiesbaden 2011, S. 301 – 360.

			Kollmorgen, Raj: Außenseiter der Macht. Ostdeutsche in den bundesdeutschen Eliten, in: Ulrich Busch und Michael Thomas (Hg.), Ein Vierteljahrhundert Deutsche Einheit. Facetten einer unvollendeten Integration, Berlin 2015, S. 189 – 220.

			Kollmorgen, Raj: Die falsche Therapie, in: ZEIT im Osten Nr. 16/2019, 11.4.2019, https://www.zeit.de/2019/16/ost-quote-fuehrungspositionen-ostdeutsche-herkunft-chancengleichheit, letzter Zugriff am 22.10.2020.

			Kollmorgen, Raj und Torsten Hans: Der verlorene Osten? Der massenmediale Diskurs über Ostdeutschland, in: Raj Kollmorgen, Frank Thomas Koch und Hans-Liudger Dienel (Hg.), Diskurse der deutschen Einheit. Kritik und Alternativen, Wiesbaden 2011, S. 107 – 166.

			Krause, Peter; Jan Goebel, Martin Kroh und Gert G. Wagner: 20 Jahre Wiedervereinigung. Wie weit Ost- und Westdeutschland zusammengerückt sind, in: DIW-Wochenbericht, Heft 44 (2010), S. 2 – 12.

			Kreckel, Reinhard: Politische Soziologie der sozialen Ungleichheit. Frankfurt a. M./New York 2004.

			Leven, Ingo; Gudrun Quenzel und Klaus Hurrelmann: Familie, Bildung, Beruf, Zukunft. Am liebsten alles, in: Shell Deutschland Holding (Hg.), Jugend 2015. Eine pragmatische Generation im Aufbruch, Bundeszentrale für politische Bildung, Bonn 2016, S. 47 – 110.

			Links, Christoph und Kristina Volke (Hg.): Zukunft erfinden. Kreative Projekte in Ostdeutschland, Berlin 2009.

			Vester, Michael; Peter von Oertzen, Heiko Geiling, Thomas Hermann und Dagmar Müller: Soziale Milieus im gesellschaftlichen Strukturwandel. Zwischen Integration und Ausgrenzung, Frankfurt a. M. 2001.

			Vogel, Lars: (Ostdeutsche) Politische Eliten zwischen Integration und Repräsentation, in: Deutsche Gesellschaft (Hg.), Ostdeutsche Eliten. Träume, Wirklichkeiten und Perspektiven, Berlin 2017, S. 45 – 53.

			Wasner, Barbara: Eliten in Europa. Einführung in Theorien, Konzepte und Befunde, Wiesbaden 2004.

			Anmerkungen


			
				
					1	Zuweilen wird auch die lokale Funktionselite einbezogen, d. h. Spitzenpositionen auf Regional- und Kreisebene, wie Landrät*innen, Oberbürgermeister*innen oder Geschäftsführer*innen von kleinen und mittleren Unternehmen (KMU). Für mich gehören diese aber nicht zu den Positionseliten, obwohl es für bestimmte Analysezwecke höchst sinnvoll ist, sie einzubeziehen (zur Diskussion: Kollmorgen 2015: 196/197).

				

				
					2	Ein weiterer Grund liegt in den sozialisatorischen Wirkungen des täglichen Um­­gangs mit der Mehrheit westdeutscher Eliteangehörigen auf Bundes- wie regionaler Ebene. Ostdeutsche in den Eliten übernehmen in dieser Situation vielfach Orientierungen ihrer westdeutschen Kolleg*innen. Das gilt für die Wirtschaft wie für die Verwaltung oder Justiz. Selbst in der Politik ist das regelmäßig der Fall (Vogel 2017).

				

				
					3	Ein vom Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) gefördertes Forschungsprojekt unter Leitung von Naika Foroutan, Lars Vogel und mir erhebt und analysiert gegenwärtig (2018 – 2020) neben den Rekrutierungsprozessen auch Elite-Bevölkerungsbeziehungen. Nach dem jetzigen und vorläufigen Erkenntnisstand erscheint der Zusammenhang von (wahrgenommenem) Repräsentationsdefizit Ostdeutscher und Institutionen- sowie Elitenmisstrauen weniger ausgeprägt als angenommen. Das bedarf aber in den kommenden Monaten noch der analytischen Vertiefung.
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			»Beklebter Papierkorb im Prenzlauer Berg. Protestaktion gegen die Gentrifizierung des ehemals Ost-Berliner Stadtbezirks durch zugereiste Westdeutsche 2006. (Frank Ebert)

		

	
		
			Frauke Hildebrandt

			»Affirmative Action«1 im Osten

			Hintergründe, Einwandstypen und Stand der Dinge – ein Erfahrungsbericht aus Brandenburg und Berlin

			»Darf man das noch sagen? Ossi? […] Ich glaube, alle wollen, dass der Begriff verschwindet, weil sie hoffen, dass dann auch die Vorurteile verschwinden. […] Aber egal, wie sehr das jede und jeder gehofft hat – 30 Jahre nach der Wiedervereinigung ist das alles noch da. Die Vorurteile, die Unterschiede.« (Schönian 2020, S. 9 – 10)

			I	Elitenaustausch – ein persönliches Beispiel

			Bei aller Einsicht, dass der Einigungsprozess nicht ohne das professionelle Know-how westdeutscher Expertinnen und Experten bewältigt werden konnte, und bei allem Respekt gegenüber deren anfangs oft geradezu selbstlosem Einsatz – der mit unverminderter Dankbarkeit in Erinnerung bleibt –, trotz der Anerkennung des opferbereiten Engagements unzähliger westdeutscher Helferinnen und Helfer registrierten meine Eltern in ihren dienstlichen Verantwortungsbereichen unheimlich schnell ein Verdrängungs- und Anmaßungsgebaren (meist unangeforderter) westdeutscher Ratgeberinnen und Ratgeber: Allüren und Ansprüche, die Schlimmes, ja Existenzgefährdendes für die beiseitegeschobenen Ostdeutschen befürchten ließen.

			Exemplarisch, was meinem Vater, Jörg Hildebrandt, widerfuhr: Zu DDR-Zeiten oppositionell, inhaftiert für ein halbes Jahr, DDR-Verächter durch und durch, war er in den Wendejahren 1990/91 stellvertretender Intendant des ehemaligen DDR-Rundfunks und hatte mit Transformations-, Fortbildungs- und Öffentlichkeitsarbeitsfragen zu tun. Vor allem aber mit Personalproblemen. Aberhunderte Gespräche führte er mit verschüchterten Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern. Dabei ging es um Stasi-Verstrickungen ebenso wie um erlittene Repressionen, um unvermeidliche Kündigungen wie um Wiedergutmachungsbemühungen. Rasch standen die Ängste vor dem drohenden Jobverlust im Mittelpunkt; Klagen über mangelnde Achtung seitens der neuen bundesdeutschen Leitungscrew mehrten sich. Aber auch zuversichtlich stimmende Gedanken zur Demokratisierung und Föderalisierung wurden vorgetragen. Doch nach seinem Amtsantritt Anfang November 1990 funkte der von der Bundesregierung eingesetzte Rundfunkbeauftragte dazwischen, denn all diese »vermeintlichen Grundsatzprobleme« gehörten nicht mehr in den Zuständigkeitsbereich des alten »Bolschewistenfunks«. So kam es zum medial beachteten »Mühlfenzl-Hildebrandt-Streit«, der schließlich zu Hausverbot und fristloser Kündigung meines Vaters führte. Er war unbotmäßig genug, Rudolf Mühlfenzl, dem Münchener Ex-Intendanten des Bayerischen Rundfunks, vorzuwerfen, sein Ost-Geschäft »nach Konquistadorenart« zu betreiben: »Mir kommt es manchmal vor, als hätten wir einen Krieg verloren und müssten uns nun in die bedingungslose Kapitulation begeben.« So Jörg Hildebrandt am 4. Dezember 1990 – acht Wochen nach dem Tag der Deutschen Einheit.

			Mühlfenzls erste Dienstanweisung (28. November 1990), der sogenannte Maulkorberlass, galt meinem Vater: Niemand im Funkhaus sollte hinfort öffentliche Erklärungen abgeben ohne seine, Mühlfenzls, Genehmigung oder die seiner sechs bundesdeutschen Stellvertreter. Mein Vater scherte sich nicht darum – ihm oblag die Öffentlichkeitsarbeit, so sah er es. Und so gab er – wenn angefragt – freiweg Interviews in alle Medien­richtungen, nach und nach und immer öfter mit scharfer Kritik an der Arbeit des Rundfunkbeauftragten. Fünf Beispiele dafür will ich stichwortartig aus einem Aufsatz meines Vaters herausgreifen.2

			1. Entmündigung und Gleichgültigkeit: »Zu Begegnungen mit den hier arbeitenden Menschen kam es für Herrn Mühlfenzl kaum, also auch nicht zu der Chance, deren Mentalität und Tätigkeit kennenzulernen. Ihm schien es zu genügen, Verbindungen (gemeint waren Abhängigkeiten) auf dem Wege über Dienstanweisungen – dazu noch recht fragwürdigen – herzustellen, um uns auf seine Gepflogenheiten und Geneigtheiten abzurichten. Da habe ich zwölf solcher ›Tagesbefehle‹ gezählt.« Besonders erzürnten die drei für Mühlfenzl und seine Berater geleasten schweren schwarzen Dienstwagen, die meist im Halteverbot vor dem Haupteingang abgestellt wurden und für deren Kosten das bettelarme Funkhaus aufkommen musste: »Zu Buche schlagen 199.000 DM. Die Währungsunion liegt noch nicht lange hinter uns, wir rechnen also immer noch um: Das sind genau eine Million Ostmark.«

			2. Bunkermentalität: »Mühlfenzl verließ sein ›Hauptquartier‹ so gut wie nie, um Kontakte im Haus zu knüpfen oder dringend notwendige Kenntnisse vor Ort zu erwerben. Es dauerte immerhin vier Monate, ehe er einen Termin fand, sich in einer Belegschaftsversammlung den Hörfunk-Mitarbeiterinnen und -Mitarbeitern vorzustellen. Und seine Berater stießen in das Leben dieser Rundfunk-›Einrichtung‹ wie Stoßtrupps in feindliches Gelände – ab und an, wenn sie Daten und Unterlagen brauchten.«

			3. Verfassungswidrige Entscheidungen: »Rudolf Mühlfenzl hatte ungeachtet der im Grundgesetz festgeschriebenen Medienhoheit der Länder und entsprechender Richtlinien der Direktorenkonferenz der Landesmedienanstalten (DLM), die willkürliche Präjudizierungen von Frequenzvergaben ausschließen, UKW-Frequenzen einstiger DDR-Stationen zur Disposition gestellt.«

			4. Nutzlose privatwirtschaftliche Umschulungsmaßnahmen: »Ein Beispiel für gänzliche Nichtachtung der von der ursprünglichen Leitung des Hauses eingeleiteten perspektivischen Maßnahmen war das von Rudolf Mühlfenzl angeordnete ›U-W-A‹-Projekt: ›Umschulung, Weiterbildung, Arbeitsvermittlung‹ (!), für das der Philip-Morris-Manager Ferdi Breidbach verantwortlich zeichnete. Ohne Rücksprache mit Intendanz, Betriebsakademie und Personalrat wurden hier vollendete Tatsachen geschaffen, wurde ein aufwendiges, kostspieliges Programm in Szene gesetzt, das sogleich seines mageren Inhalts wegen bei der Leitung des Hauses, bei den Mitarbeitern, aber auch bei Sachkennern der ­Arbeitspolitik ungemein kritischen Widerhall fand.« 

			5. Ungenügende politische und fachliche Konzeptfindung: »Außerordentlich bedauerlich war, dass Rudolf Mühlfenzl – gemessen am Auftrag des Artikels 36 des Einigungsvertrages – lange Zeit keine wesentlichen Entscheidungen zur Überführung oder Auflösung der ›Einrichtung‹ vorbedacht und mit dem Rundfunkbeirat verhandelt hatte. Das Konzept, das er am 8. Mai 1991 den Chefs der Staatskanzleien unterbreitete und das im Wesentlichen auf Überlegungen der Funkhaus- und DFF-Intendanz fußte, war zufolge ungenügender politischer und fachlicher und darüber hinaus verspäteter Präsentation zunächst durchgefallen. Die längst greifende provisorische föderale Rundfunkstruktur ist dagegen in Zusammenarbeit mit Hörfunkrat, kommissarischer Wende-Intendanz, neuer Intendanz der frei gewählten Regierung de Maizière und den amtierenden Landesrundfunk-Direktoren lange vor Rudolf Mühlfenzls Erscheinen umgesetzt worden. Es bedurfte wahrlich keiner großen Erkenntnis oder Anstrengung, die sich schon Mitte 1990 (!) zu entwickeln beginnenden drei Rundfunkanstalten der fünf neuen Länder, wie dann stolz mitgeteilt, als ›Keimzellen‹ künftiger Landesrundfunkanstalten zu deklarieren.«

			Nach zwei Abmahnungen (11. Januar 1991 und 21. Februar 1991) er­­hielt mein Vater am 17. Mai 1991 eine »Änderungskündigung mit sofortiger Wirkung« (mit nachfolgendem Hausverweis). Der Tagesspiegel vom 22. Mai 1991 resümierte:

			»Das Vorgehen gegen Hildebrandt zeigt, dass die Nerven der im Mediengeschäft Verantwortlichen derzeit blank liegen. Rudolf Mühlfenzl kann nach einem halben Jahr seiner Amtstätigkeit noch keine Überführung eines Senders aus den ehemaligen Rundfunkzentralen in die neuen Länder melden. Kritische Anmerkungen zu diesem Thema, von Hildebrandt mehrfach vorgebracht, treffen offenbar einen sensiblen Punkt des Rundfunkbeauftragten. Dass mit Hildebrandt ein Mann zurückversetzt wird, der den Umbruch in der DDR aktiv beförderte, mag man mit sentimentalen Gefühlen bedauern. Wenn andererseits aber ein ehemaliges Mitglied des unseligen staatlichen Rundfunkkomitees der DDR noch immer emsig im Beraterstab Rudolf Mühlfenzls mitlaufen kann, wird ein schlimmer Leisten sichtbar, der über die Personalpolitik der ›Einrichtung‹ geschlagen wird: entscheidend ist die Biegsamkeit des Rückgrats.«

			Die formaljuristische Seite der Auseinandersetzung begann im Juli 1991 vor dem Berliner Arbeitsgericht und endete Anfang 1992 vor dem Bundesarbeitsgericht in Kassel mit der Bestätigung eines außergerichtlichen Vergleichs.

			Mein Vater sagt heute, angesichts der seinerzeit »gewissenhaft übernommenen Haftung, dieser klar erkannten Verantwortung, ja angesichts auch einer unsäglichen Lust zur Veränderung hätte es nicht der Mission westdeutscher Statthalter bedurft, sündhaft teuer, sträflich ignorant, um den ehemals staatlich gelenkten Zentralrundfunk in die freie Medienwelt der öffentlich-rechtlichen Anstalten zu überführen«. 

			II	Die Repräsentationslücke im Landesdienst schließen

			Im Herbst 2019 verhandelten SPD, Grüne und CDU in Brandenburg ihren Koalitionsvertrag. Unter der Überschrift »Ostdeutsche Interessen« findet sich folgende Passage:

			»Das Land Brandenburg wird für seine berechtigten Interessen als ostdeutsches Bundesland eintreten. Die meisten politischen, gesellschaftlichen und sozialen Zukunftsfragen stellen sich in ganz Deutschland, treten im Osten jedoch verstärkt auf oder sind anders gelagert. Noch immer sind Ostdeutsche in ­Führungspositionen in Verwaltung und Justiz, Wirtschaft und Medien, Wissenschaft und Kultur unterrepräsentiert. Wir werden mit gutem Beispiel vorangehen und uns dafür einsetzen, dass die Repräsentationslücke im Landesdienst geschlossen wird. Die Koalition tritt dafür ein, dass auch Juristinnen und Juristen ostdeutscher Herkunft zu Richterinnen und Richtern an Bundesgerichte berufen werden.«

			Dieser Abschnitt ist der erste Passus in einem Koalitionsvertrag der neuen Länder, der sich explizit auf die Minderrepräsentanz Ostdeutscher in Führungspositionen bezieht, diese implizit als Missstand charakterisiert und durch Selbstnormierung Handlungsverpflichtungen eingeht.

			Vorausgegangen waren dieser Passage viele intensive Diskussionen in der ein Jahr zuvor gegründeten Ost-Kommission der SPD Brandenburg und der Ostkonferenz der Arbeitsgemeinschaft für Bildung in der SPD. Denn noch 30 Jahre nach der Wende ist die Unterrepräsentanz Ostdeutscher auf allen Leitungsebenen, im Bund und in den Ländern, erschreckend. Nur 1,7 Prozent der Führungskräfte in Deutschland kommen aus dem Osten, obwohl der Anteil der Ostdeutschen an der Gesamtbevölkerung 15– 17 Prozent ausmacht. Als Führungskräfte zählen Minister, Chefredakteure, Richter, Staatssekretäre, Geschäftsführer von großen Unternehmen, Rektoren, Generäle (Bluhm/Jacobs 2016). Lediglich 17 Prozent der Abteilungsleiter in brandenburgischen Ministerien kommen 2019 aus dem Osten (Göldner 2019), nur 12 Prozent der Professorinnen und Professoren sind es an der Universität Potsdam (Antwort auf Anfrage, Druck­sache 6/10634, 2019), und nur 13 Prozent der Richterinnen und Richter an ostdeutschen Gerichten sind Ostdeutsche (Gebauer 2017). Insgesamt sind nur circa 23 Prozent der Spitzenpositionen in den Landesverwaltungen der ostdeutschen Länder mit Ostdeutschen besetzt, obwohl sie 87 Prozent der Bevölkerung ausmachen (Bluhm/Jacobs 2016). Die Zahlen können beliebig ergänzt werden; auch in den Medien sind Ostdeutsche in Führungspositionen schlecht vertreten (siehe weiter unten). 

			In der Kommission wurde diese Situation als ein ursächlicher Aspekt der aktuellen gesellschaftspolitischen Fragen in folgender Weise diskutiert: Derart stark erlebbare Minderrepräsentanz führt dazu, dass viele Ostdeutsche die Alltagserfahrung machen, nicht hinreichend vertreten zu sein. Und Menschen, die nicht vertreten sind, betrachten sich als nicht zugehörig und erliegen der Gefahr, sich aus den gesellschaftlichen Zusammenhängen zurückzuziehen. Auch dass die jeweiligen Interessen der ostdeutschen Bundesländer weniger zentral diskutiert und berücksichtigt werden, wurde mit der fehlenden Repräsentanz in einschlägigen Führungspositionen in Zusammenhang gebracht. Zudem wurde konstatiert, dass die Minderrepräsentanz Ostdeutscher nicht individuelle, sondern strukturelle Ursachen hat. 

			Erstens wurde die Elite im Osten nach 1989 systematisch durch Führungskräfte aus den alten Bundesländern ersetzt. Das hatte zu einem erheblichen Teil berechtigte Gründe, setzte sich aber weiter fort, als diese wegfielen. Bis heute rekrutiert die neue Elite im Wesentlichen den eigenen Nachwuchs aus den alten Netzwerken. Das kann man deutlich in gehobenen Verwaltungspositionen und auch in der Wissenschaft feststellen. Es gibt 30 Jahre nach der Wiedervereinigung weder eine Universitätspräsidentin noch einen Universitätspräsidenten aus Ostdeutschland. 

			Zweitens haben die Eltern potenzieller Führungskräfte im Osten tief greifende berufliche Brüche erlebt, von der Deindustrialisierung der 1990er Jahre hat sich Ostdeutschland bis heute nicht erholt. Aus dieser Erfahrung heraus raten Eltern ihren Kindern, sichere Wege zu gehen.

			Und drittens ist natürlich das einst vollmundig propagierte sozialistische Erziehungsziel, die eigenen Interessen und Bedürfnisse denen der Gruppe unterzuordnen, nicht gerade jene Position, die man ansteuern würde, wenn man Führungskräfte für unsere heutige Gesellschaft großziehen wollte. Ein böser Witz, den viele kennen, macht das klar: Warum gibt es im Westen das Abitur nach dreizehn Schuljahren und im Osten schon nach zwölf? Weil ein Jahr Schauspielunterricht dabei ist. Nein, die Kunst der klugen Selbstpräsentation ist vielen Ostdeutschen wenig oder gar nicht geläufig. Solche unterschiedlichen Prägungen setzen sich über Generationen fort.

			Hinzu kommt viertens, dass der Habitus des westdeutschen Führungspersonals und dessen Konvention extrem »feingetunt« sind. Führungspositionen werden in der Regel von Westdeutschen vergeben. 

			Fünftens: Es fehlten in der neuen Situation von Beginn an ostdeutsche Vorbilder in Führungspositionen. Das hat sich aufgrund der zuvor beschriebenen Fakten bis heute nicht wesentlich verändert.

			Strukturellen Benachteiligungen, so wurde in der Kommission diskutiert, solle man systematisch entgegenwirken. Als Arbeitsdefinition für die Gruppe derjenigen, die von dieser Benachteiligung betroffen ist, wurde festgelegt: Als Ostdeutsche gelten Personen, deren Sozialisation in den ostdeutschen Bundesländern erfolgte oder erfolgt, also deren schulische Bildungsbiografie in den ostdeutschen Bundesländern stattgefunden hat oder stattfindet.

			In der Ostkonferenz der AG für Bildung der SPD wurde die Forderung nach einer systematischen Herangehensweise an die Beseitigung der Minderrepräsentanz als Quotenforderung präzisiert (Juni 2018): 

			»Auch 29 Jahre nach der Wende gibt es eine massive Minderrepräsentanz von Ostdeutschen in Führungspositionen in Ostdeutschland und in der gesamten Bundesrepublik. Diese Minderrepräsentanz ist auf eine strukturelle Benachteiligung von Bürgerinnen und Bürgern aus Ostdeutschland zurückzuführen, die drei zentrale Gründe hat:

			1. In Ostdeutschland wurden 1990 beim Aufbau von Wirtschaft, Landes- und Kommunalverwaltung, Justiz und Hochschulen, in kommunalen Spitzenverbänden und Medien nahezu alle Positionen mit Personal aus den alten Bundesländern besetzt. Stellennachbesetzungen erfolgten und erfolgen innerhalb der etablierten Netzwerke durch im Altbundesgebiet sozialisierte Personen.

			2. Menschen, deren schulische Bildungsbiografie in den ostdeutschen Bundesländern stattgefunden hat, sind strukturell benachteiligt, weil die DDR-Gesellschaft andere Erfordernisse hatte und andere Erwartungen definierte als die heutige. Zentral waren Werte des Sich-Einordnens in eine Gemeinschaft und der persönlichen Zurückhaltung in öffentlichen, sozialen Kontexten.

			3. Ausgelöst durch Infragestellung der bisherigen Bildungsbiografie, ­Abwertung der Ausbildungswege und Verpflichtungen zur Nachqualifizierung in den 1990er Jahren kam es zu einem Prozess der Verunsicherung im neuen System, der die Neuorientierung erschwerte.

			Auswirkungen dieser Entwicklungen und Erfahrungen wirken unvermindert bis in die Gegenwart.

			Worauf bezieht sich die Quote?

			Um diese strukturellen Benachteiligungen zu minimieren, fordern wir die Einführung einer Ostquote von 18 Prozent für Führungskräfte in Landes- und Kommunalverwaltung, in Justiz und Hochschulen, in kommunalen Spitzenverbänden und Medien. Das entspricht dem Anteil der Ostdeutschen an der Gesamtbevölkerung der Bundesrepublik. Diese Quote gilt für das gesamte Bundesgebiet.

			Wer gilt als Ostdeutscher?

			Diesen strukturellen Nachteilen muss man strukturell begegnen, sonst lassen sie sich nicht beseitigen. Eine relative Quote könnte helfen, ein Anteil also, für den beispielsweise bundesweit festgeschrieben wird, dass bei gleicher Eignung ­Führungsjobs an ostdeutsche Bewerberinnen oder Bewerber gehen, so lange, bis sie zu 17 Prozent Berücksichtigung finden. Als ostdeutsch gilt nach unserer Definition eine Person, die in Ostdeutschland zur Schule gegangen ist oder zur Schule geht.«

			In beiden Kommissionen und darüber hinaus in gesellschaftlichen und politischen Debatten 2018 und 2019 wurde die Forderung nach einem systematischen Gegensteuern – insbesondere die Forderung nach einer Ostquote – kontrovers diskutiert. Klassische Methoden der starken Affirmative Action wie präferenzielle Behandlung bei der Besetzung von Arbeits- und Studienplätzen, Vorgabe von quantitativen, statistisch überprüfbaren personalpolitischen Plänen, Zeitplänen, Zielen oder Quoten (vgl. ­Kaloianov 2008) zur Behebung von Minderrepräsentanz in Führungspositionen der Landes- und Bundesverwaltungen wurden mit ihrem Für und Wider er­­wogen. 

			Im Ergebnis der Diskussionen gelang wenigstens eines: Das Thema als eigenen Abschnitt im Wahlprogramm der Brandenburger SPD zu verankern und eine Selbstverpflichtung zum Abbau von Minderrepräsentanz zu integrieren. Diese Selbstverpflichtung wurde schließlich, wie oben dargestellt, in den gemeinsamen Koalitionsvertrag und nach intensiven Diskussionen in das Regierungsprogramm aufgenommen. 

			III	Was spricht eigentlich dagegen, die Minder­reprä­sen­tanz Ostdeutscher systematisch abzubauen?

			Der Missstand einer ostdeutschen Minderrepräsentanz ist überdeutlich, die gesellschaftspolitische Lage im Osten wird neuerdings beständig medial thematisiert, neue Ideen für wirksames politisches Agieren sind mehr denn je gefragt. Da scheinen Überlegungen, wie der Repräsentanzlücke beizukommen ist, nicht nur nachvollziehbar, sondern auch notwendig – dachte ich mir. Dass es Widerstände geben würde, war mir klar, als ich 2018 begann, mich in die Debatte einzubringen. Wie knallhart und vehement unterschiedlichste Einwände vorgetragen und in diversen Konstellationen durchgesetzt wurden, war für mich dennoch überraschend. Im Folgenden möchte ich die häufigsten dieser Einwände vorstellen. Es handelt sich dabei um Einwände, die in Diskussionen zum Tragen kamen, an denen ich direkt oder im Hintergrund beteiligt war. 

			Ich beschäftige mich hier nicht damit, diese Einwände zu ­widerlegen. Mein Ziel ist es vielmehr, einen erfahrungsbasierten Einblick in die wichtigsten aktuellen Denk- und Argumentationsmuster zu geben, die einer Beseitigung von Minderrepräsentanz entgegenstehen. Während der rechtlichen Verankerung (und im Zusammenhang damit der Lösung von Abgrenzungsfragen) wohl wenig im Weg steht, leidet die politische Durchsetzbarkeit vor allem unter Bedenken und Einsprüchen, die gegen jede Form von Affirmative Action hervorgebracht werden (Hewstone 1996, Pojman 1997). In der Forschungsliteratur zu Affirmative Action, die sich großenteils auf US-amerikanische Erfahrungen bezieht, versteht man darunter vor allem Hinweise auf die Verletzung von Prinzipien der Chancengleichheit und der Leistungsgerechtigkeit, auf die Viktimisierung der von der Affirmative Action profitierenden Gruppe sowie auf deren fortdauernde Stigmatisierung durch mögliche Zuweisung von Erfolgen der Zielpersonengruppe auf Affirmative Action (Kaloianov 2008). Diese und andere Paradigmen zeigen sich als Befürchtungen, die Einwände in der Diskussion um Maßnahmen zur Beseitigung von Minderrepräsentanz Ostdeutscher motivieren.

			1	Der Anachronismus-Einwand

			In Zeiten der Globalisierung und Internationalität befasst ihr euch mit solchen Un­terschieden! Das ist doch längst vorbei.

			Es gibt das Argument, Nachdenken über Ost- und Westdeutschland sei anachronistisch. Kombiniert und unterfüttert wird das Argument typischerweise auf zwei unterschiedliche Arten: Die erste verweist darauf, dass die jungen Leute von heute keinerlei Vorstellung mehr von West und Ost hätten, dass dieser Unterschied für ihre Lebenswirklichkeit kaum eine Rolle mehr spiele und sie sich in keiner Weise über die Begriffe »Ossi« und »Wessi« identifizierten. Daher werde sich das Thema in naher Zukunft von selbst erledigen. Dieses Argument hörte ich aus west- und aus ostdeutscher Perspektive immer wieder. 

			Der zweite Denkstrang bezieht sich auf die wachsende Unterschiedlichkeit aller Menschen in der Bundesrepublik. Betont wird in der Regel, die Bundesrepublik sei ein weltoffenes Land, das Menschen aller Herkünfte beheimate. Die Ost-West-Unterschiede zu betonen sei deshalb völlig unzeitgemäß: Insbesondere hörte ich, dass Brandenburg Vielfalt befördern müsse. Zusammenhalt und Weltoffenheit sollten das Land kennzeichnen. Daher seien die zukunftsfähigen Diskurslinien weit jenseits der Ost-West-Unterschiede zu ziehen – was übrigens fast alle Menschen so sehen würden, die zeitgemäß und nicht rückwärtsgewandt denken. 

			2	Der allgemeine Spaltungs-Einwand

			Ihr gießt Öl ins Feuer der Spaltung in diesem Land. Davon haben wir schon genug. Wir brauchen Zusammenhalt und kein Betonen der Unterschiede! 

			Ein zentraler Einwand ist, dass das Thematisieren der Ost-West-Unterschiede die Spaltung im Land verstärke und die Gräben vertiefe. Alte Vorurteile würden wiederbelebt und die Schubladen wieder geöffnet, in denen gegenseitige Abwertungen und Vorwürfe begraben seien. Die Gefahr, die vom Erstarken der rechtspopulistischen AfD im Osten ausgeht, ist für den Spaltungseinwand von großer Bedeutung: Vor dem Hintergrund dieser größeren Bedrohung erscheine das Anliegen, ostdeutsche Interessen in Repräsentanzangelegenheiten hör- und streitbar zu vertreten, als »Nebenschauplatz«, den es angesichts der massiven Herausforderungen der aktuellen gesellschaftspolitischen Lage in den Hintergrund zu stellen gelte. Im Westen sozialisierte Personen hörte ich verwundert fragen, ob man das Thema auf Ostseite wirklich noch einmal anheizen wolle, obwohl man doch mit dem Integrationsprozess schon sehr weit sei und die meisten Unterschiede nahezu überwunden seien. 

			3	Der Naivitäts-Einwand

			Ihr glaubt doch nicht im Ernst, dass das etwas bringt. Wir haben seit 30 Jahren versucht, Dinge in diese Richtung zu bewegen. Da passiert gar nichts. Das ist vergebliche Liebesmüh!

			Dieser Einwand wurde häufig von in Ostdeutschland sozialisierten Personen vorgebracht. Mit ihm gingen das tiefe Misstrauen und der Zweifel einher, dass in dieser Hinsicht auch nur die geringste Bewegung zu erwarten sei. 

			4	Der Blick-nach-hinten-Einwand 

			Was soll’s denn nützen, in der Vergangenheit zu kramen, auch wenn sie schlimm war. Damit sichert man keine Vorteile für die Zukunft.

			Diesen Gedankengang hörte ich von in Ostdeutschland und von in Westdeutschland sozialisierten Personen. Ihn begleitete die Ablehnung, ­darüber zu sprechen, was schiefgelaufen und ungerecht gewesen sei. Man ging da­­von aus, dass das Sich-Befassen mit der Vergangenheit in keinem Fall etwas nütze oder gar Veränderungen schaffe, sondern lediglich alte Wunden aufbrechen lasse. 

			5	Der West-Diskriminierungs-Einwand

			Als Krankenschwester aus dem Westen durfte ich den Ossis den Arsch abwischen, aber als Führungskraft komme ich nicht in Betracht – oder wie?

			Diesen Einwand hörte ich nur von westsozialisierten Personen. Die massivsten Einwände artikulierten Personen in mittleren Führungspositionen der Brandenburger Verwaltung und Politik, die seit Langem im Bundesland leben. Ihr Vorwurf: Bei einer Affirmative Action zugunsten Ostdeutscher drohten ihnen Jobverlust, Aufstiegshindernisse, Diskreditierung und Ausgrenzung. Und das, obwohl sie nach 30 Jahren endlich das Gefühl hätten, dazuzugehören und zu Hause zu sein, was am Anfang nicht leicht gewesen sei und hart erkämpft werden musste. Diese Argumente, ergänzt durch »Rassismus-« und »Blut-und-Boden-Vorwürfe«, wurden den Befürwortern einer Affirmative Action entgegengehalten und manchmal so stark emotional aufgeladen, dass Tränen flossen. 

			6	Der Schonungs-Einwand

			Das kann man den Wessis nicht zumuten. Sie fühlen sich dann zu schlecht und sind verärgert. Außerdem haben sie echt viel für uns gemacht.

			Von ostsozialisierten Personen wurde der Westdiskriminierungseinwand häufig antizipiert. Oft hörte ich, dass eine Konfrontation mit dieser emotionalen Kraft unbedingt verhindert werden müsse. In der Regel erkannten Personen, die den Schonungs-Einwand vorbrachten, die prinzipielle Richtigkeit der Affirmative Action angesichts der Sachlage an, doch die dadurch aufkommenden Konflikte mit einzelnen westsozialisierten Personen in Führungspositionen seien unbedingt zu vermeiden. Ein starkes Harmoniebedürfnis und die Überzeugung, dass der Kampf für die eigenen Belange unfaire, weil egoistische Elemente enthalte, ließen sich als Gründe ausmachen. Hinzu kam die Vermutung, angesichts der schieren Menge der Führungspositionen, die von Westdeutschen besetzt sind, könne das Eintreten für die Beseitigung ostdeutscher Minderrepräsentanz möglicherweise eigenen Aufstiegsplänen schaden.

			7	Der Opfer-Einwand

			Wir schaffen das schon alleine. Ich will gar keinen Vorteil haben, nur weil ich Ossi bin. Das brauche ich gar nicht. Wer will, der schafft es schon.

			Aus der Ostperspektive wandte sich dieser Einwand gegen die Zuschreibung des Opferstatus, der mit einer Affirmative Action einhergehe. Diesen Gedanken hörte ich von Personen, die es ihrer Selbstwahrnehmung nach im Westen »geschafft« hatten und dieser Erfahrung wegen meinten, das sei mit ein bisschen Anstrengung prinzipiell zu schaffen. Da die Zahlen der Minderrepräsentanz vorliegen, die Evidenz also unbestreitbar ist, dass Ostdeutsche minderrepräsentiert sind, ein struktureller Hintergrund dieser Effekte aber dennoch nicht anerkannt wird, verweist dieses Argument auch auf eine eigentümliche kollektive Selbststigmatisierung: die Annahme fehlender Fähigkeiten (siehe Inkompetenz-Einwand). Auch lässt dieser Einspruch außer Acht, dass auf der Metaebene Nicht-Anerkennung struktureller Nachteile bei starker Beweislast wenig selbstbewusst und verdrängend wirken kann. 

			Wollt ihr wirklich wieder die Opfer sein? 30 Jahre nach der Wiedervereinigung? Könnt ihr dieses Modell gar nicht hinter euch lassen?

			Aus der Perspektive Westdeutscher vernahm ich diesen Einwand häufig in folgender Form: Es wurde darauf hingewiesen, dass es 30 Jahre nach der Wende genug Alimentierung aufgrund von Misswirtschaft gegeben habe. Nun solle Eigenaktivität das Handeln endlich auch im Osten bestimmen und das für Opfer so typische Jammern endlich aufhören.

			8	Verallgemeinerungs- oder Zersplitterungs-Einwand

			Wenn es eine Ostquote gibt, dann müsste es ja auch eine für Nord und Süd geben, und wenn auch noch Leute aus Schleswig-Holstein eine fordern, was sollte denn dagegensprechen, auch für sie eine Quote einzuführen?

			Dieser Einspruch gehört in die Gruppe der »Wenn das alle machen würden«-Argumente. In diesem Fall unterliegt ihm die Annahme, dass es für eine Affirmative Action in Bezug auf Ostdeutsche keine ­strukturell spezifischen Gründe gibt. Diese Annahme bleibt allerdings implizit. Es werden mögliche Zersplitterungskonsequenzen innerhalb der Gesellschaft als Konsequenzen der Affirmative Action sichtbar gemacht. Explizit wird die Annahme in einer zweiten Form dieses Einwandes, wenn zugestanden wird, dass bestimmte Gruppen strukturellen Diskriminierungsmechanismen in unserer Gesellschaft unterliegen und statt Nord und Süd diese Gruppen in Konkurrenz zueinander gestellt werden. Klassischerweise bezieht sich das Argument dann auf Personen mit Migrationshintergrund im Vergleich zu Personen mit ostdeutscher Sozialisation.

			9	Der Irrelevanz-Einwand

			Hierzu zählen folgende Varianten:

				Absolut

			Es ist doch vollkommen egal, ob eine Gruppe unterrepräsentiert ist! Das ist eben so und das ändert sich auch wieder. So ist die Welt nun mal.

			Vereinzelt kamen auch Argumente folgender Art: Es sei völlig egal, woher jemand stamme und wie er sozialisiert sei. Ebenso sei es völlig in Ordnung, dass einige Gruppen unterrepräsentiert seien. So sei der Gang der Dinge, und so etwas ändere sich auch mal – wenn nicht, dann nicht.

				Relativ mit Anerkennung der Problemlage

			Wissen wir doch, dass da niemand von uns dabei ist. Aber da gibt es ja nun wirklich andere Themen in Bezug auf den Kampf für den Osten, die wichtiger sind: Vermögen, Einkommen, Renten. Wen interessiert da die Minderrepräsentanz?

			Häufiger hörte ich den Vorwurf der relativen Irrelevanz mit Anerkennung der Problemlage. Die Realität über 30 Jahre nach der Wende sehe nämlich schlimm aus: Ostdeutsche haben nach wie vor deutlich weniger Vermögen, weniger Einkommen, das Land ist flächendeckend deindustrialisiert, die Jungen gehen in den Westen, weil es da die besser bezahlten und höher qualifizierten Jobs gibt. Das seien die wahren Problemlinien. Der Kampf um Minderrepräsentanz dagegen sei eher symbolisch und daher relativ unwichtig.

				Relativ ohne Anerkennung der Problemlage

			Minderrepräsentanz ist doch nicht das Problem im Osten. Die Leute haben einfach nicht gelernt, wie Demokratie geht. Und zwar bis heute nicht.

			Vielfach und ausschließlich von im Westen sozialisierten Menschen kam das Argument, die gesellschaftliche Lage im Osten habe nichts mit der Minderrepräsentanz von Ostdeutschen in Führungspositionen zu tun. Es handele sich vielmehr um einen anderen Missstand: »Wenn ich mich umsehe, sehe ich Diktaturopfer und mangelndes demokratisches Verständnis. Wir müssen Demokratieprogramme auflegen, damit die Leute verstehen, dass Demokratie anstrengend ist und sie nicht nur fordern dürfen.« Illiberale Einstellungen, Frustration und Desillusionierung im Osten werden in diesem Denkmodell auf gesellschaftliche und individuelle Erfahrungen zurückgeführt, die mehr als 30 Jahre zurückliegen, nicht aber auch auf Erfahrungen der letzten drei Jahrzehnte.

			10	Der Eliten-Einwand

			Führungsquoten – wen interessiert das in Ostdeutschland? In Spitzenpositionen kommen die meisten doch sowieso nicht!

			Dieses Argument hörte ich eher von Personen in leitenden Positionen – sowohl ost- als auch westdeutscher Sozialisation. Es wurde mit der Hypothese begründet, die Aufteilungsbelange in Spitzenpositionen seien für die meisten Menschen nicht von Bedeutung, weil die Mehrheit selbst nicht in Führungspositionen vertreten sei. Manchmal wurde dieser Gedanke von folgender Bemerkung begleitet: Selbst wenn mehr Ostdeutsche in der Elite des Landes vertreten wären, würde das sicher auch nicht zu einer stärkeren Berücksichtigung ostdeutscher Interessen führen, weil die Eigenlogik der Eliten so stark sei, dass sich hier sowieso die Mächtigen durchsetzen würden.

			11	Einwand anhaltender Inkompetenz

			Wir suchen und suchen, aber geeignete ostdeutsche Bewerber sind einfach nicht zu finden! Was sollen wir machen? Wir können uns keine aus den Rippen schneiden.

			Diese Beobachtung wird oft mit fachlicher oder motivationaler Inkompetenz von in Ostdeutschland sozialisierten Personen begründet. Mangelnde fachliche Kenntnis und fehlende Motivation würden über Generationen hinweg weitergetragen. Da dauere es, bis die erforderlichen Techniken und Kenntnisse etabliert seien, offenbar leider ziemlich lange. Diesen Einwand gegen systematische Maßnahmen zur Beseitigung der Minderrepräsentanz hörte ich nur von Westdeutschen.

			12	Der Es-ist-zu-spät-Einwand

			Sollen wir jetzt nach mehr als 30 Jahren den Ossis sagen, dass sie die ganze Zeit verarscht wurden? 

			Dieser mir nur von ostdeutscher Seite zu Ohren kommende Einwand er­­kennt klar die zentralen Ungerechtigkeiten und konstatiert, dass früheres Eingreifen nötig gewesen wäre. Zugleich betont er die Gefahr, dass das Benennen gravierender Versäumnisse zu einem (zu) späten Zeitpunkt kontraproduktiv sein würde, weil sich die Versäumnisse der letzten 30 Jahre nicht mehr wettmachen lassen und so schließlich auf die, die lange in politischer Verantwortung seien – was für die SPD der Fall ist –, als Vorwurf zurückfallen würde. Insofern sei die Forderung einer Affirmative Action für den Osten potenziell parteischädigend.

			13	Der Definitions-Einwand

			Wer ostdeutsch ist, lässt sich doch gar nicht mehr sagen.

			Dieser Einwand zielte meistens darauf, die juristische Umsetzbarkeit in­­frage zu stellen oder für unmöglich zu erklären. Abgrenzungsfragen wurden als vorgängig und essenziell verstanden, nicht als im Zusammenhang mit einer politischen Willensbildung nachrangig und unumgänglich. In diesem Zusammenhang verwiesen die Personen auf Definitionsaspekte, die sie mit der Binnenmigration in Deutschland seit Beginn der 1990er Jahre verbanden:

			»Was ist mit jenen Frauen und Männern, die als vielleicht 25-, 30-, 35-­Jährige vom Westen in den Osten gingen, um nach der Wiedervereinigung in den östlichen Bundesländern zu arbeiten, und seither dort leben? Sind das noch immer Westdeutsche oder doch eher Ostdeutsche? Oder die berühmten Wossis (Wessi + Ossi = Wossi)? Umgekehrt gälte das auch für die Ostdeutschen, die im Westen leben.« (Kowalczuk 2019: 85)

			14	Der Konstruktions-Einwand

			Anders als der Definitionseinwand ist der Konstruktionseinwand gelagert. Er beinhaltet die These, dass es sich bei »den Ostdeutschen« um eine soziale Konstruktion handele. »Erklärtes Ziel der Kommunisten war es, das Staatsbürgerkollektiv zu formen. Es gelang nicht. Nun kamen im Gefolge von 1989/90 neue Konstrukteure, eine sehr disparate Truppe: Politiker, Journalisten, Wissenschaftler, Publizisten. Alle bastelten am Bild der ›Ostdeutschen‹ mit, alle erfanden sie ›die Ostdeutschen‹.« (Kowalczuk 2019: 87) Aus der pauschalisierenden Zuschreibung diverser Kollektiveigenschaften an die über einen gemeinsamen Erfahrungsraum definierte Gruppe der Ostdeutschen schließen Verfechter dieser Position, dass die Gruppe selbst eine Konstruktion sei und daher nicht Gegenstand normierender politischer Eingriffe sein könne. Es sei einfach unsinnig, Affirmative Action auf eine solche Konstruktion zu beziehen. Dieses Argument hörte ich ausschließlich von soziologisch gebildeten und gut informierten Ostdeutschen.

			15	Der Einwand mangelnder Ursachenkenntnis

			Solange wir nicht wissen, woran es wirklich liegt, können wir nicht sinnvoll handeln.

			Weil bisher nicht im Einzelnen bestimmbar war, welche ­strukturellen Ursachen im Besonderen für Minderrepräsentanz in ­unterschiedlichen gesellschaftlichen Bereichen verantwortlich zu machen sind, wird geschlussfolgert, dass kein sinnvolles politisches Handeln möglich sei. »Mögliche Zukunftsperspektiven des ostdeutschen Elitenproblems können ohne Reflexion der Marginalisierungsmechanismen nicht sinnvoll entwickelt werden.«3 Dieser Einwand präsupponiert, dass Affirmative Action ihre Wirksamkeit nur spezifisch und punktgenau angeschlossen entfaltet. Deshalb kann sie gesellschaftlicher Benachteiligung nicht breit und relativ unabhängig von spezifischen strukturellen Diskriminierungsmechanismen durch Vorteilsgewährung entgegenwirken.

			IV	Schlussreflexion: Stand der politischen Umsetzung der Selbstverpflichtung

			Die Selbstverpflichtung im Koalitionsvertrag schlug sich bislang nicht bei der Besetzung der Stellen nieder. Das zeigte sich bereits bei der Auswahl der Kabinettsmitglieder. Allerdings unternahm die Brandenburger SPD aufgrund unseres Insistierens wenigstens einiges: Bei der Aufstellung des neuen Brandenburger Kabinetts besetzte sie vier Ministerposten mit Ostdeutschen (einschließlich Ministerpräsident) und zwei mit Westdeutschen. Die Grünen (zwei Minister) interessierte das »identitätspolitische« Thema jedoch nicht; sie wollten sogar die Formulierung im Koalitionsvertrag verhindern und besetzten ihre beiden Ministerposten mit Westdeutschen. Die CDU versah einen ihrer Ministerposten mit einem Ostdeutschen, zwei mit Westdeutschen. Was die Zuordnung der Staatssekretäre anbelangte, besprachen wir intern, dass es ausgeschlossen sei, für das gleiche Ressort sowohl Minister als auch Staatssekretär westdeutscher Herkunft zu verpflichten. Dem wurde nur sehr begrenzt Rechnung getragen.

			Das Ergebnis nach der Regierungsbildung am 20. November 2019: Von elf Ministern waren fünf Ostdeutsche (davon vier SPD-Minister), von 14 Staatssekretären drei aus dem Osten (drei SPD-Staatssekretäre). Auch sämtliche Führungsposten jenseits der Spitzenjobs in Ministerien wurden im Frühjahr 2020 (während der Corona-Zeit) mit Westdeutschen besetzt: die Landesgleichstellungsbeauftragte, der Polizeipräsident, ein Abteilungsleiterposten im Ministerium des Innern und für Kommunales des Landes Brandenburg sowie der Präsident des Landesstraßenbetriebes. Der prompt erfolgte Einspruch wurde freundlich zur Kenntnis genommen. 

			Trotz starker Bemühungen gelang es bisher nicht, ein juristisches Gutachten zur Umsetzung der Selbstverpflichtung in Auftrag zu geben, das Rechtssicherheit in Fragen der Affirmative Action sowie bezüglich der Abgrenzung der Zielgruppe schafft. Weder die Staatskanzlei in Brandenburg (Anachronismus- und Spaltungs-Einwand) noch die Brandenburger SPD-Fraktion (Westdiskriminierungs-Einwand, Schonungs-Einwand) sind bislang bereit dazu, diesen Schritt zu gehen. Die äußerst schwierige und für alle Beteiligten anstrengende Durchsetzung der ostdeutschen Bundesverfassungsrichterin Ines Härtel aus Sachsen-Anhalt im Juli 2020 könnte diese Sicht ändern. Immerhin gibt der innerparteiliche und innerdeutsche Schlagabtausch über diese Entscheidung Anlass zur Hoffnung: Viele ostdeutsche Politiker haben die Diskussionen um eine ostdeutsche Kandidatin als herabwürdigend und ungerecht erlebt. Dieser vom Inkompetenz-Einwand dominierte Streit hat den Beteiligten klar vor Augen geführt, wie viel Bereitschaft zur Auseinandersetzung gefordert ist, um die Repräsentanzlücke Ostdeutscher in Führungspositionen zu schließen, und alle miteinander aufs Neue oder gar erstmals genötigt, sich für das scheinbar unabwendbare Fatum der Minderrepräsentanz Ostdeutscher zu sensibilisieren. Trotzdem gilt: Dass man einer entsprechenden Transparenz medial ebenfalls weitgehend ausweicht, darf nicht erstaunen. Leitungspositionen sind vornehmlich westdeutsch besetzt. Ich blicke auf Brandenburg und Berlin: Thematisiert wird die Unterrepräsentanz – wen wundert’s – im Neuen Deutschland und in der tageszeitung, regional gelegentlich in der Märkischen Allgemeinen, in der Märkischen Oderzeitung und in den Potsdamer Neuesten Nachrichten. In den großen Tageszeitungen der Hauptstadt findet sich das Thema bestenfalls als Glosse. Die mangelnde Umsetzung der Selbstverpflichtung im Koalitionsvertrag stößt mithin nicht auf störende und Aufmerksamkeit fordernde Kritik. So viel, so kurz zu den Printmedien. Und beim Rundfunk Berlin-Brandenburg, beim RBB, ist es nicht anders.

			Von einigen Mitarbeitenden mit Einfluss auf die Programmgestaltung hörte ich vor allem das Irrelevanz-Argument – ohne Anerkennung der Problemlage. In den zentralen zwölf Leitungsfunktionen des Senders waren im Frühjahr 2020 zwei Ostdeutsche zu finden; von den sechs Wellenchefs beziehungsweise Chefinnen des Hörfunks war eine Person ostdeutsch.

			Mein Vater hielt im Rückblick an seiner Schilderung des Verdrängungsprozesses beim Rundfunkaufbau Ostdeutschlands fest:

			»Vieles, sehr vieles ist ganz wunderbar gelaufen für den neuen öffentlich-recht­lichen und freien Rundfunk in den ostdeutschen Ländern. Auge und Ohr haben sich öffnen dürfen, weit über die eigenen Grenzen hinaus. Doch Geschehen und Versäumen in unmittelbarer Nähe, in meiner Stadt, in meinem Dorf, in meinem Kreis, in meinem Bundesland, sie sind nie ehrlich, kritisch und fordernd genug zur Sprache gekommen – nicht weil dies vergessen worden wäre, sondern weil es all den Berufenen mit ihrer ferner stehenden Sozialisation nicht so schrecklich wichtig erschienen ist. Etwa immer noch Ost-West-Brüche? Kleister drauf! Eine RBB-eigene professionelle angriffslustige ›ostdeutsche Stimme‹ (Festanstellung) habe ich nie und nirgends entdeckt. Wie denn auch! Und doch hätte uns dies und manch andere laute Tongebung Ost gelingen können – da bin ich mir ganz sicher (und wieder in den Jahren 1990/91): Natürlich nicht allein, doch Seite an Seite in allerengstem Kontakt mit fachkundigen und verständnisvollen Ratgebern der alten Bundesrepublik hätten wir es geschafft – mit ruhigerer Hand, gerechterem Ausgleich.«
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			Anmerkungen


			
				
					1	Affirmative Action. Zur Worterläuterung bei Wikipedia: »Affirmative Action (in Großbritannien auch Positive Action), deutsch auch positive Diskriminierung (nach Benhamin Wacker, Affirmative Action, Berlin 2011) bezeichnet gesellschaftspolitische Maßnahmen, die der negativen Diskriminierung sozialer Gruppen in Form gesellschaftlicher Benachteiligung durch gezielte Vorteilsgewährung entgegenwirken sollen. »Affirmativ« in diesem Sinne bedeutet die besondere Bestätigung und Unterstützung solcher Gruppen. Die Vorgehensweise ist umstritten, weil sie Kritikern zufolge bestehende Diskriminierung durch erneute, entgegengesetzte Diskriminierung ersetze«, https://de.wikipedia.org/wiki/Affirmative_Action, letzter Zu­­griff am 5.5.2012.

				

				
					2	Hildebrandt, Jörg: Einrichtung und Abrichtung. Ostdeutsche Rundfunkgeschichte nach der Wiedervereinigung, Unveröffentlichtes Manuskript, Woltersdorf 2020.
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			»Revolutionsbuffet. Auftaktveranstaltung der ­Regierungskommission »30 Jahre Deutsche Einheit« am 5. Oktober 2019 in der Schlossanlage Schönhausen in Berlin-Pankow. (hk)

		

	
		
			Rainer Eckert

			Schwierige Gemengelage 

			Ostdeutsche Eliten und die Friedliche Revolution in der Diskussion

			Im 30. und 31. Jahr nach der Friedlichen Revolution gegen die SED-Diktatur, dem Sturz der Berliner Mauer und dem dadurch ermöglichten Beitritt der DDR zur Bundesrepublik ist ein erbitterter Streit darüber entstanden, wer diese Revolution auslöste und zum Sieg führte – die Bürgerrechtler oder die Masse der Ostdeutschen.1 Auch die Fokussierung auf die »großen Männer« wie Michail Gorbatschow und Helmut Kohl ist immer wieder zu registrieren.2 Umstritten ist auch, welche Ziele die Revolution prägten, was die Bürgerrechtler und die Ostdeutschen wollten und wie es darum heute bestellt ist. Dazu kommt die Frage, ob die Berliner Mauer »fiel« oder gestürmt wurde und verschiedentlich wird auch eine neue Verfassungsdiskussion gefordert. Die aktuellen Debatten schließen meist heftige Auseinandersetzungen über den nach 1989/90 einsetzenden Transformationsprozess ein. Und in der Diskussion um den Begriff »des Ostdeutschen« geht es meist darum, ob diese Konstruktion vor 1989/90 oder in der Zeit danach entstand.3 Zudem dreht sich der Streit immer wieder um die Treuhandanstalt,4 insbesondere aber auch um die Problematik der ostdeutschen Eliten.5 Diese Debatte ist vor allem unter Ostdeutschen entbrannt, sie ist jedoch von nationaler Bedeutung. Besorgniserregend ist, dass sich im Zuge dieser Auseinandersetzungen in Ostdeutschland »fast flächendeckend« Wut, Ablehnung, Hass und Gewalt ausbreiten.6 Zudem fällt auf, dass meist im »Unterholz« gestritten wird, wobei die »Streithähne« sich und ihre Positionen bereits lange und gut kennen.7 Eine der Grundfragen ist dabei, ob es in der Revolution um das Erringen von Freiheit und die Überwindung der SED-Diktatur ging oder um einen demokratischen Sozialismus in der DDR. Aus meiner Sicht lässt sich beides jedoch durchaus vereinen.

			Einigkeit herrscht in der Debatte, dass es keine eindimensionale Erklärung für Gründe, Verlauf und Ergebnisse der Revolution, der Wiedervereinigung und der Transformation gibt und geben kann. Bezogen auf den Elitenwechsel, also die vorrangige und in manchen Bereichen beinahe ausschließliche Besetzung von Führungspositionen mit Westdeutschen,8 überrascht, dass dieser Streit erst 30 Jahre nach dem Ende der DDR aufgebrochen ist und es so lange als selbstverständlich und nicht zu hinterfragen galt, dass in fast allen gesellschaftlichen Bereichen Altbundesdeutsche Elitepositionen geradezu automatisch besetzt haben. Offensichtlich wird dieser Vorgang heute viel häufiger als damals als Akt der Kolonisierung angesehen, der nicht länger als unvermeidbar hingenommen werden sollte. Allerdings hält der ostdeutsche Soziologe Steffen Mau den Kolonialisierungsvorwurf begrifflich für irreführend und unlauter, meint aber, dass es dafür durchaus auch Argumente gäbe.9 Dazu gehört, dass der Beitrittsgesellschaft ein komplettes institutionelles, politisches und rechtliches Korsett übergestülpt wurde, die »soziokulturellen Traditionsbestände der DDR« liquidiert wurden, die Wirtschaft abgewickelt wurde und die Ostdeutschen letztendlich ihre politische Handlungsfähigkeit verloren hätten. So nimmt es nicht wunder, wenn die Meinung immer stärker wird, dass der Einfluss von Rechts- und Linkspopulisten erst dann zurückgedrängt werden kann, wenn es gelingt, diesen demütigenden Zustand zu beenden. Nur so lassen sich die kollektive Bindung der Ostdeutschen an die Verfassungsprinzipien und das Bewusstsein einer inneren Einheit langfristig stärken.

			Eliten und Gegeneliten in Ostdeutschland

			Zum Ersten ist nun die Frage zu stellen, wer denn überhaupt die Ostdeutschen sind.10 Man könnte sich darauf einigen, dass es die bis 1976 in der DDR Geborenen sind oder diejenigen, die bis Ende der 1990er Jahre hier oder in den Neuen Bundesländern geboren wurden und ihre primäre Sozialisation (bis 14 Jahre) im Osten erfuhren. Dabei ist einerseits zu beachten, dass sich die Anteile durch Wanderungsbewegungen ständig ändern und ostdeutsche Prägungen heterogener werden. Andererseits bleiben jedoch regionale ostdeutsche Erfahrungsräume erhalten – auch wenn eigene Erfahrungen von Diktatur, Friedlicher Revolution und Transformation zunehmend fehlen. Das Wohnortprinzip kann zwar aktuelle Wanderungen nicht erfassen, es ist jedoch dadurch gerechtfertigt, dass 89,5 Prozent der heutigen deutschen Eliten vor 1976 geboren wurden.

			Zum Zweiten erscheint es notwendig, die Frage zu klären, was denn unter Elite überhaupt zu verstehen ist und wer zu ihr gehört.11 Den Angehörigen von Eliten eine besonders hohe Qualifikation, besondere Führungsqualitäten und spezifische Leistungspotenziale zuzuschreiben,12 wird schnell Zustimmung finden. Es existiert allerdings die weitverbreitete Meinung, dass sich Eliten vor allem aus abgehobenen Akteuren rekrutieren, die egoistische Interessen verfolgen. Es existiert auch die Theorie, dass sich die jeweiligen Eliten in einem Auswahlprozess den übrigen Mitgliedern eines sozialen Systems als überlegen erwiesen hätten.13 Dabei unterscheiden sie sich in Werte-, Leitungs-, Selbst- und Fremdeinschätzungs-, Positions- sowie Machteliten. Stark durchgesetzt hat sich das Konzept der Funktionselite, deren Vertreter die für ein funktionierendes Sozialsystem charakteristischen Prozesse entscheidend beeinflussen und dadurch den anderen Mitgliedern des Systems überlegen sind.

			Eliten übernehmen also auf unterschiedlichen Ebenen von Staat, Gesellschaft, Politik und Kultur wichtige Leitungsfunktionen. Das gilt grundsätzlich auch für die Eliten, die Nomenklaturkader innerhalb der SED-Diktatur, die sich jedoch durch einige besondere Merkmale auszeichneten. Zuerst fällt hier natürlich die eindeutige Dominanz der Angehörigen der Staatspartei auf. Wer nicht Mitglied der SED war, dem war ein beruf­licher Aufstieg in Leitungspositionen unmöglich oder zumindest äußerst erschwert. Ausnahme waren hier nur die Positionen, die die Blockparteien zu vergeben hatten, die sich allerdings mehr oder weniger der SED unterordneten, Aufstiegsmöglichkeiten innerhalb der Kirchen und Religionsgemeinschaften sowie herausragende Wissenschaftler-, Künstler- und Sportlerpersönlichkeiten. Für Führungskräfte innerhalb der Diktatur war typisch, dass sie sich als »Kader« in verschiedene Nomenklaturen14 einordneten und dass sie 1989/90 meist stark überaltert waren. Kritische Gegenkräfte, also Gegeneliten zur SED gab es kaum.15 Im Zweifelsfall war hier politische Zuverlässigkeit wichtiger als fachliche Eignung, zwar gab es eine Doppelstruktur von Staatspartei und staatlichen Verwaltungen, in der die SED-Instanzen jedoch in der Regel immer dominierten.16 Für ihre Mitglieder war »absolute Parteiergebenheit« verpflichtend.

			Die wenigen Reformer, die meist nur von den Insidern innerhalb der SED wahrgenommen wurden, waren besonders um das sogenannte »Sozialismusprojekt« an der Ost-Berliner Humboldt-Universität und in der Akademie der Wissenschaften konzentriert.17 Im Kern zielten diese überwiegend jüngeren SED-Wissenschaftler auf die Sicherung und Rettung der »führenden Rolle« der Staatspartei mit veränderten Mitteln. Sie hofften auf die »biologische Lösung«, das Abtreten der bisherigen Führungsgilde der SED aus Altersgründen, und boten sich gleichzeitig als Kraft gegen die systemkritische Bürgerbewegung an.

			Die eigentliche Gegenelite in der DDR waren die Akteure der Bürgerbewegung und besonders die Revolutionäre der Jahre 1989/90, die in einem kurzfristigen Zusammenschluss mit einem Teil der Bevölkerung gemeinsam handelten, sich dann aber bald damit konfrontiert sahen, dass ihre Ideen, Wünsche und Ziele mit der Mehrheit der Gesellschaft nicht mehr in Übereinstimmung zu bringen waren.18 Die meisten Oppositionellen zielten wohl auf Reformen des Realsozialismus, ohne immer konkret sagen zu können, worin diese bestünden, andere hatten – wie die Dissidenten in Ostmitteleuropa – die Errichtung einer Zivilgesellschaft zum Ziel. Bürgerrechtler und Demonstranten einte, dass ihr Freiheitswille stärker war als die Angst vor Repressionen, ja sogar vor bewaffneter Gewalt. Insbesondere sie waren es, die Presse-, Reise- und Versammlungsfreiheit, Rechtsstaatlichkeit und Bürgerrechte einforderten. Es waren Forderungen, deren Realisierung in der heutigen Bundesrepublik selbstverständlich war, die aber in der DDR das Ende der kommunistischen Diktatur bedeutet hätten. Gleichzeitig ist es wichtig, immer zu bedenken, dass durch die Gesellschaft der DDR nicht nur ein, sondern mehrere Risse hindurchgingen.

			Sehr aufschlussreich ist es, sich vor Augen zu halten, wie groß die Zahl aktiver Bürgerrechtler und Oppositioneller war, die sich im Vorfeld der Revolution aktiv gegen die Diktatur stellten. Die Staatssicherheit selbst ging von circa 2.500 Menschen aus, davon etwa 600 Personen in Führungsgremien und einem »harten Kern« von etwa 60 »unbelehrbare[n] Feinde[n] des Sozialismus«.19 Auch wenn die Geheimpolizei sicher nicht jeden erkannte, kann man von einem Personenkreis von nicht mehr als 5.000 Menschen ausgehen. Im Herbst 1989 fanden diese dann in einem glücklichen Moment der Geschichte mit einigen Hunderttausend Ostdeutschen zusammen, die dazu bereit waren, sich auf den Straßen, an »Runden Tischen« und vielen anderen Orten beziehungsweise Gelegenheiten gegen die Herrschaft der Staatspartei, ihrer Verbündeten und ihrer Geheimpolizei zu stellen. Insgesamt war das etwa eine Zahl von einer Million Menschen, aber nie die Mehrheit der Ostdeutschen, wie in letzter Zeit immer wieder behauptet wird.20 So trafen besonders der Soziologe Detlef Pollack und der Publizist Klaus Wolfram, beides Ostdeutsche, mit entsprechenden Äußerungen auf heftigen Widerspruch.21

			Pollack vertritt die These, nicht die Opposition, sondern die Ostdeutschen hätten 1989 die Revolution »gemacht«. Wolfram bezieht sich auf das »Neue Forum« und seiner Symbolfigur Bärbel Bohley und meint, der »Tanzpunkt der ostdeutschen Demokratie« wäre bis Ende 1993 (dem Streik der Kalikumpel in Bischofferode) der Dialog, die »Generalaussprache« zwischen den verschiedenen politischen Strömungen, die Basisdemokratie der eigenen Bewegungen und ihre Gewaltlosigkeit gewesen. Darüber könnte man noch streiten, fragwürdig ist jedoch, warum Wolfram alle anderen revolutionären Kräfte und Gruppen genauso unerwähnt lässt wie den 9. Oktober 1989, den Tag der Entscheidung in Leipzig. Empirisch nicht zu belegen ist auch seine Auffassung, dass sich die DDR-Bevölkerung vierteln ließe: in aktive Unterstützer des sozialistischen Versuchs,22 in passive Sympathisanten, ihn passiv Ablehnende und in ein weiteres Viertel von Menschen, die das System mehr oder weniger aktiv ablehnten. Ursächlich für das revolutionäre Geschehen 1989 hält er die soziale Gleichstellung der überwiegenden Mehrheit der Bürger der DDR und die daraus entstandene Eigendynamik, die sich mit dem »Mauerfall« »ruckartig« änderte. Die erste freie Volkskammerwahl am 18. März 1990 sei dann der »Moment der tiefsten Erniedrigung der Reformperspektive« gewesen. Richtig dagegen ist, dass im Herbst 1989 »das Volk« überwiegend »hinter der Gardine« stand und Hunderttausende weiterhin der Diktatur anhingen. Das änderte sich dann mit dem Sturz der Mauer, als Millionen in den Westen strömten und nach ihrer Rückkehr für eine Reform des Realsozialismus nicht mehr zu begeistern waren. Das ging so weit, dass auch die Ausarbeitung einer neuen eigenen Verfassung kaum noch Interesse fand und diese im Entwurfsstadium verharrte.23 Dagegen überzeugt Wolfram mit seiner Auffassung, dass die Ostdeutschen nach der Wiedervereinigung einer wahren Welle der Entmündigung und Belehrung ausgesetzt waren. Hier gilt es allerdings, die Frage zu beantworten, warum dies nicht für alle zutrifft und warum sich viele als Bürger einer nunmehr liberalen und offenen Gesellschaft nicht stärker dagegen wehrten.

			Elitenaustausch

			Die Friedliche Revolution warf auch – zuerst vereinzelt, dann immer häufiger – die Frage nach dem Austausch der Eliten auf. Klar war, dass in vielen Bereichen die »Nomenklaturkader« der SED und ihre Unterstützer ihre Machtpositionen verlieren würden. Noch mehr galt das für diejenigen, die offiziell oder inoffiziell für die Geheimpolizei, die Staatssicherheit gearbeitet hatten. Je nach Definition handelte es sich dabei um Zehntausende, ja um hunderttausende Menschen. Wenn bei den staatstreuen »Eliten« auch untere Führungspositionen einberechnet werden, kumuliert sich diese Zahl bis auf circa eine Million Menschen.24 Letztlich handelte es sich um fast die gesamte ostdeutsche Funktionärs- und Dienstklasse. Überraschend fühlte sich durch ihr Ausscheiden nicht nur diese und die ihnen Nahestehenden »gedemütigt«.25 Daran konnte auch die Tatsache nichts ändern, dass ein Teil dieser »Kader« Leute in der Immobilien-, Versicherungs-, Wachschutz- und Finanzbranche Karriere machten. Die alte Macht war weg. Trotzdem glaubten viele Ostdeutsche, die weder in der DDR noch in der Bundesrepublik eine Chance erhielten, dass viele ­Funktionäre der SED-Diktatur immer noch Macht besäßen beziehungsweise inzwischen sogar die gesamte Bundesrepublik beherrschten. Dagegen war ­argumentativ nicht leicht anzukommen, weil jeder von einem Nomenklaturkader wusste, der beispielsweise einen Autosalon gegründet hatte oder einen Posten im Arbeitsamt bekleidete. Nach einer neuen Studie waren dagegen die Systemgegner, besonders die Revolutionäre des Herbstes 1989, und die »Stillen im Land« nach der Wiedervereinigung im ­Durchschnitt beruflich erfolgreich.26 Das wäre dann auch nur zu ­begrüßen.

			Zwangsläufig gehörte die Frage auf die Tagesordnung, wer an die Stelle der Funktionäre hätte treten sollen. Die Revolutionäre fragten danach nicht und eine nennenswerte öffentliche Diskussion zu diesem Thema fand ebenso nicht statt. Das entstandene »Elitenvakuum« wurde relativ schnell und von der Öffentlichkeit kaum wahrgenommen gefüllt. Maßgeblich war dabei auch, dass das Personal dafür in der Altbundesrepublik in ausreichendem Umfang zur Verfügung stand.27 Als problematisch erwies sich allerdings, dass auch viele Personen aus der dritten Reihe die Chance nutzten, um im Osten Posten zu »ergattern«, und nicht selten solche, die sie im Westen nie hätten bekleiden können.28 Tatsächlich fand in Ostdeutschland der größte Austausch von Führungskräften statt, den eine Gesellschaft zu Friedenszeiten in Europa je erlebte.29 Dabei wurden fast ausschließlich Kriterien angewandt, die im Westen lange üblich und anerkannt waren.30 Ostdeutsche konnten dem im Allgemeinen und im Besonderen häufig nicht genügen.

			Solche Probleme anzusprechen, heißt natürlich nicht, die Arbeit vieler Aufbauhelfer abzuwerten, ein Standpunkt, den auch die ehemalige sächsische Integrations- und Gleichstellungsministerin Petra Köpping vertritt. Gleichzeitig ist aber zu konstatieren, dass mit einem solch massenhaften »Elitenimport« die Ostdeutschen auf die »unteren Ränge der gesamtdeutschen Gesellschaftshierarchie« verwiesen wurden.31 Diese Überschichtung war trotz des zeitgleichen Wohlstandsgewinns für einen Großteil der Ostdeutschen mit massiven Deklassierungs- und Entmündigungserfahrungen verbunden. Die sehr wichtig gewesene Erfahrung »einer kollektiven Aufwärtsbewegung breiter gesellschaftlicher Schichten« blieb so vollständig aus. Schließlich steht heute eine Minderheit, die Freiheit, Rechtsstaatlichkeit und Demokratie als Gewinn betrachtet, einer Mehrheit gegenüber, die sich in der DDR einigermaßen eingerichtet hatte und sich damals wie heute widerspruchsbereit, nörgelnd und opportunistisch verhält.32 Für die Mehrheit im Osten ist Gerechtigkeit entscheidend, Freiheit wird hingenommen, auch verachtet.33 

			Typisch für diesen Prozess war auch, dass je einflussreicher und bedeutsamer, aber auch je besser bezahlt ein Posten war, desto größer die Wahrscheinlichkeit, dass er von einem Westdeutschen besetzt wurde.34 Die Altbundesdeutschen waren damit in aller Regel nicht Gleiche unter Gleichen, sondern von vornherein Vorgesetzte. Es waren vor allem Westmänner, die mit den Gepflogenheiten im Osten – beispielsweise mit dem frühen Aufstehen und Arbeitsbeginn – nicht vertraut waren und mit geografischer Mobilität einen Statusgewinn erzielen wollten. Viele von ihnen hatten – wie bereits erwähnt – in der alten Bundesrepublik kaum noch Aufstiegschancen.35 Dieser Negativeindruck wurde durch die sogenannte »Buschprämie«36 noch verstärkt, die quasi eine doppelte Einkommensstruktur erzeugte. Zudem waren die Ostgehälter (teilweise bis heute) erheblich niedriger als die im Westen. Und schließlich verschärfte die Situation, dass viele der »Aufbauhelfer« bei der ersten sich ihnen bietenden Gelegenheit auf eine adäquate Anstellung in den Westen, also ins »richtige Deutschland«, zurückkehrten. Ihren Posten übernahmen dann erneut Westdeutsche. Das verstärkte den ostdeutschen Unmut immer weiter.

			Die Nomenklaturkader der SED mussten sich 1989/90 einigen zentralen Fragen stellen, die seit jeher die Elitenforschung beschäftigt: Wie bilden sich Eliten? Wie offen sind sie? Gibt es Mechanismen sozialer Selbstrekrutierung? Oder ist die individuelle Leistung für den sozialen Aufstieg entscheidend?37 Handelte es sich hier um Machteliten, die sich als Clique abgesondert hatten, um die eigene Herrschaft zu sichern? Wie verhielten sich die Nomenklaturkader der DDR gegenüber denjenigen, die der Diktatur ablehnend oder kritisch gegenüberstanden? Aus der Beantwortung all dieser Fragen war zu schlussfolgern, dass die Führungskräfte der Diktatur nach Revolution und Wiedervereinigung zwangsläufig ausgetauscht werden mussten und dass sich daraus die Notwendigkeit eines Transfers aus dem Westen ergab.

			Bürgerrechtler als neue Elite?

			Naheliegend wäre es ab 1990 »natürlich« gewesen, wenn Bürgerrecht­ler die Macht übernommen oder dies zumindest versucht hätten. So sympathisch dieser Gedanke heute auch sein mag, so wenig hatte er damals mit der Realität zu tun. Das Ergreifen der Macht muss immer mit einem starken Willen verbunden sein, die bisher Herrschenden zu verdrängen, um eigene politische und gesellschaftliche Ziele umzusetzen und die errungenen Positionen zu behaupten. Eine Mehrheit der Oppositionellen setzte jedoch auf Reform, Dialog und Demokratisierung. Schließlich vertrat sie bei geöffneter Grenze noch weniger als zuvor die Mehrheitsmeinung und hatte deshalb keine Möglichkeit, die jetzt auftretenden gesellschaftlichen Spaltungen zu heilen.

			Jetzt erwies sich auch die geringe Zahl der Bürgerrechtler im V­erhältnis zur Gesamtbevölkerung und zu den zu besetzenden Führungspositionen als Problem. Und so musste es, um zu verhindern, dass die Kader der Staatspartei und Geheimpolizei erneut Machtpositionen einnehmen, eine andere Lösung geben. Die Dringlichkeit einer solchen Lösung verstärkte sich dadurch, dass die akademische und mediale Intelligenz der DDR mehr und mehr abgewickelt wurde.38 Bei einer nicht geringen Zahl von Menschen hätten jedoch auch andere Formen des beruflichen Übergangs in die vereinte Bundesrepublik gefunden werden können. Das war dann oft nur schwer möglich, weil spätestens nach der »Übernahme«39 Ostdeutschlands durch die Altbundesrepublik, deren Qualifizierungskriterien für die Besetzung von Führungspositionen verbindlich wurden und dies auch blieben. Für die Oppositionellen – bis auf wenige wie Theologen und Naturwissenschaftler – verhinderte dies einen beruflichen Aufstieg. Nun rächte sich, dass Kritiker der Diktatur ihre Opposition oft damit bezahlten, dass sie ihren Lebensunterhalt auf kirchlichen Friedhöfen und in aufopfernder Tätigkeit in Pflegeheimen verdienen mussten. Nur einigen bot sich die Möglichkeit, über Wahlen in Ostdeutschland in wichtige Positionen zu gelangen, andere arbeiteten auf dem Feld der Auseinandersetzung mit der gestürzten Diktatur und der Erinnerung an ihre Opfer.

			Insgesamt gelang es den Bürgerrechtlern nicht, Vorbildfunktion zumindest für die Ostdeutschen oder gar für alle Deutschen zu übernehmen.40 Die Zeit-Journalistin Anne Hähnig sieht die Gründe dafür darin, dass sie die kleinbürgerliche Gesellschaft verachteten, das heißt, das eigene Volk nicht verstanden und zum Beispiel dessen Sehnsucht nach westlichen Lebensverhältnissen ablehnten. Dabei bezieht sie sich auf Kowalczuks Auffassung, dass in der Revolution der Nachbar, der zur Anpassung zwang, das größte Problem gewesen sei. Daher gab es auch keine »Generalaussprache Ost«41 zwischen den Fügsamen und den Widerständigen.

			Weiter meint Hähnig, dass nicht die Macht der westdeutschen »Aufbauhelfer« und ihre »Buschprämien« das eigentliche Problem42 war, sondern dass sich beispielsweise ostdeutsche Unternehmer »kapitalistischer« als die westdeutschen aufgeführt und Parlamentarier schnellstens die Werte und Selbstverständlichkeiten des Westens übernommen hätten. Der Soziologe Lars Vogel erkannte, dass Ostdeutsche auf Führungspositionen keine Garantie für die Vertretung ostdeutscher Interessen seien.43 Nach Ansicht der Zeit-Redakteurin fehlt eine »mitfühlende Elite« im Osten noch heute. Die »Neuen Bundesländer« müssen endlich eine Elite hervorbringen, die Lobbyist der eigenen Gruppe sei und nicht auf die »breite Masse« herabblicke. Die Notwendigkeit, der westlichen Konstruktion »des Ostdeutschen« entgegenzutreten,44 teilt Hähnig, fügt aber hinzu, dass die Ostdeutschen dieses Problem schon selbst angehen müssten.

			Offen bleibt, wie dies aus der Lage des Unterprivilegierten heraus ge­­schehen und wie gegen die im Westen herrschende Meinung angegangen werden kann, dass sich eigentlich nichts zu ändern braucht. Ebenso fragwürdig ist Hähnigs Vorwurf, die Ostdeutschen hätten es versäumt, »belastbare eigene Netzwerke« zu schaffen. Denn wie hätte dies aus der geschilderten Situation heraus, nach Friedlicher Revolution und Wiedervereinigung, geschehen sollen? Schließlich, so merkt sie selbst an, waren die einzigen erfolgreichen Revolutionäre Deutschlands schon zu Lebzeiten fast vergessen, man ließ sie nicht zu »Helden« werden. Die Bürgerrechtler waren ganz einfach eine Provokation, sie zeigten ihren Landsleuten, dass man auch anders leben konnte als es die Mehrheit tat. Und so bleibt die Aufgabe, den Riss zwischen den Befreiern und den Befreiten zu kitten.45 Fraglich ist jedoch, ob es dazu nicht bereits zu spät ist. Die Selbstbehauptung des Ostens gegenüber dem Westen wird als Aufgabe allerdings bestehen bleiben – die Lösung dieses Problems ist Sache der nachgerückten Generation und der noch folgenden.

			Ostdeutsche in Spitzenpositionen

			Dabei wird künftig zu beachten sein, dass es bei der Besetzung von Elitepositionen durch Ostdeutsche allerdings die Ausnahme der »großen Vier« gab: ein Vorsitzender einer gesamtdeutschen Volkspartei, ein Bundestagspräsident, ein Bundespräsident und eine langjährige Bundeskanzlerin. Unter ihnen waren Matthias Platzeck, Wolfgang Thierse und Joachim Gauck als Ostdeutsche erkennbar, Angela Merkel war es zumindest in den ersten Jahren ihrer Kanzlerschaft kaum. Dazu kamen noch einige ostdeutsche Ministerpräsidenten, jeweils ein Ostdeutscher in den verschiedenen Bundeskabinetten, die erwähnten führenden Persönlichkeiten in Einrichtungen der politischen Bildung und »Aufarbeitung« wie der Bundeszentrale für politische Bildung der Heinrich-Böll-Stiftung, der Bundesstiftung Aufarbeitung, den Berliner Festspielen, dem Zeitgeschichtlichen Forum Leipzig und die Bundes- beziehungsweise Landesbeauftragten für die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen DDR. Angesichts der Vielzahl der zu besetzenden Positionen war dies jedoch eine verschwindende Minderheit.46 Trotzdem wurde – besonders bezogen auf Merkel und Gauck – in den Medien fast schon der Eindruck erweckt, Deutschland werde jetzt »vom Osten regiert«. Noch gravierender war, dass jeder, der anmahnte, Ostdeutsche müssten entsprechend ihrem Anteil an der Gesamtbevölkerung in Leitungsfunktionen vertreten sein, mit Hinweis auf diese wenigen Spitzenpolitiker »abgebügelt« wurde. Oft wurde »hinterlistig« gefragt, ob man eine »Ostquote« im Sinne habe. Das wollten viele – darunter auch ich – nicht, vielleicht war dies jedoch ein Irrtum. So sind die wenigen aufgestiegenen Ostdeutschen in der Regel solche, die sich rasch anpassten und kaum »Ostbefindlichkeiten« vertraten.47 Besonders interessant ist ein Blick auf die Verwaltungsspitzen im Osten. Hier waren laut einer Studie von 2016 von 109 Abteilungsleitern in Bundesministerien nur vier Ostdeutsche.48

			Insgesamt besetzen nur 25 bis 35 Prozent der Ostdeutschen (nach Herkunft definiert) in den »Neuen Bundesländern« Führungspositionen in Gewerkschaften, Justiz, Kultur, Medien, Militär, Religion, Sicherheit, Verbänden, Verwaltung, Wirtschaft, Wissenschaft und Zivilgesellschaft, in manchem Bereich – wie beim Militär – liegt der Wert bei null Prozent.49 Berechnet auf die gesamte Bundesrepublik beträgt der Anteil von Ostdeutschen in Führungspositionen knapp über zehn Prozent.50 Die Studie von Michael Bluhm und Olaf Jacobs geht von 23 Prozent Ostdeutscher in Führungspositionen aus, eine Zahl, die seit 2004 noch weiter abgeschmolzen ist. Das gilt, obwohl der Bevölkerungsanteil der Ostdeutschen in den fünf ostdeutschen Bundesländern 87 Prozent beträgt und nur in einigen Bereichen deuten sich langsame Veränderungen an. Petra Köpping verweist besonders auf die »Unterrepräsentanz« von Ostdeutschen in »zentralen Führungspositionen« innerhalb der gesamten Bundesrepublik, die nach ihren Zahlen nur 1,7 Prozent bei 17 Prozent Bevölkerungsanteil beträgt.51 Darüber hinaus verweist Kowalczuk auf eine vom Magazin Cicero veröffentlichte Liste der »500 wichtigsten deutschsprachigen Intellektuellen«, unter denen nur knapp fünf Prozent Ostdeutsche zu finden sind.52 Dazu gehören der Philosoph Wolfgang Engler, der Theologe Richard Schröder, der Religionssoziologe Detlef Pollack und der Psychologe Hans-Joachim Maaz. Für den Journalismus führt Kowalczuk außerdem noch Stefan Berg, Christoph Dieckmann und Alexander Osang an. Einige wenige weitere Namen könnten genannt werden – so Jens Bisky, Gunnar Decker,53 ­Evelyn Finger, Anne Hähnig und Regina Mönch.

			Ostdeutsche Eliten in Einzelbereichen

			Bei meiner nachfolgenden genaueren Betrachtung der unterschiedlichen Elitengruppen möchte ich den Blick zunächst auf das Gebiet der Wissenschaften richten. An ostdeutschen Hochschulen und Universitäten (ohne Medizin) wurden rund 75 Prozent der dort arbeitenden ­Professoren und Dozenten entlassen. Dabei gab es in solchen Fachgebieten wie Philosophie, Geschichte, Jura und den Wirtschaftswissenschaften »Verluste« von bis zu 90 Prozent. Nach einem Zwischenschritt gingen auch die rund 26.000 Mitarbeiter der Akademie der Wissenschaften und die knapp 100.000 der Industrieforschung verloren. Auch heute ist an den Leitungsspitzen der größten Forschungsinstitute nur jeder siebte Leiter in Ostdeutschland aufgewachsen oder ausgebildet worden. Damit liegt ihr Anteil mit nur 15 Prozent insgesamt sogar noch unter dem ausländischer Wissenschaftler, von denen 24 Prozent leitende Funktionen bekleiden.

			Um zu diesem Ergebnis zu kommen, setzten westdeutsche Wissenschaftsschulen ihre Interessen und ihr Personal nahezu komplett durch und akzeptierten dabei keine anderen wissenschaftlichen Lebenswege als die eigenen. Selbst die gegen die SED-Diktatur kritisch eingestellten Wissenschaftler hatten kaum eine Chance.54 So kamen nach der Wiedervereinigung beispielsweise nur wenige ostdeutsche Historiker, vor allem aus der Akademie der Wissenschaften, auf Lehrstühle.55 Zu nennen sind hier Hartmut Harnisch (Humboldt-Universität), Jürgen John (Jena), Helga Schultz (Frankfurt/Oder) und Ludmila Thomas (Humboldt-Universität). Andere kamen später dazu, wie Ina Merkel (Marburg) und Michael Zeuske (Köln). Weitere erhielten außerplanmäßige Professuren wie Gerd Dietrich (Humboldt-Universität), Rainer Eckert und Frank Hadler (beide Leipzig), Dieter Hoffmann (Berlin), Matthias Middell (Leipzig) und Isolde Stark (Halle/Saale). In jüngerer Zeit kamen noch Christine Gundermann (Köln), Astrid Lorenz (Leipzig), Christina Morina (Bielefeld),56 Silke Satjukow (Magdeburg/Halle) oder Claudia Weber (Frankfurt/Oder) als Lehrstuhlinhaberinnen dazu. Es wurde jedoch keine einzige Professur für Zeitgeschichte, kein Institut und keine Forschungsstelle für Zeitgeschichte von einem Ostdeutschen geleitet.57 Das veranlasste den ostdeutschen Schriftsteller Jacob Hein zu der Feststellung, dass es an deutschen Universitäten keine Professoren mit Ostbiografie gäbe.58 

			Tatsache ist, dass es lange Zeit von 81 möglichen Positionen keinen ostdeutschen Rektor oder Präsidenten an Hochschulen und Universitäten gab, und Diversität dort ohnehin bislang weniger eine Rolle spielt. Die typische Leitung einer deutschen Hochschule sei männlich, 57 Jahre alt und stamme aus Westdeutschland, diagnostizierte im März 2021 auch das Centrum für Hochschulentwicklung (CHE) in Gütersloh. Ausgewertet wurden hierfür die Lebensläufe von rund 300 amtierenden Präsidenten und Rektoren. Das magere Ergebnis: »Zurzeit werden zehn staatliche Hochschulen von Personen aus ostdeutschen Bundesländern – inklusive Berlin – geleitet.«59 Dazu zählen die TU Cottbus-Senftenberg mit der in Leipzig gebürtigen Psychologin Gesine Grande an der Spitze, und die Goethe-Universität Frankfurt am Main, ihr Präsident ist seit dem 1. Januar 2021 der Physiker und Biologe Enrico Schleiff, geboren in Luckenwalde. Seit 2012 amtierte er dort schon als Vizepräsident. Auch an der Spitze von Kunsthochschulen im ehemaligen Osten Deutschlands sind mittlerweile Ostdeutsche präsent, beispielsweise schon seit 2012 der in Demmin geborene Kunsthistoriker Matthias Flügge als Rektor der Hochschule für Bildende Künste Dresden. Und im Februar 2021 wurde die gebürtige Dresdnerin Angelika Richter vom Erweiterten Akademischen Senat der Berliner Kunsthochschule Weißensee zur neuen Direktorin gewählt.60

			In der Wirtschaft sind von den 180 Dax-Vorständen, deren Herkünfte bekannt sind, nur zwei in Ostdeutschland aufgewachsen,61 das Führungspersonal in den ostdeutschen Bundesländern besteht lediglich zu einem Drittel aus Ostdeutschen, bei Top-Positionen 4,7 Prozent.62 Die 500 vermögendsten Familien der Bundesrepublik kommen komplett aus Westdeutschland, im Osten sind vor allem Zweigstellen und Montageeinrichtungen altbundesdeutscher und ausländischer Unternehmen beheimatet. Die Hauptniederlassungen und Zentralen der deutschen Großbetriebe befinden sich fast ausschließlich im Westen.

			Nicht anders verhält es sich in der Justiz. Hier stieg der Anteil von Ostdeutschen in der Richterschaft in den letzten Jahren von 11,8 auf gerade mal 13,3 Prozent, bei den Präsidenten und Vizepräsidenten der obersten Gerichte sowie den Vorsitzenden Richtern der einzelnen Senate von 3,4 auf 5,9 Prozent.63 Und das nur im Osten, nicht in der gesamten Bundesrepublik. Einen Lichtblick gab es im Juli 2021, als nach zähem Ringen erstmals eine in Ostdeutschland aufgewachsene Richterin ans Bundesverfassungsgericht berufen wurde.64 Die Gesamtzahlen aber unterstreichen die Expertenmacht altbundesdeutscher Anwälte, Notare und Steuerberater.65 Nicht anders sieht es beim Militär, bei der Polizei und den Geheimdiensten aus. Abgerundet wird dieses Bild schließlich von der deutlichen Dominanz Westdeutscher in Presse, Fernsehen und Publizistik. Ausnahmen sind hier die Leipziger Volkszeitung mit dem Chefredakteur Jan Emendörfer66 und der Mitteldeutsche Rundfunk mit der Intendantin Prof. Dr. Karola Wille. Die Berliner Zeitung wurde im Jahr 2019 von dem Unternehmerpaar Holger und Silke Friedrich gekauft. Als die Welt am Sonntag offenlegte, dass Holger Friedrich inoffiziell für die Staatssicherheit gearbeitet hatte, löste das eine erregte Diskussion aus. Nachdem ihn ein Gutachten von Marianne Birthler und Ilko-Sascha Kowalczuk entlastet hatte, haben sich die Wogen mittlerweile geglättet.67 

			Vor dem Hintergrund solcher Tatsachen könnte man den Eindruck gewinnen, es gäbe in den Medien weitgehend ein Selbstgespräch der Westdeutschen mit sich selbst, die Ostdeutschen kämen darin bestenfalls als Untersuchungsobjekte vor.68 Darauf reagiert ein Teil der Ostdeutschen dann mit den bekannten Verleumdungstiraden der Medien als »­Lügenpresse«.

			Bei der Betrachtung der unterschiedlichen Elitengruppen scheinen sich ostdeutsche Künstler, Schauspieler und Schriftsteller, aber auch Sportler im vereinten Vaterland noch am besten behauptet zu haben. Das zeigt sich etwa bei der Verleihung der wichtigen Literaturpreise in den letzten Jahren– wie bereits vor der Wiedervereinigung – an ostdeutsche Schriftsteller wie zum Beispiel an Elke Erb, Christoph Hein, Irina Liebmann, Eugen Ruge, Helga Schubert, Ingo Schulze und Lutz Seiler.69 2019 wurde der schon jahrzehntelang erfolgreiche Verleger Christoph Links als erster Ostdeutscher vom Branchenmagazin BuchMarkt zum »Verleger des Jahres« gewählt.

			Die öffentliche Würdigung vieler ostdeutscher Schriftstellerinnen und Schriftsteller scheint ein Stück Anerkennung und Normalität zu sein, doch wird dadurch ein anderes Problem nicht behoben. Das besteht bis heute darin, dass in der Literaturkritik beziehungsweise im Feuilleton oder in den Jurys, selbst von Preisen, die im Osten, zum Beispiel in Leipzig vergeben werden, kaum Ostdeutsche vertreten sind. Auch hier unterliegt der Osten der Deutungshoheit des Westens, und in aller Regel werden ostdeutsche Schriftsteller auch als solche bezeichnet, die westdeutschen dagegen grundsätzlich als deutsche Autoren.70 

			Einige kulturelle Einrichtungen konnten sich unter ostdeutscher Leitung behaupten, wie die Berliner Volksbühne, die Leipziger Schule für bildende Kunst und die Hochschule für Schauspielkunst Ernst Busch. Wichtige Namen sind in diesen Zusammenhängen Frank Castorf, Andreas Dresen, Prof. Dr. Wolfgang Engler und Leander Haußmann. 

			Anders sieht es im Hinblick auf Spitzenämter in den Kirchen aus; Markus Meckel weist darauf hin, dass protestantische Kirchen selbst bei ostdeutschen Bischofswahlen Kandidaten aus dem Westen suchen.71

			In den Landesparlamenten im Osten ist mit circa 80 Prozent der Parlamentarier ein maßgeblicher Anteil an Ostdeutschen repräsentiert.72 70 Prozent der Landesminister sind Ostdeutsche und bei den Staatssekretären ist der ostdeutsche Anteil von 26 auf 46 Prozent gestiegen. Genau gegenteilig sieht es allerdings bei den Führungskräften der darunter angesiedelten Verwaltungen aus. Hier sind nur wenige Ostdeutsche tätig, was auch daran liegt, dass die SED-»Eliten« ab 1990 besonders auch in Verwaltungsbehörden ausgetauscht wurden.

			Der Soziologe Steffen Mau macht völlig zu Recht darauf aufmerksam, dass diese Zahlen die Kollateralschäden veranschaulichen, die die Integrationsprozesse nach der deutschen Wiedervereinigung angerichtet haben.73 Es gäbe »nur ein sehr loses Band zwischen dem Spitzenpersonal und dem Rest der Bevölkerung«, sodass sich »die Wahrnehmung einer Spaltung zwischen dem ›Volk‹ und ›denen da oben‹ immer mehr festsetzt«. So sei im Osten das Gefühl, »fremdregiert« zu werden, viel weiterverbreitet als im Westen. Wesentlich dafür sei, »dass es bis heute nicht gelungen ist, ostdeutsche Aufstiege in die gesellschaftliche Führungsebene zum Normalfall werden zu lassen«.74 Für viele jüngere Ostdeutsche seien die Aufstiegswege »verstopft« und es fehle auch an entsprechenden Förderungs- und Stipendienprogrammen.

			Heute sind viele aus der Generation der Bürgerrechtler, die nach 1989/90 einen gewissen Einfluss hatten und sich nachdrücklich öffentlich bemerkbar machten, Rentner und oft schon jenseits der 70. So geht es jetzt um eine neue ostdeutsche Elite, die auf die Erfahrungen »unserer Revolution« zurückgreift. Diese kann nicht durch eine »Ostquote« erreicht werden, aber zumindest eine ausgewogene Besetzung staatlicher Stellen sollte ein erster Schritt sein. Vor allem ging und geht es angesichts der Geschichtslügen der »Allianz für Deutschland« damals75 und der »Querdenker« und der Corona-Leugner in der Gegenwart vor allem darum, das öffentliche Bewusstsein für das beschriebene Problem zu wecken und zu schärfen. Dabei ist die Rückbesinnung auf den Kampf für Freiheit, Demokratie und Menschenrechte der ostdeutschen Herbstrevolution notwendig, und auch die Lebenserfahrung und der Rat der Bürgerrechtler sind hier nach wie vor gefragt.

			Eine neue Generation – mit neuen Ansätzen?

			Zu diesen Themen verschaffen sich in der letzten Zeit zunehmend Ostdeutsche der mittleren Generation Gehör. Meist gehören sie der 89er-Generation an (2. Generation Ost), aber auch die Enkelgeneration meldet sich zu Wort (auch 3. Generation Ost beziehungsweise Wendekinder genannt). Zwar sind es bisher nur wenige, aber es gibt neue starke Stimmen aus dem Osten und auch ganz neue Perspektiven. Es braucht die nächsten Generationen, um neue Fragen zu stellen; eine Herausforderung ist es allerdings, wenn die neuen Fragesteller nur wenig oder nichts von ihren Vorgängern der letzten 30 Jahre wissen. Es ist die Aufgabe der Jungen, den Acker der Geschichte auf ihre Weise umzugraben.76 Dabei werden sie eine nach wie vor sehr wichtige Frage stellen müssen: In welcher Gesellschaft wollen wir leben? Für eine solche gesamtgesellschaftliche Diskussion müssen die entsprechenden Formen entwickelt werden.

			Wenn ich hier von einer jüngeren, also der 2. Generation nach der Revolution spreche, so weiß ich schon, dass der eine oder andere aus dieser Kohorte bereits die 50 überschritten hat. Entscheidend erscheint mir jedoch nicht das Alter, sondern innovative Ansätze, neue Ideen, Diskursfreudigkeit und die Möglichkeit und das Selbstbewusstsein, in die Öffentlichkeit zu gehen. Dabei ist es eine conditio sine qua non, sich auf die Ideen, Ansätze und Ergebnisse der Friedlichen Revolution zu beziehen und diesen neues Leben einzuhauchen. Wohl alle der genannten Mitglieder der neuen intellektuellen Elite des Ostens würden dem zustimmen. Die Älteren von ihnen nehmen noch direkt Bezug auf die Persönlichkeiten der Bürgerbewegung und der Friedlichen Revolution, kennen sie zumindest und beziehen sie manchmal noch in den Diskurs ein. Wichtige Namen sind hier Jana Hensel, Petra Köpping, Raj Kollmorgen, Ilko-Sascha Kowalczuk, Thomas Krüger, Stefan Mau, Christina Morina, Thomas Oberender und Frank Richter.

			Zwischen dieser und der nachfolgenden dritten Generation scheint es jedoch eine Kluft zu geben, wie es sie auch zwischen den früh gegen die kommunistische Diktatur Widerstand leistenden und den Bürgerrechtlern der 1980er Jahre gibt. Noch ist es Zeit, diese Kluft zu überbrücken. Wenn dies nicht gelingt, wird sich diese Differenz »natürlich« von selbst erledigen. Gleichzeitig könnte eine Kluft zu den folgenden Generationen entstehen.

			Unter den genannten ostdeutschen Eliten im mittleren Alter ist meines Erachtens zuerst der Mitherausgeber dieses Buchs, Ilko-Sascha Kowalczuk zu nennen, dem mit »Die Übernahme« eine aus meiner Sicht überzeugende Analyse insbesondere des deutsch-deutschen Transformationsprozesses gelungen ist.77 In diesem leidenschaftlichen Essay erklärt er, dass er nach 1989 zu jenen gehörte, die meinten: »Alles muss weg«, insbesondere die komplette Nomenklatur der SED-Diktatur, und der heute von den »unfassbaren sozialen Ungerechtigkeiten« tief erschüttert ist, die vor allem mit der Finanz- und Bankenkrise verbunden sind. Vor diesem Hintergrund legt er dar, dass die Revolution 1989 nur von einer Minderheit auf die Straßen getragen wurde, während die übergroße Mehrheit der Ostdeutschen Demokratie, Freiheit und auch Wohlstand nicht erkämpfte, sondern geschenkt bekam. Viele von ihnen fühlen sich heute infolge der Transformationsprozesse und unter den Bedingungen der Globalisierung als »Deutsche zweiter Klasse« und in Ostdeutschland breiten sich Wut und Hass aus. Dem wäre mit Stolz auf »unsere Revolution« zu begegnen, doch entwickelten diesen nicht einmal diejenigen, die 1989 die SED-Diktatur tatsächlich stürzten. Kowalczuk führt aus, dass die Wünsche der Mehrheit der Ostdeutschen mit denen der Bürgerbewegung nicht übereinstimmten, dass sie Heilsversprechungen glaubte und dass bundesdeutsche Politiker nur eine Methode für die Wiedervereinigung zuließen: Im Osten musste alles wie im Westen werden. Eine wichtige Rolle spielte dabei die Überschichtung des Ostens durch eine »Westelite«. Es zeigt sich in den letzten Jahren immer deutlicher, dass Ostdeutsche in den Eliten der Bundesrepublik entsprechend ihrer Leistungen vertreten sein müssen, neue Karrierewege sollten dafür geschaffen und die immer noch bestehende materielle Ungleichheit muss endlich unbedingt beseitigt werden.

			Zu den besonders wichtigen »neuen« ostdeutschen Stimmen gehört der jetzt in Berlin arbeitende Rostocker Soziologe Steffen Mau.78 Dieser stellt sich zunächst die Frage, ob der Osten und die deutsche Einheit »ausdiskutiert« wären und kommt zu dem Schluss, dass dies vielleicht quantitativ zutrifft, nicht jedoch auf die Sache bezogen. Es müssten immer wieder die »Folgenlosigkeit einer unerhörten Begebenheit« (Wolf Lepenies) und der ostdeutsche Politikverzicht diskutiert werden. Als problematisch erkennt er, dass sich die »Kombattanten in ihre Deutungsgräben eingeschaufelt« hätten. Käme hinzu, dass sich Bürgerrechtler ungern von anderen sagen ließen, was »ihre Revolution« gewesen ist. Im Ergebnis erkennt Mau, dass die »einst diskursstarken Bürgerrechtler […] im vereinten Deutschland in eine Schleife des Immergleichen hineingeraten« sind. Zwar wären ihre Wortmeldungen wichtig, doch seien sie »überraschungsarm und monothematisch«. Entscheidend für die »schwächelnde Diskursfähigkeit« sei jedoch die »Elitenschwäche des Ostens«. So gäbe es nur wenige Ostdeutsche in herausgehobenen Positionen und demzufolge auch nur wenige meinungsstarke Stimmen. Diese wären aber zu leise und zu begrenzt, um wirklich das gesamte Spektrum von ostdeutschen Meinungen zu artikulieren.

			Ich stimme Mau durchaus in der Meinung zu, dass es »ohne große De­­­batte […] kaum gelingen [wird], zu einem neuen politischen Bewusstsein zu kommen«, einem Bewusstsein, welches die Erfahrungen des geteilten Deutschlands, die Erfahrungen mit Diktaturen und mit der Transformation nach der Wiedervereinigung reflektiert. In dieser Debatte müsste der dominante Blick des Westens jedoch aufgelöst werden. Nicht zustimmen kann ich allerdings seiner Feststellung, dass es eine »offiziöse Geschichtspolitik« gäbe, die der Alltagserfahrung der Menschen nicht entspräche. Mau bezieht sich dabei auf den ostdeutschen Regisseur Oberender und fordert eine »offene und gut durchlüftete Debatte«, um aus den ausgetretenen Diskurspfaden auszubrechen und sich Geschichte neu anzueignen. Richtig erscheint mir, dass es dafür keinen Opferdiskurs braucht, es aber notwendig ist, den Osten nicht nur zu erklären, sondern diesen selbst zum Ort des Diskurses zu machen. Entscheidend könnte dabei sein, das demokratische Potenzial der »Neuen Bundesländer« endlich zu nutzen.

			Beeindruckend ist auch Maus in diesem Buch bereits mehrfach zitierte Publikation über Lütten Klein, einem Stadtteil Rostocks, der Stadt seiner Kindheit und Jugend.79 Wohl noch nie ist das Leben einer »sozialistischen Idealstadt« mit so viel Kenntnis und Empathie geschildert worden. Überzeugend beschreibt er am Beispiel der dortigen Lebensweise, die soziale Nivellierung und blockierte Mobilität, die kleinen Freuden und Annehmlichkeiten, aber auch die Schwierigkeiten des Alltags in der DDR. Genauso wichtig und überzeugend ist auch Maus Analyse des Transformationsprozesses nach der deutschen Einheit, dessen Bilanz er für »durch und durch widersprüchlich«80 hält. Einen wesentlichen Grund dafür sieht Mau nach der »beglückenden Erfahrung kollektiver Handlungsfähigkeit«81 von 1989/90 im zwar notwendigen westdeutschen Elitentransfer, der aber bis heute auch andauernde massive Deklassierungs- und Entmündigungserfahrungen erzeugte. So gäbe es nur ein loses Band zwischen dem Spitzenpersonal und dem Rest der Bevölkerung. Zu Recht bewertet der Autor dies – wie erwähnt – als Kollateralschaden für den gesamten Integrationsprozess. Ähnlich sieht es der ehemalige Bundespräsident Joachim Gauck, der meint, dass die Erfahrung »dieses glückhaften Moments des Aufbruchs und des Erkennens der eigenen Potentiale« durch die zwar notwendigen, aber aus dem Westen kommenden Spezialisten beendet wurde.82 Als Konsequenz fordert Mau eine stärkere Beteiligung wie eine pointierte gesellschaftliche Auseinandersetzung über das Was und Wie sowie einen »Sense of Ownership«, da sonst verantwortliches Handeln, Mitmachen und Entscheiden immer mehr abhanden kämen.83

			Zu Kowalczuk und Mau tritt Oberender, der für eine ostdeutsche Perspektive auf der Grundlage der Friedlichen Revolution und für das end­liche Abschütteln der gefühlten Zweitklassigkeit der Ostdeutschen wirbt.84 Das ist auch deshalb notwendig, weil sich immerhin 57 Prozent der Menschen in Ostdeutschland als »Bürger zweiter Klasse« fühlen und damit die Ressourcen fehlen, sich den populistischen Bewegungen entgegenzustellen.85 Es verwundert nicht, dass dieses Gefühl bei 84 Prozent der Anhänger der »Alternative für Deutschland« vorherrscht. Dies vergiftet unsere Gesellschaft.86 Eine solche negative Selbsteinschätzung habe vor allem mit dem »Trauma der Wiedervereinigung«, mit der erlittenen Schocktherapie, mit Unzufriedenheit und breiter Ohnmachtserfahrung (hier lägen auch die Wurzeln für den Erfolg der AfD) genauso zu tun wie mit den kurzzeitigen Erfahrungen demokratischer Mobilisierung in der Friedlichen Revolution. Um dieses Trauma zu überwinden, müssten die Ostdeutschen grundsätzlich anders auftreten, nämlich auf Augenhöhe und mit verstärktem Selbstbewusstsein. Wichtig sei dabei auch, dass »unsere Sprache und unsere Auffassung von der eigenen Geschichte [nicht] von der westdeutschen Lesart dominiert, verfälscht und um ihre kreativen und inspirierenden Einflüsse gebracht«87 werden.

			Im seinem Buch »Empowerment Ost«, es handelt sich um den Text eines Vortrages im Park der autonomen Athener Akadimia Platonos vom 21. Juli 2019, vertritt Oberender die These, dass die Revolution gegen die SED-Diktatur mit einer radikalen Demokratieerfahrung verbunden war, die sie zur ersten Revolution des 21. Jahrhunderts machte.88 Zwar ist es genauso möglich, dieses Ereignis und die Revolutionen in ganz Ostmitteleuropa als Abschluss des kurzen 20. Jahrhunderts zu begreifen, doch ist dies in unserem Zusammenhang nicht wichtig. Entscheidend ist, dass alle diese Revolutionen »begeisternde Aufrufe für die Möglichkeit einer anderen Zivilgesellschaft«89 waren. In diesem Punkt ist Oberender nur zuzustimmen, doch geht es hier bisher nicht um reales Geschehen, sondern um eine in die Zukunft gerichtete Hoffnung. Abgesehen von kleineren terminologischen Ungenauigkeiten schildert der Autor, der sich nie als DDR-Bürger verstand, die Abläufe der Revolution präzise. Überzeugend ist auch seine Auffassung, dass der 9. Oktober 1989 in Leipzig den Sieg der Revolution brachte und dieser letztlich der Bürgerbewegung zu verdanken ist, der sich immer mehr Menschen anschlossen. Für Oberender bedeutete das Freiheit und den Weg in ein selbstbestimmtes, erfülltes Leben.

			Umso mehr überrascht seine Beschreibung, dass erst 30 Jahre später etwas in ihm zu »bluten« beginne. Auf einmal sei ihm klar geworden, dass er sich über die Art »ärgert«, mit der im vereinten Deutschland über die Ostdeutschen gesprochen wird, er stellt fest, dass diese Art etwas »verletzt« hat, eine Verletzung, von der er lange nichts merkte. Dieses Gefühl ist auch mir – und vielen anderen – sehr vertraut. Es ist das Gefühl, dass der Befreiung durch eigenes Handeln, das die Berliner Mauer zum Einsturz brachte und die Einheit ermöglichte, die Entmündigung vieler Menschen folgte. Deshalb ist auch für mich die Erinnerung an die Revolution bedeutsamer als die an die Wiedervereinigung, wenngleich beides natürlich zusammengehört. Diejenigen, die im Herbst 1989 auf den Straßen demonstrierten, haben Freiheit und Menschenrechte erkämpft – in Deutschland und in ganz Europa. Das schien uns mit den Werten des freiheitlichen Westens in Übereinstimmung zu stehen und letztlich war es auch so. Trotzdem wurde gerade in den letzten Jahren das Gefühl des Verletztseins im Osten immer stärker. Das hat verschiedene Gründe, für Oberender ist es die »koloniale Matrix der westdeutschen Macht in Ostdeutschland«.90 Diese Begrifflichkeit erscheint auf den ersten Blick ins Dramatische gesteigert, trotzdem ist sie nicht von der Hand zu weisen. Im gesamten Osten war nach 1989 die Erfahrung prägend, dass europäisch zu sein heißt, westeuropäisch zu sein. Damit muss es aber nach 30 Jahren ein Ende haben. Ich kann deshalb Oberender nur zustimmen, wenn er meint, dass sich 1989/90 die Erfahrung der Selbstermächtigung und Zuversicht mit demokratischer Mobilisierung verbunden hat. Daran gilt es heute mit einem gleichberechtigten Diskurs der zweiten und dritten Generation nach den Revolutionen anzuknüpfen. Damit sind solche Probleme wie die ungleiche Eigentumsverteilung, die unterschiedlichen Gehälter und Besitzstände, die Verödung ganzer Landstriche und vieles andere zwar nicht beseitigt, es wäre jedoch ein Schritt auf dem richtigen Weg eines »Empowerment Ost«. Um voranzukommen, sollten sich viel mehr Menschen als bisher daran beteiligen, es müssen neue Kommunikationsstrukturen und Aufstiegsmöglichkeiten geschaffen werden. Hier gibt es noch viel zu tun, Oberender gehört dabei zu denen, deren Gedanken in die richtige Richtung weisen.

			Ein anderer Publizist, Gunnar Hinck, bemerkt, dass die ostdeutsche Elite über keine eigene Sprache verfügt, sie würde sich selbst marginalisieren und damit den ganzen Osten.91 Weder sollten »westdeutsche Phrasen« nachgeplappert92 noch das Ostdeutsche als defizitär und nachrangig an den Rand gedrängt werden.93 Zumindest das geistige Erbe von Bürgerbewegung und Revolution als ostdeutsche Erfahrung gehört zwingend in eine gesamtdeutsche Identitätserzählung und die krasse Ost-West-Umverteilung von Gestaltungsmöglichkeiten sollte beendet werden.94 Wie absurd ist es, dass das Bewusstsein dafür in Gesellschaft und Politik erst mit dem Erfolg der AfD, einer rechtspopulistischen Partei, gewachsen ist.95

			Doch noch einmal zu Oberender, der besonders auch auf die Reformvorschläge des »Neuen Forums« von 1989 mit dem Ziel, die Wiedervereinigung nicht »westdeutsch-kapitalistisch« zu organisieren, auf den ostdeutschen Verfassungsentwurf sowie auf die dort entstandene Friedens- und Umweltbewegung verweist. Zu Recht meint er, dass Ostdeutsche sich mit ihrer Revolution von einer Diktatur selbst befreit und in einer breiten demokratischen Mobilisierung eigene Vorstellungen von einer künftigen anderen Gesellschaft entwickelt hätten. Wenngleich bei ihm Details im Dunkeln bleiben, ist die Idee, die ostdeutsche Revolution in eine osteuropäische Transformation einzubetten, sicher interessant. Weiter wäre zu fragen und öffentlich zu diskutieren, was diese neuen Vorstellungen beinhalteten – oder ob die Zeit vom Herbst 1989 bis zur ersten freien Volkskammerwahl am 18. März 1990 für die Herausbildung solcher Ideen einfach zu kurz war.

			Allerdings muss auch Oberender eingestehen, dass im »Abendrot der DDR« die Bevölkerungsmehrheit gar nichts anderes oder etwas Eigenes gestalten wollte. Trotzdem hätten durchaus nicht alle nach »Bananen geschrien«, sondern die Bürgerbewegung besaß auch eigene, alternative und tatsächlich progressive Vorstellungen von sozialen Verfassungs- und Staatsreformen. Trotzdem hätte die Wiedervereinigung »koloniale Züge« getragen und viele im Westen würden bis heute meinen, dass es vom Osten nichts zu lernen gab und gibt. Angesichts der Statistik von Ostdeutschen in Führungsfunktionen meint Oberender schließlich, dass die Ostdeutschen »keine ewigen Nachhilfeschüler« seien und sie sich endlich auf ihre positive Protestgeschichte besinnen müssten. Wenn immer nur vom Westen gelernt werden soll oder muss, könne kein »natives« Selbstbewusstsein eigener andersartiger Leistungen und in die Zukunft weisender Ideen der Revolutionszeit entstehen. So dürfe das vereinte Deutschland nicht bloß eine Ausweitung der Verhältnisse des Westens in Richtung Osten sein. Die Verdrängung des Ostens aus dem Osten sollte nicht länger hingenommen werden, das gelte auch für den »kolonialen Gestus der westdeutsch dominierten Politik und Medien«.96 Letztlich birgt der Osten einen Schatz an Erfahrungen, der nicht mehr von der Mehrheitsgesellschaft ignoriert werden kann.

			Der aus Rostock stammende Journalist Alexander Cammann, ebenso ein profunder Kenner der Friedlichen Revolution, widerspricht Oberender, indem er bemerkt, dass die Deutschen in den letzten Jahren über kaum etwas anderes so intensiv gesprochen hätten wie über die Lage im Osten, die DDR-Vergangenheit und über Ost-West-Unterschiede.97 Und er fragt damit polemisch, ob man all diese Debatten »nur geträumt« hätte. Dabei gesteht er zu, dass in der Friedlichen Revolution »Freiheit und Demokratie von vielen erkämpft wurden« und dass das »einer der wenigen großen Momente in der deutschen Geschichte« war. Dazu würde auch die »demokratische Urerfahrung« von freier Rede und Runden Tischen gehören. Cammann kritisiert Oberender eher unberechtigt, dass dieser nicht begreife, dass 1989/90 den meisten Ostdeutschen eine neue Verfassung egal war und sie nur noch möglichst schnell die DM wollten. Auch kann er nicht dessen Meinung teilen, dass die »Sprache des Westens« den Osten dominieren würde. Außerdem wirft er ihm vor, er würde alle jene Ostdeutschen vernachlässigen, die sich mühsam ihren Platz in der Demokratie erkämpft hätten. Und er kritisiert Oberender, dass er seine Deutung im »aktuellen Theorie- und Kuratorenjargon« vortrage. Was er damit meint, bleibt im Dunkeln, eindeutig ist er jedoch in seinem Vorwurf, der ostdeutsche Theatermann würde zu leichtfertig die Kolonisierungsthese übernehmen. Gleichzeitig wirft er diesem vor, er habe sich viel zu spät für den Osten interessiert und so müsse man sein »wütendes Buch« vor allem als eine Art »verspätete Identitätssuche« lesen. Cammann erklärt das alles mit dem Umstand, dass ein Riss schon immer durch den Osten ging. Das ist zwar zutreffend, es gab und gibt viele solcher Risse, was das jedoch mit den Thesen Thomas Oberenders zu tun hat, erschließt sich nicht.

			Zu diesen Autoren kommt Petra Köpping, die in ihrer Streitschrift98 in fragwürdiger Weise von einem »kollektiven Ich des Ostens« ausgeht und berechtigterweise eine weiter bestehende Ost-West-Ungleichheit feststellt. Deshalb fordert sie eine Geschichtskommission zur »Aufarbeitung der Geschichte der Wendezeit«, »Wahrheits- und Versöhnungskommissionen«, eine gesamtdeutsche »Unrechtskommission«, die Verlegung von Institutionen des Bundes in den Osten und die Konzentration von Konzernzentralen dort. Einiges davon macht Sinn, anderes weniger, so wären wohl auch die Stärkung des Staates und die Erhöhung der Vermögenssteuer längst überfällig. Entscheidend ist jedoch die Formierung einer eigenständigen Ost-Elite auf der Basis des Stolzes auf die gelungene Revolution. Hier geht es um wichtige demokratische Werte des gesamten Landes, zuerst sind jedoch hier die Ostdeutschen gefragt.

			Was ist zu tun?

			Grundsätzlich beruht die Legitimität von Demokratie auf dem Prinzip der Gleichheit.99 Gradmesser sind dabei ihre Funktionalität, das heißt die Problemlösungskapazitäten demokratischer Organisationen und Institutionen und wie die Sozialstruktur einer Gesellschaft von ihnen repräsentiert wird. Außerdem müssen sich gruppenspezifische Interessen und Ideen in gesamtgesellschaftlichen Entscheidungen widerspiegeln, da die Bevölkerung Unterrepräsentation schnell und sensibel wahrnimmt und gegebenenfalls als ungerecht empfindet.100 Ostdeutsche könnten innerhalb der deutschen Eliten Interessen und Bedürfnisse ihrer Gruppe am besten vertreten und die Gesellschaft insgesamt würde von ihren Ideen und Erfahrungen profitieren.

			Heute fällt die Aufgabe des Aufbaus einer Elite im Osten Deutschlands, aber auch im gesamten Land den Kindern und Enkeln der »89er« zu. Dazu gehören Zusammenschlüsse wie die »Dritte Generation Ost«. Leider stießen diese bei ihren Versuchen, sich einen ihren Fähigkeiten angemessenen Platz zu erkämpfen – anders als die Mehrheit ihrer Altersgenossen aus dem Westen – lange Zeit an eine »gläserene Decke«.101 Dies hatte und hat damit zu tun, dass seit 1990 – wie beschrieben – Westdeutsche auf die Elitepositionen des Ostens strömten. Sie waren angesichts des Elitenvakuums mit ihren Fachkenntnissen willkommen. Dazu kam die Annahme, dass sie ja nicht in das Unterdrückungssystem der SED-Diktatur verstrickt sein konnten oder das zumindest geglaubt wurde. Das war nicht immer richtig. Gleichzeitig hatte wohl kaum jemand erwartet, dass die altbundesdeutschen Karrierenetze fast lückenlos im Osten aufgespannt wurden und bis heute stabil sind.102 Wohlgemerkt, es geht um die Durchlässigkeit nach ganz oben und darum, dass nicht diejenigen bevorzugt angestellt werden, die aus den gleichen oder ähnlichen westdeutschen Verhältnissen kommen.

			Neben dem Aufbau ostdeutscher Eliten ist heute immens wichtig, daran zu arbeiten, dass sich fast 60 Prozent der Ostdeutschen nicht mehr als »Bürger zweiter Klasse« behandelt fühlen.103 Das gilt genauso für eine nach Revolution und Vereinigung reale oder vermeintliche Abwertung der Ostdeutschen, die gegenwärtig vor allem von Rechtsradikalen instrumentalisiert wird.104 Nach der Rückbesinnung auf »die neue Identität aus erlebter Volksbewegung«105 und der auf eine »erfolgreiche Selbstermächtigung«106 ist es entscheidend, neuen Sinn zu stiften, das heißt, bei einer Neuorganisation von Wirtschaft und Gesellschaft nach der Corona-Pandemie sollten die ostdeutschen Bürgerinnen und Bürger intensiv beteiligt werden, damit sie den Wandel aktiv mitgestalten können. Beispielgebend könnten repräsentativ zusammengesetzte Bürgerkonvents nach irischem Vorbild sein (»Citizen Assemblies«). Es kann nicht zuvorderst um eine »Ostquote« gehen, die Bemühungen um die Bildung ostdeutscher Eliten sollten möglichst breit angelegt sein. Bei ihrer Bildung ist zu beachten, dass sich viele Ostdeutsche durch ein »unsichtbares Band« (Mau) verbunden fühlen, dass es vor 1989/1990 nicht gab.107 Paradoxerweise spielt dabei auch eine Rolle, dass die SED-Diktatur in den letzten 30 Jahren immer oder zumindest überwiegend ex negativo geschildert wurde und dies so nicht der Erinnerung vieler Ostdeutscher entsprach. Dazu kam, dass die Westdeutschen als Individuen beschrieben wurden, die Ostdeutschen dagegen eher als eine Masse.108 

			Mau stellt fest, dass Revolution und Wiedervereinigung vielgestaltige Formen sozialer Deklassierung mit sich brachten, die in der frakturierten Gesellschaft nunmehr strukturell verfestigt sind.109 Als Gründe nennt er: die Entwertung des Lebensmodells einfacher (früher arbeiterlicher) Schichten, die Abwesenheit regional verankerter bürgerlicher Milieus, eine wenig entwickelte zivilgesellschaftliche und demokratische Kultur sowie die Abschottung und den Weggang von Millionen Menschen. Dazu kämen statusbezogene Abwärtsbewegungen und verstopfte Mobilitätskanäle. Der Osten wurde durch Transfereliten überschichtet und die Herkunftsbezüge wurden prekär. Deshalb fehle heute der ostdeutschen Gesellschaft ein robuster sozialmoralischer und sozialstruktureller Unterbau.110 All diese Probleme lassen sich durch eine immer mal wieder empfohlene »innerdeutsche Gesprächstherapie« nicht heilen. Solche »Vorschläge« werden von Mau und Kowalczuk zurückgewiesen.111 Wenn der Ostler dem Westler seine Lebensgeschichte erzählt, erzählt immer das unbekannte Wesen dem dominierenden »seine Geschichte«. Letztlich ginge es nur darum, dass die Ostdeutschen so werden, wie die Westdeutschen von sich glauben zu sein.112 Dieses Muster habe sich manifestiert, weil der Westen an sich glaubte, während viele Ostdeutsche Unterwerfung praktizierten.

			Nur wenn es gelingt, die daraus entstehende Systemskepsis mit ihrer Anfälligkeit für Populismus zu überwinden, werden wir gegen rechts- und linksradikale Demagogen erfolgreich sein und auch die kruden Verschwörungstheorien im Umfeld der Corona-Epidemie zurückweisen können. Das bedeutet jedoch nicht, dass die Ausgrenzung der restlichen Nomenklaturkader der SED – wie Wolfram113 meint – jetzt zu beenden wäre. Ein solches Vorgehen ist allein schon deshalb nicht sinnvoll, weil seit der Revolution 30 Jahre vergangen sind und diese Menschen überwiegend nicht mehr im Arbeitsprozess stehen. Notwendig ist eine neue ostdeutsche Elite. Mit Petra Köpping möchte man den Ostdeutschen zurufen: »Traut Euch! Übernehmt Verantwortung.«114 Das lässt sich leicht fordern, nur müssten die entsprechenden Strukturen vorhanden sein und Aufstiegswege geschaffen werden. Es ist weiterhin nötig, im Osten Karrierewege zu fördern, die nicht den Mustern des Westens entsprechen. Es sollten denjenigen Ostdeutschen Förderungen zuteilwerden, die den demokratischen Werten des Westens verpflichtet sind und die den festen Willen zum Aufstieg in die bundesdeutschen Elitepositionen besitzen. Es bleibt zu hoffen, dass dafür bald Möglichkeiten geschaffen werden, und vielleicht gibt es auch einen »Runden Tisch«, um all das zu besprechen.115 Über 30 Jahre nach Friedlicher Revolution und der formalen Deutschen Einheit eigentlich ein überfälliger Schritt.

			Anmerkungen
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			Philip Manow

			Populismus – in Ost und West1

			Eine Datenanalyse

			Auch wenn die AfD bei der Bundestagswahl 2021 bundesweit Verluste von 2,3 Prozent hinnehmen musste, blieb sie im Osten vielerorts stärkste Kraft. In Sachsen errang sie sogar 25,7 Prozent der Erststimmen und 24,6 Prozent der Zweitstimmen, in Thüringen 23,7 der Erst- und 24,0 Prozent der Zweitstimmen. In Sachsen-Anhalt wurde sie mit 19,6 Prozent der Zweitstimmen zweitstärkste Partei, ebenso in Brandenburg (18,1) und Mecklenburg-Vorpommern (18,0). Ihre im Osten vergleichsweise geringfügigen Verluste und nur noch wenige Wähler*innenwanderungen deuten dort auf einen inzwischen relativ festen Wählendenstamm hin. Ein einheitliches Bild gibt es allerdings nicht mehr. Beispiel Berlin-Lichtenberg. Im dortigen Bezirk war die AfD bei den Wahlen zur Bezirksverordnetenversammlung 2016 Wahlgewinnerin mit 19,2 Prozent, am 26. September 2021 konnte sie nur noch 12 Prozent mobilisieren. 

			1	Rechtspopulismus, nur ein Problem des Ostens?

			Die vorangegangene Bundestagswahl im September 2017 hatte für die rechtspopulistische und in Teilen rechtsradikale Alternative für Deutschland (AfD) ihren Durchbruch auf nationaler Ebene gebracht. Damals erhielt sie landesweit 12,6 Prozent der Stimmen und wurde mit 94 Sitzen drittstärkste Partei im Parlament, zuletzt waren es nach einem Parteiausschluss und Austritten aus der AfD-Fraktion noch 88.2 Noch bei der Bundestagswahl 2013 war sie hingegen mit 4,7 Prozent knapp an der Fünfprozenthürde gescheitert. Heute ist sie auch in allen 16 Länderparlamenten repräsentiert, seit 2014 auch im Europaparlament, und wirkt auch in Umfragen stabil.3

			Die Debatte über den Aufstieg der AfD wird in Deutschland überwiegend als eine Ost-West-Debatte geführt, was vor dem Hintergrund der systematisch höheren Stimmanteile, die die Partei in den neuen Bundesländern erringt, nicht überrascht (Holtmann 2019). Legen wir die Bundestagswahl 2017 als Ausgangspunkt dieser Betrachtung zugrunde, so beträgt der »Basiseffekt« des Ost-West-Unterschieds mindestens 10 Prozent. Anders formuliert: Bei Inklusion einer ganzen Reihe von hauptsächlich ökonomischen oder sozio-demografischen Kontrollvariablen ist der Stimmanteil der AfD im Osten im Durchschnitt um 10 Prozent höher als im Westen, auch beobachtbar bei der Bundestagswahl 2021. Auch die regelmäßigen Wahlumfragen großer Meinungsforschungsinstitute unterstreichen die weitgehende Kontinuität dieser Entwicklung. Dieser deutliche und stabile Ost-West-Unterschied hat die hiesige Diskussion über den Aufstieg der Rechtspopulisten geprägt, zugleich aber auch spezifisch verzerrt.

			Im Deutungsschema einer »nachholenden Modernisierung« wurden und werden solche Unterschiede häufig als klare Hinweise dafür angesehen, dass der Osten in der Demokratie noch nicht »angekommen« sei, dass seine Bürgerinnen und Bürger mit den neuen politischen Freiheiten noch »fremdeln« würden und so weiter. Die Auseinandersetzung wird überwiegend als Defizitdiskurs geführt, dem ein mal offener, mal v­ersteckter paternalistisch-therapeutischer Unterton anhaftet. Abzuhelfen sei dem wahlweise mit mehr Zuwendung, »Anerkennung der Lebensleistung« oder einer schnelleren Angleichung der Renten. Das war schon immer und ist immer noch eine Deutung des Geschehens, die wie eine Reprise der Sonderweg-These anmutet. Sie kommt unter Absehung von ihren unzähligen Problemen einfach noch einmal zur Anwendung, weil man sie so praktisch findet: Das, was unter dem Titel »Der lange Weg nach Westen« (Winkler 2014a, 2014b) zuletzt nur noch als bundesrepublikanische Erfolgsgeschichte erzählt wurde, wird dem beigetretenen Osten als eine noch vor ihm liegende Wegstrecke verordnet.

			Aber was, wenn im Osten nur etwas zum Vorschein gekommen ist, was mit einiger Verzögerung bald auch im Westen zu beobachten sein wird? Zunehmend geringes Politikinteresse, schwindende Mitgliederzahlen in den Parteien, Gewerkschaften, Kirchen und Vereinen – daher auch eine höhere Volatilität der Wahlergebnisse und des politischen Verhaltens – als Vorwegnahme der kommenden Entwicklungen auch im Westen (­Holtmann 2019)? Und was, wenn jene neuen politischen Angebote, die zuerst von rechts­populistischen Parteien Osteuropas formuliert wurden, nämlich die Verbindung sozio-ökonomisch linker und sozio-kulturell rechter Politikinhalte (Marks et al. 2006), nun auch in den Parteisystemen Westeuropas Einzug hielten und dort politisch zunehmend attraktiv werden würden, wofür es ja bereits hinreichende empirische Evidenz gibt (vgl. Manow 2018)? Was, wenn der liberale Westen gerade im Begriff ist, seine visionäre Kraft und seinen moralischen Kredit vollständig ­einzubüßen (­Krastev/Holmes 2019)?

			Abb. 1: Regionale Verteilung der AfD-Stimmen in der Bundestagswahl 2017, in Prozent der Zweitstimmen
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			Abb. 2: Geografisches Muster der Deprivation in Deutschland (Schwander/Manow 2017a)
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			Zu den verzerrenden Effekten einer thematischen Rahmung »nachholende Modernisierung« der sich in Deutschland vollziehenden Ereignisse gehört auch, dass die Ost-West-Perspektive den Blick auf eine auffällige Nord-Süd-Variation hinsichtlich des Erfolgs der AfD verstellt, die sich nicht so recht in die vorherrschende Interpretation einfügen will: Warum sind es in Deutschland eher die prosperierenden, hochgradig außenwirtschaftlich verflochtenen und nicht strukturschwachen Bundesländer Baden-Württemberg, Bayern und Sachsen, also der Süden des Westens und der Süden des Ostens, in denen die AfD überdurchschnittlich hohe Zustimmung erzielen konnte? Dieses regionale Muster, das auch nicht zu den gängigen Befunden über »abgehängte« Regionen passen will (Deppisch et al. 2019, Franz et al. 2018, Schröder 2018), demonstriert beispielsweise der Vergleich von Abbildung 1, das die Stimmenanteile der AfD bei der Bundestagswahl im September 2017 zeigt, mit Abbildung 2, das die geografische Verteilung wirtschaftlicher und sozialer »Entbehrung« oder »Deprivation« illustriert.4

			Komplementär zu diesem erklärungsbedürftigen regionalen Muster verhält sich der Befund, dass bei allen uneinheitlichen Forschungsergebnissen hinsichtlich der Gründe für die AfD-Wahlerfolge es bislang keine starke Evidenz dafür gibt, dass das Wählerreservoir der Rechtspopulisten sich vor allem aus »Abgehängten«, prekär Beschäftigten, Arbeitsmarkt-Outsidern oder anderweitig Benachteiligten speist (Arzheimer 2015, Berbuir et al. 2015, Bermann et al. 2017, Betz/Habersack im Erscheinen, Frank 2015, Franz et al. 2018, Goerres et al. 2018, Hambauer/Mays 2018, Lux 2018, Manow/Schwander 2018, Niedermayer/Hofrichter 2016, Tutic/von Hermanni 2018). Der Aufstieg der Partei fällt zudem in eine lang ­anhaltende Zeit des wirtschaftlichen Aufschwungs, nicht des Abschwungs. Die pauschale Einschätzung, »rarely does populism rise in economic good times« (­Eichengreen 2018), ist daher wesentlich am Phänomen vorbei getroffen – und Deutschland ist in dieser Hinsicht auch kein Ausnahmefall, weil Vergleichbares etwa auch für die skandinavischen und die ost- und mitteleuropäischen Länder gilt.

			Generell sieht sich die Forschung aber auch mit einer nicht ganz einfachen Datenlage konfrontiert, wobei – wie gesagt – sich wenigstens im ne­­gativen Sinne ein Forschungskonsens herauszubilden scheint, welche Faktoren sich eher nicht als erklärungskräftig erweisen. Da es sich bei der AfD um eine relativ neue Partei handelt, verfügen wir bislang nur über relativ wenige Beobachtungen zum Stimmenerfolg von Rechtspopulisten in Deutschland, auch wenn es mit den Republikanern in den späten 1980er und frühen 1990er Jahren einen Vorläufer gab. Hinzu kommt, dass die Partei sich in der kurzen Zeit ihrer Existenz ideologisch-programmatisch stark gewandelt hat, eine Veränderung, die man pointiert auf die Formel »Von Lucke zu Höcke« bringen könnte. Aus einer ordoliberal angehauchten »Professorenpartei«, die den eher bürgerlichen Protest gegen die Eurorettungspolitik der Bundesregierung bündelte, wurde innerhalb weniger Jahre eine stramm national-konservative, teilweise rechtsextreme Partei, die seit dem Sommer 2015 insbesondere gegen die Flüchtlingspolitik der Merkel-Regierung mobilisiert. Wir müssen also davon ausgehen, dass es parallel zum Aufstieg der AfD auch eine erhebliche Veränderung ihrer Wählerschaft gegeben hat. Das würde die Aussagekraft früherer Studien für die gegenwärtige Lage einschränken. In der Tat ergibt ein Vergleich der Faktoren, die 2013 und dann 2017 ausschlaggebend für die Wahl der AfD waren, deutliche Unterschiede. Es handelt sich bei der AfD also, nicht untypisch für eine Partei in einer Früh- und programmatischen Findungsphase, zu einem gewissen Maße noch um ein moving target (Schmitt-Beck 2017).

			Des Weiteren spielt eine Rolle, dass Umfragen zum ­Wahlverhalten ­generell und zu extremem Wahlverhalten im Besonderen notorisch unzuverlässig sind. Extremes Wahlverhalten wird in Umfragen systematisch unterberichtet – hier spielen regelmäßig normative Erwartungen, beispielsweise die »Erwünschtheit« bestimmter Antworten in der Interviewsituation eine Rolle. Damit ist noch gar nichts gesagt hinsichtlich der Qualität der sozio-ökonomischen Daten, die wir ja zusätzlich benötigen würden, um gesicherte Aussagen über die wirtschaftliche Lage des typischen AfD-Wählers, der typischen AfD-Wählerin treffen zu können. Das heißt, wir bräuchten nicht nur – idealerweise verlässliche – Angaben zum Wahlverhalten, sondern diese müssten sich kombinieren lassen mit möglichst präzisen Informationen zur jeweiligen wirtschaftlichen Situation, also zu Einkommen und Beschäftigungsverhältnis, zu ­Arbeitsmarktstatus, Beruf, Bildungsstand, Haushaltsgröße und so weiter sowie natürlich zu den Basisdaten wie Alter und Geschlecht. Es gibt keine Datenquelle, die alle diese Wünsche erfüllt. Führt man qualitative Interviews, generiert das Probleme ganz eigener Art, vor allem solche der Repräsentativität.

			Angesichts dieser Ausgangslage spricht viel dafür, weniger auf Umfragedaten zu setzen, sondern offizielle Daten der Wahl- und der Regionalstatistik auszuwerten, um die Determinanten des Wahlerfolgs der rechtspopulistischen AfD zu identifizieren. Beide Datenquellen bieten in ihrer Kombination reichhaltige, verlässliche und durch hohe Fallzahlen auch relativ robuste Informationen, die durch bisherige Studien noch nicht voll ausgeschöpft wurden. Sie sollen hier im Hinblick auf den unterschiedlichen Erfolg dieser rechtspopulistischen Partei in Ost und West genutzt werden.

			2	Daten und Befunde

			Die folgenden Auswertungen beruhen daher auf der Wahl(bezirks)statistik einerseits und der Regional- und Arbeitsmarktstatistik andererseits.5 Das hat nicht nur den Vorteil, dass hier in sehr großer Detailschärfe umfangreiche und sehr verlässliche Daten vorliegen, sondern möglicherweise noch einen zusätzlichen Nutzen: Wenn man sich von der Individualdatenebene der Umfragen löst und stattdessen eine kleinräumige, lokale Variation betrachtet, wählt man ein Untersuchungsdesign, das einem stabilen Befund aus der Literatur viel eher entspricht, nämlich dass Menschen bei ihrer Wahlentscheidung die allgemeine Wirtschaftslage stärker gewichten als ihre persönliche ökonomische Situation (sozio- versus egotropisches Wählen). Diese Orientierung der Wählerinnen und Wähler scheint auch rational in dem Sinne, dass sich wirtschaftliches Geschehen eher sozial als individuell auswirkt: Werksschließungen oder Kurzarbeit betreffen meist die gesamte ökonomische und soziale Situation der Region und nicht nur die der unmittelbar Betroffenen. Natürlich hat alles seinen Preis, so auch die Verwendung von Aggregat- statt Individualdaten, denn wir können nun nicht zwingend von der beobachteten Aggregatebene auf die nicht beobachtete Individualebene schließen. Hier hilft die Überprüfung der Untersuchung mit Auswertungen von Individualdaten (Manow/Schwander 2018). Aber auch durch eine hohe Fallzahl, die hier gegeben ist, lässt sich das Problem des sogenannten »ökologischen Fehlschlusses« ­geringhalten.

			Die amtliche Statistik, in unserem Fall also die Wahl-, die ­Regional- und die Arbeitsmarktstatistik, liefert uns besonders verlässliche und besonders reichhaltige Daten. Was die Wahldaten angeht, gilt natürlich das Wahlgeheimnis, wir können also nicht beobachten, wer wie wählt, sondern erhalten lediglich die jeweiligen Stimmenanteile der Parteien in möglichst hoher räumlicher Desaggregation. Über diese kleinräumige Information lässt sich allerdings ermitteln, ob eher in der Stadt oder auf dem Land rechtspopulistisch gewählt wird, eher im Osten als im Westen, eher in strukturschwachen Gebieten oder in den boomenden Regionen und so weiter. Diese Informationen sind also für unseren Zusammenhang von erheblicher Aussagekraft.

			Für die Bundestagswahl 2017 stehen dabei Angaben aus insgesamt 88.511 Wahlbezirken zur Verfügung. Weil aber auf dieser Ebene nicht auch die entsprechenden sozio-ökonomischen Informationen verfügbar sind, aggregiere ich die Wahlbezirksinformationen auf Gemeinde- (N = 11.500) und insbesondere Gemeindeverbandsebene (N = 4500); die Kreisebene (N = 402) dient dabei teilweise als Kontrolle. Insbesondere bei etwas längerfristiger Betrachtung, die beispielsweise berücksichtigt, dass das Transformationsgeschehen in den neuen Bundesländern in den 1990er Jahren Langfristeffekte auf das Wahlverhalten in den 2010er Jahren haben könnte, erweist es sich angesichts vieler kommunaler Gebietsreformen als hilfreich, die Analyse auf der Ebene der Gemeindeverbände anzusiedeln und dabei die verschiedenen räumlichen Neuordnungen, die sich insbesondere in den neuen Bundesländern vollzogen haben, zu berücksichtigen. Auf diese Weise kommen wir auf eine Fallzahl von circa 4500 Gemeindeverbänden, für die wir als stabile Beobachtungseinheiten über Informationen verfügen, die teils bis in die späten 1990er Jahre zurückgehen. Sie sind auch in Bezug auf die Einwohnerzahlen relativ homogene Einheiten. Für den hier relevanten Fragekontext sind das Informationen etwa zu Arbeitslosigkeit, zur Beschäftigung oder zum Steueraufkommen, was als guter Näherungswert für relativen Reichtum angenommen werden kann. Aus der Differenz der über18-jährigen Einwohner und der Wahlberechtigten lässt sich auch der Ausländeranteil schätzen, der von der Regionalstatistik nicht direkt auf Gemeinde- oder Gemeindeverbandsebene erfasst wird. Die Angaben sind überwiegend der Regionalstatistik der statistischen Landesämter beziehungsweise des Statistischen Bundesamtes und des Bundesinstituts für Bau-, Stadt- und Raumforschung entnommen (https://www.regionalstatistik.de; https://www.inkar.de).

			Was sagen nun aber die Daten? Wenn wir mit einem der denkbar einfachsten Modelle beginnen und den Status als Arbeitsmarkt-Outsider nur vermittels der Arbeitslosenquote betrachten, aber in zwei zeitlichen Ausprägungen, einmal als Arbeitslosenquote im Jahr 1998 und einmal in 2017, 

			Abb. 3: Der Effekt von Arbeitslosigkeit 1998 und 2017 auf den AfD-Zweit­stimmenanteil 2017, Gemeindeverbandsebene
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			Quelle: eigene Berechnungen nach Wahlbezirks- und Regionalstatistik

			also dem Jahr der Bundestagswahl, zeigt sich bereits ein überraschender, auch gerade in seiner Deutlichkeit überraschender Befund. Die Arbeits­losenquote auf Gemeindeverbandsebene (N = 4449) im Jahre 2017 ist für das Zweitstimmenergebnis der AfD signifikant negativ, die Arbeitslosenquote aus dem Jahr 1998 stark signifikant positiv.

			Das ist mit einer Modernisierungsverlierer-Hypothese nicht in Übereinstimmung zu bringen (siehe Abbildung 3, das aus Gründen der besseren Lesbarkeit nur die Koeffizientenplots berichtet),6 weist aber bereits auf eine mögliche Erklärung der Ost-West-Unterschiede: die langfristigen Folgen der massiven ökonomischen wie sozialen Verwerfungen im Zuge des Transformationsprozesses.

			Wir können nun dieses denkbar einfachste Modell schrittweise mit weiteren Variablen anreichern, aber der grundsätzliche Befund bleibt davon unberührt: Die gängigen Variablen, etwa der Outsider-Status auf dem Arbeitsmarkt oder die prekäre wirtschaftliche Lage, haben entweder keinen oder sogar einen negativen Einfluss auf das AfD-Ergebnis. Im Kon­trast dazu haben Variablen, die eher wirtschaftliches Potenzial messen –  ­die Beschäftigungsquote oder das Steueraufkommen der Einkommenssteuer – entweder einen statistisch signifikanten positiven Einfluss auf den AfD-Stimmenanteil oder gar keinen.7 Diese Befunde sind weitgehend stabil über alle Modelle, unter Ein- und Ausschluss anderer Variablen und angesichts der hohen Fallzahlen (um die 4.500 Beobachtungen auf der Gemeindeverbandsebene) auch recht robust (siehe Abbildung 4).

			Abb. 4: Effekte von Arbeitslosigkeit und Beschäftigung auf den AfD-Stimmen­anteil
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			Quelle: eigene Berechnungen nach Wahlbezirks- und Regionalstatistik

			Wenn man die »alten« und die »neuen« Bundesländer getrennt betrachtet (siehe Abbildung 5), zeigt sich, dass Arbeitslosigkeit und reguläre Beschäftigung hinsichtlich der rechtspopulistischen Wahl in beiden Landesteilen in die gleiche Richtung wirken. Ihr Effekt auf den AfD-Stimmenanteil ist jedoch unterschiedlich stark: Die zum Zeitpunkt der Bundestagswahl aktuelle Arbeitslosigkeit hat durchweg einen negativen Effekt auf den AfD-Zweitstimmenanteil (der im Westen signifikant ist, im Osten nicht), während umgekehrt der positive Einfluss früherer Arbeitslosigkeit auf den gegenwärtigen AfD-Erfolg im Osten deutlich signifikant ist, im Westen knapp nicht. Insider-Variablen oder solche, die eher wirtschaftliche Ertragskraft anzeigen, sind gleichermaßen in Ost wie West entweder signifikant negativ oder insignifikant.

			Abb. 5: Effekte auf den AfD-Stimmenanteil in West- und Ostdeutschland
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			Quelle: eigene Berechnungen nach Wahlbezirks- und Regionalstatistik

			Der Befund, dass sich ein starker, stabiler Zusammenhang zwischen der Arbeitslosigkeit im Jahr 1998 und dem Erfolg der Rechtspopulisten im Jahr 2017 ergibt (während die aktuelle Arbeitslosigkeit ohne Effekt bleibt oder sogar negativ auf den Zweitstimmenanteil wirkt), ist bedeutsam. Im Lichte des Umstands, dass die Arbeitslosigkeit in Deutschland seit ihrem Höhepunkt im Jahr 2005 sogar während der Finanzkrise 2008/2009 (!) stetig zurückgegangen war und sich deswegen im September 2017 auf einem historischen Tiefststand befand (»historisch« seit 1990 gerechnet), mag es vielleicht nicht so überraschend erscheinen, dass die gegenwärtige Arbeitslosigkeit zur Erklärung des AfD-Wahlerfolgs in der Wahl zum 19. Bundestag kaum etwas beiträgt.8 Dass es aber die Erinnerung an die Arbeitslosigkeit vor geraumer Zeit ist, vor fast 20 Jahren, die sich hier als deutlich erklärungskräftig erweist, und dass sich dieser Zusammenhang insbesondere im Osten ausgeprägt findet, ist bemerkenswert: In den neuen Bundesländern steigt mit jedem Prozent Arbeitslosigkeit im Jahre 1998 der AfD-Stimmenanteil im Jahre 2017 um fast ein halbes Prozent (0,44%)! Dieser Befund würde aber durchaus eine Erklärung stützen, die nicht einen gegenwärtigen Outsider-Status, sondern die Erinnerung an einen vergangenen mit dem populistischen Protest in Zusammenhang bringt.

			Abb. 6: Effekte von Arbeitslosigkeit und Beschäftigung auf den AfD-Stimmen­anteil bei den Bundestagswahlen 2013 und 2017
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			Quelle: eigene Berechnungen nach Wahlbezirks-, Arbeitsmarkt- und Regionalstatistik

			Wenn wir die Wahlen zum 18. und zum 19. Bundestag von 2013 und 2017 vergleichen, sehen wir, dass die ökonomischen Determinanten der Stimmabgabe für die AfD sich überhaupt erst in der letzten Bundestagswahl voll ausgebildet haben. Insbesondere ist zu beachten, dass sich das Vorzeichen der Beschäftigungsvariablen von negativ zu positiv (und signifikant) dreht, umgekehrt das Aufkommen der Einkommenssteuer, eine Wohlstandsvariable, 2013 signifikant positiv ist, 2017 ihre Erklärungskraft verliert. Und überhaupt erst in der letzten Wahl bekommt der Arbeitsmarktstatus, ob der vergangene oder der gegenwärtige, seine deutliche Ausprägung. Damit hängt zusammen, dass die Unterschiede zwischen Ost und West sich erst jetzt stark ausbilden (der Ost-Dummy – in Abbildung 5 nicht berichtet – steigt von 2,4 auf 10,7!; das heißt der Ost-West-Unterschied im Zuspruch zur AfD erhöht sich durchschnittlich um 8 Prozent). Die Vermutung, dass sich die Wählerschaft der AfD innerhalb kurzer Zeit, von der Euro- zur Flüchtlingskrise, erheblich wandelte (Schmitt-Beck 2017), sieht sich durch solche Befunde deutlich unterstützt (Abbildung 6).

			Zusammengenommen sind die Resultate recht eindeutig: Zunächst erweisen sich die Outsider-Variablen durchweg alle als nicht erklärungskräftig – wenn sie nicht sogar genau entgegengesetzt wirken, wie gängige Modernisierungsverlierer- oder Globalisierungsverlierer-Thesen es erwarten lassen würden. Diese Erklärungen helfen im deutschen Fall also ganz offensichtlich nicht weiter. Denn wenn man die »Unternehmer und Facharbeiter in den Exportsektoren« zu den Globalisierungsgewinnern zählt, die daher als wenig populismusanfällig gelten müssten (Kriesi et al. 2006: 922), stellt sich die Frage, warum dann gerade unter den Facharbeitern in Deutschlands offenen und prosperierenden Regionen, also in Sachsen, Bayern und Baden-Württemberg, der populistische Protest so vergleichsweise kräftig ausfällt? Mit einem höheren Anteil der Beschäftigung beispielsweise steigt der Zweitstimmenanteil der AfD ebenso wie mit einem höheren Anteil von Beschäftigten im Verarbeitenden Gewerbe (wobei letzterer Effekt eher schwach ausgeprägt ist; hier nicht berichtet). Zusätzlich zeigt sich – insbesondere für Ostdeutschland – ein starker Zusammenhang zwischen vergangener Arbeitslosigkeit und gegenwärtiger Protestwahl.

			Insgesamt werden diese Befunde bestätigt, wenn wir denselben Zusammenhang auf Kreis- statt auf Gemeindeebene untersuchen. Der ­Vorteil: sehr viel mehr Variablen; der Nachteil: sehr viel weniger Beobachtungen – nämlich nicht mehr 11.500 Gemeinden, sondern nur noch 402 ­Kreise.9 Aber die sehr viel umfangreicheren Sozialindikatoren auf Kreisebene er­­möglichen eine adäquatere Messung eines so vielschichtigen Konzepts wie »wirtschaftliche Benachteiligung« oder Deprivation. Darunter muss man dann nicht mehr nur Arbeitslosigkeit verstehen, sondern kann soziale oder ökonomische Benachteiligung sehr viel umfassender mit einem Deprivationsindikator abbilden. In diesen gehen hier unter anderem ein: das Ausmaß der Arbeitslosigkeit der unter 25- und der über 55-Jährigen, der Anteil der Langzeitarbeitslosen, die Beschäftigungsquote, das durchschnittliche Haushaltseinkommen, der Anteil der Geburten von minderjährigen Müttern, die Haushaltsgröße, die Lebenserwartung mit 60 Jahren, das Ausmaß der Unterbeschäftigung, der Anteil der »Mini-Jobs« an der Gesamtbeschäftigung, die Altersarmut (als Anteil der Rentner, die auf Sozialhilfe angewiesen sind), der Anteil der Kinder in Hartz-IV-Haushalten, die Zahl der Privatinsolvenzen, Sozialhilfeempfänger, alleinerziehender Mütter mit Hartz-IV-Bezug sowie alleinerziehender Mütter unter 25 mit Hartz-IV-Bezug, der allgemeine Umfang an Sozialtransfers, die Entfernung zum nächsten Krankenhaus, der Umfang der kurz- und langfristigen Arbeitsmarktmaßnahmen (zu den Details siehe Manow/Schwander 2018).

			Tab. 1: Determinanten für den AfD-Stimmenanteil bei der Bundestagswahl vom September 2017, Kreise und kreisfreie Städte
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							Ausländeranteil

						
							
							0,215***

							(0,05)
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							Ostdeutschland
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							(1,42)
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							0,688
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							0,678
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			* p < 0,1; ** p < 0,05; *** p < 0,01, geclusterte Standardfehler auf der Ebene der Bundes­länder

			Aus diesen zahlreichen Indikatoren lässt sich ein Index bilden, der für jeden Kreis die so erfasste relative wirtschaftliche Benachteiligung misst – es ist genau der Deprivationsindex, der in Abbildung 2 in seiner geografischen Varianz wiedergegeben wird. Aber auch unter seiner Verwendung ergibt sich auf der Ebene der Kreise und kreisfreien Städte im Wesent­lichen das identische Bild, das sich bereits auf Gemeindeebene gezeigt hatte (Manow/Schwander 2018): Keines der Deprivationsmaße erklärt die AfD-Wahlerfolge. Nicht in den strukturschwachen Gebieten, sondern gerade dort, wo das traditionelle deutsche industrielle Modell noch intakt ist, scheinen die Rechtspopulisten überdurchschnittliche Erfolge zu feiern – und das nicht bei den benachteiligten Arbeitsmarktgruppen, sondern eher bei denen in regulärer Beschäftigung. Das deckt sich mit dem Befund, dass laut der Forschungsgruppe Wahlen 15 Prozent der Gewerkschaftsmitglieder AfD gewählt haben, während es im Bundesdurchschnitt nur 12,6 Prozent waren. Im Osten liegen AfD und Linke unter Gewerkschaftsmitgliedern mit jeweils 22 Prozent sogar gleichauf und rangieren damit 4 Prozent vor der SPD.10

			Tabelle 1 bestätigt im Großen und Ganzen, bei Abweichungen hinsichtlich einzelner Variablen, das Bild, das sich auf der Gemeindeebene gezeigt hat. Die Insider-Variablen korrelieren positiv mit dem AfD-Stimmenanteil, die Outsider-Variablen negativ (oder bleiben völlig insignifikant).

			Auch auf Kreisebene unterstützt die verfügbare Empirie ­grundsätzlich die Insider-These und liefert für die Thesen von den Modernisierungs- oder Globalisierungsverlierern keine Evidenz. Eine Auswertung der Deutschen Wahlstudie führt mit Individualdaten zu weitgehend übereinstimmenden Befunden (Schwander/Manow 2018). Auch hier sind die Arbeitsmarkt-Insider substanziell häufiger unter den AfD-Wählern vertreten.

			3	Verteilungsgerechtigkeit und Protest

			Diese Befunde fügen sich zu einer recht konsistenten Deutung: Für die Wähler war in der Bundestagswahl 2017 der Komplex »Flüchtlinge/Ausländer« bei Weitem das wichtigste Thema (Forschungsgruppe Wahlen).11 Die Auswertung der Wahldaten legt nahe, dass die Abwanderung zur migrationskritischen AfD insbesondere bei Personen ausgeprägt war, die entweder in der Vergangenheit selbst Erfahrungen mit Arbeitslosigkeit gemacht oder diese in ihrer unmittelbaren Umgebung erlebt hatten und sich daher eines ständigen Arbeitslosigkeitsrisikos – und des damit verbundenen schnellen sozialen Abstiegs – bewusst waren. Das steht nicht im Widerspruch mit dem Umstand, dass die Arbeitslosenquote seit 2005 praktisch durchgehend gesunken war, sodass auch die individuelle Angst vor sozialem Abstieg im September 2017 insgesamt sehr gering ausgeprägt war (Betz/Habersack im Erscheinen; Lengfeld 2017). Gegenwärtiger Statusverlust, eine aktuell erlebte soziale oder ökonomische Deprivation können mithin schwerlich für die Wahl der Rechtspopulisten in der Bundestagswahl 2017 in Anschlag gebracht werden. Es ist vielmehr die in der Vergangenheit erfahrene Arbeitslosigkeit, die sich in Verbindung mit der Flüchtlingspolitik nach 2015 zu einem Syndrom des Unmuts verfestigte. Man könnte formulieren: AfD-Wähler leiden an Reminiszenzen – Reminiszenzen, die durch das Geschehen in den Jahren 2015 ff. aktualisiert wurden. Das braucht man nun aber nicht zu psychologisieren (und auch nicht zu »kulturalisieren«), denn dahinter scheint doch (»auch« oder »wesentlich«?) ein Konflikt über die »gerechte Verteilung von Ressourcen« (Oesch 2013: 34) zu stehen, und das heißt eine vielleicht kulturalisierte, im Kern jedoch sozio-ökonomische Auseinandersetzung (vgl. Schneickert et al. 2019).

			In der Bundestagswahl vom September 2017 kamen offenkundig mehrere Entwicklungen zusammen: zunächst und hauptsächlich der massive, als krisenhaft erlebte Anstieg der Zuwanderung in und nach 2015; dazu das Bewusstsein von der eigenen ökonomischen Verletzlichkeit, das im Osten aufgrund der aus dem Transformationsprozess resultierenden Verwerfungen auf dem Arbeitsmarkt und in der Wirtschaft allgemein besonders ausgeprägt war, und schließlich die im Rahmen der Agenda 2010 vollzogene Abwicklung des alten Modells sozialstaatlicher Statussicherung (Moriconi et al. 2018). Das alles addierte sich zu der Wahrnehmung, zurückgesetzt und ökonomisch deklassiert zu werden, zur Wahrnehmung des line-jumpings der Migranten und der Aufkündigung eines impliziten Vertrags zwischen den Bürgern und ihrem Staat. Die ursprüngliche, von der Agenda 2010 ausgelöste Protestbewegung nach links (Schwander/Manow 2017) wurde nun zu einer Protestbewegung nach rechts, weil die linke Opposition hinsichtlich der Einwanderung keine Alternative zur Regierungs­politik bieten wollte. Am Wohlfahrtsstaat, nicht am Arbeitsmarkt oder am liberalen Außenhandel entzündete sich also offensichtlich der Konflikt. 

			Eine solche Deutung kann sich bestätigt sehen durch eine Auswertung von Daten der Deutschen Wahlstudie (Betz/Habersack im Erscheinen), die zeigt, dass im Osten wie im Westen das Flüchtlingsthema gleichermaßen stark mit dem Thema der sozialen Gerechtigkeit verbunden war (insofern beförderte der auf dieses Thema abstellende Wahlkampf der SPD vermutlich eine völlig unbeabsichtigte Dynamik). Im Osten war diese Verbindung vor dem Hintergrund biografischer Brüche dann offensichtlich sehr viel virulenter und hatte stärkere Auswirkung auf die Wahlentscheidung. Wenn man die – offen gestellte – Frage nach den beiden wichtigsten politischen Problemen in Deutschland12 für AfD-Wähler auswertet, ist die kombinierte Artikulation von Sorgen über Migration und soziale Gerechtigkeit die mit sehr weitem Abstand häufigste Antwort: etwa 44 Prozent der ostdeutschen Befragten und knapp über 50 Prozent der westdeutschen Befragten äußern sich so, während keines der anderen genannten Themen, weder einzeln noch in Kombination, an die 20 Prozent heranreicht (­Hambauer/Mays 2018).

			Alles das hat offensichtlich mit Erklärungen, die auf Modernisierungs- oder Globalisierungsverlierer abstellen, wenig zu tun. Es scheint auch nicht nötig, für eine Erklärung des Wahlverhaltens auf unterschiedliche Arbeitslogiken bestimmter Berufsklassen zu verweisen (Kitschelt/Rehm 2014, Oesch 2008, 2013), oder es ganz allgemein mit einer zunehmenden Kulturalisierung der Politik zu erklären. Weniger spekulativ, weniger voraussetzungsvoll und leichter mit den beobachtbaren empirischen Mustern in Übereinstimmung zu bringen, ist eine Erklärung, die im Sinne einer Politischen Ökonomie des Populismus verschiedene Erscheinungsformen des Protests vor dem Hintergrund systematisch unterschiedlicher Globalisierungsprobleme erklärt (Manow 2018, Rodrik 2018). Im deutschen Fall ist das die Problematik eines exportorientierten Wachstumsmodells mit starken wohlfahrtsstaatlichen Kompensationselementen, die in den letzten Jahren erheblich unter Druck geraten sind, während dieses Modell sich zugleich gegenüber hoher Migration als besonders vulnerabel erweist. Dabei ähnelt das deutsche Muster der skandinavischen Politischen Ökonomie, wo ähnliche populistische Reaktionen zu beobachten sind. Diese geografische Verteilung des populistischen Protests ist mit einer an­­geblichen Ost-West-Spaltung auf Einstellungsebene nicht angemessen erklärt.
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			Anmerkungen


			
				
					1	In Teilen rekurriert der folgende Text auf gemeinsame Forschung mit Hanna Schwander. Ich danke Dominik Flügel für exzellente Unterstützung bei der Aufbereitung der Gemeinde- und Wahlbezirksdaten.

				

				
					2	Vgl. https://www.bundestag.de/parlament/plenum/sitzverteilung_19wp, und: Spiegel Online vom 15.12.2020, https://www.spiegel.de/politik/deutschland/afd-und-bundestagsfraktion-nur-noch-88-abgeordnete-und-verlust-eines-sitzes-im-ausschuss-a-fa54d294-c60e-447f-91a4-a6008d837080, letzte Zugriffe am 3.3.2021.

				

				
					3	Vgl. https://www.wahlrecht.de/umfragen/, letzter Abruf 5.10.2021.

				

				
					4	Dies ist ein durch Komponentenanalyse gewonnener Indikator, in den vielfältige Deprivationsindikatoren eingehen, von der Arbeitslosigkeit, Langzeitarbeitslosigkeit, Jugendarbeitslosigkeit bis hin zu solchen Deprivationsvariablen wie Anzahl der Bedarfsgemeinschaften, Anzahl minderjähriger Mütter, Entfernung bis zum nächsten Krankenhaus etc. (Siehe Manow/Schwander 2018).

				

				
					5	Und warum nicht auf den Individualdaten des Sozio-ökonomischen Panels (SOEP), das tatsächlich sehr detaillierte sozio-ökonomische Informationen erhebt? Hauptsächlich aus zwei Gründen: Einerseits steht die Repräsentativität des SOEP infrage. Gerade Menschen am Rand der Gesellschaft nehmen systematisch weniger wahrscheinlich an recht umfangreichen und jährlich zu wiederholenden Panelstudien teil. Genau die Gruppe, die hier besonders interessiert, ist also vermutlich nicht angemessen repräsentiert (Caballero 2005, Selb/Munzert 2013, Tourangeau et al. 2010). Zweitens bestehen Zweifel in Bezug auf die Verlässlichkeit von Angaben zum politischen Verhalten: Wahlbeteiligung ist generell überberichtet, die Wahlentscheidung für extreme Parteien systematisch unterberichtet.

				

				
					6	In der Abbildung zeigen Punkte rechts der senkrechten Null-Linie einen positiven Zusammenhang zwischen unabhängiger und abhängiger Variable an (je höher die Arbeitslosenquote in einer Gemeinde im Jahr 1998, desto höher der AfD-Zweitstimmenanteil), Punkte links dieser Linie einen negativen (je höher die Arbeitslosigkeit in einer Gemeinde im Jahr 2017, desto niedriger der AfD-Stimmenanteil). Die waagerechten Striche durch die Punkte hindurch geben die Konfidenzintervalle an – schließen sie die Null-Linie ein, können wir auf konventionellen Niveaus statistischer Signifikanz nicht von einem gesicherten Zusammenhang zwischen abhängiger und unabhängiger Variable ausgehen (hier liegt der Konfidenzintervall bei 90 Prozent, will sagen: mit einer Irrtumswahrscheinlichkeit von unter 10 Prozent besteht ein Zusammenhang, wenn die Konfidenzintervalle die Null nicht einschließen.

				

				
					7	Die Ergebnisse sind dabei ganz direkt zu interpretieren: Mit jedem Prozent des Anteils der geringfügig entlohnt Beschäftigten sinkt der Stimmenanteil der AfD um etwa 0,2 % (siehe Abb. 4).

				

				
					8	Im September 2017 gab es in Deutschland 2,5 Millionen Arbeitslose, was einer Arbeitslosenquote von 5,5% entsprach (nach ILO-Definition: Erwerbslosenquote von 3,6% mit 1,6 Millionen Erwerbslosen).

				

				
					9	Die Variablen auf der Kreisebene wurden der INKAR Datenbasis entnommen (Indikatoren und Karten zur Raumforschung 2016) und mit den AfD-Wahlergebnissen verbunden.

				

				
					10	Vgl. dazu die online verfügbaren Daten unter http://www.dgb.de/themen/++co++1aca2e9e-a209-11e7-99c0-525400e5a74a, letzter Zugriff am 15.10.2020.

				

				
					11	Die entsprechenden Daten der Forschungsgruppe Wahlen sind online verfügbar unter https://wahltool.zdf.de/wahlergebnisse/2017-09-24-BT-DE.html?i=20, letzter Zugriff am 15.10.2020. 44 % der Befragten nannten dieses Thema als wichtigstes Problem, Rente (24 %) und soziale Gerechtigkeit (16 %) folgten mit deutlichem Abstand an zweiter und dritter Stelle.

				

				
					12	Variablen (Variable vn22s und vn23s): »Sie werden jetzt nach den zwei wichtigsten politischen Problemen gefragt. Was ist Ihrer Meinung nach gegenwärtig das wichtigste politische Problem in Deutschland? Bitte nennen Sie zunächst nur das allerwichtigste Problem. Und was ist Ihrer Meinung nach gegenwärtig das zweitwichtigste politische Problem in Deutschland?« (Siehe Roßteutscher et al. 2018)
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			Denk-Mal an der Litfasssäule: Schulprojekt in Fehrbellin in Brandenburg, fotografiert im Sommer 2021 (Ben Joran)
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			Übermalte Hatespeech-Parole an der B 96, Gransee im Mai 2021. (hk)

		

	
		
			Andreas Zick und Beate Küpper

			Zusammenwachsen in Feindseligkeit?

			Ähnlichkeiten und Unterschiede in (anti-)demokratischen Orientierungen in Ost- und Westdeutschland1

			Eine Demokratie lebt von ihren Bürger*innen und wird entscheidend von deren Haltungen und politischen Orientierungen bestimmt. In Deutschland stellt sich aufgrund der historischen Erfahrungen des Nationalsozialismus und der Teilung die Frage nach den demokratischen oder anti-demokratischen Einstellungen in besonderer Weise. Unter diesem Blickwinkel taucht schnell das stereotype Bild vom »rechten Osten« auf, Erinnerungen an Rostock-Lichtenhagen, Neonazis in ostdeutschen Städten und Dörfern, das Terrornetzwerk NSU, Pegida, Freital, Chemnitz. Der Blick richtet sich auch auf den insbesondere im Osten erfolgreichen rechtsextremen Flügel der AfD, Anfang März 2021 vom Bundesamt für Verfassungsschutz generell als »rechtsextremistischer Verdachtsfall« eingestuft, wogegen sich die AfD allerdings gerichtlich wehrte.2

			1	Rechter Osten, selbstgefälliger Westen?

			Vielen rechtsextremen Gruppierungen, mögen sie auch aus dem Westen stammen, gelang es, im Osten besonders leicht Anhänger zu rekrutieren und sich dort zu verankern (Schubarth/Stöss 2001). Eine aktuelle Analyse von Hasstaten (zum Beispiel Übergriffe auf Geflüchtete beziehungsweise deren Unterkünfte) auf der Kreisebene belegt eine signifikant stärkere Verdichtung im Osten (Rees et al. 2019). Es sind Räume entstanden, in denen sich rechtsextreme Gruppierungen besonders verbreiten konnten und sich entsprechende Normalitätsverschiebungen beobachten lassen. Parteien der äußersten Rechten erreichen im Osten schon seit vielen Jahren einen deutlich höheren Stimmenanteil als im Westen mit bis zu einem Drittel der Wähler*innen, die sich bei Wahlen auf den verschiedenen Ebenen für eine Rechtsaußen-Partei entscheiden. Zivilgesellschaftliches Engagement für Demokratie und Vielfalt hat es dort deutlich schwerer als im Westen, gerät bisweilen sogar in den Verdacht linksextrem zu sein, stößt auf Widerstand in der Bevölkerung bis hin zu persönlicher Bedrohung der Aktiven. Neben vielen anderen Faktoren, die ähnlich auch im Westen (anti-)demokratische Orientierungen beeinflussen, kommen im Osten die Transforma­tionserfahrungen und -erzählungen nach »der Wende« hinzu. Während im Westen die Einführung der liberalen Demokratie mit Aufstiegserfahrungen aus den Trümmern des Krieges und mit dem Vergessen-Wollen verbunden war, war sie im Osten für viele erst einmal mit Entbindungs- und auch Herabsetzungserfahrungen und dann auch Nostalgiegefühlen an die Zeit vor 1989 verknüpft, während sich gleichzeitig die Heilsbotschaft der »blühenden Landschaften« entzauberte. Der gegenseitige Blick ist geprägt von Vorbehalten wie auch Vorurteilen. Der Blick des Westens ist seit dem Zusammenbruch der DDR oft geprägt vom Klischee der armen Brüder und Schwestern, der problembeladenen Ossis, denen man weniger zutraut. Umgekehrt geht dies mit der vorwurfsvollen Reaktion einher, »integriert doch erstmal uns.« So jedenfalls fasst Petra Köpping, vormals Integrationsministerin in Sachsen, das Gefühl vieler im Osten zusammen. Viele weitere gegenseitige Bilder, Eindrücke und auch Vorurteile dokumentiert der vorliegende Band. Ein wesentliches Klischee ist die anhaltende Vergleichsdebatte, ob der Osten illiberaler und rechtsextremer ist als der Westen, oder ob es sich hierbei um ein gesamtdeutsches Phänomen handelt.

			Aber sind die Menschen im Osten tatsächlich »rechter« beziehungsweise rechtsextremer und antidemokratischer orientiert als die im ­Westen? Oder äußern sie einfach offener und lauter Unmut, werden antidemokratische Stimmungen stärker von der regionalen Politik toleriert, die ihre Bürger*innen – auch jene am rechten Rand – nicht verlieren möchte? Werden rechtsextreme Meinungen nicht auch im Osten nur von einer kleinen Minderheit vertreten? Und anders gefragt: Ist der Westen dagegen ein Hort der Demokratie? Dort sind die Demonstrationen, die sich gegen Rechtsextremismus stellen, deutlich größer, die Anzahl an Hasstaten geringer, der Wahlerfolg von Parteien der äußersten Rechten niedriger, aber auch der Westen hat sich erst langsam und gegen innere Widerstände demokratisiert. Der Rechtsextremismus blühte in den 1980er Jahren im Westen auf und drängte nach 1990 in den Osten. In Ost wie West erfolgte die Aufarbeitung des Nationalsozialismus spät bis gar nicht, traf auf Unwillen, und in beiden Teilen des Landes bildete sich eine ›rechte Kontinuität‹ (Frei et al. 2019). Die Erinnerungskultur ist heute in Ost wie West von Verdrängungen und Umdeutungen geprägt (Rees/Zick 2018). 

			Der Beitrag fragt nach den Unterschieden zwischen Ost- und Westdeutschen in ihren demokratiebezogenen Einstellungen unter Bezug auf empirische Daten. Wir fokussieren vor allem Einstellungen, welche die demokratische Verfasstheit herausfordern oder gar gefährden. Dazu gehören rechtspopulistische, rechtsextreme wie menschenfeindliche und rassistische Orientierungen, die sich gegen soziale Gruppen richten – markiert unter anderem über kulturelle, religiöse oder soziale Zuweisungen wie sie ähnlich auch in Artikel 3 des Grundgesetzes benannt sind –, und deren Gleichwertigkeit infrage gestellt wird. Es geht um politische Überzeugungen beziehungsweise (anti-)demokratische Orientierungen im Sinne von Wahrnehmungs- und Denksystemen, die mit bestimmten Einstellungen einhergehen (Bar-Tal 1990). Diese Einstellungen werden von anderen übernommen, mit anderen geteilt, stellen kollektive Verbindung her, das heißt sie wirken im sozialen Raum. Am Ende des Beitrags richtet sich der Blick auf mögliche zukünftige Entwicklungen. Wie soll es weitergehen angesichts der gleich berichteten Entwicklungen?

			2	Demokratiebezogene Einstellungen bei Ost- und Westdeutschen

			Wir berichten im Folgenden über demokratiegefährdende Einstellungen von Ost- und Westdeutschen unter Verwendung von repräsentativen Meinungsumfragen. Herangezogen werden insbesondere die Ergebnisse der »Mitte-Studie« aus dem Winter 2018/19, durchgeführt im Auftrag der Friedrich-Ebert-Stiftung (FES) als computergestützte telefonische Befragung (Zick/Küpper/Berghan 2019); thematisch verwandte Befragungen kommen im Großen und Ganzen zu ähnlichen Befunden (u. a. die Leipziger Autoritarismusstudie von Decker/Brähler 2020, die anonym auszufüllende Fragebögen verwendet, was üblicherweise zu etwas höheren Zustimmungen zu kritischen Fragen führt).

			2.1	Anmerkungen zur Methodik

			In der Studie wurden 1885 repräsentativ ausgewählte Personen nach Standards der Sozialforschung telefonisch befragt (Details dazu in der Originalpublikation). 85 Prozent der Befragten wohnten zum Zeitpunkt der Befragung in west-, 15 Prozent in ostdeutschen Bundesländern.3 Die Befragten wurden mit Hilfe eines standardisierten Fragebogens interviewt. Hierzu wurde ihnen eine Reihe von auf ihre Zuverlässigkeit vorgeprüften Aussagen vorgelegt, zu denen sie jeweils gebeten wurden, auf einer 5-stufigen Antwortskala ihre Zustimmung beziehungsweise Ablehnung anzugeben. Als Zustimmung wurde gewertet, wenn eine Person einer Aussage »eher« oder »voll und ganz« zugestimmt hat. Eine Überzeugung wird durch mehrere Aussagen abgebildet. Die Unterschiede zwischen Ost und West und anderen Gruppen wurden mit üblichen statistischen Verfahren auf ihre Zuverlässigkeit beziehungsweise Signifikanz überprüft (Details bei Zick/Küpper/Berghan 2019). Im Einzelfall kann eine Aussage von einer oder einem Befragten anders als intendiert verstanden werden, etwa weil die befragte Person gerade ein ganz persönliches Beispiel assoziiert oder in einer besonderen Stimmungslage ist. Für die Interpretation der Befunde ist es daher wichtig, nicht nur eine einzige der unten ausschnitthaft vorgestellten Aussagen herauszugreifen, sondern stets das Gesamtmuster der Antworten einer oder eines Befragten und der Befragung insgesamt in den Blick zu nehmen.

			Erhoben wurden verschiedene Facetten (anti-)demokratischer Einstellungen, darunter die Befürwortung oder Ablehnung demokratischer Grundwerte, Vertrauen oder Misstrauen in Demokratie, die Unterstützung einer offenen, pluralen Gesellschaft oder illiberale Demokratievorstellungen, rechtspopulistische und rechtsextreme Einstellungen. Die Befunde der FES-Mitte-Studie dürften aufgrund der gewählten Methodik einer telefonischen Befragung ein eher konservatives Bild von der antidemokratischen Stimmungslage in der Gesellschaft geben. Telefonische Befragungen führen erfahrungsgemäß bei heiklen Fragen zu eher zurückhaltenden Antworten im Vergleich zu einer anonymen Befragung mittels selbstständig auszufüllendem, schriftlichem Fragebogen, wie ihn etwa die Leipziger Autoritarismusstudie verwendet; in geschlossenen Foren im Internet werden Einstellungen bisweilen dann noch drastischer ausgedrückt. Dieses unterschiedliche Antwortverhalten ist nicht per se mehr oder weniger »wahr«, sondern spiegelt die Tatsache, dass Einstellungen und ihre Äußerung immer auch von der jeweiligen sozialen Situation abhängen, in der unterschiedliche soziale Normen und Motive auf unterschiedliche Art und Weise wirksam werden.

			2.2	Befürwortung von Demokratie und ihren Grundwerten

			Die Befunde der Mitte-Studie 2018/19 zeigen, ähnlich vergleichbaren Studien, ein zwiespältiges Bild in Bezug auf (anti-)demokratische Einstellungen in Deutschland und diesbezügliche Unterschiede zwischen Ost und West. Auf den ersten Blick findet sich eine große Zustimmung zur Demokratie in Ost- wie Westdeutschland, die Unterschiede zwischen beiden Landesteilen sind marginal, kleine augenscheinliche Unterschiede oft nicht signifikant. So befürwortet die große Mehrheit der Befragten die demokratische Verfasstheit, indem sie zum Beispiel der Aussage zustimmt: »Es ist unerlässlich, dass Deutschland demokratisch regiert wird« (Gesamt: 86 %, Zustimmung Ost 84 %, West 87 %). Eine Mehrheit von 65 Prozent bewertet auch das Funktionieren der Demokratie als »im Großen und Ganzen ganz gut« (Ost 58 %, West 66 %). Die absolute Mehrheit ist davon überzeugt: »In einer Demokratie sollte die Würde und Gleichheit aller an erster Stelle stehen« (93 %; Ost 96 %, West 92 %). Fast ebenso viele Befragte meinen: »In einer Demokratie geht es darum, die Interessen unterschiedlicher Gruppen zu berücksichtigen« (83 %; Ost 87 %, West 83 %). Auch die Befürwortung der Vielfalt und Offenheit ist ausgeprägt; zwei Drittel stimmen der Aussage zu: »Verschiedene kulturelle Gruppen bereichern die Gesellschaft« (67 %; Ost 71 %, West 66 %). In diesem Antwortmuster spiegelt sich die breite Zustimmung zu einer liberalen Demokratie und offenen, pluralen Gesellschaft, wie sie das Grundgesetz vorgibt, welches die lebendige Auseinandersetzung um Sachfragen unter Berücksichtigung unterschiedlicher Interessenslagen, aber stets vor den Prämissen von Würde und Gleichwertigkeit unterstreicht. Ost- und Westdeutsche unterscheiden sich hierin kaum. Auch unter jungen Menschen in Ost und West nivellieren sich die Einstellungen zur Demokratie – drei Viertel und mehr sind ihr gegenüber positiv eingestellt (Albert et al. 2019).

			Politische Überzeugungssysteme sind allerdings keineswegs immer konsistent. Da sie mit anderen Menschen mit jeweils etwas anderen Meinungen geteilt werden und sich auf ihrer Grundlage gemeinsame Identität bildet, müssen sie fähig sein, divergente Einstellungen aufzulösen, um für das Kollektiv konsistent zu erscheinen. Gerade populistische und verschwörungstheoretische Überzeugungen zeichnen sich durch eine mühelose Integration ambivalenter und sogar widersprüchlicher Informationen aus, ermöglichen ein »Doppeldenken« (Irwin/Dagnall/Drinkwater 2015). So können die eben festgestellten positiven Einstellungen zur Demokratie durchaus auch mit illiberalen Meinungen bei ein und denselben Befragten einhergehen. Dies zeigt sich in den Ergebnissen der Mitte-Studie 2018/19, in der sich die große Mehrheit der Befragten zwar zur Demokratie bekennt, zugleich aber bei etlichen Befragten ein destruktives Misstrauen gegenüber der Demokratie, gruppenbezogenen menschenfeindlichen Einstellungen bis hin zu Facetten rechtsextremer Ideologie zum Ausdruck kommen.

			2.3	Verbreitung von Misstrauen gegenüber der Demokratie, rechts­populistischer Orientierung und Verschwörungsmythen

			Ein erheblicher Anteil der Befragten misstraut den demokratischen Institutionen, Prozessen und der repräsentativen Vertretung durch Parteien und Politiker*innen und teilt zudem Gefühle politischer Machtlosigkeit und Entfremdung beziehungsweise die pauschale Skepsis, inwieweit die Grundrechte tatsächlich realisiert sind (zu letzterem Neu 2019). Dies öffnet Menschen für anti-demokratische Propaganda und Agitation, die dieses Misstrauen gezielt schüren. Im Osten ist dieser Anteil etwas größer als im Westen. So vertraut nur gut die Hälfte der Befragten staatlichen Institutionen wie Behörden, Gerichten und Universitäten (57 %; Ost 54 %, West 57 %). Fast die Hälfte der Befragten meint: »Die demokratischen Parteien zerreden alles und lösen die Probleme nicht« (43 %; Ost 53 %, West 41%). Auch etwa die Hälfte der Befragten unterstellen: »Politiker nehmen sich mehr Rechte heraus als normale Bürger« (49 %; Ost 45 %, West 50 %) und nahezu ebenso viele vermuten: »Politiker umgehen die bestehenden Gesetze, wenn es um ihre eigenen Vorteile geht« (46 %; Ost 47 %, West 46 %). Ein knappes Drittel der Befragten meint: »Demokratie führt eher zu faulen Kompromissen als zu sachgerechten Entscheidungen« (30 %; Ost 33 %, West 29 %), ebenso viele vermuten: »Leute wie ich haben sowieso keinen Einfluss darauf, was die Regierung tut« (36 %; Ost 44 %, West 35 %). Jede*r fünfte Befragte hält es für sinnlos, sich politisch zu engagieren» (21 %; Ost 22 %, West 21 %). 

			Ein gutes Drittel teilt illiberale Vorstellungen. So ist fast ein Viertel der Befragten ist der Ansicht: »Es wird zu viel Rücksicht auf Minderheiten genommen« (23 %; Ost 24 %, West 22 %). Ein Drittel meint: »Im nationalen Interesse können wir nicht allen die gleichen Rechte gewähren« (36 %; Ost 37 %, West 35 %). Drei Viertel der Befragten sind der Ansicht: »Die Politik sollte auf den Volkswillen hören« (75 %; Ost 82 %, West 73 %). Rund ein Fünftel meint in diesem Zusammenhang: »Zu viele kulturelle Unterschiede schaden dem Zusammenhalt der Deutschen« (21 %; Ost 24 %, West 19 %). Trotz vieler Ähnlichkeiten, tendieren Ostdeutsche insgesamt etwas häufiger als Westdeutsche zu einer homogenen, antipluralistischen Auffassung von »Volk«.

			Diese Vorstellungen finden sich auch im Rechtspopulismus, der ein homogenes Volk mit einem einheitlichen »Volkswillen« propagiert, vertreten durch eine einzige starke Führung (Müller 2016). Eine rechtspopulistische Orientierung wurde in den beiden Kerndimensionen einer gegen »die Eliten« und einer antipluralistischen, gegen »die Fremden« gerichteten Haltung erhoben, sowie einem Law-and-Order-Autoritarismus, also einem autoritären Verständnis von Gesellschaft, welches Unterordnung verlangt und sich klar gegen (in der Wahrnehmung und/oder Propaganda)Normabweichende richtet. 

			Insgesamt wurden sechs Dimensionen statistisch abgesichert zu einem Index rechtspopulistische Orientierung zusammengefasst: Demokratiemisstrauen (s. o.), Autoritarismus und die Abwertung von als »fremd« wahrgenommenen und markierten sozialen Gruppen, die derzeit besonders im Fokus stehen – »Ausländern«, Asylsuchenden, Muslimen sowie Sinti und Roma, wobei hier, wie die Ergebnisse belegen, hohe Korrelationen auch zum Antisemitismus, schwächere auch zu Homophobie und Sexismus bestehen. Befragte im Osten tendieren insgesamt häufiger zum Rechtspopulismus (zusammengefasster Index; Zustimmung Ost 30 %, West 20 %). Während Ost- und Westdeutsche fast gleichermaßen demokratiemisstrauisch sind (Ost 62 %, West 58 %; Unterschied nicht signifikant), tendieren Ostdeutsche noch etwas häufiger zum Autoritarismus (Ost 68 %, West 61 %) und zu einer Abwertung und Ablehnung von »Fremden«. Im Osten ist die Abwertung von Ausländern beziehungsweise Eingewanderten (Ost 22 %, West 17 %), Muslimen (Ost 25 %, West 19 %) und Asylsuchenden (Ost 63 %, West 50 %) signifikant stärker verbreitet als im Westen, wobei diese Tendenz durchaus auch im Westen beobachtet werden kann; die Abwertung von Sinti und Roma (Ost 27 %, West 24 %, Unterschied nicht signifikant) ist zum Beispiel dort ähnlich hoch wie im Osten. Zudem befürworten anteilig mehr Ost- als Westdeutsche Privilegien für Etablierte gegenüber »Neuhinzugekommenen« (Ost 42 %, West 35 %). In Bezug auf verwandte Abwertungsphänomene wie Antisemitismus, Sexismus, Homophobie oder die Abwertung von sozial schwacher Gruppen wie langzeitarbeitslose und wohnungslose Personen unterscheiden sich Befragte in Ost- und Westdeutschland hingegen nicht voneinander (detaillierte Ergebnisse bei Zick/Küpper/Berghan 2019, Tab. 3.3.). 

			Verschwörungsmythen sind in besonderer Weise fähig, inkonsistente Ideen miteinander zu vereinbaren; dies geschieht um den Preis des autoritären Gehorsams gegenüber den Akteur*innen, die sie verbreiten (vgl. Rees/Lamberty 2019). Die Vermutung von Verschwörungen von als fremd, abweichend oder bedrohlich wahrgenommenen Gruppen, die einem geheimen Plan folgen, der sich gegen »das Volk« richtet, gehören traditionell zur Agitation und Propaganda von rechtem Populismus und Rechtsextremismus (Wodak 2016). In der »Mitte-Studie« 2018/19 glaubt mehr als ein Viertel der Befragten an Verschwörungsmythen, im Osten mehr als im Westen. Dazu gehören etwa Behauptungen wie »Politiker und andere Führungspersönlichkeiten sind nur Marionetten der dahinterstehenden Mächte« (33 %; Ost 35 %, West 32 %) und: »Die Medien und die Politik stecken unter einer Decke« (24 %; Ost 25 %, West 24 %). An eine Unterwanderung durch den Islam glauben im Osten 36 Prozent, während es im Westen, wo viel mehr Muslime leben, nur 23 Prozent sind (Gesamt 25 %). Auch antisemitische Verschwörungsmythen werden geteilt. So glauben 4 Prozent »Juden haben in Deutschland zu viel Einfluss«, weitere 11 Prozent stimmen dieser Aussage immerhin teils-teils zu (addiert sind dies im Osten 13 %, im Westen 15 %). Und etwas mehr Personen im Osten als im Westen halten das Corona-Virus für einen »Vorwand zur Unterdrückung der Menschen« (Roose 2020). Verschwörungsmythen sind untereinander deutlich korreliert, das heißt, wer an einen Verschwörungsmythos glaubt, glaubt auch an andere, einschließlich antisemitisch konnotierte.

			2.4	Zustimmung zu Facetten rechtsextremer Ideologie

			Eine rechtsextreme Ideologie wurde in der Tradition der »Mitte-Studie« ebenfalls in zwei Facetten mit je drei Subdimensionen erhoben: Zum einen als rechtsextreme Politikvorstellung, die sich in der Befürwortung einer rechtsgerichteten Diktatur, der Verharmlosung des Nationalsozialismus und einem starken Nationalchauvinismus zeigt, zum anderen als auf soziale Gruppen bezogene, menschenfeindliche und völkische Weltsicht, wie sie sich in Fremdenfeindlichkeit, Antisemitismus und einem sozialdarwinistischen Denken manifestiert. Eine rechtsextreme Orientierung ist insgesamt im Osten weiter verbreitet als im Westen, und während sie in den letzten Jahren im Osten tendenziell (wieder) zugenommen hat, ist sie im Westen kontinuierlich gesunken wie die jüngste Leipziger Autoritarismusstudie von Mai/Juni 2020 zeigt (Decker/Brähler 2020). Offen im Telefoninterview abgefragt ist dieser Trend in unserer Studie nicht so deutlich (Zick/Küpper/Berghan 2019). Der Unterschied zwischen Ost- und Westdeutschen tritt vor allem in der Befürwortung einer rechtsgerichteten Diktatur hervor, die von signifikant mehr Bürger*innen im Osten befürwortet wird (FES-Mitte-Studie 2018/19 Ost 7 %, West 2 %). Befragte in Ostdeutschland sind auch häufiger offen fremdenfeindlich eingestellt als jene in Westdeutschland, wie oben bereits berichtet (Ost 13 %, West 8 %). In 2020 vertreten Ostdeutsche darüber hinaus auch signifikant häufiger einen nationalen Chauvinismus, zudem verharmlosen sie etwas häufiger als Westdeutsche den Nationalsozialismus und tendieren etwas eher zu Antisemitismus und Sozialdarwinismus, wie die Leipziger Studie zeigt (Decker/Brähler 2020). Bemerkenswert ist außerdem: Ostdeutsche wählen bei vielen rechtsextremen Aussagen häufiger als Westdeutsche die »teils-teils« Antwortkategorie, drücken also eine zumindest teilweise Zustimmung oder Ambivalenz in ihrer Haltung aus. So meinen nur 4 Prozent der Befragten der FES-Mitte-Studie 2018/19 explizit: »Im nationalen Interesse ist unter bestimmten Umständen eine Diktatur die bessere Staatsform«, doch weitere 10 Prozent antworten mit teils-teils (Ost 5 % klare Zustimmung + 14 % teils-teils, West 4 % + 9 %). Ein gutes Fünftel der Befragten meint: »Was Deutschland jetzt braucht, ist eine einzige starke Partei, die die Volksgemeinschaft insgesamt verkörpert« (21 % + 13 %; Ost 29 % + 14 %, West 20 % + 13 %). 11 % der Befragten plus weiteren 6 %, die mit teils-teils antworten, fordern: »Wir sollten einen Führer haben, der Deutschland zum Wohle aller mit starker Hand regiert« (Ost 14 % + 8 %, West 11 % + 5 %).

			2.5	Politische Selbstverortung

			Die oben skizzierten Einstellungen gehen nur bedingt mit der politischen Selbstverortung einher. Unter den potentiellen Wähler*innen der AfD (erhoben über die Sonntagsfrage) sind rechtspopulistische und rechtsex­treme Einstellungen auffallend verbreitet (u. a. auch Vehrkamp/Merkel 2020), doch auch Wähler*innen anderer Parteien sind davor nicht gefeit. Die meisten Befragten sehen sich dabei ungeachtet ihrer Parteipräferenz »genau in der Mitte« (Ost 59 %, West 62 %), rund ein Drittel verortet die eigenen politischen Ansichten links der Mitte (Ost 35 %, West 28 %), weniger piazierten sich selbst rechts der Mitte (Ost 6,5 %, West 10 %). Ein erheblicher Anteil derjenigen, die sich selbst »genau in der Mitte« sehen, vertritt allerdings zugleich rechtspopulistische Einstellungen (Ost 40 %, West 20 %), bisweilen sogar eindeutig rechtsextreme Ideologiefacetten wie etwa einen nationalen Chauvinismus, der von 14 Prozent derer, die sich selbst »genau in der Mitte« positionieren, geteilt wird. Während sich Befragte mit rechtsextremen Einstellungen im Westen auch selbst eher rechts der Mitte verorten, halten sich jene im Osten dennoch selbst politisch für »genau in der Mitte«. Offen bleibt, ob sie dies so sehen, weil es ihren Erfahrungen entspricht – in ihrem sozialen Kontext im Osten teilt man auch in der Mitte rechtspopulistische Einstellungen. Vielleicht scheuen Befragte im Osten auch die Antwort »eher rechts« aufgrund der öffentlichen Debatten oder aus der DDR-Tradition heraus, während dies im Westen primär mit konservativ übersetzt wird. Einige mögen sich auch ungeachtet ihrer Ansichten demonstrativ als »Mitte« bezeichnen, um diese zu besetzen und politisch neu zu bestimmen. In jedem Fall dürften sich viele Befragte insbesondere im Osten nicht adressiert fühlen, wenn von rechtspopulistischen und antidemokratischen Einstellungen die Rede ist.

			2.6	Ambivalenzen und Differenzen zwischen Ost- und Westdeutschen

			Insgesamt befürwortet die große Mehrheit der Befragten eine liberale Demokratie, wünscht sich eine offene und vielfältige Gesellschaft und eine enge Bindung an Europa. Zugleich aber ist ein nicht unerheblicher Teil der Befragten misstrauisch gegenüber der repräsentativen Demokratie und lehnt und wertet Gruppen ab, die als »fremd« wahrgenommen werden. Ambivalenzen und Dissonanzen prägen die politischen Überzeugungen einiger Befragter, andere wiederum äußern demokratieverachtende Überzeugungen kohärent, direkt und klar in Opposition zu den etablierten Institutionen und in Ablehnung gegenüber Menschen, die ihrer Ideologie zufolge nicht zum »Volk« gehören. 

			Ost- und Westdeutsche sind sich in ihren politischen Einstellungen im Großen und Ganzen recht ähnlich. Der Blick auf Details deutet jedoch darauf hin, dass das Modell einer liberalen und pluralistischen Demokratie im Osten etwas geringere Unterstützung findet. Zugleich sind die Vorstellungen von einem »homogenen Volk« dort verbreiteter als im Westen. Auch das Verständnis von Demokratie ist im Osten ambivalenter. So betonen zwar noch mehr Befragte im Osten als im Westen die Menschenwürde, sprechen sich jedoch zugleich häufiger gegen Minderheitenrechte aus. Während viele einerseits die Demokratie für gefährdet halten, meinen sie andererseits, die Politik solle »mehr auf den Volkswillen« hören. Das distanzierende Misstrauen in das »System Demokratie« ist im Osten etwas ausgeprägter als im Westen und mehr Ostdeutsche als Westdeutsche befürworten eine rechtsgerichtete Diktatur und zeigen bei eindeutig rechtsextremen Aussagen keine klar ablehnende, sondern eher eine ambivalente Haltung. Auffällig ist zudem das im Osten deutlich weiter verbreitete Gefühl der politischen Machtlosigkeit und Entfremdung. Insgesamt sind offen rechtsextreme Einstellungen im Osten nicht weiterverbreitet als im Westen, Facetten davon und mindestens rechtspopulistische aber durchaus, vermutlich ohne dass dies den meisten Befragten – das gilt mehr noch für den Osten – selbst bewusst sein dürfte.

			3	Ursachen für Differenzen in den Einstellungen zur Demokratie

			Zur Erklärung antidemokratischer Tendenzen werden diverse, auch phänomen-überlappende Erklärungen vorgeschlagen (zur Übersicht u. a. Jörke/Selk 2017). Wir schlagen vor, sie weniger in Konkurrenz zueinander, als vielmehr in ihrem Zusammenwirken zu betrachten. Entlang der im Folgenden angesprochenen Faktoren lässt sich ein »modernisierungsskeptisches Milieu« identifizieren, welches »sich sozial, ökonomisch und kulturell als Verlierer gesellschaftlicher Modernisierungsprozesse« fühlt und sich durch die etablierte Politik nicht mehr vertreten fühlt (Vehrkamp 2019). Die Konfliktlinie verläuft damit weniger zwischen Ost und West, als zwischen Modernisierungsbefürworter*innen und -skeptiker*innen (ebd.). Der Weg in die Modernisierung ist in Ostdeutschland allerdings deutlich schneller und für viele Menschen auch begleitet von gravierenden positiven wie negativen Transformationserfahrungen verlaufen. 

			Zu den zentralen Erklärungsansätzen des gesamten Phänomenbereichs (Wahlerfolg von Rechtsaußen-Parteien, antidemokratische Einstellungen und so weiter) gehört der Verweis auf schlechte ökonomische Bedingungen beziehungsweise soziale Ungleichheit; wobei bisweilen schlechte und schlechtere Bedingungen vermischt werden. Empirisch bestätigt sich der Einfluss ökonomischer Bedingungen auf die Neigung zu antidemokratischen Orientierungen nur bedingt. Zusammengefasst scheinen es also weniger die tatsächlichen ökonomischen Bedingungen zu sein, als vielmehr ihre Verarbeitungen (auch in Relation zu anderem, dem, was war, man erwartet, man meint, was einem zusteht) auf der individuellen wie kollektiven Ebene, die antidemokratische Tendenzen wahrscheinlicher machen. 

			So wählen zwar überdurchschnittlich viele der einkommensschwächeren und arbeitslosen Wähler*innen die AfD, deren Anteil ist aber in der Gesamtwählerschaft und auch der der AfD vergleichsweise gering, der Großteil lässt sich der (unteren) Mittelschicht zurechnen (Lengfeld/­Dilger 2018, Bestätigung auch in den Daten der FES-Mitte-Studie). Menschen mit individuell niedrigem Einkommen neigen tendenziell häufiger zu rechtspopulistischen Einstellungen. Allerdings geht dieser Einfluss oft mit Gefühlen kollektiver Relativer Deprivation (Benachteiligung) und Bedrohung einher, welche wesentlich erklärungskräftiger sind: »Wir« werden im Vergleich zu »denen« (»Ausländer«, »der Westen«) benachteiligt, »die nehmen uns etwas weg« (Wohlstand, Frauen, Wertedominanz und so weiter). Neben weiteren Faktoren sind diese Gefühle – unabhängig von der Faktenlage – dann auch für das höhere Ausmaß rechtspopulistischer Einstellungen im Osten verantwortlich (Küpper/Schröter/Zick 2019).

			Im Osten findet sich nach wie vor ein verbreitetes Gefühl, Bürger zweiter Klasse zu sein, ungerecht behandelt worden zu sein und immer noch benachteiligt zu werden (zuletzt Foroutan et al. 2020). De facto haben sich die Lebenslagen in Ost und West in den vergangenen Jahren weitgehend angeglichen beziehungsweise werden von regionalen Differenzen zwischen ländlichen und städtischen Regionen überlagert, die Lebenszufriedenheit ist in Ost und West gleichermaßen recht hoch (u. a. Krause 2019, Oberst/Voigtländer 2020). Die Nachwendegeneration der unter 30-Jährigen unterscheidet sich in Ost und West überhaupt nicht in ihrer insgesamt positiven Bewertung hinsichtlich der Veränderungen für ihre Eltern sowie ihrer eigenen wirtschaftlichen Lage und Karriereaussichten. Die meisten leben gern dort, wo sie leben. Jedoch scheint rund ein Viertel bei den negativen Nachwende-Erzählungen »am Küchentisch der Eltern« sitzen geblieben zu sein. Dieses Viertel vertritt dann auffallend häufig auch rechtspopulistische Ansichten (Faus/Storks 2018). Auch auf der Makro-Ebene erklärt weniger die aktuelle sozioökonomische Lage (gemessen zum Beispiel am Wohlstand in einer Region) den Wahlerfolg der AfD, als vielmehr die Begleiterscheinungen der ökonomischen Transformationen in der Vergangenheit. Dazu gehören neben regionalen sozio-strukturellen und -ökonomischen Veränderungen auch der erlebte individuelle Abstieg oder die Furcht davor (Manow 2018). Politischer Protest entstand auch in anderen Kontexten in der Vergangenheit weniger während akuter ökonomischer Krisen, sondern eher danach, wenn Ressourcen und Machtpositionen neu verteilt wurden (Chandra/Foster 2005).

			Hier kommt ein zweiter Erklärungsansatz ins Spiel. Aus der Konfliktforschung ist bekannt, dass die Abwertung von Outgroups insbesondere dann virulent wird, wenn eine Gruppe ihre Identität als bedroht beurteilt (Zick 2005). In dem im Osten weit verbreiteten Gefühl Bürger zweiter Klasse zu sein, vermischen sich der Eindruck der sozio-ökonomischen Benachteiligung mit dem Gefühl der Herabsetzung, was zusammengenommen eine positive eigene soziale Identität erschwert. Die Abwertung der »Anderen«, in diesem Fall derjenigen, die als »fremd« markiert werden, verbunden mit der Bestärkung der nationalen Identität bis hin zu nationalem Chauvinismus gegenüber anderen Nationen, ist dann ein einfaches Mittel, die eigene Deklassierung zu überwinden. Der Fingerzeig auf den kolonialisierenden Westen hilft aber zugleich vielleicht auch, Konfliktlinien innerhalb der ostdeutschen Bevölkerung zu verwischen, etwa Konflikte zwischen den vormals in der DDR Etablierten und Verfolgten, den Angepassten und den Aufmüpfigen, denen, die nach der Wende offen »rechts« waren und sind, und jenen, die bedroht und zusammengeschlagen wurden und werden. Das Gefühl, Bürger zweiter Klasse zu sein, erwies sich in einer Studie 20 Jahre nach der deutschen Einheit empirisch als besonders erklärungskräftig für die im Osten höhere Verbreitung rechtspopulistischer Einstellungen (Klein/Küpper/Zick 2009).

			Folglich wird ein dritter Erklärungsansatz relevant. Differente politische Sozialisationen erzeugen kulturell differente Identitäten und Orientierungen. Sie werden von Generation zu Generation weitergegeben. Dazu gehören auch »Gefühlserbschaften« (Moré 2013), wie jene aus dem Nationalsozialismus. Der Westen stellte sich seiner nationalsozialistischen Vergangenheit nur zögerlich, widerwillig und unter dem Druck der amerikanischen Besatzung, pflegte aber früh den Mythos der Aufarbeitung. Der Osten schob sein faschistisches Erbe kurzerhand dem kapitalistischen Westen zu, neben sozialistischer Bruderschaft wurde einem neuen, alten Nationalismus das Wort geredet. Nicht umsonst setzt die AfD propagandistisch auf die Meinung, der Osten sei das eigentliche Deutschland, was nicht nur an den überkommenen Nationalismus anknüpft, sondern auch an das Gefühl, zweitklassig zu sein. Regional verankerte Traditionslinien sind für die Analyse politischer Orientierungen bedeutsam. ­Hafeneger und Becker (2008) zeichnen beispielsweise für hessische Regionen nach, dass in ehemaligen Hochburgen der NSDAP auch heute noch eine rege rechtsextreme Szene besteht. Und in deutschen Regionen, in denen früher die NSDAP besonders erfolgreich bei Wahlen war, ist es heute die AfD (­Cantoni/Hagemeister/Westcott 2019). Dies gilt insbesondere für Gemeinden, in denen es eine ausgeprägte Kontinuität der Bewohnerschaft gibt und wenig neue Menschen zugezogen sind, was generell eher für ländliche Regionen gilt als für städtische, in denen viel mehr auch aus anderen Regionen und Ländern eingewanderte Personen leben. In Regionen, in denen die AfD erfolgreich ist, werden darüber hinaus auch besonders viele Übergriffe auf Flüchtlingsunterkünfte verübt (Rees et al. 2019). 

			Ein vierter Erklärungsansatz legt den Fokus auf die Bedeutung gesellschaftlicher Vielfalt und interkultureller Kontakte. Ein fehlender Kontakt hat sich in vielen Untersuchungen als wesentlicher Faktor für das Vorhandensein von Vorurteilen erwiesen, also der Zuschreibungen (negativer) Eigenschaften an ganze soziale Gruppen basierend oft auf überkommenen Stereotypen und Erzählungen (Pettigrew/Tropp 2006). Hier hatte der Osten schlicht zu wenig Zeit Erfahrungen zu machen, die im Einzelfall mal so, mal so verlaufen können, aber insgesamt helfen, überkommene Vorurteile abzubauen. Der Zuspruch zur AfD ist gerade in den ­Regionen besonders stark, in denen der Anteil von Ausländern an der Bevölkerung besonders gering und die Arbeitslosigkeit, die dann zum Thema von Verteilungskämpfen gemacht wird, nach wie vor vergleichsweise hoch ist (Rees et al. 2019). Doch wo sich, egal ob im Osten oder Westen, ­Menschen beispielsweise in der Flüchtlingshilfe engagieren, werden die Einstellungen ausgewogener (vgl. Ahrends 2016). 

			Ein fünfter Erklärungsansatz nimmt den Zustand der Demokratie selbst in den Blick. Starre und demokratiefreie Räume, Verkrustungen und Intransparenz des demokratischen Systems und mangelnde Partizipationsmöglichkeit verstärkten Populismus unterschiedlicher Couleur und machten es ihm leicht, Menschen anzusprechen, so die Annahme. Der Populismus kann sich in diesen Räumen mühelos als Erneuerungsprotest inszenieren.

			Inwieweit eine größere Offenheit des demokratischen Systems, mehr Transparenz von Entscheidungsprozessen und mehr Partizipation zu weniger (in diesem Fall Rechts-)Populismus führt, und inwieweit Bürger*innen die komplexen Prozesse der Konfliktaushandlung in einer Demokratie klar sind, ist unseres Erachtens empirisch nicht hinreichend geprüft. Die Befunde sprechen dafür, dass weniger fehlende Partizipation oder Verkrustungen als vielmehr populistische Versprechen einfacher Lösungen und Wege antidemokratische Orientierungen bestärken. Wenngleich, wie berichtet, das Funktionieren der Demokratie im Großen und Ganzen positiv beurteilt wird, ist zugleich das pauschale Misstrauen bis hin zur Verachtung gegenüber der Demokratie hoch, im Osten mehr noch als im Westen. Demokratie wird selbst dann als elitär kritisiert, wenn sie vor Ort lebendig ist, zum Mitmachen einlädt und auch sozial ausgegrenzte Gruppen wie etwa migrantische Communities einbindet. Während offen-­liberal-pluralistische zivilgesellschaftliche Gruppen als Extremisten wahrgenommen werden, gelten Initiativen von demokratiefeindlichen Gruppen wie etwa Pegida als Ausdruck von Demokratie (Vorländer/Herold/Schäller 2015). Mittlerweile gelingt es mancherorts alten und neuen Rechtsextremisten gar – das Grundgesetz gegen einen vermeintlich von links betriebenen Faschismus hochreckend – sich zu Verteidigern der Demokratie zu stilisieren. 

			Das Demokratiemisstrauen wird von der Suggestion beflügelt, keine Kontrolle zu haben, ein autoritäres Staatsverständnis lässt die repräsentative Demokratie als »System« erscheinen. Dabei spielen die Beziehungen zwischen staatlicher und privater Ebene eine wichtige Rolle. Der DDR-Staat, der auch das Private regulierte, produzierte andere Orientierungen als ein individualistisch-marktwirtschaftlich orientiertes Staatssystem, welches Sicherheitsversprechen macht, aber private Lebenswelten separat betrachtet. Der reflexartige Vorwurf, das »Merkel-System« sei an »allem, was schlecht ist« schuld und der zugleich erhobene Anspruch, der Staat solle regulieren, verstärkt zum einen das Gefühl von Machtlosigkeit und entlastet im selben Moment von Eigenverantwortung. Rehberg (2016) konstatiert eine schon in der DDR vorherrschende »Halbdistanz« zwischen Bürger*innen zu Eliten und Politik, und Demuth (2017) erkennt ein verbreitetes Missverständnis im Osten, welches »die pluralistische Demokratie mit einem DDR-Eingabewesen verwechselt«. Auch heute noch würden wie zu alten DDR-Zeiten »der Staat« und seine Behörden für diverse Bereiche des Alltags haftbar gemacht, die sie heute aber gar nicht mehr kontrollieren und verantworten. Hier zeichnet sich ab, dass es doch Unterschiede im Verständnis von Demokratie zwischen Ost- und Westdeutschen gibt, die sich durch ihre unterschiedlichen Prägungen und Erfahrungen erklären lassen. 

			Manchmal scheint vergessen zu werden, wie jung die Demokratie in Deutschland ist und aus welchen Trümmern sie entstanden ist, die eben nicht so einfach weggeräumt werden können. Beide deutsche Teile mussten Demokratie erst lernen, üben und erfahren, der Osten hatte noch weniger Zeit dafür als der Westen, und dieses Lernen ist ein fortwährender Prozess.

			4	Die Zukunft demokratiefest machen

			Zukunft gestaltet sich aus Lernprozessen, die es ermöglichen, Chancen wahrzunehmen. Die Frage, ob die Demokratie eine Zukunft hat und heute so gestärkt werden kann, dass sie die berichteten antidemokratischen Orientierungen eingrenzt, reduziert, oder sogar abbauen kann, hängt davon ab, ob eine Gesellschaft Möglichkeiten dazu ausbaut. 

			Nach Einschätzung von 63 Prozent der Befragten der jüngsten MEMO-Studie nehmen die Diskriminierung und Ausgrenzung von Menschen aufgrund ihrer Herkunft, Religion oder anderer Gruppenzugehörigkeit in Deutschland wieder zu (Zick et al. 2020), 59 Prozent finden dies besorgniserregend. 77 Prozent der Befragten der Mitte-Studie 2018/19 forderten ein stärkeres Engagement für eine vielfältige und offene Gesellschaft, ohne Ost-West-Unterschiede. Hieraus könnte sich die Motivation ableiten, für eine bessere Zukunft zu streiten. Doch was wären günstige Bedingungen, um die oben genannten Gefährdungen zu reduzieren? 

			Erstens muss der Zusammenhang von aggressiven und teilweise gewalt­orientierten Angriffen auf Gruppen und den antidemokratischen Orientierungen in der Bevölkerung genauer, komplexer und auch ernsthafter betrachtet werden. Von Extremist*innen erwartet die Gesellschaft Gewalt, aber dass auch in der Mitte antidemokratische Orientierungen mit Diskriminierungsabsichten bis hin zur Befürwortung von Gewalt einhergehen, und sei es nur in Form passiver Duldung, wird gern übersehen. Immer wieder werden Hasstaten geradezu überrascht zur Kenntnis genommen, um sie dann rasch als die verrückte Tat von Einzeltätern auszusondern, sodass sich die kritischen Fragen nach der Verwobenheit in die Meinungslagen der Bevölkerung gar nicht erst stellen. Aktuell ist dies an der Überraschung über die bisweilen aggressiv aufgeladenen Querfronten in Zeiten der Corona-Pandemie ablesbar. Zuvor gab es Erstaunen darüber, wie groß rechtsextreme Milieus sind, wie sich mitten in der Nachbarschaft Terrorzellen bilden konnten, wie aggressiv die Propaganda von nationalistisch orientierten Rechtspopulist*innen ist, wie groß ihr Auditorium auf Marktplätzen, und dass offenkundig normale Bürger*innen Hand in Hand mit erkennbaren Rechtsextremen demonstrieren. Mit Hass, der Gewalt des Vorurteils und der »Banalität des Bösen« rechnet die Mehrheitsgesellschaft kaum und lässt Lehren aus der Vergangenheit vermissen. Wie sehr Alltagsrassismus Menschen bedroht und wie wichtig Gewaltprävention ist, wird bei allen Appellen an die Menschenwürde gern übersehen. Wir plädieren dafür, eine Zukunftsfrage ernst zu nehmen: Wie kann es im Interesse des gesellschaftlichen Zusammenhalts in einer vielfältigen Gesellschaft attraktiver werden, nicht menschenfeindlich gegen »die Anderen« zu sein, die vermeintlich die Mythen von Einheit und Zusammenhalt stören? Dazu gehört auch, eine Ausgrenzungsrede zu entlarven, die sich gegen »Fremde« richtet, um damit kurzfristig und kurzsichtig den Zusammenhalt eines homogen definierten »Wirs« zu befördern.

			Zweitens sind antidemokratische Orientierungen Folge wie Ausdruck von Demokratiedefiziten, die auch in mangelnder demokratischer Bildung begründet sind. Von Demokratiedefiziten und Bildungsversagen ist oft die Rede, als wenn eine Belehrung Demokratie fördert, und es nur daran läge, dass Individuen Defizite hätten. Das blendet aus, wie sehr Demokratie Raum und Zeit braucht, um Bildung zu ermöglichen. Beschämend und zugleich erklärend ist, wie gering der Stellenwert im Regelunterricht politischer Bildung ist (Gökbudak/Hedtke 2019). Demokratisch werden Menschen, wenn sie in demokratischen Räumen von lauter Demokrat*innen umgeben sind. Wo an Raum und Zeit gespart wird, bildet sich weniger oder nichts, im schlimmsten Fall, auch aus lauter Unkenntnis und Unerfahrenheit heraus, Antidemokratisches. 

			Drittens gehören dazu auch Möglichkeiten von ­Konfliktmanagement. In den oben genannten Konflikträumen in Ost wie West sollte all das gestärkt werden, was sich antidemokratischen Spaltungsversuchen widersetzt. Zusammenhalt ist eine zentrifugale Kraft in einer demokratischen Gesellschaft, antidemokratische Orientierungen sind eine zentripetale Kraft, die Gesellschaftsmitglieder nicht nur in Opposition bringt, sondern auch ihres Zusammenhalts beraubt. Die kollektiven Gefühle der Zweitklassigkeit im Osten sind eine Herausforderung. Sie machen anfällig für antidemokratische Orientierungen, wenn die Orientierungen als Identitätsmerkmale angesprochen werden können. Daher ist zu fragen, wie Stereotype von Ostdeutschen besser bearbeitet werden können, und Zugehörigkeiten jenseits der Wahrnehmungen von Höher- oder Minderwertigkeit gefunden werden können. 

			Viertens sollten Politik und Behörden nach Hasstaten und propagandistischen Bedrohungsszenarien mit Sicherheitsversprechen sorgsamer umgehen. Sicherheitsversprechen sind verlockend, aber nicht hinreichend und bisweilen fatal. Je stärker in manchen Wahlkämpfen demokratische Parteien den menschenfeindlichen Bildern von vermeintlich kriminellen Gruppen Sicherheitsversprechen entgegensetzt haben, desto virulenter wurde das Thema Sicherheit, und umso bedrohter schien sie in einem de facto so sicheren Land und desto leichter fiel es anderen, die maximale Sicherheit durch eine Reduktion der Nation auf die »Urdeutschen« zu versprechen. Stattdessen wird immer klarer und sichtbarer, dass es dort weniger antidemokratische Milieus gibt, wo die Zivilgesellschaft und der Gewaltschutz stark sind. Die zivilgesellschaftlichen Selbstregulationskräfte und das Präventionswissen sind eine wesentliche Kraft, die es zu Stärken gilt, um die Zukunft der Demokratie zu stärken. 

			Klar ist: Demokratie ist nicht einfach da, sondern will immer wieder errungen, gelernt und ausgehandelt werden. Das derzeitige Erschrecken über antidemokratische Entwicklungen bietet auch eine Chance. Die überwältigende Mehrheit, ob in Ost, West, Nord oder Süd ist von der demokratischen Idee überzeugt, aber vielen Menschen wird derzeit erstmals überhaupt bewusst, wie wertvoll und zerbrechlich sie ist. Das Engagement für die ins Land gekommenen Geflüchteten war groß, die Solidarität in der frühen Phase der Corona-Pandemie war es auch. Hieran lässt sich anknüpfen.
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			Anmerkungen


			
				
					1	Der Beitrag basiert in Teilen auf Ausführungen von Küpper, Schröter und Zick (2019) sowie Küpper (2020).

				

				
					2	Vgl. https://www.faz.net/aktuell/politik/inland/warum-der-verfassungsschutz-nun-die-afd-beobachtet-17225514.html, letzter Zugriff am 4.3.2021.

				

				
					3	Abweichend zum Bundesamt für Statistik werden in der vorliegenden Auswertung die Befragten in Berlin nicht per se als Ostdeutsche gezählt, sondern danach unterschieden, wo sie überwiegend aufgewachsen sind. Abweichend zur Publikation der FES-Mitte-Studie werden im vorliegenden Beitrag Unterschiede zwischen Personen berichtet, die aktuell in ost- beziehungsweise westdeutschen Bundesländern wohnen. Wohn- und Sozialisationsort in Ost oder West sind für die große Mehrheit der Befragten deckungsgleich.
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			Satire oder Ernst? »Das Pack hat sich erhoben«. Querdenker*innen-­Demonstration in Berlin am 18.11.2020. (hk)
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			»Wir fördern den Rücktritt …«. Querdenker*innen-Demonstration in ­Berlin am 18.11.2020. (hk)

		

	
		
			Axel Salheiser

			Welche Akzeptanz hat die repräsentative Demokratie in Ostdeutschland?

			Immer wieder zeigen wir uns irritiert, wenn Ostdeutsche mit demokratisch geprägten Parteien oder der repräsentativen Demokratie hadern. Die Frage nach ihrer Akzeptanz ist in Ostdeutschland untrennbar mit all den Ambivalenzen, Paradoxien und Pfadabhängigkeiten der gesellschaftlichen Entwicklungen im Zuge des Systemumbruchs und der deutschen Wiedervereinigung seit 1989/90 verbunden. Umfangreiche sozialwissenschaftliche Untersuchungen haben herausgearbeitet, wie die Entwicklung der politischen Kultur in den letzten drei Jahrzehnten in einen multidimensionalen, mehrstufigen und unabgeschlossenen Transformationsprozess eingebettet ist (vgl. Best/Holtmann 2012). Für das Verständnis und die Erklärung spezifischer Problemlagen zentral ist die Beachtung der Interdependenz zwischen der System- und Sozialintegration der Bevölkerung Ostdeutschlands im wiedervereinigten Deutschland und ihres Demokratie- und Repräsentationsverständnisses. Zu diskutieren sind dabei auch die historischen Vorbedingungen, Gelegenheitsstrukturen, Gestaltungsspielräume und Grenzen für die Herausbildung und Aktivierung einer demokratischen Zivilgesellschaft in Ostdeutschland. Auf einige dieser Aspekte sowie charakteristische Kontinuitäten und Brüche wird nachfolgend eingegangen.

			Akzeptanz und zugleich Misstrauen

			Demoskopische Befunde zur Verbreitung von politischen Einstellungen und Bewertungen der Demokratie in der ostdeutschen Bevölkerung verweisen seit Langem auf die sehr hohe prinzipielle Akzeptanz der Demokratie als Herrschaftsform – bei gleichzeitiger deutlicher Kritik an der demokratischen Praxis, aus der sich Skepsis, ja sogar Misstrauen gegenüber den politischen Akteur*innen und Institutionen speisen. Während laut ALLBUS, der Allgemeinen Bevölkerungsbefragung der Sozialwissenschaften, im Jahr 2018 in Westdeutschland 83 Prozent der Befragten mit der Demokratie zufrieden waren, äußerten dies in Ostdeutschland nur 67 Prozent der Befragten.1 Diese Demokratiezufriedenheit war nicht nur von der individuellen sozialen Lage der Befragten abhängig, sondern fiel unter anderem auch umso günstiger aus, desto positiver die Wiedervereinigung und ihre Folgen für Ostdeutschland bilanziert wurden. Hier zeigt sich die signifikante Bedeutung kollektiver Erfahrungen, Wahrnehmungen und Narrative, die mit der gesellschaftlichen Transformation nach 1989/90 verknüpft sind. Im Zeitverlauf ist die Demokratiezufriedenheit in Ostdeutschland markant gestiegen, ohne aber das Niveau Westdeutschlands zu erreichen. 

			Im Vergleich zu anderen postsozialistischen Transformationsgesellschaften Mittel- und Osteuropas ist Ostdeutschland ein Sonderfall: Nirgendwo sonst gab es eine staatliche Vereinigung mit einem solchen direkten, abrupten und umfassenden Institutionentransfer, Elitenwechsel und Elitenimport. Andere postsozialistische Demokratien mussten sich – bei teilweise gewaltsamem Zerfall und Neugründung von Staaten – in viel stärkerem Maße »aus sich selbst herausbilden«. Dies war mit sehr unterschiedlichen Folgen für die Ausgestaltung und Stabilität der politischen Systeme und Kulturen verbunden, wie ein Blick auf den Balkan, nach Russland und in die Ukraine, ins Baltikum, nach Polen oder nach Tschechien und die Slowakei zeigt. Insofern Befragungsdaten, zum Beispiel die des European Values Surveys2, Vergleiche zulassen, erreichen die Demokratieunterstützung und die Demokratiezufriedenheit in vielen postsozialistischen Staaten Mittel- und Osteuropas gegenwärtig weder das Niveau Ostdeutschlands noch weisen dortige Bevölkerungseinstellungen eine ähnlich positive Entwicklung auf.

			Im Thüringen-Monitor 2019, einer Regionalbefragung zur politischen Kultur im Freistaat Thüringen, stimmten 90 Prozent der Befragten der Aussage zu: »Die Demokratie ist die beste aller Staatsideen« (vgl. Reiser et al. 2019: 39 ff.). Das Niveau der abstrakten Demokratieunterstützung befand sich damit auf dem Höchstwert des zwei Jahrzehnte überspannenden Beobachtungszeitraums. Zu kontrastieren ist dieser Befund mit den Selbstauskünften der Befragten zu ihrer Zufriedenheit »mit der Demokratie, so wie sie in Deutschland in der Praxis funktioniert«. Hier zeigten sich zuletzt 63 Prozent »sehr zufrieden« oder »ziemlich zufrieden«. Eine Minderheit von mehr als einem Drittel der Befragten nahm indessen eine kritischere Gesamtbewertung der gesellschaftlichen und politischen Realität vor. Zwar befand sich damit auch die Demokratiezufriedenheit auf einem hohen Niveau im Vergleich zu früheren Messzeitpunkten, der Unterschied zur abstrakten Demokratieunterstützung blieb jedoch markant. Auffällig waren auch die hohen Zustimmungswerte von jeweils zwei Dritteln bis drei Vierteln aller Befragten zu den Aussagen »In unserer Demokratie werden die Anliegen der Menschen nicht mehr wirksam vertreten«, »Die Parteien wollen nur die Stimmen der Wähler, ihre Ansichten interessieren sie nicht« und »Leute wie ich haben so oder so keinen Einfluss darauf, was die Regierung tut«. 

			Unzutreffende Pauschalisierungen

			Einerseits ist aus diesen exemplarischen und ähnlichen Befragungsergebnissen erkennbar, dass eine erhebliche Diskrepanz besteht zwischen den normativen Demokratieerwartungen und Zielvorstellungen der ostdeutschen Bevölkerung und der von ihr wahrgenommenen Performanz des politischen Systems beziehungsweise seiner zentralen Akteur*innen. Andererseits ist zu betonen, dass die in Teilen der medialen Öffentlichkeit diskutierte These einer »Demokratiemüdigkeit«, gar eines »Demokratiedefizites der Ostdeutschen« eine unzutreffende Pauschalisierung darstellt. Während sich eine kritische sozialwissenschaftliche Betrachtung gegen derartige Reduktionismen ohnehin verwehren muss, ist zu konstatieren, dass solch stereotype Zuschreibungen und negativen Wertungen von »den Ostdeutschen« als insultierend und diskriminierend empfunden werden: Sie erhöhen ihre Be- und Entfremdungserfahrung, verstärken Gefühle paternalistischer Bevormundung, kollektiver Benachteiligung und Herabsetzung und sind damit selbst ein bedeutsamer Aspekt der Gesamtproblematik. Nichtsdestotrotz bieten sich zahlreiche Anknüpfungspunkte für eine kritische Betrachtung bestimmter, in Ostdeutschland tradierter Orientierungen, sozialer Praktiken und Mentalitätsbestände, die im Kontext eines Akzeptanz- oder sogar Legitimitätsdefizits der repräsentativen Demokratie zu diskutieren sind. Anstelle eines Werturteils steht bei dieser kritischen Betrachtung die Frage nach den Ursachen und den Konsequenzen für die politische Auseinandersetzung im Vordergrund.

			Das in Ostdeutschland zum Teil auffällig zutage tretende generalisierte Misstrauen gegenüber der Politik und dem Staat, dessen Institutionen und Vertreter*innen (einschließlich und im besonderen Maße der Parteien und der staatlichen Verwaltungsorgane) war ab 1990 zunächst dem raschen Beitritt der DDR zur Bundesrepublik geschuldet. Dieser leitete einen umfassenden Institutionentransfer und Elitenimport, vor allem jedoch einen radikalen Umbruch ostdeutscher Lebenswelten ein. Der »Anschluss« der »Neuen Bundesländer« beziehungsweise die »Übernahme« (Kowalczuk 2019) Ostdeutschlands durch den »Westen« wurde von nicht wenigen Ostdeutschen als »Überstülpung«, »Kolonisation« und »Fremdbestimmung« wahrgenommen, obwohl dieser Prozess durch die demokratische Mehrheitsentscheidung bei den Volkskammerwahlen im Frühjahr 1990 besiegelt worden war. Die eigentliche Be- und Entfremdungserfahrung bildete sich jedoch im Vollzug der mittel- und langfristigen Systemtransformation mit ihren sozioökonomischen und soziokulturellen Verwerfungen aus. Diese standen im Widerspruch zu den einprägsamen Wahlversprechen und Schönwetterreden prominenter Politiker*innen. Vor allem das bis heute unvollendete Großprojekt der Überwindung der Folgen der deutschen Teilung und die ausgebliebene Herstellung gleicher Lebensbedingungen in Ost und West hat – bei allen Erfolgen – ausgesprochen gemischte Bilanzen vorzuweisen. Dieser Prozess war durch herbe Rückschläge und unübersehbare Fehlentwicklungen gekennzeichnet. Vorstellungen von der »BRD« mit ihren kapitalistischen Macht- und Besitzverhältnissen, die durch die politische Sozialisation und Bildung in der DDR maßgeblich mitgeprägt worden waren, schienen sich durch die eigenen negativen Erfahrungen schon frühzeitig im Transformationsprozess zu bestätigen (Stichwort: Massenarbeitslosigkeit, Treuhand-Skandale). Auch wenn die überwiegende Mehrheit der Ostdeutschen heutzutage mit ihren Lebensbedingungen zufrieden ist und eine positive Bilanz der deutschen Einheit zieht – im politischen System der Bundesrepublik scheinen nach wie vor viele nicht vollständig »angekommen« zu sein.

			Die begrenzte Steuerungsfähigkeit und Einflussmöglichkeit vonseiten der Politik in einer modernen, funktional differenzierten Gesellschaft, die sich eben auch darin von der »durchmachteten« DDR konstitutiv unterschied, vor allem jedoch die begrenzten Möglichkeiten, Erfolge zu garantieren und Wahlversprechen einzulösen, wurden von nicht wenigen Ostdeutschen als Bestätigung der Inkompetenz, moralischen Fragwürdigkeit oder prinzipiellen Unzulänglichkeit politischer Repräsentant*innen interpretiert. 

			Hohe Output-Orientierung gegenüber dem politischen System

			Nach wie vor beziehen sich die Ansprüche und Erwartungen vieler Ostdeutscher an die Politik auf das Schließen von Gerechtigkeitslücken, die Gewährleistung von (sozialer und öffentlicher) Sicherheit, die Einlösung der Versprechungen einer sozialen Marktwirtschaft und auf Antworten bezüglich der Herausforderungen des demografischen Wandels, von dem Ostdeutschland besonders stark betroffen ist. Während die soziale Ungleichheit in Ostdeutschland bis heute nicht so groß ist wie in Westdeutschland, besitzen Ostdeutsche allgemein eine höhere Sensibilität für soziale Ungleichheit und nehmen in stärkerem Maße Gerechtigkeitsdefizite war als Westdeutsche (vgl. Gabriel et al. 2016). Auch im Thüringen-Monitor 2015 wurde ausführlich diskutiert, inwieweit die ambivalenten Bewertungen des deutschen Vereinigungsprozesses mit einer retrospektiven Beurteilung des Lebens in der DDR verknüpft sind (Best et al. 2015). Dieser intertemporale Systemvergleich bleibt in der ostdeutschen Kollektiverfahrung dauerpräsent und ist mit entsprechenden Erwartungen hinsichtlich politischer Performanz in der Gegenwart verknüpft. In der Bevölkerung besteht eine sehr hohe Output-Orientierung gegenüber dem politischen System, das die repräsentative Demokratie auf den genannten Themenfeldern gewissermaßen »zum Erfolg verdammt«, krisenanfällig macht und tendenziell destabilisiert. Die Responsivitätserwartung, dass Politiker*innen in erster Linie dem »Willen des Volkes« entsprechen sollten, ist stark ausgeprägt und führt zur Wahrnehmung einer defizitären Interessensrepräsentation.

			Die Repräsentation ostdeutscher Interessen betrifft allerdings nicht nur Politikfelder, die unmittelbar mit den sozioökonomischen Fragen oder dem Problemkreis struktureller Diskriminierung der ostdeutschen Bevölkerung und ihren Lebensbedingungen verknüpft sind. Vielmehr existiert auch ein enger Zusammenhang mit der soziokulturellen Selbst- und Fremdpositionierung der Ostdeutschen und der ambivalenten, widersprüchlichen Konstruktion regionaler und nationaler Kollektividentitäten, deren Bezugsrahmen durch die deutsche Einheit gegeben ist. Abgesehen von ihren sehr konkreten Auswirkungen haben die Entwertung von Lebensentwürfen, Karrieren, Wissens- und Erfahrungsbeständen sowie die kollektiven Erfahrungen von Entsicherung und Desorientierung zu Gefühlen der Deklassierung, Missachtung und Demütigung geführt. Diese werden als »Subalternität« (vgl. Kollmorgen et al. 2011) der Ostdeutschen und als subjektiv empfundene »Ostdeprivation« diskutiert.3 So stimmen bis heute ungefähr der Hälfte der Befragten des Thüringen-Monitors der Aussage zu: »Westdeutsche behandeln Ostdeutsche als Bürger zweiter Klasse.« 

			Hier geht es ganz wesentlich um Anerkennungsdefizite: Dass ehemaligen DDR-Bürger*innen praktisch über Nacht eine beispiellose Neuorientierungs- und Anpassungsleistung in fast allen Lebensbereichen abverlangt wurde, ist zweifellos Gegenstand medialer und politischer Debatten. Doch viele Probleme, die sich für die Ostdeutschen im Transformationsprozess gestellt haben und deren Folgewirkungen in der Gegenwart fortbestehen, waren und sind für große Teile der westdeutschen Bevölkerung kaum von Belang oder sogar gänzlich bedeutungslos und deshalb nur begrenzt vermittelbar. Ostdeutsche drohen – selbst bei angemessener (allerdings immer noch unerreichter) proportionaler Repräsentation in politischen Prozessen – allein aufgrund ihres faktisch geringen Anteils an der Gesamtbevölkerung auf Bundesebene majorisiert zu werden; ihre »Ostidentität« (die keineswegs monolithisch ist) wird zudem oftmals eher belächelt oder problematisiert. Zu beachten sind hier Sekundäreffekte stereotyper Darstellungen und Erzählungen über »das Ostdeutschland«, die unter anderem das Gefühl der Zweitklassigkeit und der Herabsetzung der Ostdeutschen verstärkt haben. Dies bezieht sich nicht nur auf die Rede von »Jammerossis«, die undankbar für die Segnungen von Demokratie und Marktwirtschaft, Solidaritätsbeitrag und Länderfinanzausgleich und in überzogenem Maße unzufrieden seien. Eine hohe Bedeutung besitzt auch die Infragestellung ihrer »Demokratietauglichkeit«, deren Tenor in etwa so lautet: »Können die Ostdeutschen eigentlich mit der von ihnen einst erstrittenen beziehungsweise der ihnen gewährten demokratischen Freiheiten angemessen umgehen?« 

			Das Negativimage eines braunen »Dunkeldeutschlands«

			Das frühere Stigma ehemaliger kollektiver SED-Komplizenschaft und Stasi-Kollaboration wurde in den letzten drei Jahrzehnten immer stärker ergänzt oder sogar abgelöst durch das Negativimage eines braunen »Dunkeldeutschlands«, das vor allem in Sachsen verortet wird. Mehr noch als Hoyerswerda oder Sebnitz steht aber Rostock-Lichtenhagen (Mecklenburg-Vorpommern) als Symbol einer gesellschaftlichen und politischen Pathogenese, gar von »Zivilisationsdefiziten«. Ähnlich negative Assoziationen rief das im thüringischen Jena sozialisierte und dann im sächsischen Zwickau wohnhafte »NSU-Trio« hervor – und in jüngerer Zeit die Großveranstaltungen der neonazistischen Szene in Südthüringen, die Ereignisse in Chemnitz, Freital und immer wieder Dresden als Aufmarschort von Rechtsextremist*innen. In den letzten Jahren haben unter anderem die fast flächendeckend hohen Wahlergebnisse der AfD und die zeitweise beachtlichen Mobilisierungserfolge von »PEGIDA« einer Pauschalisierung und Typisierung des »rechtsradikalen Ostens« Nahrung geliefert. Dass damit oftmals die lange, bis heute währende Kontinuität des Rechtsextremismus in Westdeutschland verdrängt oder relativiert wird, nehmen dezidiert demokratisch eingestellte und engagierte Ostdeutsche als besonders irritierend und kontraproduktiv wahr. Die Verbreitung und Verankerung eines demokratischen Bewusstseins, das eine größere Unabhängigkeit von materiellen Wohlstandserwartungen und deren Enttäuschungen aufweist, in erster Linie also universellen Werten der Staatsbürgerlichkeit und des Humanismus verpflichtet ist, mag in Ostdeutschland ausbaufähig sein – vor allem, weil autoritäre, antidemokratische und rassistische Stimmen seit Jahren lauter werden. Anstatt jedoch verächtlich auf »die« Ostdeutschen herabzuschauen, sollten jene Akteur*innen und Institutionen stärker unterstützt werden, die demokratische, zivilgesellschaftliche Strukturen vor Ort aufgebaut haben und verteidigen. Nur durch authentische Erfahrungen demokratischer Selbstwirksamkeit können habituelle, kognitive und emotionale Widerstände auch bei jenen Teilen der ostdeutschen Bevölkerung aufgebrochen werden, die in hohem Maße Systemdistanz und Systemkritik artikulieren.

			Historisch gewachsene Widerständigkeit

			Politische Passivität, Resignation und Fatalismus sind die Grundstimmungen, von denen die demokratischen Verhältnisse in Ostdeutschland nach Einschätzung mancher Beobachter*innen geprägt sind, und die sich regelmäßig in den relativ hohen Nichtwähleranteilen niederschlagen. Sie haben ihre Ursache in den bereits beschriebenen Nachwende- und Transformationserfahrungen, verweisen aber außerdem auf Kontinuitäten, Tradierungen und Prägungen aus der DDR-Zeit. Unter den Bedingungen der SED-Diktatur gehörte »Unpolitisch sein« – der Rückzug ins Private – zum Selbstverständnis vieler DDR-Bürger*innen und beschrieb ihre Strategien, sich dem totalitären Herrschaftsanspruch des Regimes zu entziehen oder zu verweigern. Dadurch erscheint die hochgradig ideologisierte DDR im Rückblick paradoxerweise als seltsam entpolitisierte Gesellschaft. Überwiegend wird die DDR als eine »Zusammenhaltsgesellschaft« erinnert und retrospektiv imaginiert. Soziale Kohäsion wurde nicht nur durch staatlich verordneten Kollektivismus generiert, als Zwang oder als Notwendigkeit zum Ausgleich planwirtschaftlich bedingter Versorgungsmängel (»Vitamin B«) empfunden, sondern durchaus auch als authentische und positive (wenngleich nicht autonome) Erfahrung lebensweltlicher Praktiken der Vergemeinschaftung. Dieser Zusammenhalt in der Bevölkerung existierte unter anderem in Opposition beziehungsweise Verteidigung gegen eine omnipräsente staatliche Obrigkeit, gegen deren verlogene Inszenierungen einer Scheindemokratie und die von ihr vollzogenen Freiheitsbeschränkungen, gegen institutionelle administrative Praktiken von Verwaltungs- und Sicherheitsorganen, die konkret zum Beispiel in der Übergriffigkeit auf Privatsphären, individuelle Lebensentwürfe, professionelle Handlungskontexte, letztlich auf die gesamte Persönlichkeitsentfaltung bestanden.4 Diese Widerständigkeit und ein generalisiertes Misstrauen gegenüber dem Staat hat das Politikverständnis vieler Ostdeutscher nachhaltig geprägt und ihr Verhältnis zu Macht- und Herrschaftsformen im Allgemeinen, das heißt auch unter gänzlich anderen, demokratischen Bedingungen, präfiguriert.

			Viele der authentischen Erfahrungen unmittelbarer demokratischer Selbstwirksamkeit und Eigenverantwortlichkeit der Wende- und unmittelbaren Nachwendezeit fanden spätestens mit Inkrafttreten des Vereinigungsvertrags ihr abruptes Ende. Mit der DDR wurden auch die neuen, im Herbst 1989 und Frühjahr 1990 effektiv wahrgenommenen Gelegenheitsstrukturen für ein breites basisdemokratisches Engagement abgewickelt. Die spontanen Bürgerversammlungen und dezidiert antihierarchischen Runden Tische, die hohe Akzeptanz genossen, schienen mit den veränderten Bedingungen und dem Institutionen- und Expertenimport aus dem »ready-made state« der Alt-Bundesrepublik unvereinbar zu sein. Nun galt es zur Tages- und Geschäftsordnung überzugehen – aus dieser (per mehrheitlicher Wahlentscheidung determinierten) Alternativlosigkeit und den rasch einsetzenden Mühen der Ebene erwuchs Ernüchterung. Bis heute ist zwar ein nostalgisch anmutender Nachhall reformdemokratischer, reformsozialistischer Erneuerungsbestrebungen aus der Wendezeit vernehmbar.

			Auch die immer wieder zaghaft aufflammende Debatte um eine neue Verfassung, die den Bedingungen der Wiedervereinigung der zwei deutschen Teilgesellschaften Rechnung tragen und anstelle des alten Grundgesetzes treten sollte, ist in diesem Zusammenhang zu erwähnen. Trotz der anfänglich hohen Akzeptanz und großen Sympathien wurden basisdemokratische Reformbestrebungen bereits 1990 nur noch von Minderheiten der Bevölkerung und Teilen der ostdeutschen Deutungseliten mit Nachdruck verfolgt und blieben damit mittel- bis langfristig erfolglos. 

			Ungünstiger Kontext für demokratische Bewusstseins­entwicklung

			Die Bewältigung des sozioökonomischen Strukturwandels, vor allem die Deindustrialisierung, die damit verbundene flächendeckende Massenarbeitslosigkeit und deren sozialen Folgen, haben individuelle, kollektive und gesamtgesellschaftliche Ressourcen intensiv beansprucht und dominierten für lange Zeit die Setzung politischer Prioritäten sowie die gesellschaftlichen Diskurse. Dies war ein ungünstiger Kontext für die Entwicklung eines demokratischen Bewusstseins und die Aktivierung einer engagierten Zivilgesellschaft. Viele Ostdeutsche hatten und haben bis heute vor dem Hintergrund ihrer eigenen lebensweltlichen Situation schlichtweg »andere Probleme« zu bewältigen, als sich beispielsweise mit von ihnen als abstrakt und außerhalb ihrer eigenen Einflussmöglichkeiten wahrgenommenen politischen Fragen zu beschäftigen. Die Vorstellung von Repräsentationseliten als »Vollstrecker des Volkswillens«, die durch die Selbstinszenierung von Politiker*innen als Expert*innen verstärkt wurde, wies diesen die alleinige Verantwortung zu und diente damit zur Entlastung derer, die sich als das »unpolitische« Wahlvolk sahen. Verbunden wurde dies mit der Erwartung einer prompten, arbeitsteiligen Pflichterfüllung ohne gegenseitige Durchdringung der jeweiligen Zuständigkeitsbereiche. Durch diese Vorstellung wurde allerdings das tradierte »Wir hier unten, die da oben« verstärkt, das für den Populismus charakteristisch ist. Außerdem wurde in weiten Teilen Ostdeutschlands ein öffentliches Klima geprägt, in dem (politischer) Streit – vor allem der zwischen Parteien, aber auch zwischen Individuen, etwa auf kommunaler Ebene – gemeinhin nicht als produktives Mittel zur Aushandlung eines kollektiven Konsenses, sondern als Störung, ja als Ärgernis betrachtet wird.

			Von »Demokratieskeptiker*innen« beklagt werden die Nichtbeachtung des Wählerwillens, eine Arroganz und Selbstbezüglichkeit der politischen Eliten, ihre Korruptionsanfälligkeit beziehungsweise ihr offener Lobbyismus und nicht zuletzt ihre mangelnde Lösungskompetenz angesichts drängender gesellschaftlicher Herausforderungen. Hinzu tritt jedoch auch ein Unbehagen gegenüber institutionellen Rahmenbedingungen und prozeduralen Demokratieaspekten, in erster Linie die Skepsis gegenüber der Effizienz politischer Institutionen. Symptomatisch hierfür ist die Forderung nach Formen stärkerer basisdemokratischer Mitbestimmung, die besonders von Bürger*innen, die sich als kritisch oder.relativ systemdistant beschreiben lassen, unterstützt und als Korrektiv des Responsivitätsdefizits betrachtet werden. Diese hohe prinzipielle Popularität plebiszitärer Elemente steht allerdings in auffälligem Widerspruch zu der eher verhaltenen tatsächlichen Wahlbeteiligung und den begrenzten Partizipationsneigungen und -erfahrungen auf dem Gebiet vorhandener politischer Beteiligungsmöglichkeiten.

			Repräsentationsdefizite kein vorrangiges Problem

			Die (formale) Repräsentation ostdeutscher Interessen ist in den letzten Jahren und Jahrzehnten vor allem im Zuge der Einheitsjubiläen öffentlich thematisiert und dabei oftmals als Problem der Sozialstrukturentwicklung, Personalpolitik und Elitenrekrutierung diskutiert worden. Allerdings ist bis heute fraglich, inwieweit die (vor allem auf Bundesebene!) fortbestehende proportionale Unterrepräsentation von Ostdeutschen in den Repräsentationseliten oder unter politischen und anderen öffentlichen Akteur*innen tatsächlich von der ostdeutschen Bevölkerung als problematisch empfunden wird, solange ihre (»ostdeutschen«) Interessen wahrnehmbar vertreten werden. So verpufften zum Beispiel die anfänglichen Versuche von Seiten der Opposition im Thüringer Landtagswahlkampf 2019, den »Wossi« Bodo Ramelow in humoristischen Plakatmotiven als »falschen Thüringer« zu bezeichnen. Diese Kampagne war absolut unpopulär, weil mit dem Makel einer provinziellen Engstirnigkeit behaftet und mit »Fremdenfeindlichkeit« assoziiert; sie entspricht nicht der Lebenswirklichkeit und dem Selbstbild der meisten Thüringer*innen und Ostdeutschen allgemein, die trotz ihrer unterschiedlichsten politischen Überzeugungen die regionale Herkunft ihrer Ministerpräsidenten (Biedenkopf, Vogel und so weiter) nur in Ausnahmefällen negativ bewertet haben dürften. »Die Regierung« wird in erster Linie an ihrem Handeln gemessen, weniger an ihrer personellen Zusammensetzung. Das Vertrauen, das dem politischen Spitzenpersonal dabei entgegengebracht wird, fußt teilweise auf der Zuschreibung von »Amtscharisma« und einer autoritären Erwartungshaltung, bei der »gute Führung« mit Gefolgschaft und Gehorsam belohnt wird. 

			Bis in die Gegenwart stehen deshalb nicht unwesentliche Teile der ostdeutschen Bevölkerung basisdemokratischem Aktionismus und dem Engagement sozialer Bewegungen, die in eher unkonventionellen öffentlichen Aktionen gesellschaftlichen und politischen Mitgestaltungsanspruch artikulieren, distanziert, skeptisch bis ablehnend gegenüber. Dies gilt umso mehr, wenn damit als Schuldzuweisung empfundene Kritik verbunden ist, die sich auf Sachverhalte bezieht, denen Mehrheiten oder große Minderheiten indifferent begegnen. Und erst recht, wenn ihnen diese als relativ unproblematisch erscheinen oder im Widerspruch zu ihrem Selbstverständnis, ihren Alltagserfahrungen und ihren Lebensgewohnheiten stehen (beispielsweise antifaschistisches Engagement, Auseinandersetzung mit Antisemitismus und Alltagsrassismus; in jüngster Zeit verstärkt der Klima- und Umweltaktivismus). Eine ostentative politische Repräsentation vermeintlicher »Minderheiteninteressen« oder »Sonderanliegen«, die ein Grundanliegen und normatives Ideal des politischen Systems der Bundesrepublik beziehungsweise der freiheitlich-demokratischen Grundord­nung (FDGO) darstellt, wird in diesem Sinne eher misstrauisch beäugt und unter den Verdacht fehlgeleiteter Prioritätensetzung einer übersteigerten »ideologischen Identitätspolitik« respektive des Lobbyismus gestellt. Mit dem Verweis auf die Gemeinwohlorientierung werden entsprechende Vertretungsansprüche häufig als partikularistisch, unsolidarisch, ungerecht und illegitim zurückgewiesen. Eine deutliche Mehrheit der Befragten in entsprechenden demoskopischen Untersuchungen stimmt der Aussage zu, es solle »wieder mehr Politik für die Mehrheit gemacht werden, anstatt sich um Minderheiten zu kümmern«. Auch die im Osten mittlerweile virale Rede vom Westimport »abgehobener, ideologischer Eliten-Projekte« und einer damit verbundenen »Political Correctness« rühren in entscheidendem Maße daher. Insbesondere im Zusammenhang mit Fragen der Multikulturalisierung und des Wertewandels, die markant an Bedeutung gewonnen und die Bedürfnisse der Bevölkerung nach Sicherheit und Orientierung verstärkt haben, spannt sich ein Bogen zu den Phänomenen des Rechtsextremismus und Rechtspopulismus in Ostdeutschland.

			Verbreiteter Struktur- und Wertekonservatismus

			Die vehemente, auch aggressive Abwehr sozialer und kultureller Veränderungen ist Symptom eines pragmatischen Struktur- und Wertekonservatismus, der aufgrund charakteristischer ostdeutscher Erfahrungen reproduziert und unter dem Eindruck des »doppelten Transformationsschocks«5 aktualisiert wurde. Ausdruck dieser Einstellungen ist auch die »Protest«- oder »Denkzettel«-Wahl rechtsradikaler und rechtsextremistischer Parteien, die nicht nur als probates Mittel im Rahmen des demokratischen Willensbildungsprozesses erachtet, sondern zusätzlich durch die Opfer-, Notwehr- und Exkulpationsnarrative dieser Parteien genährt wird. Demnach sei gerade die ostdeutsche Bevölkerung aufgrund ihrer historischen Kollektiverfahrungen mit ihren Kontinuitäten und Brüchen in besonderer Weise dazu legitimiert, die für gesellschaftliche Missstände und politische Fehlentwicklungen verantwortlich gemachten Eliten abzustrafen oder auszuwechseln – und dabei auch zu drastischen, revolutionären Mitteln zu greifen. 

			Die viel diskutierte »Repräsentationslücke«, die zum Beispiel nach Einschätzung von Werner J. Patzelt (2018) durch die AfD geschlossen wird, kann in Ostdeutschland meines Erachtens jedoch nicht auf die vermeintliche »Sozialdemokratisierung« beziehungsweise einen »Linksruck« der CDU (in Sachen Wehrpflicht, Atomkraft, der sogenannten »Homo-Ehe« und so weiter) zurückgeführt werden, sondern im Gegenteil auf die Adressierung des bis heute unvollendeten sozialdemokratischen Projektes der bundesrepublikanischen Wohlstandsdemokratie, dessen ambivalente Bilanz für Ostdeutschland mit der Aktivierung ethnozentrischer und wohlfahrtschauvinistischer Ressentiments einhergeht. Der Sozialpopulismus der Ost-AfD mit ihren Mottos »Vollende die Wende« und »Wende 2.0« knüpft hier an. Gerade der Schachzug jener rechtsradikalen und rechtsextremistischen Propaganda, die heutigen demokratischen Eliten oder auch das »System« als Wiedergänger der DDR-Diktatur zu diffamieren, und die damit einhergehenden partiellen Mobilisierungserfolge (vor allem in konservativen Sozialmilieus) verweisen auf charakteristische Demokratiedefizite in Ostdeutschland.

			Die DDR war – trotz ihres gesellschaftsvisionären Anspruchs, ihrer sozialreformerischen Projekte und der staatlichen Versuche, Sozialstrukturentwicklung planhaft zu steuern – bis zu ihrem Untergang (und gewissermaßen darüber hinaus) nicht nur eine »arbeiterliche Gesellschaft« (Engler 1999), in der wenig Raum für die Verankerung und Entfaltung liberaler und postmaterialistischer Werte bestand, sondern sie war auch maßgeblich durch kleinbürgerliche und traditionalistische Sozialmilieus geprägt. Aus diesen Milieus speiste und reproduzierte sich die sogenannte »sozialistische Dienstklasse« der staatlichen Angestellten, Kader und Funktionär*innen und damit auch ein Großteil der späteren Repräsentations-, Funktions- und Deutungseliten beziehungsweise -subeliten der ostdeutschen Nachwendegesellschaft. Kleinbürgerliche Wert- und Normvorstellungen, deren Kontinuität bis weit ins 19. Jahrhundert zurückreicht, ein spezifisches Verhältnis zu Obrigkeitsstaatlichkeit, »preußischen Tugenden« und der in familialen Strukturen und Sozialisationsprozessen reproduzierte Autoritarismus, aber auch viele mentale Altlasten des Nationalsozialismus (wie Antisemitismus und Rassismus) wurden in der »eingefrorenen« und »konfliktbefreiten« Privat- und Nischengesellschaft der DDR konserviert, während sie in der Bundesrepublik unter anderem mit der von den »Achtundsechzigern« angestoßenen öffentlichen Auseinandersetzung nach und nach hinterfragt worden und in Bewegung geraten waren. Dazu gehörten die naturalisierten Vorstellungen von »Volk«, »Nation« und »Heimat«, an die auch die offizielle Geschichtspolitik und Traditionspflege des SED-Regimes mit ihren Gründungs- und Legitimationsmythen anschloss. Während die DDR-Staatsideologie nach 1989 insgesamt als delegitimiert und obsolet galt, wurden einige der hier benannten, teilweise höchst problematischen Kontinuitäten und Tradierungen kaum thematisiert, allzumal sie – anders als die marxistisch-leninistische Doktrin – im Sinne »gesamtdeutscher Gemeinsamkeiten« gerade aus konservativer Perspektive als Ausweis einer vorteilhaften Kompatibilität wahrgenommen werden konnten. Schließlich ging es ja um ein nationales Einheitsprojekt, das von Pathos getragen, mit Symbolik angereichert wurde, ritualisierte kollektive Praktiken (wie das Schwenken der Deutschlandfahne) einschloss und dabei auf große Popularität stieß. Einige Zeit mokierten sich nur »Altlinke« und freuten sich »Linksradikale« und Neonazi-Aktivist*innen aus dem Westen darüber, dass nicht wenige Ostdeutsche offenbar »noch nationaler« orientiert waren als ihre »amerikanisierten Brüder und Schwestern« im Westen. Die DDR war eine ethno-kulturell äußerst homogene Gesellschaft, die bei allen Zwängen und Missständen doch Orientierung und Sicherheit gewährleistete (zum Beispiel eine vermeintlich in geringerem Umfang auftretende Kriminalität und auch deren öffentliche Nichtthematisierung, die bis heute nachwirkt). Damit verbundene normative Vorstellungen wurden in Ostdeutschland auch später konserviert, zumal die entsprechenden sozialstrukturellen und demografischen Kontextbedingungen über lange Zeit fortbestanden.

			Ethnokratisches Demokratieverständnis

			Anders als in den westlichen Bundesländern wird in beträchtlichen Teilen der ostdeutschen Bevölkerung offenbar ein ethnokratisches Demokratieverständnis gepflegt, das gesellschaftliche sowie politische Teilhabe direkt an die sozio-kulturelle Kollektividentität einer Mehrheitsgesellschaft knüpft. Diese begreift sich in erster Linie als Abstammungs- und historische Schicksalsgemeinschaft und korrespondiert daher mit der Exklusion beziehungsweise rechtlichen Ungleichbehandlung von ethnischen, kulturellen und sozialen »Fremdgruppen«. Die empirische Sozial- und Politikforschung ist aktuell dazu aufgerufen, hierzu aussagekräftige und differenzierte Befunde zu generieren. Die (mittlerweile intergenerationale) Entwicklung des Rechtsextremismus in Ostdeutschland, die Befürwortung von Privilegien gegenüber Menschen mit Migrationshintergrund und Rassismuserfahrung, entsprechende soziale Praktiken der Diskriminierung sowie die in Ostdeutschland stärker anschlussfähigen »kontroversen Debattenbeiträge« der sogenannten »Neuen Rechten« zu nationaler Identität, Erinnerungspolitik und Geschichtsbildern müssen vor diesem Hintergrund beurteilt werden. Monokausale sozioökonomische Erklärungen für antidemokratische Tendenzen in Ostdeutschland sind indessen zurückzuweisen; nicht zuletzt widersprechen sie klar den Befunden der jüngeren und aktuellen sozialwissenschaftlichen Forschung.

			Dass der (modernisierte) Rechtsextremismus vor allem kulturalistische Identifikationsangebote bietet und die Empfänglichkeit Statusverunsicherter für sozialpopulistische und nationalistische Ordnungs- und Stabilitätsnarrative angesichts antizipierter Krisen und drohenden endogenen und exogenen Veränderungsdrucks instrumentalisiert, zeichnet sich in weiten Teilen Ostdeutschlands wie unter einem Brennglas ab. Vor diesem Hintergrund erscheinen viele Ostdeutsche heutzutage eher als »Avantgarde« (Engler 2002) eines »conservative backlash« – und eher nicht als adaptionsfreudige Protagonist*innen des Wandels in einer postmodernen, globalisierten, beschleunigten Risiko- und Konfliktgesellschaft, die sich für zukünftige Transformationsprojekte (»Gesellschaftsexperimente«) leicht begeistern ließen, selbst wenn diese im Kontext ökologischer und demografischer Krisen unabwendbar sein sollten. Die sogenannten »Rechtspopulisten« haben dies verstanden. In Ostdeutschland kursierte indessen bis in die Kreise politischen Spitzenpersonals lange Zeit das Missverständnis, »Toleranz« gegenüber rassistischen, antisemitischen, faschistoiden oder neo-nationalsozialistischen Orientierungen zähle gewissermaßen zu den staatsbürgerlichen Tugenden. Dies hat die Handlungsspielräume und den Einfluss antidemokratischer Kräfte in Ostdeutschland besonders in den letzten Jahren bedrohlich ausgeweitet und zu einer systematischen Schwächung der gesellschaftlichen Abwehrkräfte gegenüber Angriffen auf die freiheitlich-demokratische Grundordnung geführt. Die Akzeptanz der repräsentativen Demokratie und der Einfluss ihrer Repräsentant*innen auf die gesellschaftliche Entwicklung in Ostdeutschland hängt vor allem davon ab, inwieweit liberale und pluralistische Identifikationsangebote weiterentwickelt und vermittelt werden können und ob wahrnehmbar erfolgreiche Politik gestaltet wird.
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			Die politischen Institutionen als Garanten der Demokratie?

			Betrachtet man den gegenwärtigen Zustand der Demokratie und setzt sich dabei mit Strukturen, Verfahren und Leistungen demokratischer Entwicklungen auseinander, wird man umgehend mit Diagnosen konfrontiert, die einen mehr als nachdenklich stimmen. Es ist geradezu unmöglich, die bereits seit Jahren anhand von umfassenden sozialwissenschaftlichen Analysen diagnostizierte weltweite Krise der Demokratie zu leugnen.1 Gleichzeitig gilt natürlich auch: Demokratie war und ist eine immer umstrittene, korrekturbefördernde wie -benötigende Staatsform.2 Kritik ist der Demokratie folglich unumgehbar eingeschrieben. Kritische Auseinandersetzung mit und skeptische Selbstbeobachtungen nationalstaaltlich verfasster Demokratie gelten gänzlich unabhängig davon, zu welchen Aspekten von Demokratien man schreibt und in welchem konkreten Kontext die eigenen Analysen stehen. Sie gilt deshalb auch für Untersuchungen im Zusammenhang mit den demokratischen Transformationsprozessen seit den friedlichen Revolutionen von 1989 und damit natürlich auch für die kritischen Bestandsaufnahmen der deutsch-deutschen politischen Vereinigung. 

			I	Demokratien weltweit unter Stress

			Damit, und das wäre schon eine Art erster These, lassen sich die Beobachtungen und Recherchen zur Situation der Demokratie in Deutschland nicht ohne Bezüge auf die Entwicklungen und Verfasstheiten von Demokratien weltweit formulieren. Das heißt, die Entwicklungsgeschichte des demokratischen Systems in der Bundesrepublik lässt sich nicht abkoppeln von positiven wie problematischen Erscheinungen demokratischer Systeme aus globaler Perspektive. Die spezifische Situation der deutschen Wiedervereinigung und die konkrete Geschichte des bundesrepublikanischen Demokratietransfers verklammern sich folglich mit der globalen, also Nationen übergreifenden Demokratiegeschichte, die aktuell von wachsender Demokratieskepsis und zunehmendem Demokratiemisstrauen begleitet wird.

			Demokratische politische Systeme befinden sich weltweit unter Druck, ob in den USA, in Polen, Ungarn, Tschechien, Italien, Belgien oder In­­dien, von der Türkei (immerhin NATO-Partner) oder der Ukraine in dem Zusammenhang gar nicht zu reden. Das heißt: Demokratien verlieren spürbar an Vertrauen, Unterstützung und (unterstellte wie reale) Problemlösungskompetenz. Das ist keine brandneue Diagnose, sondern diese Entwicklung lässt sich schon seit den späten 1990er Jahren beobachten.3 Auch die Demokratie in der Bundesrepublik Deutschland steht – mitbedingt durch die Geschichte(n) der Transformation seit 1990 – aufgrund unterschiedlicher sozialer, politischer, ökonomischer und politisch-kultureller Faktoren unter Stress. Die meisten dieser Faktoren finden sich in Ost- und in Westdeutschland – jedoch unterschiedlich ausgeprägt. Es gibt aber eine Reihe Befunde, die vor allem oder ausschließlich auf die neuen Bundesländer zutreffen.

			Deshalb kann man unter einer generellen Heuristik auch nicht ­leugnen, dass sich die Entwicklungen in der Bundesrepublik von den weltweiten Bewegungen nicht trennen lassen, sie ist damit kein Sonderfall und geht keinen Sonderweg.

			II	Demokratische Strukturen und demokratische Kultur(en)

			Die These, dass die repräsentative, auf Parteien basierende Demokratie auch in der Bundesrepublik zunehmend unter Stress gerät, soll vor dem Hintergrund einer spezifischen Differenzierung diskutiert werden. Parlamentarische repräsentative Demokratie meint einmal eine institutionelle, von Prinzipien geleitete Ordnungsstruktur kollektiver, gewaltenteilig organisierter Entscheidungsfindung auf unterschiedlichen Ebenen. Das gilt von der Kommune bis zu den (supra)nationalen Arenen, also den Parlamenten, Verwaltungen und (föderalen) Governance- und unterschiedlichen Partizipationsstrukturen.

			Zu diesen demokratischen Strukturen tritt zum anderen eine demokratische Kultur hinzu. Diese (begrifflich unscharfe, aber beschreibbare) politische Kultur umfasst jene kulturell-mentalen und habituellen Voraussetzungen, auf denen die demokratischen Struktur ruht,4 und jene Haltungen, die im politischen Prozess selbst notwendig sind, etwa Kooperationsbereitschaft, Kompromiss-Orientierung, kritische Selbstdistanz, sowie eine eine mehr oder weniger ausgeprägte Zivilgesellschaft.5 Träger dieser politischen Kultur insgesamt sind die Bürgerinnen und Bürger, wobei spezifische Teilkulturen hinzutreten, etwa in der Administration, den politischen und intermediären Organisationen oder dem Lobbying.

			Etwas genauer betrachtet, umfasst politische Kultur die Gesamtheit der Werte, Überzeugungen, Meinungen und der kognitiven, emotionalen und evaluativen Einstellungen der Bürgerinnen und Bürger zu den politischen Institutionen, den politischen Prozessen, Akteuren sowie zur Staatstätigkeit insgesamt.6 In einer modernen, vielfältig differenzierten und stratifizierten Gesellschaft ist es völlig unangemessen, von einer völlig stabilen oder gar homogenen politischen Kultur auszugehen. Vielmehr differieren politische Einstellungen und Haltungen natürlich im Verhältnis zu Alter, Geschlecht, sozialer Lage, Sozialisation, Bildungshintergrund, Lebenserfahrung, aktueller Situationswahrnehmung und medialer Nutzung. Dass sich politische Kultur(en) zudem im Laufe der Zeit verschieben und verändern, bedarf sicher keiner weiteren Begründung. 

			Die empirisch-analytische politische Kulturforschung hat zu all diesen Aspekten weltweit vergleichend geforscht und der Öffentlichkeit eine Menge an Ergebnissen präsentiert.7 Trotz aller Differenziertheit in den empirischen Befunden auch in der Bundesrepublik liegt den Studien gleichwohl die zentrale Annahme zugrunde, dass es eine Entsprechung beziehungsweise Koppelung geben muss zwischen demokratischen Strukturen und demokratischen politischen Kulturen.8 Auch diese Annahme ist zugegebenermaßen etwas unscharf und eine definitive oder gar normative Festlegung, wie die Koppelung oder Entsprechung auszusehen habe, lässt sich schwerlich liefern. Dennoch ist intuitiv einsichtig, dass es einer spezifischen Form politischer Kultur der Bürgerinnen und Bürger bedarf, damit die demokratische politische Ordnung dauerhaft arbeitsfähig bleibt und akzeptiert wird.9 Eine Demokratie kann eben nicht ohne Demokratinnen und Demokraten existieren. Die Annahme einer Koppelung hatte die Transformationsforschung erbracht, und zwar nicht erst seit den frühen 1990er Jahren,10 sondern bereits im Kontext der Transformation autoritärer Strukturen in den südeuropäischen Revolutionen der 1970er Jahre in Portugal, Spanien und Griechenland. Eine Transformation oder Transition von der autoritären Herrschaft zur Demokratie sei erst dann gelungen, wenn neben der Installierung demokratischer Institutionen und Verfahren für alle Bürgerinnen und Bürgern die Demokratie alltagspraktisch auch »the only game in town« sei.11

			III	Der insgesamt gelungene Transfer demokratischer Strukturen seit 1990

			Auf die (formalen) demokratischen Strukturen in der vereinten Bundesrepublik Deutschland soll hier – obzwar es ganze Regalmeter an Untersuchungen gibt – nicht eingegangen werden, denn der Institutionen-Transfer von der alten Bundesrepublik in die neuen Bundesländer kann insgesamt als erfolgreich eingeschätzt werden.12 Mit wenigen Ausnahmen, etwa im Kommunalbereich, hat die Vereinigung nach Artikel 23 des ­Grundgesetzes dazu geführt, dass in den neuen Bundesländern jene politisch-­administrativen, föderalen und gewaltenteiligen Institutionen aufgebaut wurden, die im Westen über Jahrzehnte praktisch erprobt waren. Der Westen der Republik war – gewollt und beabsichtigt – das Grundmodell der demokratischen politischen Strukturen und rechtsstaatlichen wie marktwirtschaftlichen Institutionen im Osten, vom Parlament, über die Steuerverwaltung bis hin zu den Parteien und dem intermediären System. Modifikationen oder gar Rückkoppelungseffekte waren (wieder mit Ausnahme der kommunalen Ebene) nicht vorgesehen.13

			Diese Einschätzung leugnet natürlich keinesfalls, dass die Implementierung neuer demokratischer Strukturen konkret vor Ort Schwierigkeiten, Missstimmungen, Verletzungen, Fehler und eine ganze Reihe Verwerfun­gen mit sich gebracht haben. Oft genug gab es Hochnäsigkeit, Desinteresse und Ignoranz aufseiten der mit Beamtenstatus und sogenannter »Buschzulage« opulent ausgestatteten Helferinnen und Helfer aus den westdeutschen Bundes- und Partnerländern. Ein aufrichtiger, respektvoller Umgang mit den verschiedenen Erfahrungen aus der Lebenswirklichkeit der DDR, dem dortigen ge­­lebten Leben, ließ oft zu wünschen übrig. Umgekehrt gab es gegenüber den »BesserWessis« ebenfalls massive Vorurteile und Ablehnungen, die korrektur-resistent waren und Kooperationen, ja häufig selbst das »simple« Gespräch erschwerten. Es hat gedauert, bis sich in den verschiedenen Institutionen unterschiedliche Deutungswelten, Handlungsroutinen und wechselseitige Erwartungen angenähert, verklammert, verbunden und mitunter auch amalgamiert haben.14

			Auch darf die dramatische Situation auf dem Arbeitsmarkt, das Wegbrechen von 80 – 85 Prozent der industriellen Arbeitsplätze in Ostdeutschland in kürzester Zeit, weder geleugnet noch verschwiegen werden. Die Erfahrungen von Arbeitsplatzverlust, Arbeitslosigkeit, dem Ausgeliefertsein gegenüber Entscheidungen, die andernorts getroffen wurden, der Verlust sozialer Beziehungen und verordnete Umschulungsmaßnahmen, die die Ellenbogengesellschaft nur schwach abpuffern konnten, waren existenziell erschütternd und prägend für fast jede Bürgerin und jeden Bürger der DDR in den nun neuen Bundesländern und haben selbstverständlich Auswirkungen auf den Zustand der politischen Kulturen in der Gegenwart.15

			Dies darf nicht ausgeblendet werden, wenn über den jetzigen Zustand der Demokratie in Deutschland geredet wird. Was es aber auch festzuhalten gilt, ist der erfolgreiche Institutionentransfer, der einzig auf der Tatsache beruht, dass die institutionellen Formen, rechtlichen Regeln, Strukturen und Prozesse demokratischer Entscheidungsfindung relativ zügig aufgebaut wurden – von der Kommune über Landkreise bis hin zu den neu geschaffenen Bundesländern. Diese politisch-administrativen Institutionen bilden das Rückgrat und (wenn man möchte) das Korsett, in dem dann unterschiedlich erfolgreich gehandelt werden konnte und weiterhin gehandelt wird. 

			IV	Erschütterungen politischer Kultur(en)

			Die Antwort auf die Frage nach dem Gelingen politisch-demokratischer Transformation fällt deutlich anders aus, wenn wir nicht nur auf die Institutionen schauen, sondern auf die politische Kultur in der oben genannten doppelten Gestalt, uns also der generellen Unterstützung und der in den Institutionen nötigen demokratischen Werthaltungen und Interak­tionsnormen zuwenden. Ich möchte hier nicht die vielstimmigen Ergebnisse wiedergeben, die die sozialwissenschaftliche und sozialpsychologische Forschung über Jahrzehnte zusammengetragen hat.16 Mir geht es nicht um eine Rekonstruktion von Umfrage-Ergebnissen und Entwicklungslinien von verschiedensten Elementen politischer Kultur(en) – etwa Einstellungen zu Gerechtigkeit und Legitimität der Demokratie in Ostdeutschland in den letzten 30 Jahren.17 Der Beobachtung folgend, dass sich die gesamte Bundesrepublik (also West- und Ostdeutschland) in die weltweite Tendenz der Infragestellung der repräsentativen Demokratie einreiht, konzentriere ich mich auf Umfrage-Ergebnisse und Diagnosen der Gegenwart, also etwa auf die letzten fünf bis sechs Jahre. 

			Meine These ist folgende: Aktuell vervielfältigen und polarisieren sich politische Kulturen, gleichzeitig entfernen oder entkoppeln sie sich von den demokratischen Strukturen, die ihrerseits den Kontakt zur (­politischen) Gesellschaft verlieren. 

			Die in den 1990er Jahren verstärkt freigesetzte ökonomische Globalisierung mit ihrem erhöhten und beschleunigten Fluss von Kapital, Waren, Arbeitskräften, Dienstleistungen und Informationen hat die Steuerungskompetenzen der Nationalstaaten massiv reduziert. Alle Bürgerinnen und Bürger sind seitdem einer entfesselten globalen Konkurrenz ausgesetzt, die sich mit sozialstaatlichen Maßnahmen auf nationaler Ebene nur bedingt dämpfen und moderieren lässt. Ungleichheiten, zum Beispiel in Vermögen, Einkommen und Lebenschancen nehmen zum Teil dramatisch zu. Politisches, nationalstaatlich verfasstes Handeln verliert gegenüber supranationalen wirtschaftlichen Faktoren deutlich an Relevanz.18 

			Diesen Prozessen kann sich kein Nationalstaat entziehen, auch die Bundesrepublik Deutschland nicht. Das gilt gleichermaßen für West- als auch für Ostdeutschland, für Bochum wie für Rostock, für Görlitz wie für Völklingen.

			Das eröffnet viele Chancen, birgt aber natürlich auch Risiken. Die ­Reaktionen auf diese Herausforderungen sind abhängig von den ­sozialen Milieus, historischen Erfahrungen, Erzählgemeinschaften, dem jeweiligen sozialen und kulturellen Bildungskapital, der sozioökonomischen Situation, Kohorteneinbindung, geografischen Lage und von einer ganzen Reihe von Zufällen. Das wirkt stark trennend, nämlich in Gruppen und ­Milieus der Globalisierungsgewinner*innen oder die sich als solche betrachten und jener, die in den Zwischenräumen zukunftsunsicher verharren. Politische Kulturen und Milieus differenzieren sich dadurch gesellschaftlich stark aus. Im Mikro-Kosmos einer ostdeutschen Stadt wie Wittenberge werden diese »Fragmentierungen« einer Gesellschaft paradigmatisch sichtbar durch Abwanderung, Verzweiflung, Innovation, ­Routine, Kreativität, Rücksichtslosigkeit und Solidarität gleichermaßen, verbunden mit daraus resultierender Ungleichheit, Marginalisierung und Radikalisierung quer zu Kohortenzugehörigkeiten.19 Auf globaler Ebene werden die Dinge noch viel komplizierter. Hier überlagern, verbinden, ­hemmen, beschleunigen sich unter anderem differenzierend wirkende digitale Produktionsformen mit komplex lokalisierten, global ausgreifenden post-kolonialen Diskursformationen sowie Akteuren und einer ökonomischen Neu-Ordnung und Verschiebung in den asiatischen Raum, Stichwort Neue Seidenstraße. All das strukturiert und gruppiert Gesellschaften und verteilt Bildungs-, Zugangs- und Lebenschancen.20

			Auf nationaler Ebene kommen noch weitere, jeweils spezifische Faktoren dazu. Diese Faktoren finden sich (mit vielleicht einer Ausnahme, ich gehe darauf noch ein) in unterschiedlicher Ausprägung und Stärke in der gesamten Bundesrepublik. Die meisten Faktoren sind – und auch das lässt sich als weitere These verstehen – in Ostdeutschland deutlicher sichtbarer und relevanter.

			Der erste Faktor trifft nahezu ausschließlich die neuen Bundesländer: Die Erfahrung einer schockartigen, umfassenden Transformation hat letztlich in allen Segmenten der ostdeutschen Teil-Gesellschaft eine deutliche Distanz und Skepsis gegenüber der politischen Steuerungskompetenz und Verlässlichkeit der importierten demokratischen Ordnung erzeugt. Prägend und mit weitreichender Wirkung bis in die Gegenwart waren dabei die Erfahrungen von Arbeitsplatzverlust, De-Industrialisierung und Abbrüchen in der eigenen Lebensplanung und -gestaltung. Selbst wenn diese Phase der Arbeitslosigkeit und sozialen Unsicherheit bereits Jahre zurückliegt und mittlerweile von wirtschaftlicher Stabilität und Erfolg längst abgelöst wurde, bleibt sie als konsistenter, relevanter Bewertungsmaßstab in der sozialen und politischen Wahrnehmung präsent. Diese Erfahrungen gehen in das kollektive Bewusstsein ein, werden als Familien-Erzählungen an die nächste Generation weitergegeben und können deren Erlebnis- und Deutungswelten zumindest mit beeinflussen. Jene aus der sozialen, immer wieder erinnerten Lebensgeschichte entspringende Skepsis bis hin zu einem verfestigten Unmut vermag auch ökonomischer Wohlstand oft nicht zu kompensieren.21 Ob übrigens das Ruhrgebiet auf lange Sicht so duldsam bleibt, scheint mir unter solchen Aspekten eine durchaus offene Frage.

			In West- wie Ostdeutschland wirken gleichermaßen populistische Entfremdungsphänomene. Relativ unabhängig davon, wie man Populismus im Einzelnen definieren mag,22 erscheint es mir möglich und sinnvoll, speziell für den Rechts-Populismus acht zusammenhängende Kernelemente zu extrahieren: a) Distanz gegenüber der Idee und Praxis politischer Repräsentation; b) Frontstellung zwischen gutgläubig-naiver Bevölkerung und korrupter politischer Funktionselite; c) homogener Begriff der Bevölkerung als »Volk«; d) Anti-Pluralismus in Politik und Gesellschaft; e) offene Ausgrenzung von Minderheiten; f)  bad manners als politische Performanz-Strategie; g) Nähe zu Boulevard-Massenmedien, speziell social media; h) keine feste, geschlossene Ideologie, aber spezifische Themen: Nationalismus, Xenophobie, Anti-Gender-Debatte, Geschichtsrevisionismus, latenter Sozialdarwinismus (in Verbindung mit unregulierter Marktwirtschaft) und bewusst unscharfe Grenze zum Rechtsextremismus. Diese Kernelemente, Merkmale, Einschätzungen und rechts-populistischen Denkfiguren bilden für einen wachsenden Teil der Bevölkerung die Bezugspunkte einer kritischen Distanz, ja zum Teil auch deutlichen Ablehnung einer parlamentarischen, auf politischen Parteien basierenden Demokratie.23 Zwar wird die (wie immer geartete) demokratische Idee grundsätzlich befürwortet, gleichzeitig fällt die Bewertung der real existierenden Demokratie aber seit Jahren konstant eher negativ aus. Der realen demokratischen Ordnung wird ein mehr oder weniger großes Versagen, ja sogar ein Demokratiedefizit attestiert, wobei die Zahl derer wächst, die sich ein anderes Modell vorstellen können.24 Das Misstrauen gegenüber der Demokratie steigt, und zwar nicht nur an den Rändern der Gesellschaft, sondern auch in deren Mitte. Gleichzeitig sinkt das Vertrauen gegenüber Institutionen zum Teil dramatisch. Hinzukommt die Ablehnung eines ­religiösen Pluralismus, die sich speziell gegen Muslime richtet und sich vor allem bei jenen Bürgerinnen und Bürgern findet, die der Demokratie bereits distanziert gegenüberstehen, dadurch wird diese Distanz noch größer.25 Eine Vielzahl neuer rechter Bewegungen wie etwa Pegida, die Identitären, der III. Weg, die Rechte, die sogenannten »Reichsbürger«, sind in den letzten Jahren entstanden und dringen zunehmend in politisch- und bildungskonservative Kreise der (klein-)bürgerlichen Gesellschaft ein.26 Man könnte auch sagen: Die Früchte der seit Jahren vorgetragenen mitte-linken beziehungsweise linken Kritik an den Elementen repräsentativer Demokratie (Ausprägung einer kompakten politischen Funktionselite, Drehtür-Effekte, wachsende Ungleichheit, soziale Stratifikation, soziale Entsicherung) erntet nun die nationalistische Rechte inklusive der offen rechtsextremen, rassistischen und antidemokratischen Bewegungen. Und eine solche ­Re-Nationalisierung vollzieht sich paradoxerweise in ganz Europa.27

			Die neue rechte Bewegung und ihre Parteien rekrutieren ihr ­Personal, vor allem aber ihre Wählerinnen und Wähler, sowohl aus den (ost- wie westdeutschen) Globalisierungsverlierer*innen (oder jenen, die sich für solche halten), als auch aus Mitgliedern jener Zwischenräume, die von Statusunsicherheit und Zukunftsangst geprägt sind und sich von den jeweiligen demokratischen Parteien zunehmend allein gelassen fühlen. Es erstaunt daher nicht, dass die AfD nicht nur eine Partei der Deklassierten und des Prekariats ist (obwohl sie von dort zahlreiche Wählerinnen und Wähler mobilisiert), sondern sich aus meist gut gebildeten Mittelschichtsbürgern mittleren Alters rekrutiert, welche die Früchte ihrer Ausbildung und jahrelangen Arbeit, ihre Erwartungen auf Bildungsrenditen, Aufstieg und Zukunftssicherheit immer mehr schwinden sehen.28 Hinzukommen noch die klassischen cleavages, etwa zwischen Stadt und Land, die in manchen ländlichen Regionen zu einer Veralltäglichung antidemokratischer Haltungen führen.29 

			Beide Phänomene finden sich, das sei nochmals gesagt, in Ost- wie in Westdeutschland, wobei sie im Osten der Republik verstärkt werden durch eine seit vielen Jahren diagnostizierte höhere Volatilität der Wählerschaft. Weil die Parteienbindung in den neuen Bundesländern von Beginn an weniger ausgeprägt war, kann der Wechsel zu einer Partei, die den politisch-sozialen Unmut aufnimmt, propagandistisch mit erzeugt und zum Teil anti-systemisch und xenophob-rassistisch zuspitzt, widerstandsloser und gleitender erfolgen.30

			V	Demokratischer Overload singularisierter Gesellschaften

			Parallel und fast schon kontradiktorisch erleben wir einen rigiden overload on demands gegenüber den Arenen der Demokratie gerade auf der Grundlage wesentlicher Prinzipien dieser Demokratie. Die Demokratie ist mit dem Versprechen angetreten, so hat es Norberto Bobbio formuliert, dass in ihr jede Stimme zählt. De facto geht die einzelne Stimme aber in der Gesamtheit aller Stimmen unter und gerät zudem gegenüber den organisierten und organisierbaren Interessen im Entscheidungsfindungsprozess ins Hintertreffen. Für Bobbio ist diese Spannung unauflösbar und demokratisch ständig neu zu verhandeln, zu korrigieren und auszugleichen.31

			Für eine wachsende Zahl von Bürgerinnen und Bürgern ist die Forderung nach einem offenen Austarieren immer mehr eine Zumutung geworden und sie wollen sich mit der Relativierung des eigenen Anspruchs auf Gehör und mit der Zurücksetzung ihrer Stimme in die Menge der Stimmen der Mitbürgerinnen und Mitbürger nicht mehr abfinden. Die Zahl der Widerstände und Proteste Einzelner (und kleiner Gruppen) gegenüber demokratischen Entscheidungen steigt deutlich an, geradezu spiegelbildlich mehren sich die Forderungen, dass das jeweilig persönliche eigene Interesse im politischen Prozess (gefälligst) berücksichtigt werden muss. Ob es um das Errichten von Windrädern oder den Bau von Sozialwohnungen geht, um die Aufhebung von Schulbezirken, städtische Grünanlagen, die Aufnahme von Geflüchteten, den Bau von Gotteshäusern oder die Umsetzung von verkehrsberuhigten Zonen – immer gibt es (unterschiedlich große) Gruppen von Bürgerinnen und Bürgern, die umgehend mit Klagen drohen und zu keinerlei Kompromissen bereit sind. Sowohl die Akzeptanzbereitschaft kollektiver demokratischer Entscheidungen als auch die individuelle Kompromissbereitschaft und -fähigkeit nehmen spürbar ab. Das gilt offensichtlich aktuell auch für die klassischen demokratischen politischen Organisationen (Parteien) und ihre Repräsentant*innen wie die Beispiele in Thüringen, Katalonien, Großbritannien oder den USA zeigen – welch illustre Liste. Der Wert eines »gemeinen Wohls«, eines »gemeinsamen Wohls«, einer ausgehandelten und aushandelnden res publica, gerät gegenüber dem nachdrücklich und mit dem Anspruch auf unbedingte demokratische Geltung in Stellung gebrachten »eigenen Wohl« dabei aus dem Blick. Dass dahinter nicht immer nur Rechthaberei und »böser« Wille stecken, sondern sich hier ein massives Problem von Sichtbarkeit und Unsichtbarkeit, Vergessen, Ausblenden und Überdecken ausdrückt, scheint mir eine wichtige Feststellung zu sein.

			VI	Differenz und wachsende Entfremdung von politischer Struktur und politischen Kulturen

			Pierre Rosanvallon hat diese Phänomene unter »Differenz zwischen dem politischen und dem soziologischen Prinzip der Gesellschaft« rubri­ziert.32 Die Heterogenität, Komplexität und Differenziertheit hochmoderner, zunehmend »singularisierter« Gesellschaften und (digital organisierter) Lebenswelten33 geht in den Strukturen und politischen Verfahren repräsentativer, vielleicht auch expressiver Demokratie dramatisch verloren. Beide Teil-Systeme entkoppeln sich und werden füreinander und wohl auch jeweils für sich selbst nicht mehr »lesbar«.34 Bürgerinnen und Bürger verlieren den Kontakt zu einer immer komplexeren Politik und Welt, die sich dem Verständnis entzieht und eine intensive Beschäftigung erfordern würde, die im Alltag eines beschleunigten und ökonomisierten Lebens kaum möglich ist. Sie vereinzeln, weil die Lebensvollzüge der Mitbürgerinnen und Mitbürger sich ausdifferenzieren und zu spezifischen Lebenswirklichkeiten führen, die kaum mehr Anknüpfungsmöglichkeiten an eigene Erfahrungen bieten. Eine Verbindung zur kollektiven Interessenartikulation (geschweige denn -formung) und sozialen Verortung und Selbstbestimmung wird immer unwahrscheinlicher beziehungsweise in die medialen Echokammern der kritiklosen Affirmation und asozialen Selbstreferenz verlagert. Die Repräsentantinnen und Repräsentanten können gar nicht mehr wissen, wessen Interessen sie (gar) nicht mehr vertreten. Teilweise vehementer, hartnäckiger, von Misstrauen und mitunter von Unversöhnlichkeit geprägter Protest all jener, die sich nicht gesehen, gehört, wahrgenommen fühlen, ist unvermeidlich.35

			Sichtbarkeit, Anerkennung, Verständnis und Identifikation, öffentlich-kritische Kommunikation, Organisierbarkeit, Repräsentierbarkeit, Responsivität, Verpflichtungsfähigkeit und gesamtgesellschaftliche politische Verantwortlichkeit schrumpfen und damit die politisch-kulturelle Stabilisierung und die legitimen politischen Prozesse innerhalb demokratischer Strukturen, Verfahren und Institutionen.

			Zwar sind diese Entfremdungen und Vervielfältigungen noch kein Massenphänomen oder ganz und gar ein Signum der Gegenwart. Die Unterstützerinnen und Unterstützer repräsentativer Demokratie sind aktuell immer noch in der Mehrheit. Aber wir können auch nicht leugnen, dass für eine wachsende Minderheit der west- wie ostdeutschen Bevölkerung demokratische politische Strukturen und pluralisierte, heterogene, wechselseitig ignorante und (nur noch) teildemokratische politische Kulturen sich zunehmend fremder werden.36 Desintegration, Delegitimation und latente Dekonsolidierung der Demokratie sind die zu beobachtenden Folgen. Die demokratischen Institutionen arbeiten und produzieren Ergebnisse; aber sie sind nur noch bedingt Indikator und Garant republikanischer Demokratie.

			Und dabei haben wir viele aktuelle Probleme, zum Beispiel Klimawandel, Klimapolitik, Migration, Krieg und Gewalt noch gar nicht angesprochen.

			VII	Was tun?

			Ob die Erhöhung der Zahl an Partizipationskanälen (etwa Ombudspersonen) eine sinnvolle Lösung ist, muss bezweifelt werden. Denn es beteiligen sich ja (bereits) zumeist die Menschen, die sich immer schon beteiligen, auch ist die Art der Beteiligung zudem fragwürdig geworden. Mehr Responsivität vermag auch nicht wirklich Abhilfe zu schaffen, denn Politiker*innen befinden sich schon im Zustand der Dauererklärung, die aber nur jene hören, die sie hören wollen. Weitere Institutionen politischer Kontrolle ex post (Untersuchungsausschüsse, Jurys, Zeitbegrenzungen) mögen hilfreich sein, können aber die Entkoppelungen von Struktur und Kultur kaum verhindern.

			Eine zentrale Frage wäre daher eher: Wie kann es einer Gesellschaft gelingen, so etwas wie die Sichtbarkeit ihrer selbst kommunikativ und kollektiv herzustellen? Wie kann eine Verständigung stattfinden über ihre Erscheinungen, Bruchlinien, Verwerfungen, Verfasstheiten, Ungleichheiten, Ausgrenzungen, Verluste – über ihre Hoffnungen, ihre Wünsche und Ängste, über ihre Aggressivität, ihre Zivilität und den Wert der Herstellung von Kompromissen?

			Leisten das die Institutionen der Bildung? Die »Wir müssen reden«-Initiativen? Die Werte-Botschafter*innen? Oral History,37 Kino, demokratische Schreibwerkstätten? Das »Parlament der Unsichtbaren«38, Generationengespräche face-to-face, oder die kommunikative Rückholung der »politisch Verlassenen«? Ein »Demokratie-Tribunal« unter wissenschaft­licher Leitung? Unser Treffen hier in Berlin? Das BMBF-Projekt der Universitäten Erfurt und Jena und die Stiftungen Gedenkstätten Buchenwald-Mittelbau-Dora sowie Ettersberg und die Gedenk- und Bildungsstätte Andreasstraße zu »Diktaturerfahrung und Transformation« mit seiner dezidierten Orientierung auf »partizipatorischer Erinnerungsforschung«?39

			Vielleicht, aber sicher bin ich mir nicht. Versuchen aber sollten wir all dies unbedingt und immer wieder. Denn wir sind – um an Aristoteles zu erinnern – unhintergehbar politische Lebewesen, die über Sprache verfügen und miteinander beraten über das Gerechte und Ungerechte, Nütz­liche und Schädliche, Zuträgliche und Verwerfliche, das uns selbst betrifft.
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					34	Rosanvallon beschreibt die paradoxe Situation, dass bei einer dramatisch wachsenden medialen Transparenz des politischen und vor allem Regierungshandelns, »die Institutionen für die Bürger undurchschaubarer, die Entscheidungssysteme unergründlicher, die politischen Strategien unberechenbarer geworden sind. Kurzum, die Lesbarkeit der politischen Welt hat abgenommen«; Pierre Rosanvallon, Die Gute Regierung, Hamburg 2016, S. 208.

				

				
					35	Siehe dazu Reckwitz, Die Gesellschaft (Anm. 33), S. 394 – 442, sowie Cass R. ­Sunstein, #republic. Divided Democracy in the Age of Social Media; with a new afterword by the author, Princeton 2017. Der Jahresbericht 2019 des Bürgerbeauftragten des Freistaats Thüringen vom Februar 2020 hält – als würde er Rosanvallon zitieren – gleich zu Beginn als Erfahrung fest: »Als Bürgerbeauftragter […] erlebe ich Wut, Frust, Sprachlosigkeit und Entfremdung […] Ich erlebe die Absolutsetzung von Einzelinteressen auf der Seite der Bürger, aber manchmal auch die Arroganz und Ignoranz von der Verwaltung.« Der Bürgerbeauftragte des Freistaats Thüringen, Jahresbericht 2019, Erfurt 2020, S. 3.

				

				
					36	So verzeichnet etwa der Thüringen Monitor 2019 eine erfreulich hohe Unterstützung der real existierenden Demokratie mit 63%. Gleichzeitig äußern 21% die Auffassung, dass eine Diktatur unter bestimmten Umständen im nationalen Interesse sein kann, und 26% bejahen die Aussage, dass es im Nationalsozialismus auch »gute Seiten gab«; und das Ganze vor dem Hintergrund einer Zustimmung zur Idee der Demokratie von 90%; siehe Marion Reiser, Heinrich Best, Axel Salheiser, Ossip Fürnberg, Jörg Hebenstreit, Lars Vogel, Politische Kultur im Freistaat Thüringen. Ergebnisse des Thüringen-Monitors 2019, Jena 2019, S. 40 – 42. 

				

				
					37	Siehe den Vorschlag von Philipp Ther, Das andere Ende der Geschichte. Über die Große Transformation, Berlin 2019, S. 95 f. Der Klassiker der Oral History dürfte Louis »Studs« Terkel sein, der hunderte Amerikanerinnen und Amerikanern interviewte, und ihre Lebensgeschichten für die Öffentlichkeit im Radio und in Texten sicht- und hörbar machte. Interessanterweise knüpft sich daran eine eigene west- und ostdeutsche Geschichte. Denn 1987 sind bei Reclam in Leipzig seine »Amerikanische Portraits« erschienen, 1981 bei Wagenbach in Berlin »Der amerikanische Traum. 44 Gespräche mit Amerikanern«. Ließe sich daran nicht anknüpfen?

				

				
					38	Das ist ein Projekt von Pierre Ronsanvallon: »Raconter la vie« – »Das Leben erzählen«. Ein Internetportal, auf dem (selbstverfasste) Lebensberichte von Menschen zu lesen sind, Interviews, Alltagsgeschichte(n), Berichte von alten Handwerken etc. und Diskussionen stattfinden, https://www.franceinter.fr/livre/raconter-la-vie-une-initiative-de-pierre-rosanvallon, letzter Zugriff am 10.8.2020. »Und weil zuallererst ein Raum der Repräsentation angeboten wird, d. h. eine Möglichkeit, sich selbst anderen zu präsentieren, wird die Website viele Leben aus der Anonymität, aus dem Vergessen und der Gleichgültigkeit befreien.« Pierre Rosanvallon, Das Parlament der Unsichtbaren, Wien 2015, S. 65. 

				

				
					39	Der Forschungsverbund konzentriert sich ganz bewusst nicht auf die Zeitspanne um die »friedliche Revolution« herum, sondern will die immer wieder unterschiedlich erinnerten Erfahrungen der DDR-Geschichte seit den 1970er Jahren und die wandelbar erinnerten Erfahrungen der Transformation erfragen, untersuchen, zu Gehör bringen, https://verbund-dut.de, letzter Zugriff 10.8.2020. Methodisch entwickeln wir (speziell an der Universität Erfurt) das Konzept einer partizipatorischen Erinnerungsforschung, https://www.uni-erfurt.de/forschung/forschungsprojekte/forschungsprojekte-geschichte/diktaturerfahrung-und-transformation, letzter Zugriff am 10.8.2020. In allen Phasen der wissenschaftlichen Recherche und der Interviews mit Zeitzeug*innen wird die Öffentlichkeit in den Forschungsprozess konstruktiv mit eingebunden. Die Pluralität der Stimmen aus Bürgerschaft und Wissenschaft soll gleichermaßen für alle zu Gehör gebracht und sichtbar gemacht werden, ohne wissenschaftliche Standards aufzugeben.
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			»Hier wächst das House of one«. Baustelle eines gemeinsamen Hauses für drei Religionen. Leipziger Straße im März 2021. (hk)

		

	
		
			Thomas Großbölting

			Von der Volkskirche über die Minderheitenkirche zur Avantgarde? 

			Das religiöse Feld in Ostdeutschland 

			»Mun statt Marx« warnte das Wochenmagazin Der Spiegel in seiner Ausgabe 36 im Jahr 19901: »Halleluja« töne es jetzt aus dem Ostberliner Haus der Gewerkschaften, in denen sich amerikanisch-christliche Pfingstler daran machten, ihre Mission in der ehemaligen DDR aufzubauen. Auch die Scientologen hätten in Dresden, Leipzig, Halle und Berlin Zweigstellen aufgemacht, um ebenso wie die weltweit operierende Mun-Sekte für Nachwuchs zu werben. Ihre Chancen, so folgerte das Nachrichtenmagazin aus Einlassungen von Experten, stünden nicht schlecht. Der hallesche Psychoanalytiker Hans-Joachim Maaz, der zu diesem Zeitpunkt bereits durch verschiedene Interpretationen der Lage Ostdeutschlands hervorgetreten war, attestierte ostdeutschen Bürgerinnen und Bürgern, für die unterschiedlichsten Formen von Verführung extrem anfällig zu sein. Wie bei Süchtigen entstünden bei autoritätshörigen Ostdeutschen Entzugserscheinungen, »wenn wie hier in der DDR Autoritäten entmachtet und dekuvriert werden«. »Das führerlose Volk«, so zitierte Der Spiegel den Therapeuten, giere »nach neuen Mächtigen – und seien es Götter.« Der Berliner Sektenexperte und Pfarrer Thomas Gandow stieß in dasselbe Horn, indem er beklagte, dass die ehemaligen DDR-Bürgerinnen und -Bürger keine »Abwehrkräfte gegen Okkultismus und Wahnreligiösität« ausgebildet hätten. Und sein bayerischer Kollege Friedrich-Wilhelm Haack befürchtete gar einen Drehtüreffekt bei der jungen ostdeutschen Bevölkerung: »Raus aus der Parteijugend FDJ, rein in die nächstbeste Glaubensgruppe.« 

			Nichts von dem Prognostizierten trat tatsächlich ein. Weder die als »Sekten« diffamierten asiatisch inspirierten Religionsgemeinschaften noch andere internationale religiöse Vereinigungen »verführten« die Ostdeutschen. Im Gegenteil: Bis heute ist der Markt neureligiöser Angebote in den fünf Bundesländern nicht so ausgeprägt wie in den Regionen der alten Bundesrepublik. 

			Die Menschen in Ostdeutschland wissen weniger über die Szene populärer Religionen – und wenn, dann ist das Interesse daran sehr begrenzt.2 Derselbe Befund gilt auch für die beiden in Deutschland beheimateten Großkirchen als die größten Religionsgemeinschaften. Auch deren Funktionäre und Würdenträger machten sich Hoffnungen auf eine grundlegende Trendwende nach der Wiedervereinigung. Waren nicht über 40 Jahre lang die Bürgerinnen und Bürger Ostdeutschlands zur religiösen Abstinenz gezwungen worden? Musste sich jetzt nicht dieses Verhalten in sein Gegenteil umkehren? Dafür sprach doch insbesondere die wichtige Rolle, die vor allem evangelische Christinnen und Christen und partiell auch die evangelische Kirche als Institution in der friedlichen Revolution spielte. In den Pfarrhäusern und Kirchenkellern hatte sich seit Ende der 1970er Jahre die Oppositionsbewegung formiert. Pfarrerinnen und Pfarrer, aber auch viele andere Mitarbeitende der evangelischen Kirche waren maßgeblich am Sturz des SED-Regimes beteiligt. 

			Nicht zuletzt ein Blick auf die politische Elite der DDR-Opposition, die nach der Vereinigung noch in der ersten Reihe des Politikbetriebs stand, zeigt ihren Einfluss deutlich: Joachim Gauck, Markus Meckel, Rainer Eppelmann, Marianne Birthler und einige mehr standen zu DDR-Zeiten im Dienst der evangelischen Kirche und setzten ihre Karrieren in der Politik des wiedervereinigten Deutschlands fort. Sollte das nicht die beste Grundlage bieten für eine »Rechristianisierung« – so das nach 1945 gebräuchliche Stichwort für die Erwartung einer umfassenden Neuorganisation des Gemeinwesens auf christlicher Grundlage?3

			Diese Hoffnung wurde gründlich enttäuscht, keine der hochfliegenden Erwartungen bewahrheitete sich. Ein statistischer Blick auf das religiöse Feld in den neuen Ländern zeigt, dass ein Trend bis heute dominiert: der Bedeutungsverlust von Transzendenzorientierung, sprich Säkularisierung (Abschnitt 1). Warum das so war und aus welchen Gründen sich diese Entwicklung weiter fortsetzte, ja sogar beschleunigte, lässt sich mit einer spezifischen Kultur der Konfessionslosigkeit begründen, die als Pfad bereits seit dem Ende der 1960er Jahre angelegt war. Der Unterschied zum religiösen Feld des alten Westens war und ist über die quantitativen Befunde hinaus auch strukturell begründet (Abschnitt 2). Ist das ein Problem? Wo die neuen Länder als Avantgarde einer Entwicklung gelten können, die auch in vielen anderen Teilen West- und Osteuropas in den kommenden Jahrzehnten zu beobachten sein wird, sollen abschließend die Konsequenzen dieser Entwicklung diskutiert werden. Fehlt etwas, wenn das religiöse Feld schwindet? Und wenn ja, was fehlt für die Entwicklung von Zivilgesellschaft und politischer Kultur? (Abschnitt 3).

			1	Kultur der Konfessionslosigkeit: vergangene Trends und zukünftige Entwicklungen

			Die Hoffnungen der Kirchenvertreterinnen und Kirchenvertreter auf sich rasch füllende Gotteshäuser verflogen schnell, wie im Folgenden am Beispiel der ungleich größeren und gesellschaftlich bedeutenderen evangelischen Kirche gezeigt wird: Tatsächlich nährte die Entwicklung unmittelbar nach der friedlichen Revolution zunächst – zumindest im Ansatz – die Hoffnung auf eine »Rechristianisierung«. Während in den letzten Jahren der DDR um die 5.000 Menschen jährlich in eine der protestantischen ­Landeskirchen eingetreten waren, schnellte diese Zahl nach 1989 auf das Dreifache hoch und erreichte 1991 eine Höchstzahl von 24.000 neuen Mitgliedern. Die neue Attraktivität war zweifelsohne begründet mit dem Wegfall politischen Drucks gegen die Kirchen, aber auch mit einem neuen Relevanzgewinn, den insbesondere die evangelische Seite in der friedlichen Revolution und danach für sich hatte verbuchen können. Ihre Kirchen waren oftmals Ausgangspunkte für die Aktivitäten der Demonstrationsbewegung, an vielen Orten waren Pfarrer und Kirchenmitarbeiterinnen zu Gesichtern des Protests avanciert. 

			Auch andere Indikatoren aus der soziologischen Forschung und aus den Meinungsumfragen deuten darauf hin, dass die Kirche in dieser Situation an Wertschätzung und an Relevanz gewann. Unmittelbar nach dem Ende der SED-Diktatur brachten ihr große Teile der Ostgesellschaft Vertrauen entgegen und ihr wurden in hohem Maße soziale Kompetenzen zugeschrieben: In der Phase des sozialen Umbruchs, in der alle bisherigen Gewissheiten geschleift und eine neue Ordnung noch nicht sichtbar war, richteten sich anscheinend besonders viele Erwartungen an die protestantische Kirche, gestaltend einzugreifen. »Langfristig hat die Kirche von dieser Funktionszuschreibung, wie sie typisch war für die Phase des Umbruchs, aber nicht profitiert«, schon bald sanken die dieser Institution zugeschriebenen Vertrauens- und Kompetenzwerte wieder.4

			Dagegen aber stand eine massive Austrittswelle, die die Jahre des Um­­bruchs und danach stärker prägte als der Eintritt von Personen: Während sich das Verhältnis von Aus- und Eintritten 1989 1,6 zu 1 (11.172 Austritte zu 6848 Eintritte) bewegt hatte, schnellte es nach der friedlichen Revolution in die Höhe und stieg von 3,5 zu 1 (82.761 Austritte zu 23.980 Eintritte) auf später dann über 7 zu 1 (106.850 Austritte zu 15.237 Eintritte im Jahr 1992; 85.176 Eintritte zu 11.680 Austritte im Jahr 1993).5 

			Die Gründe für diese Entwicklung sind vielfältig. Ein Erster liegt darin, dass viele zunächst noch kirchennahe Menschen die während der friedlichen Revolution und davor entwickelten hochgesteckten Erwartungen an die Kirchen nicht erfüllt sahen. Mit der Übernahme der Staat-­Kirche-Regelungen aus dem alten Westen, sprich: der Installierung einer »hinkenden Trennung« zwischen Kirchen und Staat, rückten die Reli­gionsgemeinschaften nah an die staatlichen Instanzen. Für manchen veränderte sich damit die der Kirche zugeschriebene Rolle enorm. »Das hohe Vertrauen, das (die Kirchen) unmittelbar in der Zeit des Umbruchs als Schutzschild der Opposition, als Moderatoren des Wandels und als mutige Verfechter der Wahrheit genossen hatten, schlug innerhalb eines Jahres um in wachsendes Misstrauen«.6 Für die größere Gruppe derjenigen, die sich zum Austritt entschlossen, war aber wohl ein anderes Argument entscheidend: Mit der Währungsreform waren Kirchensteuern, die nun unmittelbar mit der Lohnsteuer abgezogen wurden, mit harter Währung zu bezahlen. Insbesondere der dann 1991 eingeführte Solidaritätszuschlag führte dazu, dass viele Steuerpflichtige ihre Belastungen durch einen Austritt aus der Kirche und die damit wegfallende Kirchensteuer kompensierten.7

			Die weitere Entwicklung führte dazu, dass bis heute der Anteil von Nichtgläubigen wie auch von überzeugten Atheistinnen und Atheisten in der ehemaligen DDR besonders groß ist. Eine Studie der Universität Chicago, die 2008 den Gottesglauben vergleichend in 42 Ländern untersucht hat, erklärte die Ostdeutschen gar zu den »weltweit größten Gott-Zweiflern«.8 Damit überziehen die Verfasserinnen und Verfasser deutlich, gibt es doch ähnliche Zahlen auch in der Tschechischen Republik, in Estland oder auch in den Niederlanden.9 Dennoch ist mit dieser Formulierung markiert, wie stark diese Einstellung bei den Ostdeutschen ausgeprägt war und ist. Mit Stand 2011 hat die Forschungsgruppe Weltanschauungen in Deutschland (fowid) erhoben, dass der Anteil der Menschen evangelischen Glaubens an der Bevölkerung von 82 Prozent im Jahr 1946 auf 20 Prozent im Jahr 2011 sank, bei Katholikinnen und Katholiken waren es analog von 12 Prozent auf bis zu 4 Prozent. Die Zahl der Konfessionslosen stieg indessen auf 74 Prozent. 

			Diese Entwicklung setzte bereits vor 1949 ein. In einigen Regionen, die die spätere DDR bildeten, war die Bevölkerung bereits seit Anfang des 20. Jahrhunderts weniger kirchengebunden als anderswo. So ging zum Beispiel die Abendmahlbeteiligung in vielen protestantischen Gebieten Mitteldeutschlands bereits seit 1910 zurück und unterschied sich damit signifikant von anderen Teilen Deutschlands.10 Ein höherer Grad an Industrialisierung, eine starke Zu- und Abwanderung und eine damit verbundene stärkere Auflösung traditioneller religiöser Zusammenhänge waren Ursachen dieser Entwicklung. Menschen katholischen Glaubens waren in diesen Regionen ohnehin seit jeher wenig vertreten. Zwei regional be­­grenzte Ausnahmen bestätigen die Regel: Allein im Eichsfeld hatte sich eine katholische Lebenswelt ausgebildet, die sich in Ansätzen auch über das Ende der DDR hinaus erhalten konnte. Das protestantische Pendant dazu war der sächsische Erzgebirgskreis, der Teil des »sächsischen Bibelgürtels« war und in dem sich vergleichbare, aber weniger starke Milieustrukturen religiösen Lebens ausbildeten.11 

			Eine zeitlich begrenzte Ausnahme bildeten die Monate der friedlichen Revolution. Attraktiv waren für die Teilnehmerinnen und Teilnehmer der Demonstrationsbewegung die vielfältigen Möglichkeiten, die sich in und mit der Kirche boten. Nicht nur die Nikolaikirche in Leipzig, sondern zahlreiche weitere Gotteshäuser waren in den Städten der DDR Ausgangspunkte der Protestbewegung, die den Sturz des SED-Regimes maßgeblich herbeiführte. »Der Herbst 1989 war für die Kirchen eine einzigartige Ausnahmesituation: Niemals sonst waren sie dem Volk so nahe«, beschreibt der ostdeutsche Theologieprofessor Peter Maser euphorisch die Erfahrung des Herbstes 1989.12 Absolut gesehen aber blieb sie von der Mehrheit der Bevölkerung bis zuletzt getrennt, wie der Soziologe Detlef Pollack konstatiert.13 

			Selbst während der friedlichen Revolution sprachen allenfalls einige ihrer Vertreterinnen und Vertreter für einen Teil der Bevölkerung. Spätestens in dem Moment, als führende Kirchenfunktionäre vom Bund der Evangelischen Kirchen in der DDR (BEK) vor einer zu schnellen Wiedervereinigung warnten, deckten sich deren politische Ansichten nicht mehr mit einem Großteil der Bevölkerung. Für viele, die im Herbst 1989 in die Kirchen geströmt waren, blieb die christliche Lebenswelt doch fremd. Nicht religiöse Fragen oder Bedürfnisse, sondern politische Anliegen hatten sie in die Kirche gebracht. »Die massenhafte Begegnung von Bevölkerung und Kirchen der DDR blieb eine auf wenige Monate beschränkte Episode.«14

			Die eigentlich flächendeckende Veränderung, der umfassende Bedeutungsverlust von Religion für die individuelle Lebensführung wie auch für das kollektive Leben, setzte sich somit auch über die friedliche Revolution hinaus fort. Ein Blick auf die Entwicklung seit dem Ende des Zweiten Weltkriegs bestätigt dies: 91 Prozent der Bevölkerung gehörten 1945 auf dem Gebiet der späteren DDR einer der christlichen Kirchen an. 45 Jahre später war es nur noch ein Viertel, heute sind es noch weniger, und ihr Anteil sinkt kontinuierlich. Religiöse Praxis wie auch die Teilnahme an den Übergangsriten wie Taufe, Hochzeit oder Beerdigung wurde zur Ausnahme von der Regel.

			In den neuen Ländern, so lässt sich auch drei Jahrzehnte nach der Wiedervereinigung sagen, herrscht eine Kultur der Konfessionslosigkeit. Da drei Viertel der Bevölkerung ohne religiöses Bekenntnis leben, ist dieses Nichtbekenntnis stark in der Lebenswelt verankert und gilt als selbstverständlich. Das Kontrastbeispiel dazu bietet der alte Westen. Auch dort gehen die Mitgliederzahlen der Kirchen selbst wie auch der ihnen verbundenen Organisationen ebenso zurück wie die Beteiligung an kirch­lichen Riten und das Engagement in Vereinen, Verbänden und Bewegungen. Im Unterschied zum Osten stellt die Kirchenmitgliedschaft dennoch den erwarteten »Normalfall« dar, von dem große Teile der Gesellschaft und selbst viele derjenigen ausgehen, die nicht Mitglied einer der großen Kirchen sind. 

			Im Westen Deutschlands hält sich somit trotz der Erosion von Mitgliederbindung und Partizipationsverhalten grundsätzlich eine Kultur der Konfessionsbindung. Beide Kulturen – die der Konfessionsbindung wie auch die der Konfessionslosigkeit – zeichnen sich durch sich selbst verstärkende Effekte aus: Ähnlich wie sich in stark religiös geprägten Gesellschaften die Kirchenmitgliedschaft von den Eltern auf die Kinder überträgt, so verhält es sich auch umgekehrt im Fall des Desinteresses oder der erklärten Abwendung, wie sie in Ostdeutschland vergleichsweise stärker ins Auge fällt. Der Anteil derjenigen, die keiner Religionsgemeinschaft angehören und auch kein Interesse an religiösen Fragen bekunden, stieg in den vergangenen Jahren kontinuierlich. Befragungen von Ausgetretenen verweisen deutlich auf die Motive für diesen Schritt: Es ist weniger die Kritik an den Leistungen der Kirche oder ihrem tatsächlichen Agieren, sondern eher eine weitverbreitete und fest verwurzelte Überzeugung, dass Religion nicht relevant sei – weder für das eigene Leben noch für die Gesellschaft insgesamt. Da Religion einem nicht wichtig sei, solle sie einem auch nicht teuer werden. Insbesondere die Belastung durch die Kirchensteuer, die dann analog zum altbundesrepublikanischen Modell unmittelbar von der Lohn- und Einkommenssteuer einbehalten wurde, gab in vielen Fällen den Anstoß zum Austritt aus der Organisation, der man schon lange entfremdet war.15 Diese auf solche Weise begründete Kultur der Konfessionslosigkeit lässt auch die Voraussage zu, dass eine Trendumkehr nicht in Aussicht steht. Es mangelt sowohl an der Vorstellung von der Relevanz der Kirche und der mit ihr verbundenen Religion als auch an den kommunikativen und lebensweltlichen Zusammenhängen, in denen das Wissen über Religionen als auch das Leben mit ihnen eingeübt wurde.

			Diese Beobachtungen lassen sich zu einer Frage zuspitzen, die es in sich hat: Die DDR, die als Politik- und Gesellschaftssystem in vielerlei Hinsicht krachend gescheitert ist, scheint doch in einem Fall erfolgreich gewesen zu sein. Die antireligiöse Politik, welche die SED zeit ihrer Existenz betrieben hat, war und ist auch über das Ende der Diktatur hinaus nachhaltig prägend. Wie erklärt sich diese ausgeprägte, tief verankerte und deshalb langlebige Kultur der Konfessionslosigkeit in Ostdeutschland?

			2	Der Konflikt um die Jugendweihe: Zugehörigkeit als Entscheidung

			Eine Antwort liegt auf der Hand, sie erklärt vieles, aber nicht alles. Haupt­ursache für den Rückgang der Kirchlichkeit war die staatlich betriebene ideologische Überformung der Gesellschaft. Mit der Etablierung des Parteiregimes ging eine Politik der Diskriminierung der christlichen Kirchen und ihrer Mitglieder einher. In ihrem Selbstbild präsentierte sich die DDR als atheistischer Staat. Auch wenn sich die antikirchliche Politik der Staatspartei SED mit den Jahren modifizierte und generell abschwächte, bestand doch im Weltbild prinzipiell kein Zweifel daran, dass in der entwickelten sozialistischen Gesellschaft für Religionen jeglicher Art kein Platz war. Nur wider besseres Wissen und gegen die Erkenntnisse von Natur- und Gesellschaftswissenschaften konnte man aus Sicht des Marxismus-Leninismus an religiösen Überzeugungen festhalten. Christlicher Glaube galt als unmodern, überkommen und irrational.16 Hinzu kam, dass macht­politisch insbesondere die evangelische Kirche der SED ein Dorn im Auge sein musste. Nach der Gleichschaltung der politischen Parteien war dies die einzige Großorganisation, die relativ autonom und unabhängig von staatlichem Einfluss agieren konnte und nicht zuletzt auch deshalb zu einem wichtigen Ausgangspunkt der friedlichen Revolution avancierte. 

			Wer nach einer Antwort auf diese vielschichtige Frage sucht, stößt un­­weigerlich auf die Auseinandersetzungen um die Jugendweihe, wie sie zwischen SED-Staat und den beiden christlichen Kirchen in der zweiten Hälfte der 1950er Jahre geführt wurden. Dieser Konflikt ist mehr als nur eine Episode in der 40 Jahre währenden Streitgeschichte der Weltanschauungen, wurde dabei doch der Modus religiösen Lebens ganz grundsätzlich verändert: Volkskirchliche Strukturen, wie sie im bikonfessionellen Deutschland auf eine lange Tradition zurückblicken und sich seit der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts unter den Bedingungen der Massen- und Mediengesellschaft in modernen Formen entwickelt hatten, basierten darauf, dass Mitgliedschaft nicht hinterfragt wurde, sondern als selbstverständlich galt. Mitglieder entschieden sich nicht bewusst für ihren Eintritt oder Austritt, sondern waren qua Gewohnheit mit dabei – diese Grundtendenz erklärt die Langlebigkeit religiöser Zugehörigkeiten. Genau dieser Mechanismus aber wurde im Zuge der Auseinandersetzung um die Jugendweihe durchbrochen und verändert. 

			Mit der Einführung der Jugendweihe zielte die SED darauf, das kirchliche Monopol auf die Übergangsriten zu brechen. Mit der Taufe, der Konfirmation oder der Firmung, der Hochzeit und dem Begräbnis hatten bislang christliche Rituale das Leben vieler Menschen an entscheidenden Stellen geprägt. Damit sollte jetzt Schluss sein, indem die Jugendweihe als staatliches Angebot der Konfirmation mindestens an die Seite gestellt wurde oder diese gleich ganz ablöste. Höhepunkt der jeweiligen Feier war die Aufnahme der 14-jährigen Kinder in den Kreis der Erwachsenen. Das dazu gesprochene Gelöbnis veränderte sich im Laufe der Jahre stark und spitzte sich politisch durchaus zu. 1954 verpflichteten sich die Heranwachsenden zum Einsatz für ein einheitliches Deutschland. Schon die im Jahr 1957 veröffentlichte Fassung ließ die Sprechenden geloben, ihre »ganze Kraft für die edle Sache des Sozialismus einzusetzen« und »für die Freundschaft der Völker einzutreten und mit dem Sowjetvolk und allen friedliebenden Menschen der Welt den Frieden zu sichern und zu verteidigen«.17

			Die Entwicklung des Gelöbnistextes steht paradigmatisch für die ideologische Eskalation des Konflikts insgesamt. Der Staat gab zunächst weiterhin vor, weltanschaulich neutral zu sein, obwohl der Zeitpunkt der Jugendweihe als auch deren Ausrichtung diese eindeutig als Konkurrenz zu Firmung und Konfirmation erkennen ließ. Warum, so suggerierte das Vorgehen der SED, sollten nicht beide Rituale, das weltliche und das kirchliche, nebeneinanderstehen? 

			Die Jugendweihe war keine DDR-Erfindung, sondern blickte in der Arbeiterbewegung auf eine länger verwurzelte Tradition zurück. Schon zum Ende des 19. Jahrhunderts hatte dieser Ritus in freireligiösen Gemeinden den Übergang vom Kind ins Jugendalter markiert. In der Arbeiterbewegung war die Jugendweihe während der Weimarer Republik populär geworden, aber selbst in den eigenen Reihen doch immer ein Randphänomen geblieben. Die Bedeutung der kirchlichen Übergangsriten hatte sie nicht ernsthaft infrage stellen und erst recht nicht beseitigen können.

			Genau aus diesem Grund schreckte die SED 1949, im Gründungsjahr der DDR, noch vor der Einführung der Jugendweihe zurück, fürchtete man doch den Einfluss der Kirchen und ihrer Anhänger. Selbst der Großteil der SED-Mitglieder sei noch konfessionell gebunden, führte ein Beitrag in der Parteizeitschrift Der Funktionär aus, sodass eine harte Linie wenig erfolgversprechend sei.18 Erst in der zweiten Hälfte der 1950er Jahre gab man diese Zurückhaltung auf. Nach einer kurzen Phase der Zurückhaltung nach der Volkserhebung des 17. Juni 1953 forcierte die Staatspartei ihren Kurs des Gesellschaftsumbaus erneut und verstärkte dabei auch ihre Aktivitäten gegen die Kirchen. Die evangelische wie auch die katholische Kirche hatten gegen die Einführung des staatlichen Übergangsritus bei den staatlichen Stellen energisch protestiert. Von ihren Gläubigen verlangten beide Konfessionsgemeinschaften eine strikte Entscheidung, als sie Konfirmation beziehungsweise Firmung und Jugendweihe für unvereinbar erklärten. Wer an der staatlichen Jugendweihe teilnahm, der oder dem wurde die kirchliche Segenshandlung verweigert. Einen Zwischenweg sollte es nach Ansicht der Kirchenleitungen nicht geben.

			Die ersten Monate des Konflikts schienen den Kirchenoberen recht zu geben. Große Teile der Bevölkerung hielten zunächst an den traditionellen religiösen Formen fest, selbst SED-Mitglieder wählten in manchen Orten für ihre Kinder lieber die kirchliche Variante der Firmung anstelle des sozia­listischen Ersatzritus. Erst ab 1957 wendete sich das Blatt. Die Jugendweihe wurde nach und nach zu einem Massenereignis und auf Dauer zu einer »Volkssitte«, an der sich später bis zu 90 Prozent der Familien beteiligten.19 Eine konzertierte Aktion von staatlichen Stellen und politischen Organisationen hatte diesen Umschwung bewirkt: Mit ­Walter Ulbricht sprach der Generalsekretär des Zentralkomitees (ZK) der SED und damit der mächtigste Mann im Staat am 29. September im thüringischen Sonneberg zu circa 1.000 Jugendlichen und deren Eltern. Anlässlich ihrer Jugendweihe forderte er dazu auf, alte und überlebte Glaubenssätze über Bord zu werfen. Der vormals aufrecht erhaltene Eindruck, die SED verhalte sich gegenüber den Religionen neutral, war damit ­aufgegeben.20 Nicht nur die Parteien und die Massenorganisationen, sondern auch die staatlichen Schulen hatten sich um steigende Teilnehmerzahlen zu bemühen. Das Freiwilligkeitsprinzip wurde aufgehoben. Wer nicht teilnahm, musste mit Nachteilen in der Schule, beim Studium oder im Beruf rechnen. Mit der Zeit verlor die Jugendweihe diese politische und kämpferische Note und wurde in weiten Teilen der Bevölkerung nicht nur als selbstverständlich, sondern auch als eher entpolitisiertes Fest und besonderes Familienereignis akzeptiert. Die Kirchen gingen aus diesem Konflikt als klare Verlierende hervor. Auf längere Sicht folgten nur wenige und dort vor allem Pfarrerskinder und Kinder strenger Katholikinnen und Katholiken der kirchlichen Weisung und verweigerten sich der Jugendweihe. Die katholische Kirche hielt bis zuletzt an der Unvereinbarkeit von Firmung und Jugendweihe fest und beschritt damit den Weg einer maximalen Abgrenzung vom diktatorischen Umfeld. In der evangelischen Kirche baute man hingegen verschiedene Brücken, mit denen man auch die an der Jugendweihe Teilnehmenden wieder in die eigene Gemeinschaft zu integrieren suchte. Dennoch rückten Konfirmation und Firmung an den Rand des kirchlichen Lebens. In einer Situation der direkten Entscheidung, so hatte dieser Konflikt gezeigt, waren viele Kirchenmitglieder nicht bereit, den Vorgaben der religiösen Autoritäten zu folgen.

			Dieser Konflikt veränderte die Grundlagen religiösen Lebens entscheidend. Die Mitgliedschaft in einer Religionsgemeinschaft war jetzt keine Tradition oder Gewohnheit mehr, sondern erforderte eine bewusste Haltung und eine davon abgeleitete Praxis; in der DDR richtete sich diese gegen den Staat. Aus der Volkskirche wurde eine Entscheidungskirche – und das mit weitreichenden Folgen bis in die Gegenwart hinein. Nicht allein diktatorischer Zwang bewirkte die Religionslosigkeit, sondern – so zeigen biografische Interviews – viele Menschen haben sich im Laufe der Existenz der DDR die Distanz zur Transzendenz aktiv angeeignet und in ihr Lebenskonzept integriert. Von vielen wird die Entscheidungssituation zwischen Staat und Kirche als selbstverständlich empfunden und nicht mehr hinterfragt. »Gebt dem Kaiser, was des Kaisers ist und Gott, was Gottes ist«, so lautet eine Äußerung einer Befragten und steht damit für eine weit verbreitete Haltung.21 Dieses Entweder-oder der Mitgliedschaftslogik haben auch die Kirchen selbst befördert, als sie Jugendweihe und Konfirmation für unvereinbar erklärten. Viele derjenigen, die in die SED eintraten oder einen staatsnahen Beruf ergriffen, gingen davon aus, dass der Staat ihnen abverlangen konnte, ihre Kirchenmitgliedschaft zu beenden. Die Konfessionslosigkeit machte das Leben unkomplizierter, die Kirchenmitgliedschaft hingegen barg Risiken und konnte zu Konflikten führen. Diese Sichtweise auf die Religion internalisierten große Teile der Bevölkerung, unabhängig von ihren weiteren politischen Überzeugungen. Hinzu trat, dass sich eine zweite Konfliktlinie tief in die Anschauungen eingeprägt hat. Die wissenschaftliche Weltdeutung, so hatte die SED immer wieder propagiert, vertrage sich nicht mit einem religiös motivierten Weltbild. Mit dieser Überzeugung konnte die SED an eine Haltung anknüpfen, die auch über ihre Weltanschauungsgruppe hinaus weit verbreitet war und auch in aufklärerisch inspirierten Kreisen auf viel Zustimmung stieß. Rationalität und Religion wurden und werden nach wie vor von vielen als krasse Gegensätze angesehen. Wesentlich, so folgert Monika Wohlrab-Sahr aus ihren Untersuchungen, ist die Säkularität im Osten eine von der SED-Diktatur erzwungene Haltung, die aber an Überzeugungen anknüpfen oder diese stiften konnte, die die Religionslosigkeit unterstützten.22 Unter den Bedingungen der »forcierten Säkularität« bildeten sich eigene Werte aus, die zum Teil die Funktion religiöser Überzeugungen übernahmen und vor allem nach 1990 zusätzlich nostalgisch verklärt wurden. Der Gemeinschaftserfahrung der Jahre bis 1990 wird die kalte Gesellschaft des wiedervereinigten Deutschlands gegenübergestellt. Die auf das Gemeinwohl bedachte »ehrliche Haut« wird als Gegenentwurf zum kapitalistischen Raffzahn konstruiert, die Arbeit zu einem Wert stilisiert, die den Menschen in die Gemeinschaft integriert und ihm Würde verleiht. Wenn es ein religiöses Interesse gibt, dann sind es die davon abgeleiteten Haltungen, die dieses motivieren: Gemeinschaftserfahrung, Kritik am Materialismus, aber auch die denkerische und kreative Arbeit am Selbst finden insbesondere Angehörige der jüngeren Generation eher in den neureli­giösen Bewegungen als in den großen Religionsgemeinschaften. Generell aber fehlen insbesondere in den Familien, die bereits in der zweiten Generation konfessionslos sind, jegliche christliche, aber auch andere religiöse Anknüpfungspunkte. Eine Kehrtwende ist daher nicht zu erwarten.

			3	Religion und Zivilgesellschaft: Fehlt etwas? Was fehlt? 

			Markiert die »Kultur der Konfessionslosigkeit« nicht vor allem einen Zustand, auf den mindestens die westeuropäischen Gesellschaften in den nächsten Jahren und Jahrzehnten ohnehin zulaufen werden? Ist es ein Problem, dass die volkskirchlichen Strukturen nicht nur – wie im Westen – zunehmend erodieren, sondern bis auf wenige Reste bereits verschwunden sind? Immerhin sehen wir, dass sich auch im wiedervereinigten Deutschland die christlichen Großkirchen zunehmend einer kritischen Diskussion stellen müssen: Beide Kirchen sind Institutionen, in denen sexueller Missbrauch institutionell nicht nur nicht aufgedeckt und verfolgt, sondern durch sehr spezielle, auch spirituell begründete Macht- und Abhängig­keitsverhältnisse ermöglicht, gestützt und deren Aufdeckung vertuscht wurden. Ist Ostdeutschland hinsichtlich seiner Konfessionslosigkeit Avantgarde, steht für den Zukunftstrend und ist die Entwicklung daher sogar begrüßenswert?23 

			Oder – so wird normativ von der gegenüberliegenden Seite des Weltanschauungsspektrums argumentiert – fehlt in Ostdeutschland wegen des Mangels an religiöser Imprägnierung nicht ein wichtiges Element gesellschaftlichen Lebens? Für die Zivilgesellschaft in Deutschland – das hat die historische Forschung lange Zeit per Definition ausgeklammert24 – ist die Religion ein wesentliches Moment.

			Auch wenn der Begriff Religion viel mehr als das Christentum umfasst, waren lange Zeit und sind bis heute die katholische und die evangelische Kirche die mitgliederstärksten und zivilgesellschaftlich einflussreichsten Organisationen – bei aller Pluralisierung des religiösen Feldes insgesamt.25 

			Prinzipiell kann Religion für das Funktionieren eines Gemeinwesens ein durchaus ambivalenter Faktor sein. In Religionsgemeinschaften finden sich Menschen zusammen, die ihr Leben im Austausch mit einer Transzendenz reflektieren, sei es Gott, Allah oder eine andere höhere Instanz. Diese gemeinsame Prämisse, unter der das Leben steht, kann sich dabei dogmatisch verengen und so die Gesellschaft als Ganzes belasten. Oder sie erweist sich als wichtiges Reflexionsmoment, welches produktiv in die Gesellschaft hineinwirkt und die Diskussion und Bewältigung von Herausforderungen mitträgt und befördert. 

			Bei aller Offenheit der Frage über den Nutzen oder den Schaden von Religionsgemeinschaften für die Zivilgesellschaft und die politische Kultur lässt sich für die alte Bundesrepublik sagen, dass es einen engen Zusammenhang gab: Im Westen Deutschlands waren die Religionsgemeinschaften dicht angebunden an die staatlichen Vollzüge, mit der juristischen Konstruktion einer »hinkenden Trennung« von Kirchen und Staat war auch rechtlich ein starker Zusammenhang geschaffen. Weit darüber hinaus reichten die Kirchen und ihre Vorfeldorganisationen in die politische Kultur hinein, flächendeckend gab es Pfarreien und Gemeinden in der gesamten Bundesrepublik. Sie organisierten in der unmittelbaren Nachkriegszeit praktische Lebenshilfe beispielsweise für Flüchtlinge und Vertriebene und schufen Öffentlichkeit für (die von ihnen unterstützten) politischen Anliegen. Bis heute ist an ihren religiösen Feiertagen das gesamte öffentliche Leben ausgerichtet. Das politische Leben wurde von den kirchlichen Verbänden nicht nur reflektiert, sondern intensiv mitgestaltet. 

			Die Diskussion darum, wie die Schulen angemessen zu organisieren seien, konzentrierte sich lange Zeit vor allem auf die Frage nach der Einrichtung von Bekenntnisschulen für die beiden Konfessionen. Die Debatte um die Gründung der Bundeswehr und die damit einhergehende Wiederbewaffnung der Republik war ebenso hochgradig mit religiösen Argumenten aufgeladen wie die Frage nach der militärischen Nutzung von Atomenergie. Selbst die Deutschlandpolitik wurde stark unter konfessionellen Gesichtspunkten diskutiert. Für eine rasche Wiedervereinigung und damit auch für mögliche Konzessionen gegenüber der DDR beziehungsweise der Sowjetunion setzten sich verschiedene protestantische Gruppierungen ein. Die Westbindungspolitik des Kanzlers begleitete hingegen fortwährend der Verdacht, dem Katholiken Adenauer sei am Schicksal der protestantischen Brüder und Schwestern im Osten schon aus konfessionellen Gründen weniger gelegen. 

			Viele Aktivitäten der Sozial- und Familienpolitik wurden von den Kirchen angestoßen, zum Teil auch organisiert. Wer in den 1950er Jahren und danach beispielsweise über Geburtenregelungen, Schwangerschaftsabbruch, aber auch über Erziehung und Bildung sprach, kam um die Kirchen nicht herum. In all diesen Bereichen beanspruchten sie für sich Kompetenz und Mitsprache – und letztere wurde ihnen von der Gesellschaft auch breit eingeräumt. Aber auch die neuen sozialen Bewegungen wie die Friedensbewegung, Teile der Ökologiebewegung, ja selbst der Einsatz für die Emanzipation und Gleichstellungen von Frauen war partiell von Strömungen aus den Kirchen mitgetragen. Zuletzt waren viele Gemeinden und kirchliche Organisationen in der Flüchtlingshilfe für diejenigen aktiv, die seit 2015 aus Syrien und den Nachbarländern nach Deutschland geflüchtet sind. Dazu trug bei, dass viele der führenden Politikerinnen und Politiker aus ihren Reihen kamen. Den katholischen und evangelischen Verbänden und Vereinen entstammt nicht selten das politische Personal, bis heute haben viele Politikerinnen und Politiker ihre Wurzeln in der kirchlichen Jugendarbeit. 

			Trotz der Erosion der Mitgliederbasis und bei allem Einflussverlust, den die Kirchen in einer religiös wie auch weltanschaulich pluraler werdenden Gesellschaft zu verzeichnen haben, gibt es das Zusammenwirken von Religionsgemeinschaften und Zivilgesellschaft nach wie vor. Die Entwicklung des religiös-kirchlichen Lebens in der DDR hatte einen gänzlich anderen Verlauf genommen – und kehrte sich auch nach der friedlichen Revolution und der Wiedervereinigung nicht um. Dennoch ist die Zuordnung von Staat und Kirchen in den neuen Bundesländern ganz nach dem Modell der alten Bundesrepublik gestaltet. Da eine Verfassungsdiskussion 1989 und danach ausblieb, ist die »hinkende Trennung« von Kirchen und Staat in die neuen Länder übertragen worden – die jeweiligen Landesverfassungen haben dort keine neuen Akzente gesetzt. Nur: Aufgrund der fortgeschrittenen Säkularisierung der gesellschaftlichen Zusammenhänge werden diese Strukturen zu wenig mit Leben erfüllt. 

			4	Folgen für die Zukunft

			Die weitgehende Säkularisierung kann man bedauern oder begrüßen, je nachdem wie man zur religiösen Prägung einer Gesellschaft steht. Mit Blick auf die Zivilgesellschaft birgt diese Konstellation aber eine besondere Herausforderung, die sowohl für den Osten wie auch in Zukunft für den Westen Deutschlands gilt: Es fehlen die gesellschaftlichen Zusammenhänge und Kommunikationsstrukturen, die im alten Westen nach wie vor, wenn auch in schwindender Stärke, die politische Kultur mitgestalten. Menschen in religiösen Zusammenhängen sind tendenziell stärker wertgebunden, intensiver in eine Gemeinschaft integriert und werden schon allein aus diesen Zusammenhängen heraus oft für zivilgesellschaftliches Engagement angefragt. Zudem tragen die christlichen Religionsgemeinschaften ihre Anliegen nicht nur über die Medien, sondern vor allem über den schulisch verankerten Religionsunterricht in die Bevölkerung. Mit dieser Beobachtung ist keine Werbung für eine Rückkehr zum Status quo der alten Bundesrepublik verbunden. Religionsgemeinschaften können in ihrer Wirkung für das Gemeinwesen hochambivalent sein, zu einer politischen Kultur positiv beitragen oder ihr schaden. Vielmehr soll darauf aufmerksam gemacht werden, welch komplexe Funktionen Religionsgemeinschaften für das Gemeinwesen übernehmen können. Die Demokratie ist auf ideelle Grundlagen und kommunikative Zusammenhänge angewiesen, in denen sich die Gesellschaft ihrer selbst zu versichern vermag. Nur so können Liberalität und persönliche Freiheitsrechte gewährleistet bleiben und darf die oder der Einzelne ohne Angst anders sein. Nicht im Gegensatz oder in Konkurrenz dazu, sondern in Übereinstimmung damit bedarf es auf der anderen Seite einer Kommunalität, in der sich das Individuum auch als Teil einer Gemeinschaft erleben und verorten kann. Dazu gehören Gelegenheiten, bei denen sich unterschiedliche soziale, kulturelle und politische Zusammenhänge begegnen, austauschen und wichtige Linien der Gesellschaftsentwicklung formulieren – sei es medial oder in körperlicher Anwesenheit, wie beispielsweise auf Demonstrationen, in Parlamentssitzungen oder in wo auch immer angesiedelten Diskussionsrunden. Dazu gehören Organisationsformen und gemeinsame Praktiken, die individuelle Selbstwirksamkeit erfahrbar machen und zugleich in eine solidarisch handelnde Gesellschaft integrieren.26 Oft übernahmen und übernehmen Religionsgemeinschaften diese Funktion innerhalb der Gesellschaft. Mit dem weitgehenden Abbruch dieses Strangs in den neuen Ländern und mit dem zunehmenden Bedeutungsverlust von Religionen auch in den alten Ländern stellt sich die Frage, wie die damit aufgegebenen Strukturen in Zukunft ersetzt und weiter gestaltet werden können.
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			Rolf Schmachtenberg

			Aufarbeitung durch einen Härtefallfonds – kann das funktionieren? Das Beispiel der Rentenüberleitung

			Wenn Wunsch und Wirklichkeit auseinanderklaffen – Wortmeldung eines Zugewanderten West1

			Meine familiären Wurzeln liegen in West und Ost. Geboren bin ich in Aachen, der Heimatstadt meines Vaters, westlichste Großstadt Deutschlands. Sie wurde als erste im 2. Weltkrieg befreit. Von hier sind Paris, Brüssel und Amsterdam näher als Berlin. Meine Mutter war Flüchtling, geboren in Kattowitz, das ab 1921 zu Polen gehörte. Ihre Eltern stammten aus Rostock; dort kümmere ich mich noch heute um die Grabpflege.

			Genau genommen geht meine Beziehung zu dem Thema dieses Buches zurück bis in die Zeit, als ich mich als junger Westdeutscher in der Friedensbewegung engagierte. Es begann 1981, als ich auf einer Jugendreise nach Rumänien ostdeutsche Studenten traf, die mit der Parole »Schwerter zu Pflugscharen« unterwegs waren. Im Sommer 1983 nahm ich dann zum ersten Mal am Mobilen Friedensseminar in Mecklenburg teil. Organisiert von Markus Meckel und anderen, die später, im Sommer 1989, die Sozialdemokratische Partei in der DDR (SDP) in Schwante bei Berlin gründeten. Zum Jahreswechsel 1989/90 holten sie mich nach Berlin. Mein erster Arbeitsplatz im Osten war in der Rungestraße, wo damals die SDP, ab 15. Januar 1990 dann SPD (DDR), ihre Büros hatte.

			Seitdem ist meine Biografie stark davon geprägt, dass ich fast meine gesamte berufliche Laufbahn im Osten verbracht habe. Ich könnte jetzt viel aus meinem damaligen Arbeitsalltag erzählen, was gut zu dem vielfältigen Ansatz dieses Kolloquiums passen würde, die Entwicklung im Osten der Bundesrepublik Deutschland zu analysieren. Dabei denke ich an meine Erfahrungen und Erlebnisse aus der Zeit, als es um die Sanierung, eigentlich in der Regel eher um die Privatisierung der Unternehmen ging, die der Treuhandanstalt gehörten. An das typische Dilemma etwa, in dem sich damals viele der Betriebsräte befanden: Bestand noch eine Chance auf eine Sanierung aus eigener Kraft oder sollte man lieber die alten Kader durch eine schnelle Privatisierung loswerden?

			Doch ich will mich eher auf ein paar Anmerkungen beschränken, bevor ich abschließend zu einer Frage komme, die mich zurzeit sehr beschäftigt. Mitunter heißt es, dass der Osten noch nicht angekommen sei in dieser vom Westen dominierten Welt. 

			Allein diese Formulierung zeigt wie ein Finger auf eine noch offene Wunde; sie macht für mich eine große Asymmetrie deutlich: Im Osten werden immer noch ständig Vergleiche zum Westen gezogen. Umgekehrt kenne ich das nicht. Und was heißt eigentlich Westen? Das ist ja keine statische Größe. Der Westen ist regional sehr unterschiedlich und immer im Fluss. Als ich mich Ende 1989 entschloss, nach Ost-Berlin zu gehen, hatte ich Hoffnung, dass die bevorstehenden Entwicklungen auch die Verkrustungen in Westdeutschland aufbrechen würden. Ich dachte damals, der Umbruch-Ost könnte dem Westen doch ebenso Impulse geben. Wir hofften noch im Februar 1990, dass sich mit »einem Fahrplan zur deutschen Einheit« ein echter Vereinigungsprozess auf Augenhöhe gestalten ließe. Dies erwies sich wenig später bereits als Illusion. Ganz beiseite gefegt wurde sie mit den Volkskammer-Wahlen vom 18. März 1990,2 danach ging es dann nur noch um die schnelle D-Mark. Es folgten Anpassung und Übernahme, Abwicklung und Umstrukturierung nach Blaupause West und so weiter. Die Vereinigung brachte Westdeutschland wirtschaftlichen Auftrieb, die Kohl-Ära festigte sich erneut, der Zufluss an Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern veränderte die Kräfte in der Tarifpolitik. Eigentlich hatte es 1989 im Westen ja auch eine Hoffnung auf grundlegende Erneuerungen gegeben. Dafür steht beispielhaft das sogenannte Berliner Programm, das Grundsatzprogramm der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands bis 2007, das am 20. Dezember 1989 auf dem Programm-Parteitag der SPD in Berlin verabschiedet wurde und das seit 1959 gültige Godesberger Programm3 ablöste. 

			Ausgebliebene Reformen infolge der Wiedervereinigung

			Aus meiner westdeutschen Perspektive hat die Vereinigung viele emanzipative Ansätze um Jahre zurückgeworfen. In dem Grundsatzprogramm finden sich – um einige Punkte zu nennen – klare Positionen zur Vereinbarkeit von ökologischem und sozialem Fortschritt, zur Arbeitszeitverkürzung, zur Vereinbarkeit von Familie und Beruf und auch zu einem neuen Verständnis von Familie: »Keine Form von Lebensgemeinschaft darf diskriminiert werden, auch die gleichgeschlechtliche nicht.« Und es findet sich hier der wunderbare Satz: »Wer die menschliche Gesellschaft will, muss die männliche überwinden.« Faktisch hat infolge der Vereinigung ­Helmut Kohl weitere acht Jahre regiert und längst überfällige Reformen blieben aus. Auch das Vorhaben, eine neue, gemeinsame Verfassung zu schaffen, wurde nicht realisiert. 

			Das wäre also auch durchaus ein interessantes Thema für ein weiteres Kolloquium: Welche Auswirkungen hatte und hat bis heute die Vereinigung auf die westdeutsche Gesellschaft?

			Nun aber zu meiner Frage, die in direktem Bezug zu meiner Arbeit bis 2021 steht. Studiert habe ich Mathematik und mathematische Wirtschafts­ökonomie. Seit 2018 habe ich als Staatssekretär im Bundesministerium für Arbeit und Soziales gearbeitet, zuständig für den Bereich Soziales. Zu behandeln ist dort vieles, von der Unfallversicherung bis zur Opferentschädigung, von der Sozialhilfe bis zur europäischen Sozialpolitik, vor allen Dingen aber die Rentenpolitik. Und dazu gibt es im Koalitionsvertrag von 20184 zwei Sätze, die mich intensiv beschäftigen, sie lauten: 

			»Für Härtefälle in der Grundsicherung im Rentenüberleitungsprozess wollen wir einen Ausgleich durch eine Fondslösung schaffen. Entsprechendes wollen wir auch für die Gruppe der Spätaussiedler und der jüdischen Kontingentflüchtlinge ­prüfen.«

			Was heißt das? Es gibt in Ostdeutschland viele Personen und Gruppen, vor allem Berufsgruppen, die der Meinung sind, dass sie durch die Rentenüberleitung Ost benachteiligt wurden. Typischerweise ist ein spezifischer Aspekt ihrer Erwerbs- oder Lebensbiografie bei der Rentenüberleitung nicht mehr explizit im Rahmen der Rente abgebildet worden und ging in der pauschaliert vorgenommenen Systemumstellung quasi »verloren«. Dabei muss man wissen, dass bei der Überleitung große System­unterschiede zu überwinden waren. Das DDR-Rentensystem kannte nicht die 1958 in Westdeutschland eingeführte dynamische Rente. Es war geprägt von Elementen der Mindestsicherung und Regelungen, die in den 1940er Jahren festgelegt und seitdem unverändert geblieben waren: zum Beispiel eine 40 Jahre lang geltende Beitragsbemessungsgrenze von 600 Mark, eine Mindestrentenregelung und im Laufe der Zeit hinzugewonnene Sondertatbestände, mit denen das starre Rentensystem attraktiver gemacht werden sollte. 

			Benachteiligung von rund 20 Berufsgruppen

			Die Renten im wiedervereinigten Deutschland werden nunmehr nach den im Vergleich zum DDR-Rentenrecht grundsätzlich anderen Prinzipien der Gesetzlichen Rentenversicherung, des SGB VI, berechnet. Obwohl es infolgedessen im Beitrittsgebiet seinerzeit halbjährlich erfolgende, teils beträchtliche Anpassungen bei der dynamischen Rente für viele gab, fühlen sich rund 20 Berufsgruppen sowie die Gruppe der in der DDR geschiedenen Frauen durch die fehlende Übernahme ganz bestimmter, in der Regel berufsbezogener Elemente des DDR-Rentenrechts benachteiligt. Sie errechnen sich aus der fehlenden Übernahme bestimmter Tatbestände hohe finanzielle Einbußen im Rahmen der Rente und leiten daraus einen Anerkennungsanspruch, das heißt einen Geldanspruch ab. Den beziffern sie je nach Gruppe auf zwischen 20.000 und 50.000 Euro pro Person. Die Zahl der davon Betroffenen kann nur grob geschätzt werden. Von den Initiativen und Vereinen, die die Interessen der Betroffenen vertreten, werden Zahlen von mehreren Hunderttausend genannt. Wenn Sie den Mittelbedarf auf dieser Grundlage abschätzen, dann kommen Sie auf ein- bis zweistellige Milliardenbeträge. 

			Neben den geschiedenen Frauen betrifft das zum Beispiel ehemalige Post- und Bahnbeschäftigte, Bergbaubeschäftigte, Tänzerinnen und Tänzer am Friedrichstadtpalast, Sportlerinnen und Sportler, Ingenieure, Kita-Erzieherinnen und -Erzieher sowie Pflegekräfte. Auch Künstlerinnen melden sich, für die noch 1989 ein Zusatzversorgungssystem geschaffen wurde. Und letztlich kann man auch die Beschäftigten des MfS dazurechnen, dies wird politisch allerdings nicht so lautstark vorgetragen. Viele der geschiedenen Frauen begründen ihre Ansprüche anders als die anderen Berufs- und Personengruppen damit, dass es in Ostdeutschland nicht den in Westdeutschland 1977 eingeführten Versorgungsausgleich gegeben habe und dieser nun nachzuholen sei. Andere in der DDR Geschiedene argumentieren mit dem Wegfall der Mindestrente, die insbesondere für Frauen mit langen Unterbrechungen ihrer Erwerbstätigkeit eine wichtige Auffanglinie im DDR-Rentenrecht bildete, welche das weitgehend beitragsbezogene westdeutsche Rentensystem hingegen so nicht kannte. Allerdings gibt es im westdeutschen System für die Zeiten bis 1992 die Rente nach Mindestentgeltpunkten.

			Die Rentenüberleitung wurde vor rund 30 Jahren beschlossen, am 1. Januar 1992 trat das »RÜG« in Kraft. Die aufgeworfenen Fragen wurden gerichtlich überprüft und für verfassungsgemäß befunden. Nur an einzelnen Stellen kam es zu Korrekturen. Vor diesem Hintergrund haben die Parteien der regierenden Koalition diesen Prüfauftrag beschlossen. Sie erkennen damit grundsätzlich einen Handlungsbedarf an, beschränken ihn aber auf Härtefälle in der Grundsicherung und wollen hier eine Lösung außerhalb des Rentenrechts, einen Härtefallfonds, geprüft wissen.

			Hier besteht für mich durchaus ein Zusammenhang mit einem anderen Vorhaben der Koalition. Mit der Einführung der Grundrente wird ein sozial ausgleichendes Element eingeführt. Dies geschieht für West und Ost gleichermaßen und verbessert die Renten vor allem von Frauen: Wer lange berufstätig war, aber niedrige Einkommen hatte, wer Kinder erzogen oder Angehörige gepflegt hat, erhält einen Zuschlag zur Rente. Dies wird gerade auch für manche der geschiedenen Frauen im Osten eine im Einzelfall sicher spürbare Rentenerhöhung darstellen.

			Ich bin auch derjenige, der auf der Staatssekretärsebene die harten politischen Konflikte um die Einführung der Grundrente miterlebte. Da ging es um 1,3 Milliarden Euro pro Jahr. Hier, bei den Forderungen der Berufs- und Personengruppen, reden wir über ganz andere Summen. Und der Streit zog sich bereits lange hin und wurde mit großer Heftigkeit geführt. Ich war sehr skeptisch, dafür im Bundestag eine Mehrheit zu finden, stand damit aber auch nicht alleine. Auch in den Reihen unseres seinerzeitigen Koali­tionspartners ist das skeptisch betrachtet worden.5 Dabei gilt es zu bedenken, dass die Berufs- und Personengruppen geringere Zahlungen als die geforderten Summen höchstwahrscheinlich als zu niedrig bewerten und eine Befriedung deshalb wahrscheinlich nicht eintreten wird. 

			Kann Geld gefühlte Ungerechtigkeiten beseitigen?

			Aber ist Geld überhaupt ein geeignetes Mittel der Aufarbeitung? Lassen sich mit Geldmitteln Gefühle von Ungerechtigkeiten beseitigen? Schafft man dadurch nicht bloß neue Ungerechtigkeiten im Vergleich zu anderen Gruppen, die sich ebenfalls benachteiligt fühlen und keine Zahlungen erwarten können? Diese Frage drängt sich mir immer mehr auf, je öfter ich mit Betroffenen ins Gespräch komme. 

			Dies ist ein konkretes Beispiel dafür, dass das, was Sie hier in diesem Kolloquium diskutieren, auch Gegenstand aktueller politischer Ausein­andersetzungen auf Bundes- und Länderebene ist. Bestimmte Gruppen aus Ostdeutschland fordern für Regelungen und Grundentscheidungen, die im Zuge der Vereinigung festgelegt wurden, eine Kompensation ein. Aber kann und sollte man das wirklich so lösen? Das ist eigentlich die Frage, die ich stellen will. Wir haben eine Bund-Länder-Arbeitsgruppe eingesetzt. Sie erarbeitet die Grundlagen für einen solchen Härtefallfonds. Allerdings bin ich – auch nach vielen Gesprächen mit Betroffenen, die eine Lösung erwarten – davon überzeugt, dass sie das Ergebnis nicht zufriedenstellen wird.

			Vielleicht wäre es am Ende besser, als wegen zu großer Erwartungen das große Ziel ganz zu verfehlen und gar nichts zu machen, wenigstens für diejenigen eine einmalige Leistung zu ermöglichen, die für einen längeren Zeitraum zu den betroffenen Berufsgruppen gehörten und deren Renteneinkommen nach einem langen Erwerbsleben sehr niedrig sind. Dies womöglich in Verbindung mit einer wissenschaftlichen Aufarbeitung des Systemwechsels.

			Ich schließe nicht mit einer Erwartung, dass Sie mir nun sagen, wie sich das in Nullkommanix lösen lässt. Es geht mir um ihre Einschätzung: Kann es hierzu überhaupt einen friedensstiftenden Weg geben?

			Frage aus der Kolloqiumsrunde: Das heißt, dieser Milliardentopf ließ sich tatsächlich nicht füllen, obwohl das 2018 im Koalitionsvertrag angekündigt wurde?

			Es handelte sich um einen Prüfauftrag. Mittel können erst im Bundeshaushalt eingestellt werden, wenn klar ist, in welchem Umfang und in welchem Jahr diese benötigt werden. Und nach der Logik des Haushaltsverfahrens gilt grundsätzlich: Die Mittel müssen im Bundeshaushalt und zwar in der Regel im Haushalt des zuständigen Fachressorts an anderer Stelle eingespart werden. Im Sinne einer Prioritätenentscheidung. Nur in Ausnahmefällen werden vom Parlament zusätzliche Mittel bewilligt.

			Frage aus der Kolloquiumsrunde: Aber ist das perspektivisch nicht sehr problematisch? Denn angenommen, das gut gemeinte Projekt ließe sich nicht realisieren, wäre das nicht dafür ein Beispiel, dass mit gutem Willen ein gewisser Erwartungshorizont geweckt wurde, der sich möglicherweise gar nicht erreichen lässt. Schafft das nicht prompt einen neuen Frustherd im Osten, einen weiteren von diversen Frustherden, über die hier an anderer Stelle bereits berichtet wurde? 

			Genau. Mit dem Auftrag aus dem Koalitionsvertrag von 2018 war genau dieses Risiko verbunden. Und es ist eine immense Herausforderung, dafür zu sorgen, dass es nicht dazu kommt. Doch wie, das kann ich Ihnen beim besten Willen nicht ohne Weiteres sagen. Darum suche ich ja Ihren Rat. Reale Politik kann, wie Sie sehen, sehr ernüchternd sein.

			Nachfrage genau ein Jahr später, im April 2021: Hat sich denn noch ein Lösungsweg gefunden?

			Der Weg nahm jetzt zumindest eine Richtung. Die erwähnte Bund-­Länder-Arbeitsgruppe hatte ihre Tätigkeit mit der Vorlage eines Konzepts für die Errichtung eines Härtefallfonds abgeschlossen. Auf dieser Grundlage hat dann die Bundesregierung im März 2021 Eckpunkte für zu errichtende Stiftung vorgelegt, die hälftig vom Bund und von den Ländern getragen werden und für alle drei Gruppen (jene Härtefälle in der Rentenüber­leitung, Spätaussiedler und jüdische Kontingentflüchtlinge) Anerkennungsleistungen vorsehen soll. Bereits im März fand dazu eine erste Besprechung des Bundes mit allen 16 Bundesländern statt, in der die Eckpunkte erläutert wurden und das weitere Vorgehen zur Vorbereitung eines gemeinsamen Beschlusses vereinbart worden ist. Politischer Alltag, der oft nur langwierig und in kleinen Schritten zu Erfolgen führt, der aber selten einfach zu vermitteln ist.

			Anmerkungen
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			Müllkippe im Osten Berlins, 1993. (Bildausschnitt, Ann-Christine ­Jansson) 

		

	
		
			Michael Zschiesche

			Topos Umweltschutz – das weitgehende Verschwinden des spezifisch Ostdeutschen in Deutschland

			Die Beseitigung der sichtbaren Umweltverschmutzungen in Ostdeutschland stellt sicher eine der größten Errungenschaften nach der Vereinigung 1990 dar. Dabei überrascht, wie schnell das Thema Umweltschutz, das 1989 als Katalysator für friedliche Proteste gegen ein mit diesen Problemen überfordertes Staatswesen geradezu allgegenwärtig war, in Ostdeutschland bereits wenige Jahre, nachdem die SED-Herrschaft beseitigt war, verschwunden ist. Denn mit der DDR sind ja die in ihr entstandenen Umweltprobleme keineswegs verschwunden. Eher sind neue ökologische Problemlagen nach 1990 in Ostdeutschland hinzugekommen und gewachsen. Und dennoch hat das Thema Umweltschutz, anders als in Westdeutschland, nach 1990 stetig an Bedeutung verloren. In diesem Artikel soll der Frage nachgegangen werden, welche Faktoren das Verschwinden des Themas Umweltschutz begünstigten. Zugleich möchte er ergründen, welche ostdeutschen Mentalitäten sich hinsichtlich des Umweltschutzes bis heute bewahrt und konserviert haben und was daraus in der Bundesrepublik gelernt werden kann, einem Land, das als führende Mittelmacht in der Weltumwelt- und Weltklimapolitik gerade immer wichtiger wird.

			Umweltschutz vor, während und nach der friedlichen Revolution 1989/90

			Die Umweltproteste in der DDR Ende der 1980er Jahre waren immer auch politische Proteste. Vielleicht waren sie sogar mehr als nur »auch« politische Proteste. Möglicherweise waren sie in erster Linie politische ­Aktionen und Botschaften. Der Umweltschutz bot lediglich eine starke Reibungsfläche, denn die Lage des Umweltschutzes in der DDR schien Ende der 1980er Jahre so desolat wie aussichtslos. Um es plastisch zu illustrieren: Václav Havel und die in der Charta 77 veröffentlichten Forderungen der tschechischen Bürgerrechtsbewegung wie das Recht auf freie Meinungsäußerung standen den Protagonisten der Umwelt-Bibliothek der Zionsgemeinde in Berlin-Mitte wahrscheinlich näher als der Wald im Erzgebirge. 

			Alle Erfolge des Umweltschutzes in der Bundesrepublik werden auch der Umweltbewegung, den Bürgerinitiativen, Umweltverbänden und Bürger*innen, die sich stetig, zumeist altruistisch und vehement für Umweltfragen engagieren, zugeschrieben. Ohne eine starke Anti-AKW-Bewegung wäre der deutsche Atomausstieg undenkbar. Bislang gibt es keine Untersuchungen, ab wann man von einer Umweltbewegung in der DDR sprechen kann. Bis 1990 waren die Umweltengagierten immer in erster Linie Teil der DDR-Bürger- und Oppositionsbewegung. Noch 1993 sprach Christof Tannert, Mit-Gründer des Berliner Unabhängigen Instituts für Umweltfragen (UfU) von »DDR-Bürgerbewegung« (Tannert 1994). Carlo Jordan und Hans Michael Kloth, bekannt als Aktivisten der Berliner Umwelt-Bibliothek und später des Umweltbundes Arche, verwenden in ihrer Studie zur Arche Nova 1995 im Wesentlichen als Nukleus der Herkunft den Begriff der »Oppositionellen« (Jordan/Kloth 1995). Auch Stefan Wolle stellte die Zionskirchen-Affäre vom November 1987, als die Staatssicherheit die Räume der Umwelt-Bibliothek stürmten und Geräte und Druckmaschinen für die Zeitschriften »Umweltblätter« und »Grenzfall« beschlagnahmten, unter die Überschrift »Aktionen der Opposition« (Wolle 1998). Von DDR-Umweltbewegung oder ostdeutscher Umweltbewegung ist daher rückblickend eigentlich erst lange nach 1990 die Rede, um die mittlerweile in Ostdeutschland agierenden vielfältigen Umweltgruppen unter diesem Begriff zu subsumieren und um zu verdeutlichen, dass es neben der Umweltbewegung in Westdeutschland auch in der DDR vergleichbare Aktivitäten gab. Und da in Ostdeutschland Umweltgruppen vor 1989 und vor allem während der friedlichen Revolution ­deutliche politische Akzente setzten, trifft der Bewegungsbegriff ja auch auf die im Umweltschutz Aktiven in den neuen Ländern zu. Allerdings verstanden sich in der DDR die Umweltbewegten nie nur als Umweltbewegte. Während der 1980er Jahre und auch während der friedlichen Revolution 1989/90 waren jedenfalls die Verflechtungen zwischen Umwelt-, Frauen- und Friedensgruppen fließend, wie allein die Besetzung des Hauses der Demokratie in Berlin-Mitte verdeutlicht: Neben dem Neuen Forum, Demokratie Jetzt, der Initiative für Frieden und Menschenrechte, dem Demokratischen Aufbruch sowie der ­Vereinigten ­Linken, die entweder später zu Parteien wurden oder in Parteien aufgingen, beherbergte es auch den Unabhängigen Frauenverband, die Grüne Liga sowie das Unabhängige Institut für Umweltfragen (UfU). Die beiden Letzteren sind noch heute dort ansässig.

			Sauberere Umwelt durch Wirtschaftszusammenbruch, aber fehlender Strukturwandel

			Neben den institutionellen und organisationsspezifischen Besonderheiten in Ostdeutschland, auf die ich noch zu sprechen komme, interessieren aber zunächst die Gründe, warum nach 1990 das Thema Umweltschutz so schnell zu einer Erfolgsstory avancierte. Der Umweltschutz, bis 1989 vor allem ein Thema der DDR-Opposition, wurde nach der Unterzeichnung des Einigungsvertrages zu einem Verantwortungsbereich der Bundesregierung. In Art. 34 Abs. 1 des Einigungsvertrages wurde das Ziel festgelegt, »die Einheitlichkeit der ökologischen Lebensverhältnisse auf hohem, mindestens jedoch dem in der Bundesrepublik Deutschland erreichten Niveau zu fördern«. Der damalige Bundesumweltminister Klaus Töpfer formulierte unter dem Titel »Eckwerte für die ökologische Sanierung und Entwicklung in den neuen Ländern« die Absicht, »bis zum Jahr 2000 gleiche Umweltbedingungen auf hohem Niveau in ganz Deutschland zu schaffen […]«. Die entsprechenden finanziellen Transfers für die Sanierung ökologischer Altlasten wurden in der Folge bereitgestellt. Ausgesprochen positiv wirkte sich ab 1990 natürlich auch aus, dass mit dem Zusammenbruch der maroden DDR-Volkswirtschaft weder neue Emissionen in die Luft noch schadstoffbelastete Einleitungen in die Flüsse erfolgten. Damit lösten sich die Umweltschutzprobleme, verursacht durch die Industrie, teilweise von selbst. Daher sprach man in diesem Zusammenhang wohl auch zurecht von »Gratiseffekten«, die zu einer relativ schnellen Erholung der Umwelt auf dem Gebiet der DDR führten. Die Umweltsituation in Ostdeutschland verbesserte sich daher nach 1990 in fast allen Bereichen rasch und deutlich. Bereits 1991 wurde auf dem ehemaligen Gebiet der DDR nur noch halb so viel Staub freigesetzt wie 1980. Die Schwefeldioxid-Emissionen waren 1991 im Vergleich zu 1980 schon um etwa ein Fünftel zurückgegangen.

			Für einen grundlegenden ökologischen Strukturwandel der Wirtschaft in Ostdeutschland, für ein ökologisches Umbauprogramm mit Modellcharakter und Ausstrahlung, gab es vor, während und nach der friedlichen Revolution keine ausreichenden Konzepte oder Ideen ostdeutscher Prägung. Zu schnell kamen die politischen Veränderungen, zu unmittelbar waren die Anforderungen für die neuen Gruppen und Initiativen, sich während der Wendezeit zu etablieren. So überrascht es auch nicht, dass der erste Vorstoß, Strategien für den ökologischen Umbau der DDR zu entwickeln, bereits 1990 von einem damaligen Westberliner Think Tank, dem Institut für Ökologische Wirtschaftsforschung (IÖW) stammte. Aber auch die Autoren der Studie »Umweltreport DDR« kamen zu der Erkenntnis: »Allerdings besteht das Problem darin, dass glaubhafte ›funktionierende‹ und umsetzbare Modelle des ökologischen Umbaus von industriellen Strukturen in Teilräumen eines Staates, zudem durch staatliche Mittel finanziert, nicht existieren.« (Umweltreport DDR, 1990) 

			Für einen grundlegenden ökologischen Neuanfang der Volkswirtschaft nach 1990 fehlte in Ostdeutschland ganz einfach die personelle, finanzielle und strukturelle Basis. Die ostdeutsche Bevölkerung verweigerte sich »Experimenten«. Sie setzte mehrheitlich auf Bewährtes. Zudem gab es keinen Willen der Verantwortlichen auf westdeutscher Seite, in ­Ostdeutschland eine nachhaltige und ökologische Volkswirtschaft zu etablieren. Obwohl bereits 1992 in Rio in Brasilien der erste Umweltgipfel mit für damalige Verhältnisse weitreichenden Beschlüssen stattfand, wurden diese auf Ostdeutschland nicht strukturell angewandt. Es ging in ­Ostdeutschland nach 1990 zuerst einmal um das »Aufräumen« und »Saubermachen« statt um die Frage einer grundlegend nachhaltigen und grünen gesellschaftlichen Produktionsweise.

			Die Hoheit über das Thema Umweltschutz kam nach 1990 in Ostdeutschland der Verwaltung und dem neu geschaffenen, staatlich finanzierten Wissenschaftsbereich zu. Wer nach 1990 in Ostdeutschland im Umweltschutz weiter mitmischen wollte, musste sich mit Gesetzen und rechtlichen Regelungen auskennen. Noch im Dezember 1990 wurden die Rechte der Ostdeutschen beim Bau der Verkehrsinfrastruktur ausgehebelt, ohne dass es zu Protesten gekommen war. Zu groß war seinerzeit der Nachholbedarf im Infrastrukturbereich, als dass die neuen ­ökologischen Fragestellungen überhaupt hätten wahrgenommen werden können. Obgleich Mündigkeit und das Recht auf Selbstbestimmung wesentliche Forderungen der DDR-Opposition gegenüber dem Staat DDR waren, dauerte es einige Zeit, bis auch gegen die Bundesrepublik zaghaft Forderungen nach mehr und besserer Mitsprache gestellt wurden. Das ist auch deshalb bemerkenswert, weil die Ostdeutschen flächendeckend im schmalen Zeitkorridor zwischen Oktober 1989 und Sommer 1990 mannigfache Erfahrungen an Runden Tischen oder in anderen Gesprächsforen sammelten und in puncto Partizipation den Westdeutschen einiges voraushatten. Dieser Erfahrungsschatz, das wurde nach 1990 schnell deutlich, spielte nach Übertragung aller rechtlicher Vorgaben der Bundesrepublik auf den Osten im Zuge des Einigungsvertrages aber keine Rolle mehr. Es gab auch keinerlei Versuche, ihn in die neuen Formen der Mitsprache wie es in der Bundesrepublik üblich war, zum Beispiel bei Planungsentscheidungen, einzubringen. In Ostdeutschland wurden die durch das Verkehrswegeplanungsbeschleunigungsgesetz 1990 und durch weitere Deregulierungsgesetze gestutzten Rechte von Bürger*innen und Umweltschützer*innen als reine Informationsrechte und nicht mehr als Beteiligungsmöglichkeiten ausgestaltet. Das erzeugte bei den wenigen noch verbliebenen Umweltschützern eine Art Desillusionierung gegenüber dem neuen Rechtsstaat, der wesentlich weniger an Rechten zuließ als während der friedlichen Revolution 1989/90 in Ostdeutschland wahrgenommen und genutzt wurde.

			Wenig umweltengagierte Zivilgesellschaft

			Neben dem Fehlen ökologischer Konzepte für einen grundlegenden Um­­bau der ostdeutschen Volkswirtschaft gelang es nach 1990 auch nicht, eine umweltengagierte Zivilgesellschaft, die in Westdeutschland als Nährboden und Antreiber für ökologische Themen in der Gesellschaft vorhanden war, in gleicher Weise und Wirkmächtigkeit in Ostdeutschland zu ­etablieren. Waren zu Zeiten der DDR 50.000 bis 60.000 ehrenamtliche Mitglieder in der Gesellschaft für Natur- und Umweltschutz sowie Umweltengagierte in vielen oppositionellen Zirkeln, Gruppen und kirchlichen Netzwerken aktiv, mussten in den 1990er Jahren die neuen Vereine und Institute mit rasch abnehmenden oder gänzlich neuen und ­unerfahrenen Mitstreiter*innen zurechtkommen. So konnte eine, ähnlich den westlichen Bundesländern schlagkräftige Zivilgesellschaft im Umweltschutz in Ostdeutschland trotz der deutlichen Entwicklungsschübe nach 2010 bis heute nur teilweise etabliert werden. 

			Hinzu kam, dass der großzügige Aufbau außeruniversitärer umweltwissenschaftlicher Forschung in Ostdeutschland nach 1990 den Eindruck erweckte, die Zivilgesellschaft würde bei der Beseitigung der Umweltschäden nicht mehr gebraucht werden. Es ist historisch ziemlich beeindruckend, welche Dichte an neuen staatlichen Umweltforschungseinrichtungen, häufig als sogenannte Blaue Liste Institute bezeichnet, in Ostdeutschland nach 1990 entstanden sind. In Leipzig, Halle und Magdeburg wurde das Umweltforschungszentrum (UFZ) gegründet, in Dresden das Institut für ökologische Raumentwicklung (IÖR). Hinzu kam in Brandenburg das Institut für Regionalentwicklung und Strukturplanung (IRS) in Erkner bei Berlin. Später kam das Potsdam-Institut für Klimafolgenforschung (PIK) hinzu. In Berlin wurde zudem das frühere Ost-Berliner Institut für Gewässerökologie und Binnenfischerei (IGB) in die Leibniz-Gemeinschaft überführt. An den Universitäten und Hochschulen in Ostdeutschland wurden außerdem Fachrichtungen mit speziellen Umweltthemen, wie etwa in Zittau, Cottbus, Dresden, Rostock oder an Fachhochschulen wie Bernburg und Köthen in Sachsen-Anhalt oder Eberswalde im Land Brandenburg geschaffen. 

			So stellten in Ostdeutschland nach und nach bis auf das UfU alle während der Wendezeit gegründeten gemeinnützigen kleineren Umweltinstitute als Teil der Bürger- und Umweltbewegung ihre Tätigkeit weitgehend ein. Denn mit den großzügig ausgestatteten, grundständig geförderten und mehrere 100 Mitarbeiter*innen umfassenden staatlichen Einrichtungen der Blauen Liste konnten die auf Eigenständigkeit gründenden ostdeutschen Eigengewächse nicht konkurrieren. Auch das UfU e. V. in Halle und Berlin überlebte nur durch seine Abkehr von ursprünglichen Prinzipien, es setzte in den frühen 1990er Jahren auf Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen (ABM) als Überlebensstrategie und Finanzierungsquelle. 

			Ähnlich erging es der Grünen Liga, dem originären ostdeutschen ­Um­­weltverband und nach eigenem Verständnis »Netzwerk ­ökologischer Bewegungen«. Während beispielsweise die westdeutschen Umweltver­bände Naturschutzbund (NABU) und BUND ihren ostdeutschen Um­­weltverbänden in den damals neuen Ländern über einen Finanzausgleich ­jahrelang eine gewisse Starthilfe geben konnten, musste die Grüne Liga ohne eine solche Unterstützung auskommen. Die anfangs ­beabsichtigt Ausdehnung der Grünen Liga auf Westdeutschland war so völlig illusorisch. ­Später mussten sogar einzelne Landesverbände zeitweise oder ganz aufgeben, wie in Mecklenburg-Vorpommern und in Sachsen-Anhalt. Der Bundesverband der Grünen Liga, beim NABU und beim BUND, wirkmächtige und inzwischen jeweils mit mehreren Hundert Mitarbeitern vergleichsweise gut ausgestattete Organisationen, konnten nie mit mehr als einer Handvoll Mitarbeiter*innen, ab Ende der 1990er Jahre sogar mit nur einer hauptamtlichen Mitarbeiterin, disponieren. Unter derartigen Rahmenbedingungen war jedoch weder personell noch strukturell ein Anknüpfen an die Tätigkeit während der Wendezeit möglich. Auch konnte man sich so kaum zu einer machtvollen Stimme im Deutschland der 1990er Jahre und danach entwickeln.

			Was sind die ostdeutschen Erfahrungen und Prägungen? 

			Umweltschutz wurde also in Ostdeutschland ab 1990 mehr und mehr ein Thema für Expert*innen und Spezialist*innen. Die breite Verankerung in der Gesellschaft, die es zumindest kurzzeitig 1990 gab, ebbte allmählich ab. Andere Themen, allen voran der tief greifende Strukturwandel und Arbeitsplatzfragen wurden wichtiger. Hinzu kam, mit den schnellen Erfolgen im Umweltschutz, die sich im Wesentlichen die Bundesregierung und die Landesregierungen der neuen Länder zurechneten, wurde das Thema noch stärker aus dem Bewusstsein der ostdeutschen Bevölkerung gedrängt. Insofern fehlte es auch in Ostdeutschland aus milieuspezifischer Hinsicht an sichtbaren Bedürfnissen für eine Stärkung der Umweltbewegung Ost. »Das Grummeln«, wie es der Philosoph und Systemkritiker Rudolf Bahro einmal nannte, welches um 1990 mit dem »Nicht mehr weiter so« als übergreifender, »gefühlter« Konsens quer durch das Volk vorhanden war, wich dem Einverständnis, »Wir brauchen (lieber) Arbeit«. Damit sagte man zugleich, »und koste es uns auch die Umwelt«.

			Denn wie es Hans-Joachim Borner, ein bekannter ostdeutscher Umweltpionier bereits 1992 ausdrückte, fand in Ostdeutschland im Wesentlichen nur eine Verlagerung von »traditionellen« zu »modernen« Schadstoffen statt. Die Schadstoffe wechselten, wurden weniger, aber auch besser und »unsichtbarer« verteilt. Die vordergründigen Rauchfahnen aus Schornsteinen und Schloten verschwanden ebenso wie die drastischen Einleitungen in Flüsse und Bäche. Die neuen unsichtbaren Schadstoffe aber waren alles andere als ungefährlich. Feinstäube, Formaldehyde, Pflanzenschutzmittel oder Mikroplastik hatten den Nachteil, durch westdeutsche Genehmigungs- und Zertifizierungsprozesse gegangen zu sein. Und daher interessierte sich die Öffentlichkeit in Ostdeutschland nach zig Jahren Dreck und Ruß zunächst nicht sonderlich für diese Art von Umweltbelastungen. Zum anderen hätte es einer ganz anderen Art von Expertise der Umweltgruppen in Ostdeutschland bedurft als noch Ende der 1980er Jahre. Ein Umweltinformationsgesetz gab es auch im Osten Deutschlands seit 1994. Aber die Expertise, was die vielen Stoffe, die in der Industrie und in Haushalten Verwendung ­fanden, in der Umwelt und im Menschen anrichteten, die hatten die ostdeutschen Umweltschützerinnen und Umweltschützer meist nicht.

			Ein weiterer Aspekt betrifft die geänderten Rahmenbedingungen. Der Einfluss der Umweltgruppen in der DDR entsprach nie ihrer quantitativen Größe. Die Zahl der umweltpolitisch aktiven Umweltschützer*innen war in der DDR verschwindend gering. Die Zahl der 50.000 bis 60.000 Ehrenamtlichen der Gesellschaft für Natur- und Umweltschutz war zwar beachtlich. Dies umfasste aber eine nicht unbeträchtliche Zahl tatsächlich nur am praktischen Naturschutz Interessierter. Dabei ging es vielen in der DDR eher darum, endlich ohne ideologischen Ballast Freizeit sinnvoll nutzen zu können, als das System zu stürzen. Und die wenigen umweltpolitisch aktiven Umweltschützer arbeiteten eher konspirativ und in der Logik und mit Nutzung der westlichen Medien. Fähigkeiten dieser Art waren nach 1989/90 weder erforderlich noch nützlich. Nunmehr ging es um Fundraising, Selbstdarstellung, Zielgruppen. Es ging um Strukturen, Organisationen, Mitglieder und Apparate, ohne die man in der Realpolitik auch im Umweltschutz der Bundesrepublik keine Chance hat. Die Grüne Liga hat sich dieser Art der Logik immer stark verweigert. Auch daher ist sie heute noch weit davon entfernt, eine wirkmächtige Organisation zu sein. Außerdem gab es durch die Neugründungen oder Ausdehnung westdeutscher Einrichtungen auf Ostdeutschland einen Sog, dem auch profilierte Personen der Umweltbewegung Ost folgten. Zudem wechselten einige der Engagierten nach der Wende in politische beziehungsweise administrative Ämter oder orientierten sich beruflich völlig neu. 

			Dadurch wiegt das Versäumnis, spezifisch ostdeutsche Erfahrungen, Einsichten, Werte und Vorstellungen aus vielen Jahren Arbeit am und mit dem Thema Umweltschutz nicht in eine gemeinsame bundesdeutsche Gesellschaft eingebracht zu haben, immer noch nach. Als 1998 das stark beachtete Konzept Zukunftsfähiges Deutschland, ein intensiv diskutiertes Manifest der ökologischen Wende, unter anderem vom BUND vorgelegt wurde, gab es auf die Frage »Wie wollen wir künftig leben?« in erster Linie »westdeutsche« Antworten. Aber Ökologen in Ost und West hatten dieser Gesellschaft lange Jahre den Spiegel für Fehlentwicklungen, die beiden Gesellschaftssystemen immanent sind, vorgehalten und Ansätze für neue Wege ausprobiert. Die stärkere Risikobereitschaft von vielen Menschen im Osten nach 1990, ganz grundsätzlich über neue gesellschaftliche Möglichkeiten des Zusammenlebens nachzudenken, blieb hier genauso unberücksichtigt wie die Erfahrungen aus den 1980er Jahren in der DDR. So stellte bereits 1993 Karl-Hermann Hübler, als (West-)Berliner Professor mit einer besonderen Nähe zum Wiedervereinigungsprozess, ernüchtert fest: »Auf die Erwartungen und Überlegungen jener, die sich für einen Wechsel der politischen Verhältnisse in der ehemaligen DDR engagiert hatten und die eben Umweltpolitik und -schutz anders machen wollten als nur die begrenzt erfolgreiche westdeutsche Umweltpolitik fortzusetzen, wurde nicht eingegangen, sondern die End-of-the-pipe-Politik fand unmittelbaren Einzug in den damals sich bildenden Ländern mit der beinahe naiven Vorstellung, dass mit den Milliardentransfers von Haushaltsmitteln für Umweltreparaturen diese ökologische Einheit herstellbar sei.«(Hübler 1993)

			Lernschleifen und kurzer Ausblick

			Die ostdeutschen Werte, Eigenschaften, Traditionen und Herangehensweisen, die lange die eigene Art des Umgangs mit ökologischen Fragen bestimmte, sind vielfältig. Da gibt es »das Prinzip Einmischung« (Tannert 1993), eng verwandt mit dem Thema Mündigkeit (Piechocki 1990) als zwei Kernprinzipien modern verstandener Umweltarbeit. Nur der aufgeklärte, sich seiner Rechte und Pflichten bewusste Mensch kann wirksam beitragen, die aus den Fugen geratene »Megamaschine« umzuleiten oder zu stoppen. Überhaupt hat der ostdeutsche Umweltschutz immer schon einen starken Bezug zu gesellschaftspolitischen Ansätzen und Konzepten besessen (Bahro 1995, Land 1992, Hosang 1995). Zugleich ist ostdeutschen Umweltschützern – vielleicht gerade durch die Erfahrung nach 1989/90 – auch der Blick geblieben für das Einfache, das Machbare. Hans-Peter Gensichen, bis 2003 Leiter des Kirchlichen Forschungsheims in Wittenberg und einer der prägenden Figuren der Umweltbewegung der 1980er Jahre in der DDR sowie danach in der Phase der 1990er Jahre, beschrieb es in einem Interview wie folgt: »Also es kommt etwas von Leuten, die sich da eigentlich nicht für zuständig halten, und die schließlich effektiver und umweltfreundlicher leben als manche wohlhabenden Umweltschützer oder Globalisierungsgegner. Das ist schon erstaunlich. Aber keiner staunt, weil keiner hinguckt und also keiner merkt, dass so was gerade anfängt.« (Gensichen 2005) 

			War es noch Anfang der 1990 er Jahre verbandsübergreifender Konsens in den Umweltgruppen in Ostdeutschland, Alternativen zur Konsumlastigkeit der kapitalistischen Gesellschaft zu entwickeln und entsprechende Angebote an die Gesellschaft zu vermitteln, geht den ­Umweltengagierten mit den auf maximal für zwei oder drei Jahre angelegten Projekttätigkeiten der Blick für übergreifende Fragestellungen zunehmend verloren. Unterliegt die Umweltgruppe oder der Umweltverein dann noch einer Mitarbeiterfluktuation, gibt es wenig Möglichkeiten, sich auf eine gemeinsame Wertebasis zu verständigen; beziehungsweise wird diese schlicht nicht hergestellt. Dabei ist den ostdeutschen Umweltbewegten aufgrund der erlebten Brüche, Anpassungen und Improvisationen vieles schon deutlicher und klarer als Kolleg*innen in Westdeutschland. Hans-Peter ­Gensichen hat es hinsichtlich der ostdeutschen Kanzlerin 2005 auf den Punkt gebracht: »Wenn die Bundeskanzlerin in ihrer Neujahrsansprache sagt, es sei eine ›einfache Weisheit‹, dass Wirtschaftswachstum Arbeit schaffe. Das ist Zynismus pur. Wenn die rote Lampe der Fernsehkamera ausgeschaltet wird, lacht Merkel doch selbst darüber.«
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			Bemaltes Mauersegment von Kiddy Citny, einem Musiker und Maler, der Mitte der 1980er Jahre gemeinsam mit dem Franzosen Thierry Noir damit begann, die Westseite der Berliner Mauer großflächig zu bemalen. ­Dieses verbliebene Segment steht auf dem (1989 noch unbebauten) Pots­damer Platz. Unter dem Titel ›Hong Kong Unconquered‹, bemalte er 2020 mit ­seinen Motiven auch eine Mauer im Hongkongs Stadtviertel Sheung Wan, um ­seine Sympathien mit der dortigen Demokratiebewegung zu ­zeigen. (hk)
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			Judith C. Enders

			Vergangenheit ernst nehmen – Zukunft gestalten – Nachhaltigkeit entwickeln

			Lässt sich eine umsetzbare Zukunftsvision entwickeln?

			Die Mitwirkung an diesem Band bietet Gelegenheit, nachdrücklich ­darauf zu verweisen, wie vielfältig der Diskurs über Ostdeutschland mittlerweile ist, entschieden vielfältiger als allgemein angenommen. In meinem Beitrag setze ich mich mit dem Themenkomplex Nachhaltigkeit auseinander. Als Nachhaltigkeitswissenschaftlerin mit politikwissenschaftlicher Ausrichtung beziehe ich mich dabei auf vier Themenkreise, die für die Zukunftsfähigkeit1 der Gesellschaft von entscheidender Bedeutung sind: die Digitalisierung der Arbeitswelt, die feministische Perspektive, die Herausforderungen der Umwelt- und Klimapolitik und die Generationenfrage in Bezug auf Ostdeutschland.

			In dieser Publikation werden bereits an anderer Stelle Gedanken zum Thema Zukunft beziehungsweise zu verschiedenen Zukünften erörtert.2 Es wird darüber nachgedacht, welche Impulse aus den Osterfahrungen, insbesondere aus den Transformationserfahrungen auch für den Westen und für die gesamtdeutsche Zukunft produktiv gemacht werden könnten.3 Zukunft sollte gemeinsam erstritten und gestaltet werden, worin auch ein hoffungsvolles Momentum für den Osten liegen kann. Man sollte sogar fragen, ob sich Gestaltungsmodelle für künftige Entwicklungen auch über Deutschland hinaus, vielleicht für Europa, ja für globale Probleme aus ostdeutscher Perspektive entwickeln ließen?

			Hierzu möchte ich auf die Lücken eingehen, die bei der Betrachtung der ostdeutschen Entwicklung häufig auftreten, insbesondere dann, wenn man die Schablone der nachhaltigen Entwicklung auf die Debatte legt: Digitalisierung, feministische Perspektiven, Umwelt- und Klimafragen und der Generationendialog.

			Digitalisierung der Arbeitswelt

			Was die Digitalisierung, vor allem die der Arbeitswelt betrifft, könnte die Entwicklung im Osten vielleicht so etwas wie eine Blaupause sein. In den letzten 30 Jahren hat die Arbeitsgesellschaft in Ostdeutschland unter Schmerzen und Verlusten eine tief greifende Transformation durchgemacht, an der nahezu alle Aspekte und Gefahren eines schnellen und grundsätzlichen Strukturwandels analysiert werden können. Daraus lassen sich Erfahrungen und Lehren für die Digitalisierung der Arbeitswelt ableiten.4

			Es gibt heute Anzeichen, dass Sozial- und Dienstleistungsberufe wahrscheinlich weniger intensiv vom Wandel durch Digitalisierung betroffen sein und nicht in dem Maße verloren gehen werden wie in anderen Berufsfeldern, beispielsweise in der Autoindustrie, auf der die westdeutsche Wohlstandsgesellschaft in hohem Maße gründet. Nicht nur die Erfordernisse dem Klimawandel entgegenzuwirken, sondern auch die weitergehende Automatisierung (Industrie 4.0) stellen alte Wachstumsbranchen vor einen tief greifenden Wandel. Die ostdeutsche Gesellschaft hat im Zuge des Transformationsprozesses bereits erfahren, was es bedeutet, wenn große Industriekomplexe zusammenbrechen und ganze Berufszweige oder Berufsgruppen komplett freigesetzt werden. Soweit wird es im Digitalisierungsprozess vielleicht nicht kommen, unabwendbar sind aber sicher weitreichende Umorientierungsprozesse in einigen volkswirtschaftlich wichtigen Branchen. Es sollte rückblickend sehr genau analysiert werden, wie solche Veränderungen in Ostdeutschland konkret verlaufen sind, wie sehr Menschen durch eine komplette Neuorientierung herausgefordert wurden (ich erinnere nur an die zahllosen Umschulungs- und Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen). Dies sind wertvolle Erfahrungen, die genutzt werden können, um sich auf den anstehenden digitalen Strukturwandel einstellen zu können.5 Was haben die Ostdeutschen in den letzten 30 Jahren beruflich erlebt und wie ist es ihnen gelungen, sich den Herausforderungen zu stellen und sich trotz ihrer häufig nicht anerkannten Abschlüsse wieder ins Berufsleben einzubringen? Vielleicht können wir angesichts der anstehenden Digitalisierung der Arbeitswelt gemeinsam lernen, der Angst vor dem Zusammenbruch gewachsener Berufsstrukturen wirkungsvoll zu begegnen und Korrekturen unserer Perspektiven auch aus den Erfahrungen des Ostens vornehmen.

			Die feministische Perspektive

			Ein weiteres gesellschaftspolitisches Themenfeld, für das die Erfahrungen im Osten wichtig sein könnten, betrifft die Weiterentwicklung der Geschlechterarrangements. Was hat die ostdeutsche feministische Bewegung in den letzten 30 Jahren zur gesellschafts- und geschlechterpolitischen Entwicklung beigetragen? Warum waren die Feminist*innen in Ost und West nicht in der Lage zusammenzuarbeiten, obwohl sie solidarisch sein wollten? Die unterschiedlichen Denkmodelle und Erfahrungsräume blieben oft unverstanden nebeneinander stehen, manchmal ineinander diffundierend, doch unfähig, gemeinsam neue Wege zu finden. Aus ganz ähnlichen Gründen konnten auch ost- und westdeutsche Kulturen beziehungsweise Künste nicht zueinanderfinden.6

			Es gibt viele Beispiele von ostdeutschen Frauen, die voll Mut und Optimismus in den Westen gegangen sind, dort aber weder Anerkennung noch politische Anknüpfungspunkte an die Frauenbewegung fanden. Vielmehr dominierten auch hier etliche Vorurteile gegenüber Ostdeutschen und die Auffassungen über »Erwerbsneigung« oder Mutterschaft und Erziehung erwiesen sich als zu unterschiedlich.7

			Die zum großen Teil aus der »Dritten Generation Ostdeutschland« stammenden Frauen, welche durch ihre erwerbstätigen, von einem »sozia­listischen Frauenbild« geprägten Mütter beeinflusst sind, trugen indirekt, fast unbemerkt, ostdeutsche Geschlechterbilder nach Westdeutschland. In Aushandlungsprozessen mit ihren (westdeutschen) Partnern und vor dem Hintergrund ihrer (ostdeutschen) Müttervorbilder wurden Familienbild, Hausfrauenrolle oder Teilzeitmodell infrage gestellt.8 Auch wenn dies ein sehr langsamer Prozess ist, bleibt die Hoffnung, dass auch hier explizit ostdeutsche Erfahrungen vor und nach 1989 zu einem gesellschaftlichen Wandel hin zu einer emanzipatorischeren Zukunft beitragen können.9

			Umwelt- und Klimapolitik

			Beim Thema Umwelt- und Klimapolitik bleibt die ostdeutsche Situation ebenfalls zweischneidig. Jeder historische Blick auf die DDR zeigt sowohl umwelt- als auch klimapolitische Problemzonen: riesige Braunkohletagebaue und exzessive Klimaemission durch Kohleverstromung, veraltete Chemieanlagen, verantwortungslose Mülldeponierung und ausgeprägte industrielle Landwirtschaft.10

			Andererseits muss daran erinnert werden, dass Ostdeutschland durch den wirtschaftlichen Zusammenbruch (vor allem der DDR-Großbetriebe) und den Ausstieg aus der Braunkohle im Sektor »Gebäudewärme« mit etwa 13 Prozent einen nicht geringen Beitrag zu den CO²-Minderungen im vereinten Deutschland geleistet hat. Auch die Naturschutzauflagen der EU wären unerfüllt geblieben, wenn es das beispielhafte Engagement Michael Succows nicht gegeben hätte, dem es als stellvertretendem DDR-Umweltminister noch gelang, viele Naturschutzflächen vor Inkrafttreten des Einigungsvertrages zu sichern und vor dem Ausverkauf zu bewahren. Es gab eine moderne Umweltgesetzgebung in der DDR, die de jure moderner war als die der Bundesrepublik und sich an Schweden orientierte (leider kaum umgesetzt wurde, jedoch trotzdem Vorbild sein kann). Die Gesetzgebung in diesem Bereich ließe sich durch DDR-Erfahrungen positiv ergänzen.

			Demgegenüber steht beispielsweise Bitterfeld als ein viel stärkeres Narrativ für den Niedergang der Industrie und die hemmungslosen Umweltsünden in der DDR. Zur historischen Wahrheit gehört aber auch die Tatsache, dass die zum Himmel stinkende‹ Umweltverschmutzung bis in die 1920er Jahre zurückgeht, die DDR hat dann nach 1945 ungebremst damit weitergemacht. Dies zeigt, dass man Themen der ökologischen Entwicklung in einen größeren historischen Kontext stellen und versuchen sollte, daraus Lehren zu ziehen. Mit den Renaturierungsmaßnahmen der Braunkohletagebaue (beispielsweise auch in Bitterfeld) existiert schon ein solcher Ansatz,11 der positive Bilder und Narrative von ökologischem Strukturwandel zeichnet. 

			Die Zukunftshoffnung liegt ganz auf einer nachhaltigen Entwicklung in Ostdeutschland. Sicher ließe sich zum Ende der Transformationsphase die Chance ergreifen, im Osten einen sozialökologischen Strukturwandel einzuleiten, der nicht nur für Europa, sondern für die ganze Welt Vorbildcharakter haben kann. Künftig wird es darauf ankommen, global zu denken und lokal zu handeln, um vom Wachstumsparadigma weg hin zu einer mehr ressourcenschonenden Denkweise zu kommen. Nehmen wir die Lausitz als Beispiel: Einerseits sind die Menschen vor Ort mit ihren Ängsten vor dem Strukturwandel ernst zu nehmen, andererseits ist jedoch klar zu machen, dass aus dem Zusammenbruch der Braunkohle ein Aufbruch in eine anders strukturierte sozialökologische Gesellschaft entstehen kann. Wenn ein nachhaltiger Strukturwandel ernsthaft geplant und angegangen wird, öffentliche Mittel fließen und die Umsetzung gemeinsam mit den Leuten vor Ort erfolgt, kann eine positive Wendung in der Transformationsgeschichte Ostdeutschlands in dieser Region vorbildhaft gelingen. Es ist zu hoffen, dass diese Chancen beispielsweise beim Strukturwandel in der Lausitz mutig aufgegriffen werden. Eine solche gelingende Transformation könnte durchaus globale Vorbildwirkungen für andere Transformationsregionen entfalten.

			Generationenkommunikation

			Abschließend ist noch auf die Kommunikation zwischen den Generationen als Thema der Nachhaltigkeit hinzuweisen. Die Generationenfrage wird in Ostdeutschland insbesondere von der »Dritten Generation Ostdeutschland« beziehungsweise dem Verein »Perspektive hoch drei«12 bearbeitet. Es verdichten sich fortlaufend Hinweise darauf, dass die verschiedenen Generationen die Transformationsprozesse sehr ­unterschiedlich wahrgenommen haben: in Ost, in West und auch in den europäischen Ländern (insbesondere in Mittel- und Osteuropa). Das von Axel ­Salheiser13 angesprochene geringe politische Aktivitätsniveau unter Ostdeutschen kann überwunden werden, wenn die biografischen Brüche aus den unterschiedlichen Generationenperspektiven heraus (unter anderem auch in der Bildungsarbeit) behandelt werden. Es mag mühsam erscheinen, die Einzelheiten herauszuarbeiten und jede einzelne Person in ihren alters-, geschlechts- und herkunftsbezogenen Erfahrungen zu betrachten. Doch die persönlichen Erzählungen immer wieder in Variationen zu hören und miteinander in Beziehung zu setzen, scheint notwendig zu sein, um die Transformationserfahrungen aufzuarbeiten. Wenn wir die Prozesse des Generationendialogs innerhalb Ostdeutschlands ernst nehmen und gleichzeitig die Kommunikation zu den (das Herrschaftswissen vertretenden) Westdeutschen oder Westeuropäern beziehungsweise allen Europäern herstellen können, können wir vielleicht in der Zukunft Krisen besser bewältigen. Das ist eine sehr komplexe Aufgabe, aber auch eine motivierende Herausforderung, der wir uns im Verein »Perspektive hoch drei« jeden Tag stellen, da sie die Menschen irgendwann mit ihrer Geschichte versöhnt. Die richtigen Schlussfolgerungen aus ostdeutschen der Transformationskrise zu ziehen, birgt viele Chancen.

			Zusammenfassend möchte ich nochmals darauf hinweisen, dass eben diese Transformationszeit ein Modell für die Bewältigung zukünftiger (globaler) Herausforderungen sein kann. Dies betrifft vielfältige Themen der Nachhaltigkeit wie Veränderungen in der Arbeitswelt, die gesellschaftlichen Herausforderungen im Zuge der Digitalisierung und die Neuordnung der Geschlechterverhältnisse. Dazu kommen der Klimawandel, der Umwelt- und Naturschutz, die damit zusammenhängende Bodenkrise (Mit welcher Landwirtschaft wollen wir in Zukunft die Nahrung für neun Milliarden Menschen produzieren?), die (Süß-)Wasserkrise und die sich dadurch verstärkenden Migrationsbewegungen. Gleichzeitig ist die Aufarbeitung der Erfahrungen aller Generationen in der Zeit des Umbruchs notwendig. Wenn wir es schaffen, diese zu reflektieren, kann sich aus diesen Erfahrungen eine nachhaltige Zukunftsvision entwickeln.

			Anmerkungen


			
				
					1	»Die Zukunftsfähigkeit des homo sapiens sapiens – und nicht nur seiner Schrumpfgestalt, des homo oeconomicus – erfordert deshalb neben der Erhaltung seiner natürlichen Lebensgrundlagen auch eine Nachhaltigkeit auf der gesellschaftlichen und der human-individuellen Ebene. Sie kommt in einer gerechten Gesellschaft zum Ausdruck, in der alle Individuen an der Gestaltung beteiligt sind und die Möglichkeit besitzen, sich physisch, geistig und emotional optimal zu entfalten, was eine Befriedigung ihrer Grundbedürfnisse, die eine Wirtschaft bereitstellt, einschließt.« Hans-Peter Dürr, Was ist Zukunftsfähigkeit?, in: Klaus Grenzdörffer et al. (Hg.), Vielfalt und Interaktion sozioökonomischer Kulturen. Modernität oder Zukunftsfähigkeit, Herbolzheim 2000, S. 13 – 32, hier S. 13.

				

				
					2	Vgl. den Beitrag von Susan Arndt in Band II. 

				

				
					3	Vgl. den Beitrag von Rolf Schmachtenberg in Band II.

				

				
					4	Es ist wenig hilfreich, die Angst vor digitalen Technologien zu schüren. Es sollte vielmehr eine Diskussion angestoßen werden, in der die sich neu ergebenden Gestaltungsspielräume ausgelotet werden. Vgl. Kerstin Jürgens, Reiner Hoffmann und Christina Schildmann, Arbeit transformieren! Denkanstöße der Kommission »Arbeit der Zukunft«, Bielefeld 2017, S. 206.

				

				
					5	Vgl. Judith C. Enders und Amanda Groschke, Geschlechterverhältnisse im Digitalen. Welche Denkanstöße, Kritiken und Potenziale ins Zentrum der Debatte gehören, in: Anja Höfner und Vivian Frick (Hg.), Was Bits und Bäume verbindet. Digitalisierung nachhaltig gestalten, München 2019, S. 94 – 97.

				

				
					6	Vgl. die Beiträge von Annette Simon in Band II sowie Christoph Tannert und Marko Martin in Band I. 

				

				
					7	Vgl. Judith C. Enders und Mandy Schulze, Transformationsprozesse und Auswirkungen auf Geschlechterarrangements – zur Wertorientierung von Frauen der Dritten Generation Ostdeutschland., in: Michael Thomas und Ulrich Busch (Hg.), Transformation im 21. Jahrhundert. Theorien – Geschichte – Fallstudien. Abhandlungen der Leibniz-Sozietät der Wissenschaften, Bd. 39 II, Halbband, Berlin 2015, S. 571 – 586.

				

				
					8	Judith C. Enders und Mandy Schulze, Feministische Mutterbilder? – Eine Verständigung von Feminismus und Mutter-Sein vor dem Hintergrund ost- und westdeutscher Entwicklungen, in: Maya Dolderer et al. (Hg.), O Mother, Where Art Thou?, Münster 2016, S. 47 – 61.

				

				
					9	»Die reale Lebenspraxis von Frauen, ob sie nun Mütter sind oder nicht, kann neue Denkansätze bieten, um die gesellschaftlich getrennten Lebensrealitäten von als Mütter oder als Frauen wahrgenommenen Personen zu verbinden. Und dies unter Einbeziehung der Erfahrungen in Ost und West.« Judith C. Enders, Feminismus und Mütterlichkeit – ein Ost-West Thema?, in: Femina Politica 28 (2019) 2, S. 140 – 146.

				

				
					10	Vgl. Reinhard Loske, Umweltprobleme in der DDR und ihre Ursachen, Diplomarbeit Universität Paderborn 1986.

				

				
					11	Markus Schwarzer, Von Mondlandschaften zur Vision eines neuen Seenlandes: Der Diskurs über die Gestaltung von Tagebaubrachen in Ostdeutschland, Wiesbaden 2014.

				

				
					12	Vgl. https://www.perspektivehochdrei.de, letzter Zugriff am 15.5.2021.
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			»Maske vor die Rübe«. Litfaßsäule mit Corona-Parole des Berliner Senats 2020/21. (hk)
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			»Demonstration von Coronaleugner*innen in Berlin 2020. (Bildausschnitt, Theo ­Heimann) 

		

	
		
			Albrecht von Lucke

			30 Jahre später – ein ganz anderer Bruch

			Corona – das annus horribilis 2020 und erste Lehren 

			Nachdem 2019 der 30. Jahrestag der friedlichen Revolution vom 9. No­­vember 1989 noch gebührend begangen worden war, ging der runde Geburtstag der Deutschen Einheit am 3. Oktober 2020 fast völlig unter.1 Stattdessen beherrschte die Corona-Pandemie die Schlagzeilen und Debatten, mit ihren sich deutschlandweit ähnelnden Sorgen. Fast konnte man den Eindruck haben, als würden die Grenzen zwischen den Deutschen in Ost und West vor dem Hintergrund dieser konkreten Bedrohung wie von selbst verschwinden. 

			Tatsächlich verlangen die sich immer deutlicher abzeichnenden globalen Herausforderungen unausweichlich nach gemeinsamen Strategie- und Handlungskonzepten. Liegen im Nachdenken über die Ursachen und Konsequenzen der Corona-Krise somit nicht auch große Chancen für neue Bündnisse in nationaler, aber vielleicht ja sogar globaler Perspektive? 

			Zwar stellt der bekannte bulgarische Politologe Ivan Krastev in seinem kurz nach Ausbruch der Corona-Pandemie geschriebenen Buch »Ist heute schon morgen?« die These auf, dass die Seuche – ob ihrer Ereignislosigkeit – kaum eine Erinnerung im kollektiven Gedächtnis hinterlassen werde. Sein Beleg für diese Annahme ist die Spanische Grippe, die sage und schreibe bis zu fünfmal mehr Menschen das Leben gekostet hat als der Erste Weltkrieg und dennoch bis vor Kurzem einer breiten Bevölkerung nahezu unbekannt war.

			Dabei verkennt Krastev allerdings einen fundamentalen Unterschied: Während die Spanische Grippe direkt auf den Weltkrieg als den Inbegriff des Ausnahmezustandes und millionenfachen Mordens folgte, weshalb die Influenza damals fast schon als »normales« Sterben wirken musste, erlebt heute speziell Westeuropa die Corona-Pandemie als den ersten radikalen Einschnitt in die westliche Konsum- und Wachstumsgeschichte nach der Erfahrung von 75 Jahren Frieden und Wohlstand wie auch nach 30 Jahren mühevollem Ringen um die innere Deutsche Einheit.

			Inzwischen ist klar, dass wir es sogar mit dem härtesten globalen Einschnitt seit der Epochen-Zäsur von 1989/90 zu tun haben. Allerdings könnte auch der Gegensatz zu dieser kaum größer sein. Damals bescherte der Fall der Mauer das Ende des Warschauer Pakts und den Sturz gleich einer ganzen Reihe kommunistischer Diktaturen sowjetischer Prägung. Dreißig Jahre, mithin eine Generation später, ist es der »Führer der freien Welt« den das historische Ereignis aus dem Amt katapultiert hat.

			Wenn 1989/90 den Niedergang des Sowjetimperiums markierte, war 2020/21 das Ende der US-Regierung unter Donald Trump – und das just in dem Moment, als er die Macht mit autokratischen Mitteln und delegierter Gewalt zu verteidigen suchte. Corona wurde damit zum Gamechanger mit globaler Wirkmacht. Trump hatte die Seuche radikal unterschätzt. Und während damals der Osten fundamental betroffen war und sich im Westen wenig bis nichts ändern musste, stehen heute die westlichen Demokratien im Dauerfeuer. Zugleich sitzt das autoritäre Regime in China – als der Ausgangspunkt der Pandemie – fester im Sattel als zuvor. So erweist sich die Corona-Krise als jene fundamentale »demokratische Zumutung«, von der die Kanzlerin im August 2020 vor der Presse gesprochen hat.2 Oder genauer gesagt: als die wohl größte Herausforderung für die Demokratie seit dem Untergang ihrer totalitären Kontrahenten.

			Heute sind die westlichen Demokratien an der Grenze ihrer Handlungsfähigkeit angelangt und existenziell herausgefordert – diesmal allerdings nicht von außen, sondern von innen, durch das Virus. Das gilt auch für Deutschland. Noch nie seit ihrer Gründung wurde die Bundesrepublik derart massiv ökonomisch heruntergefahren, und noch nie wurde zugleich das Verhältnis von Staat und Gesellschaft so grundsätzlich verhandelt wie im Zuge der Corona-Krise. Noch nie gab es derart reichlich zeitnahe Staatshilfen – auch nicht 1990/91 beim Aufbau Ost. Wir lernen plötzlich, was in Notlagen möglich und durchsetzbar ist; die marode DDR-Wirtschaft hätte damals auf diese Weise vielleicht andere Transformationschancen gehabt.

			1989/90 als globale Entgrenzung

			Insbesondere was die ökologischen wie die gesundheitspolitischen Handlungsnotwendigkeiten anbelangt, ist der Vergleich mit der letzten historischen Zäsur ausgesprochen erhellend.

			1989/90 war ein Jahr der globalen Öffnung, der grenzenlosen sozialen Kontakte. Zugleich fungierte der Mauerfall als Auslöser eines rasenden Individualismus: Die 1990er Jahre wurden zur Dekade eines rauschhaften Lebens im Hier und Jetzt, aber damit zugleich der Zukunftsvergessenheit. Was zählte, waren Lustmaximierung, Spaß und Hedonismus, mit der Love Parade (»Friede, Freude, Eierkuchen«) als einem markanten Signum der Zeit. »Unterm Strich zähl ich«, war das Leitmotiv der 1990er. Wo zuvor noch wir gewesen war, sollte nur noch ich sein. »There is no society, there are only individuals and families«, lautete der neoliberale Schlachtruf aus dem Munde Margaret Thatchers.

			Die 1990er Jahre schienen eine Welt der unbegrenzten Möglichkeiten zu sein. Parallel dazu wurde mit dem Erdgipfel von Rio im Jahr 1992 die schöne Utopie der »Einen Welt« erzeugt, die sich jedoch immer mehr als Farce entpuppte. Früher sahen wir eine ideologisch gespaltene Welt: hier Kapitalismus, da Kommunismus; hier Neoliberalismus, da Staatssozialismus. Heute sehen wir eine vielfach zerklüftete Welt, aber nicht vordergründig ideologisch, sondern gekennzeichnet durch das millionenfache Elend, etwa von Flüchtlingen in unmenschlichen Lebensverhältnissen, ob in Libyen oder Syrien, der Türkei oder in Griechenland. Und denkt man an die tatsächlichen Maßnahmen gegen die Umweltkrise waren es dreißig verlorene Jahre, Jahre der Verantwortungslosigkeit – ohne jede Vorsorge. Allen internationalen Abkommen und Kodifikationen zum Trotz obsiegte am Ende allein das nationalistische oder individualistische Nutzenkalkül. Donald Trump, der Narziss im Oval Office, war insofern nur die folgerichtige Krönung dieser enthemmten Epoche.

			Mit dem Ausbruch der Corona-Krise, in Deutschland ab spätestens Mitte März 2020, und mit Trumps Abwahl am 3. November 2020 ist diese 30-jährige Ära der Entgrenzung an ihr Ende angelangt. 2020 wurde zum Jahr des social distancing, der Begrenzung jeglicher Kontakte. Der Staat kehrte zurück und regierte in zuvor schier ungeahnter Weise in den privaten Bereich hinein. Und zwar – und darin liegt der große Unterschied zur Lage im Ostblock vor 1989/90 mit seinen autokratisch herrschenden Staatspartei-Führern und Politbüros – zum Schutz seiner Bürgerinnen und Bürger und zudem mit deren ganz überwältigender Zustimmung, aus Einsicht in die Notwendigkeit.

			Die Lehren aus der Corona-Krise

			Vor dem Hintergrund der vergangenen drei Jahrzehnte stellt sich somit die Frage, was sich aus den Erfahrungen in der Corona-Krise lernen und ableiten ließe, insbesondere von uns Deutschen.

			Was heute dringend geboten erscheint, ist ein radikaler Bruch mit dem Prinzip der rein ökonomistischen Expansion, die Abkehr von den unreflektierten Dogmen des Wachstums. Aus einer Epoche der maximalen Entgrenzung seit 1989 muss eine Epoche der Begrenzung werden. Die Verzichtsfrage, die wir in diesem Jahr mit Kontakt- und auch gewisser Konsumzurückhaltung beantwortet haben, stellt sich hinsichtlich der Klimakrise noch weit grundsätzlicher. Denn die westliche Konsumgesellschaft ist in ihrem Wesen eine egoistische, Trumpismus im Kleinformat. 

			Die Frage ist, ob gegen die kulturelle Hegemonie des Hyperindividualismus das Kollektive, das Gemeinsame, das Denken an die globalen Commons in Zukunft wieder eine Chance hat. Was hat Vorrang, die Maximierung der Individualinteressen oder das Überlebensinteresse der Gattung und die Gewährleistung eines guten, nachhaltigen Lebens für alle? Das ist die entscheidende Frage der nächsten Jahrzehnte.

			Mit Blick auf die Corona-Krise sind bereits jetzt zwei Strategien der Krisenbewältigung erkennbar.

			Erstens der konventionelle Weg, der aus den immensen Schulden durch gesteigertes Wirtschaftswachstum wieder herauswachsen will. »Einkaufen ist eine patriotische Aufgabe«, postulierte ganz in diesem Sinne Wirtschaftsminister Peter Altmaier Ende November.3 Und der »Bild«-Chefredakteur sekundierte brav: »Deutschland ging es immer am besten, wenn wir unseren Glauben an eine bessere Zukunft durch Konsum ausgedrückt haben.«4

			Konsum wird hier – in bestechender Ehrlichkeit – zur eigentlichen und letzten nationalen Leitkultur. In diesem Denken firmiert die Impfung gegen Covid-19 als probates Allheilmittel, um dann unvermindert konsum-expansionistisch weiterzumachen. Das allerdings wäre nur die Rückkehr zum fatalen Status quo ante. Es ist eine verführerische, aber höchst gefährliche Illusion, anzunehmen, mit einem Impfstoff werde plötzlich alles wieder gut. Denn gegen die Klimakrise gibt es keine Impfung – sie bleibt Dauerherausforderung in Ost und West, aber auch Nord und Süd.

			Die eigentliche Frage lautet daher: Wie immunisiert sich eine Gesellschaft wirklich gegen das nächste Virus – und auch gegen das Virus der Klimakrise? Wie kommen wir heraus aus der systemischen Krise eines wachstumsgetriebenen Kapitalismus, ohne immer wieder nur den Konsum anzukurbeln und damit die Krise immer weiter zu vertiefen? Das ist die zentrale Herausforderung dieses Jahrhunderts.

			Zu Tode gesiegt: Konsumismus ohne Alternative 

			Der demokratische Westen verfügt derzeit offensichtlich über keine Alternative zum konsumistischen Lebensmodell, das er nach 1989/90 zum global hegemonialen gemacht hat. In gewisser Weise bewahrheitet sich damit der Sponti-Spruch der Wendejahre: »Der Kapitalismus hat nicht gesiegt, er ist bloß übriggeblieben.« Man könnte angesichts von Corona noch hinzufügen: Der konsum- und wachstumsgetriebene Kapitalismus hat sich, wenn auch nicht zu Tode, so doch selbst in eine existenzielle Krise gesiegt.

			Um das System tatsächlich resistent und überlebensfähig zu gestalten, ist dagegen eine völlig andere Prioritätensetzung erforderlich – mit Solidarität als dem zentralen Leitbegriff, um nicht zu sagen: der notwendigen nationalen wie globalen Leitkultur.

			Die gegenwärtige Krisenbewältigung durch Aufnahme milliardenschwerer Kredite ist dagegen nur eine – wenn auch derzeit notwendige – Politik auf Pump. Denn mit den immensen Schulden wird die Frage ihrer Begleichung bloß in die Zukunft verlagert. Was dagegen not täte, wäre ein großer gesellschaftlicher Lastenausgleich. Denn von der Corona-Krise wurde die Bevölkerung höchst asymmetrisch getroffen – die ohnehin Verletzlicheren, da gesundheitlich, aber auch materiell Schwächeren, weit stärker als die besser Situierten.

			Die Corona- und noch mehr die Klimakrise stellen damit – so eine weitere Ironie der Geschichte – die Solidaritätsfrage just zu dem Zeitpunkt, da der vor dreißig Jahren eingeführte Solidarbeitrag für über 90 Prozent der Steuerzahler ausgelaufen ist. Heute aber geht es um einen weit grundsätzlicheren Solidarbeitrag – in nationaler wie internationaler, aber auch in generationeller Hinsicht.

			Solidarität ist heute, mehr noch als früher, auch eine ­Generationenfrage. In der Corona-Krise wurde sie von der jungen Generation in ganz überwiegender Weise erbracht, zugunsten der Älteren, der Vulnerableren. Was die Klimakrise anbelangt, stellt sich die Lage dagegen genau umgekehrt dar. Hier sind die Jüngeren allein ihrer längeren Lebenserwartung wegen die Verletzlicheren – und zutiefst abhängig von der ­konsumistischen Selbstbegrenzung gerade der oft gut situierten Älteren.

			Weniger ein Bündnis Ost-West als vielmehr ein Bündnis Alt-Jung steht somit heute auf der Tagesordnung. Auf Grundlage der erlebten Solidarität der Jungen mit den Alten in der Corona-Krise bedarf es nach Ansicht der Potsdamer Klimaforscherin Kira Vinke eines neuen »Generationenvertrags«, der auch die Älteren zum Handeln verpflichte. Zugunsten der Älteren hätten die Jüngeren über lange Zeit »eine hohe zivilisatorische Leistung« erbracht, »sie verzichten auf Schulbildung, auf Universitätsbildung, auf Reisen.« Das mache nun umgekehrt, zugunsten der Jüngeren, ein entsprechendes »Bündnis älterer Menschen« notwendig, um angesichts der Klimakrise »zukunftsfähig als Gesellschaft zu werden«.5

			Selbstbegrenzung als Notwendigkeit

			Tatsächlich wird angesichts der Klimakrise persönliche Selbstbegrenzung zum Schutz der Freiheitsrechte anderer zu einer Grundvoraussetzung der liberalen, freiheitlichen Gesellschaft. Es wäre daher ein großer Schritt in die richtige Richtung, wenn das, was in Folge von Corona an Mobilitäts- und auch an Konsumverzicht geleistet wurde, darauf überprüft würde, was davon existenziell für den Menschen ist und worauf getrost verzichtet werden kann. Diese Frage der Solidarität gilt für Individuen, aber auch für Staaten. In der Corona-Krise waren die Nationalstaaten lange Zeit primär mit sich selbst beschäftigt. Aus einem banalen Grund: Gegen die Ausbreitung eines Virus kann man nationale und sonstige räumliche Grenzen ziehen, indem man die Mobilität radikal einschränkt. Im Falle der Klima­krise ist das keine Option. CO2 kennt keine Grenzen.

			Lediglich nationale Solidarität wird daher im Kampf gegen die Klimakrise nicht reichen. Und auch im Fall der Corona-Krise erwies sich der aufbrechende Impfnationalismus, passenderweise mit Großbritannien an der Spitze, als fatal. Internationale Solidarität ist also gefragt, oder pointierter gesagt: Sie muss die eigentliche neue globale Leitkultur werden. Auch weil ein bloß nationaler Kampf gegen die Erderwärmung immer wieder Trittbrettfahrer produzieren wird, die von den Maßnahmen anderer profitieren, ohne sich selbst anstrengen zu müssen – und damit das Argument der Klimawandelleugner evozieren, dass nationale Maßnahmen ohnehin nichts taugen.

			Erforderlich ist daher jetzt eine große internationale Offensive zur Prävention der Klimaerwärmung. Die ersten dreißig Jahre seit der Zäsur von 1989/90 wurden klimapolitisch, allen Klimaprotokollen zum Trotz, verspielt; die nächsten dreißig Jahre darf sich dies auf keinen Fall wiederholen, bei Strafe einer irreversiblen Zerstörung der Atmosphäre.

			Die Corona-Krise bietet – allen Kontaktverboten zum Trotz – die Chance, dieses Land und die Welt politisch wieder näher zusammenrücken zu lassen. Entscheidend wird sein, welche Konsequenzen aus dem Ausnahmejahr 2020 gezogen werden. Entweder wir betreiben eine Politik der Prävention wie der Resilienz und ergreifen Maßnahmen der Vorbeugung – oder die nationale wie internationale Gemeinschaft erweist sich als unbelehrbar und setzt ihren verhängnisvollen Konsumpfad unbeirrbar fort.

			»Lost«, verloren, hieß das Jugendwort des Corona-Jahres 2020. Nun wird sich erweisen müssen, ob diese Ausnahmezeit tatsächlich ein verlorenes Jahr war – oder aber der Beginn eines anderen Entwicklungspfades, der nicht nur Deutschland ein ganzes Stück weiter vereinigt, als zusammengewachsene Verantwortungsgemeinschaft. Noch ist nicht ausgemacht, ob 2020 und 2021 nur die anni horribiles mit zahllosen Corona-Opfern sein werden, oder vielleicht doch – die Hoffnung stirbt zuletzt – der Anbruch einer nationalen und globalen Wende zum Besseren, hierzulande auch ermutigt durch den Regierungswechsel im Herbst 2021.

			Anmerkungen


			
				
					1	Noch weniger zur Kenntnis genommen wurde, dass Anfang Dezember 2020 nach knapp 18-monatiger Beratungszeit die Fachleute-Kommission »30 Jahre Friedliche Revolution und Deutsche Einheit« ihren aufwändig erstellten Abschlussbericht vorstellte, der u. a. dazu rät, wieder mehr »innerdeutsche Gespräche« zu führen, ein »Zukunftszentrum für europäische Transformation und Deutsche Einheit« einzusetzen und »in würdiger Erinnerung an die Demonstration 1989 in Leipzig« den 9. Oktober als »Tag der Demokratie« zu feiern. 
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			»Dieses Haus stand früher in einem anderen Land«. Berlin Mitte 2020. (Frank Ebert)

		

	
		
			Saskia Handro

			Der »Fall DDR« – Ambivalenzen und Chancen historisch-politischer Bildung

			DDR-Geschichte vermitteln – aber wie?

			Nach über 30 Jahren deutscher Einheit könnte man auf eine Erfolgsgeschichte historisch-politischer Aufarbeitung zurückblicken. Narrative der zweiten deutschen Diktatur und der Friedlichen Revolution werden nicht nur im Jubiläumsrhythmus aktiviert, sondern auch in einer prosperierenden Museen- und Gedenkstättenlandschaft dauerhaft erinnert. Repression und Opposition in der DDR sowie die entscheidenden Wegmarken der deutsch-deutschen Teilung sind fest in Schulbüchern und Curricula verankert und die Fülle didaktischer Materialien und außerschulischer Angebote zum »Fall DDR« lässt sich kaum mehr überschauen. 

			Doch allen geschichts- und bildungspolitischen Bemühungen zum Trotz ist der SED-Staat auch nach seinem Ende keineswegs bewältigte Vergangenheit. Vor allem in Ostdeutschland wird nach wie vor um seine Deutung als »Unrechtsstaat« gerungen.1 ­Demgegenüber scheint im Westen die »Geschichte der Anderen« nur gelegentlich von Interesse. Ihre gesamtdeutsche Relevanz kann allerdings nicht ignoriert werden, wenn Populisten die Traditionen (ost)deutscher Demokratiegeschichte vereinnahmen oder Forderungen nach einer ­gesamtdeutschen Aufarbeitung des Vereinigungs- und Transformationsprozesses laut ­werden.

			»1989 kann man feiern, die Wiedervereinigung von 1990 eher nicht« – formulierte jüngst die Publizistin Jana Hensel in einem Interview.2 Kam das 30-jährige Jubiläum zur deutschen Einheit also ungelegen? Das Gegenteil ist der Fall – gerade angesichts umstrittener Vergangenheiten und unsicherer Zukünfte kommt ihm eine wichtige Funktion im deutsch-­deutschen Selbstverständigungsdiskurs zu. Denn unabhängig von erwartbaren Jubelfeiern sollten gerade zeithistorisch relevante Jubiläumsjahre genutzt werden, um politische Krisenerfahrungen und historische Kontinuitätsbrüche diskursiv zu verarbeiten. Insbesondere für das Feld der historisch-politischen Bildung bietet sich hier die Möglichkeit, etablierte Erinnerungsroutinen und Bildungspraktiken auf den Prüfstand zu stellen und Zukunftsperspektiven zu diskutieren.3 Diesem Anliegen sieht sich der folgende Beitrag verpflichtet. Er plädiert aus geschichtsdidaktischer Perspektive dafür, die Bildungspotenziale des Lernfeldes DDR-Geschichte neu zu bewerten – zum einen unter Berücksichtigung der Transformationsgeschichte und -erfahrungen; zum anderen vor dem Hintergrund erinnerungskultureller Ambivalenzen und bildungspolitischer Dilemmata der Vereinigungsgesellschaft und nicht zuletzt mit Blick auf gegenwärtige und zukünftige historische Orientierungsbedürfnisse.

			1	Transformationserfahrungen und historisch-politische Urteilsbildung

			Innerhalb der Diskurse im aktuellen Jubiläumsjahr scheint vor allem ein Aspekt für die Perspektiven historisch-politischer Bildung am »Fall DDR« relevant: die Forderung nach der Aufarbeitung und Anerkennung der ostdeutschen Transformationserfahrung und -geschichte. Diese Forderung adressiert in der Tat eine zweifache Leerstelle historisch-politischer Bildung. Zum einen ist die ostdeutsche Geschichte nach 1990 in den teleologischen Narrativen der »geglückten Einheit« allenfalls eine Marginalie. Zum anderen fehlt es an Studien, die die Bedeutung der Umbrucherfahrungen und Transformationskonstellationen für die historisch-politische Bildung in den letzten 30 Jahren systematisch untersuchen. 

			Allerdings sensibilisieren soziologische Untersuchungen dafür, dass DDR-Erinnerungen und damit verbundene politische Einstellungen nachhaltig durch die tief greifenden ambivalenten Erfahrungen des wirtschaftlichen, sozialen und politischen Transformationsprozesses nach 1990 beeinflusst wurden (vgl. Kapitel 56).4 Der enge Zusammenhang von Umbruch- und Krisenerfahrungen und historisch-politischem Bewusstsein wird bereits in den frühen 1990er Jahren deutlich. Dies soll im Sinne einer Problematisierung kurz an zwei Beispielen illustriert werden. Zum einen handelt es sich um Aufsatzsammlungen von Jugendlichen aus Ost und West. Zum anderen um Untersuchungen zum Geschichtsbewusstsein DDR-Jugendlicher, die das Leipziger Zentralinstitut für Jugendforschung (ZIJ) bereits in den 1980er Jahren begonnen hatte. 

			Die Schüleraufsätze zum Thema »Deutsche Einheit – Was fällt mir dazu ein?« gehen auf ein pädagogisches Projekt von Lehrerinnen und Lehrern aus Ost und Westdeutschland zurück, die Jugendlichen von Oktober bis Dezember 1991 die Gelegenheit gaben, ihre Umbrucherfahrungen narrativ zu verarbeiten und Zukunftsperspektiven für das vereinte Deutschland zu entwerfen.5 Ohne die Ergebnisse ausführlich zu referieren, sei hier da­­rauf hingewiesen, dass in diesen Texten die vereinigungsbedingte Orientierungskrise, aber auch bis heute wirkmächtige stereotype Selbst-, Fremd- und Feindbilder deutlich werden. Diese folgten schon in Zeiten der deutsch-deutschen Teilung sozial vermittelten und identitätsrelevanten Werturteilen des politischen, sozialen und ökonomischen ­Systemvergleichs.6 Es wäre daher zu untersuchen, wie bestimmte Stereotypen historisch-politischer Identitätsbildung durch die Asymmetrien des Vereinigungsprozesses fortgeschrieben, verstärkt oder verändert worden sind.7

			Die Fragebogenerhebungen des Leipziger Zentralinstituts für Jugendforschung (ZIJ) konzentrierten sich ausschließlich auf das Geschichtsbewusstsein von DDR-Jugendlichen. Diese Befunde der DDR-eigenen Jugendforschung vor 1990 sind nach wie vor anregend, gerade für die Diskussion der Dilemmata zeithistorisch relevanter Bildung. Die Untersuchungsergebnisse erlauben einerseits Rückschlüsse, dass und warum das in der DDR vermittelte Geschichtsbild und vor allem die damit verbundene nationale Meistererzählung des Arbeiter- und Bauernstaates bereits in den 1980er Jahren an Bindungskraft verloren hatten. Gemessen an den normativen Vorstellungen sozialistischen Geschichtsbewusstseins waren nicht nur das Interesse an der Geschichte der DDR gering, sondern auch die Kenntnisse Jugendlicher zur DDR-Geschichte ungenügend entwickelt. Zudem verlor die teleologisch zugerichtete Eigengeschichte in den 1980er Jahren rasant an Glaubwürdigkeit – da die politischen Fortschrittsverheißungen durch gesellschaftliche Krisenerfahrungen beständig konterkariert wurden und viele familiär tradierten Geschichten mit den offiziellen Narrativen immer weniger in Einklang gebracht werden konnten. Vor allem aber provozierte die rituelle Vermittlung der sozialistischen Meistererzählung zunehmend Abwehrreaktionen. Als Ergebnis eines Vergleichs der ZIJ-Studien von den 1970er Jahren bis 1990 konstatierte Winfried Schubarth: »Jugendliche [assoziierten] mit dem Stichwort ›DDR-Geschichte‹ meist nur einige wenige Schlagworte. Die vermittelte DDR-Geschichte war Ende der achtziger Jahre praktisch nicht ihre Geschichte, denn in ihr konnten die Jugendlichen nicht ihre eigene Geschichte bzw. die ihrer Eltern und Großeltern erkennen. Die vermittelten Geschichtskenntnisse blieben als ideologische Stereotype weitgehend unwirksam.«8 

			Andererseits bieten die letzten Erhebungen Mitte 1990 bereits Hinweise darauf, dass sich die Einstellungen und Werturteile zur »DDR als Geschichte« schon in der Umbruchphase wandelten, ohne dass dies mit einem Zuwachs an Kenntnissen verbunden war. Die DDR wurde interessanterweise schon im Prozess ihres Niedergangs zunehmend widersprüchlich bewertet und zugleich als soziale und politische »Utopie« neu entdeckt. So führte Schubarth aus, dass unter den befragten DDR-Jugendlichen die Auffassung dominierte, »daß die Geschichte der DDR eine Zeit war, in der humanistische Ziele durch die SED-Führung mißbraucht wurden. Für die Mehrheit war die DDR ein mißglücktes historisches Experiment. Rund die Hälfte vertrat allerdings die Ansicht, daß die Zeit auch ihr Gutes hatte. Eine größere Minderheit – dabei deutlich mehr Schüler als Studenten – sahen die DDR als Irrtum der Geschichte, als sinnlos verlorene Jahre an. Insgesamt waren große Orientierungsunsicherheiten zu erkennen, die von massiven Abwehrprozessen über pauschale Gleichsetzung mit der NS-Zeit bis hin zu einer Idealisierung der DDR reichten.«9

			Für eine Diskussion historisch-politischer Bildungsperspektiven bieten diese frühen Studien mehrere Anregungen:10 Sie sensibilisieren für system- und zäsurenübergreifende Herausforderungen historisch-politischer Bildung im Spannungsfeld von biografischer Erfahrung, kommunikat­iver Tradierung, historischer Deutung und geschichtskulturellen Narrativen. Historische Werturteile über DDR-Geschichte sind zeitgebunden, das heißt als Teil des Geschichtsbewusstseins spiegeln sie gegenwartsgebundene Identitäts- und Orientierungsbedürfnisse. Sie werden durch familiäre Erzählungen und geschichtskulturelle Narrative geprägt und sind durch institutionalisierte Wissensvermittlung schwer zu verunsichern. Darüber hinaus sensibilisieren die Studienergebnisse dafür, dass DDR-Erinnerungen nicht nur im gesellschaftlichen Transformationsprozess, sondern auch in den gegenwärtigen politischen Krisensituationen als historisch-politische Orientierungsressource fungieren. Diese DDR-Erinnerungen, -Bilder und -Stereotype könnte man als narrative Versatzstücke historischer Identitätsvergewisserung und Orientierung charakterisieren. Ihre Struktur und Funktion sollte jedoch noch eingehender untersucht und systematisiert werden, weil sie als Gegenstand und Lernvoraussetzung für historisch-politische Bildung große Relevanz besitzen. Diese Versatzstücke lassen sich in vielfältige Narrative einbinden und können so politisch instrumentalisiert werden. In einem ersten Zugriff sind jedoch zwei Sinnstiftungsmodi zu unterscheiden. Die mit den Schlagworten »Ampelmännchen«, »Spreewaldgurke« oder »Sonnenallee« verbundene »Ostalgiewelle« der 1990er Jahre könnte man in der Rückschau in erster Linie als kompensatorisch-antiquarische Vergangenheitsbewahrung und als popkulturelles Phänomen charakterisieren. Dagegen werden in Bezug auf jeweils aktuelle Krisen (Wirtschaftskrise, Bildungskrise, Parteienkrise, Flüchtlingskrise oder jüngst Corona-Krise) unbearbeitete DDR-Erinnerungen und Transformationserfahrungen jeweils als »Retrotopien«, das heißt als »­verlorene/geraubte/verwaiste, jedenfalls untote Vergangenheit«11 beschworen und politisch instrumentalisierbar. 

			Diese Tendenz zur Politisierung ist kein neues Phänomen: Mit dem Ruf »Wir sind das Volk« schürten Pegida seit 2014 rassistische, islamfeindliche und antidemokratische Ressentiments und mit dem Ritual der Montagsdemonstration werden historische Parallelen zum demokratischen Aufbruch 1989 beschworen. Bei den Landtagswahlen in Thüringen oder Sachsen vereinnahmte die AfD mit Slogans wie »Vollende die Wende« oder »Werde Bürgerrechtler« die Traditionen der DDR-Bürgerrechts- und Bürgerbewegung und inszenierte sich als Avantgarde gesellschaftlicher Erneuerung. 

			Dieser anhaltende Trend zur politischen Instrumentalisierung unbearbeiteter DDR-Erinnerungen und ostdeutscher Transformationserfahrungen unterstreicht, dass die im Feld der historisch-politischen Bildung bislang unzureichend thematisierten historischen Erfahrungen und Geschichten des Vereinigungs- und Transformationsprozesses für das politische Bewusstsein und für die politische Kultur der Gegenwartsgesellschaft ebenso relevant sind wie die Auseinandersetzung mit historisch gewachsenen Ost-West-Stereotypen, vielfältigen und vor allem widersprüchlichen DDR-Erinnerungen, aber auch mit historischen Argumentationen und politischen Parolen. Und Tendenzen vergegenwärtigen gerade im Vergleich zu den Studienergebnissen des ZIJ, dass die Befähigung zu diskursiver und nicht affirmativer historisch-politischer Urteilsbildung und Teilhabe gerade in Krisenzeiten an Bedeutung gewinnt, wenn Zukünfte unsicher werden, Fortschrittserzählungen an Legitimität verlieren und historische Orientierungen als politische Ressourcen vereinnahmt werden. 

			2	Erinnerungskulturelle Herausforderungen und Ambivalenzen

			Ferner müssen nach 30 Jahren die erinnerungskulturellen Herausforderungen und Ambivalenzen der Vereinigungsgesellschaft erörtert werden. 

			Erstens galt es nach 1990, vierzig Jahre getrennte Erinnerungs- und Erfahrungsgemeinschaften zusammenzuführen. Am Beginn stand die geschichtspolitische Vision einer Annäherung durch Dialog und historisches Erzählen.12 Vielfältige Initiativen historisch-politischer Bildung sahen sich zunächst dieser Idee verpflichtet – wie die bereits erwähnten Aufsatzprojekte zur deutschen Einheit, Programme des Schüler- und Lehreraustausches oder der gesamtdeutsche Geschichtswettbewerb der Körber-­Stiftung 1994/95 zum Thema »Ost-West-Geschichte(n) – Jugendliche fragen nach«.13 Teilungsgeschichte als Familien- und Erfahrungsgeschichte zu erforschen, unterschiedliche Prägungen, Mentalitäten und Handlungsspielräume durch lokale Forschungen historisch zu verstehen und zu erklären – damit betraten nicht nur Jugendliche Neuland. Zu Beginn der 1990er Jahre wurden deutsch-deutsche Erfahrungsgeschichte, reflektierte historische Urteilsbildung und kritische Identitätsprüfung als zentrale integrative Ressourcen des Vereinigungsprozesses angesehen.14 Daher stießen die vorschnelle Übernahme bundesrepublikanischer Geschichtslehrbücher oder die bildungspolitische Modellfunktion westdeutscher Lehrpläne vielfach auf Kritik. Zudem warnte nicht nur der Duisburger Geschichtsdidaktiker Rolf Schörken davor, »im Eifer der gegenwärtigen Umstellungen in den fünf neuen Bundesländern« die DDR-Erfahrungen der Schülerinnen und Schüler nicht zu thematisieren oder gar durch Gegenideologien zu bekämpfen.15 Denn Multiperspektivität und kontroverse Urteilsbildung sollten auch in der Vereinigungsgesellschaft Maßstab historischen Lernens bleiben. 

			Diese integrativen Ansätze gerieten jedoch ab Mitte der 1990er Jahre zunehmend unter die Räder des gesellschaftlichen Transformations- und geschichtspolitischen Aufarbeitungsprozesses in den neuen Bundes­ländern.16 

			Die Ursachen dafür sind komplex, widersprüchlich und noch viel zu wenig untersucht. Erklärungsansätze tragen daher nur vorläufigen Charakter. Die Dominanz westdeutscher Eliten im Erinnerungsdiskurs, die Übernahme bundesdeutscher Geschichtslehrwerke oder der kulturelle Anpassungsdruck auf die Ostdeutschen sind für eine Erklärung noch nicht ausreichend. Nicht zu unterschätzen sind der über die Zäsur 1989/90 hinausreichende Legitimationsverlust und die Orientierungskrise des Geschichtsunterrichts und der Geschichtslehrerschaft. Darüber hinaus schufen die Realitäten des gesellschaftlichen Transformationsprozesses neue kulturelle, soziale und wirtschaftliche Asymmetrien zwischen Ost und West, die die Entwertung biografischer Erfahrungen und historischer Erinnerungen Ostdeutscher verstärkten sowie Sprachlosigkeit und Verdrängung förderten.17 In der Rückschau muss die immer wieder beklagte Geschichts- und Sprachlosigkeit der Ostdeutschen18 aber auch als (kaum vermeidbare) Folge der geschichtspolitisch forcierten »Aufarbeitung« der Diktaturgeschichte der DDR diskutiert werden. 

			Insofern erweist sich die Aufarbeitung der Folgen der SED-Diktatur als zweite zentrale Herausforderung des Vereinigungsprozesses. Sie wurde frühzeitig von Vertreterinnen und Vertretern der ostdeutschen Bürgerrechtsbewegung eingefordert und vorangetrieben. Nach der Wiedervereinigung bestimmte die Aufarbeitung den Fokus staatlicher Geschichtspolitik und sie führte zu einer Neukartierung der Erinnerungskultur.19 Mit der bereits von der Bürgerrechtsbewegung im Herbst 1989 geforderten Aufarbeitung des DDR-Unrechts verband sich zunächst das Bestreben, die Überlieferung des Machtapparates zu sichern, um die Strukturen, Strategien und Instrumente der SED-Diktatur zu rekonstruieren und die Erinnerung an die Opfer der SED-Diktatur zu wahren und ihren in der DDR verdrängten Geschichten einen festen Platz im kollektiven Gedächtnis des wiedervereinten Deutschland zu sichern. Historische Aufarbeitung wurde zugleich als Beitrag zur Versöhnung der Gesellschaft gesehen. Diese Ziele verfolgten Vertreter der DDR-Bürgerrechtsbewegung bereits mit der Besetzung der Stasi-Zentralen, durch die Sicherung der Stasiunterlagen und dann durch ihr Engagement bei der Etablierung von Gedenkstätten und Archiven. Mit der Einrichtung einer Enquete-Kommission zur »Aufarbeitung von Geschichte und Folgen der SED-Diktatur in Deutschland« 1992 wurde die ostdeutsche »Aufarbeitung von unten« dann zu einem gesamtdeutsch-staatlichen Projekt. Die Ergebnisse der Enquete-Kommission leisteten einen maßgeblichen Beitrag zur historisch-politischen Delegitimierung des untergegangenen SED-Staates.20 

			Drittens bildete der (alt)bundesrepublikanische Diskurs über die jahrzehntelange Verdrängung des Nationalsozialismus einen spezifischen Rahmen für die Aufarbeitung und letztlich auch für die historische Kontextualisierung der DDR-Geschichte. Im gesamtdeutschen Diskurs der 1990er Jahre gewann die DDR-Vergangenheit so als Geschichte der zweiten deutschen Diktatur an Kontur und wird nunmehr als Teil der Diktaturgeschichte des 20. Jahrhunderts verhandelt.21 Die damit verbundene Geschichte des SED-Mauerregimes, des Macht- und Repressionsapparates und der doppelten deutschen Diktaturerfahrung ist in die Museums- und Gedenkstättenlandschaft des wiedervereinten Deutschland eingeschrieben.22 

			Aus geschichtspolitischer Perspektive kann die Aufarbeitung der SED-Diktatur somit durchaus als Erfolgsgeschichte interpretiert werden. Im geschichtspolitischen Diskurs ist der Begriff des »Unrechtsstaates« fest verankert. Er symbolisiert nicht nur den moralischen Auftrag zur Diktaturüberwindung und -prävention, sondern er stabilisiert zugleich die bundesrepublikanische Erfolgsgeschichte der »geglückten Demokratie«.

			Allerdings führte der Aufarbeitungsprozess zu erinnerungskulturellen Schieflagen: Während die Strukturen der SED-Herrschaft musealisiert sind und Opfer-Biografien im »Pantheon« gesamtdeutscher Erinnerungskultur ihren festen Platz haben, lagern die biografischen Erfahrungen und Erinnerungen der ostdeutschen Mehrheitsgesellschaft in den Speichern des kommunikativen Gedächtnisses. Anders formuliert: Die Trennung von Diktatur- und Alltagsgedächtnis und die Dissonanzen zwischen kultureller und individueller Erinnerung gehören mittlerweile zur erinnerungskulturellen Normalität der Wiedervereinigungsgesellschaft.23 

			Aus geschichtswissenschaftlicher Perspektive wurde die erinnerungskulturelle Fokussierung auf Repression und Herrschaft noch aus ­anderen Gründen kritisiert. So seien 40 Jahre DDR-Existenz nicht allein mit Repression und Verfolgung zu erklären. Zudem würden Handlungsspielräume in der Diktatur zu wenig beleuchtet. Alternative geschichtswissenschaftliche Konzepte, die DDR als »partizipative Diktatur« oder »Fürsorgediktatur« historiografisch zu deuten und somit widersprüchliche Strategien der Anpassung, Anerkennung, Verweigerung, des Widerstands oder der Resignation auch in ihrem historischen Wandel zu erklären,24 hatten nur eine geringe Reichweite. 

			Aus geschichtsdidaktischer Perspektive fällt die Bewertung des erinnerungskulturellen Vereinigungsprozesses gleichfalls ambivalent aus: 

			Erstens förderte der Versuch, historische Identität im wiedervereinten Deutschland im Spannungsfeld von Diktatur und Demokratie zu gewinnen, den moralisierenden Umgang mit DDR-Geschichte. Die erinnerungskulturelle Normierung erschwerte differenzierende historische Urteilsbildung und verengte den Blick auf die Bildungspotenziale des vielschichtigen Lernfeldes DDR-Geschichte. Dies trifft in besonderer Weise auf den Umgang mit DDR-Geschichte in den ostdeutschen Bundesländern zu. Demokratieerziehung am Fall des »Unrechtsstaates DDR« zu fördern, wurde hier nicht selten mit dem bildungspolitischen Impetus einer Re-Education betrieben. Denn vor allem aus Perspektive der in der politischen Aufarbeitung aktiven ehemaligen SED-Opfer galt es, durch »Lernen aus der Geschichte« einer Trivialisierung des Diktaturcharakters und auch geschichtsrevisionistischen Tendenzen entgegenzuwirken.25 

			Zweitens eröffnete die Trennung zwischen Alltagserfahrungen, kommunikativ tradierten Erinnerungen und erinnerungskulturell repräsentierten Erzählungen keine integrativen Wege für eine kritische Identitätsreflexion und reflektierte Traditionsbildung in Ost- und Westdeutschland. 

			Drittens verliert die westliche Fortschrittsgeschichte in Krisenzeiten an politischer Legitimität, da ihr teleologischer Zuschnitt den Diskurs um Reformen und Alternativen erschwert. Zudem lassen sich die ostdeutschen Transformationserfahrungen schwer in das bundesdeutsche Kontinuitätsnarrativ integrieren. 

			Viertens verschwimmen im Streit um die »richtige« DDR-Geschichte beständig die Grenzen zwischen Geschichtspolitik, Geschichtswissenschaft und historisch-politischer Bildung. Jürgen Kocka problematisierte diese »Gemengelage von Gegenwartspolitik und Zeitgeschichte, von Betroffenheit und Aufarbeitungsbedürfnis«26 bereits Mitte der 1990er Jahre. Daher dürfte sich die Schärfung der spezifischen Funktion historisch-politischer Bildung als ganz entscheidende Herausforderung erweisen, gerade um ihren didaktischen Eigensinn im Vergleich zu geschichtspolitischen Praktiken nicht nur beim Lernen am »Fall DDR« zu wahren.27

			3	DDR im Geschichtsunterricht – Schulbuchnarrative und empirische Befunde

			In Gedenkstätten wird vor allem die Erinnerung an Repression und Überwachung, deutsche Teilung und Mauerregime wachgehalten und an die doppelte Diktaturgeschichte erinnert. Im chronologisch strukturierten Geschichtsunterricht müssen die beiden deutsch-deutschen Teilgeschichten aufeinander bezogen und zudem didaktisch reduziert dargestellt werden. Daher bietet die Analyse von Schulbuchnarrativen der letzten 30 Jahre Aufschlüsse über den Wandel historischer Narrative in der Vereinigungsgesellschaft – und zwar im Spannungsfeld von historischer Identitätsstiftung und historisch-politischer Urteilsbildung. Im Wesentlichen lassen sich seit Mitte der 1990er Jahre drei Typen der Darstellung unterscheiden.28 

			Darstellungen des ersten Typus präsentieren nationale Meistererzählungen von Einheit in Freiheit: Diese sind bis Ende der 1990er Jahre dominant. Die deutsche Teilung ist in diesem, nationale Identität stiftenden Narrativ lediglich ein Intermezzo und die DDR-Geschichte eine Episode auf dem Weg zu »Einheit und Freiheit«. Die chronologische Darstellung ist kontrastiv angelegt. Sie bedient vertraute Sichtachsen des Systemvergleichs (Politik, Wirtschaft, Konsum, Jugend) und gedenkpolitische Marksteine der deutsch-deutschen Teilung wie den 17. Juni 1953 oder den Mauerbau 1961. Die Ereignisse des Jahres 1989/90 erscheinen dann als Erfüllung der deutschen Einheit, deren Geschichte mit Bildern der Massenflucht und Masseneuphorie illustriert und damit als gesamtdeutsche Erfahrung ikonisch verdichtet wird. Aktionsformen und programmatische Zielvorstellungen der Bürger- und Bürgerrechtsbewegung interessieren allenfalls am Rande. 40 Jahre DDR-Geschichte dienen in erster Linie als dunkle Folie zur geglückten Demokratie der Bundesrepublik und die nationale Einheit 1990 erscheint letztlich als Ende einer Episode, die vom unversöhnlichen Konflikt der Akteure »Volk« und »SED« lebte. Die Vereinigung stiftet so als Fortsetzung der Nationalgeschichte historischen Sinn und wird als »Heimkehr« der befreiten DDR-Bürger illustriert, die sich 1989 aus ihrem Opferstatus befreien konnten.

			Der zweite Typus offeriert parallele Lerngeschichten der Demokratie. Diese gewinnen in der zweiten Dekade der deutschen Einheit an Bedeutung. Im Sinne der Demokratieerziehung thematisieren diese Parallelgeschichten nicht allein den Arbeiteraufstand 1953, sondern auch die ost- und westdeutsche Menschenrechts-, Friedens- und Umweltbewegung der 1970er und 1980er Jahre als systemübergreifende Protestbewegungen, an deren Beispiel politische Handlungsspielräume in Demokratie und Diktatur verglichen werden können. In dieses Narrativ können auch Krisenphänomene bundesrepublikanischer Geschichte wie die Studentenproteste 1968 oder der »Deutsche Herbst« integriert und Dimensionen der Gesellschafts- und Alltagsgeschichte wie Jugendsubkulturen, Konsum und Freizeit als parallele Phänomene der Modernisierung verhandelt sowie das für die DDR spezifische Spannungsverhältnis von Herrschaft und Alltag thematisiert werden. Da die Nation als Klammer entfällt, erscheinen die Teilgeschichten deutlicher als eigenständige und unterschiedliche Wege zur »Freiheit«. »1989« symbolisiert in diesen »Lerngeschichten der Demokratie« einen durch multiple und kontingente Faktoren beschleunigten breiten zivilgesellschaftlichen Aufbruch zur Durchsetzung demokratischer Grundrechte. In dieser Perspektive kann die Friedliche Revolution dann als demokratischer Gründungsakt der neuen Bundesrepublik beziehungsweise als Manifestation eines gesamtdeutschen antitotalitaristisch-demokratischen Wertehorizontes interpretiert werden.

			Nicht narrativen Fluchtpunkten historischer Identitätsstiftung, sondern didaktischen Prinzipien der Problem- und Kompetenzorientierung folgen Schulbuchdarstellungen eines drittens Typs. DDR-Geschichte(n) werden hier eher als Feld zur exemplarischen Auseinandersetzung mit strittiger Zeitgeschichte genutzt. Lernziele sind eine reflektierte Urteilsbildung und kritische Traditionsprüfung. Die Befähigung zur historischen Analyse und Urteilsbildung auf Basis multiperspektivischer Quellen stehen dabei im Zentrum. Das bedeutet allerdings nicht, dass die thematischen Zugriffe beliebig sind. Sie folgen den Sichtachsen der erstgenannten Darstellungstypen. Allerdings wird in den vergangenen Jahren eine nationale Nabelschau weitgehend vermieden. So finden sich Ansätze, die Nationalgeschichte(n) europäisch zu verorten oder in globalgeschichtliche Entwicklungen einzuordnen. Allerdings dürfen die Grenzen dieser exemplarischen und auf eigenständige Analyse und Urteilsbildung ausgerichteten Schulbuchdarstellungen nicht verschwiegen werden: Fundierte historische Urteilsbildung setzt nicht nur Methodenkompetenz, sondern breites historisches Kontextwissen voraus. Die Kluft zwischen historisch-politischen (Wert)Urteilen und historischem Wissen birgt nach wie vor bildungspolitischen Sprengstoff.29 

			So sorgten die Ergebnisse einer Fragebogenstudie zu DDR-Wissen und Werturteilen von Lernenden über die DDR 2008 für öffentliche Aufmerksamkeit. Denn die Politikwissenschaftler*innen Monika Deutz-Schroeder und Klaus Schroeder konstatierten in Auswertung ihrer Befunde, dass die Wirkung schulischer Bildungsinhalte über die DDR im Vergleich zu medialen Inszenierungen oder familiär tradierten Erinnerungen gering ist. Besonders deutlich markierten sie die Ost-West-Unterschiede in den Werturteilen über die DDR. Während ostdeutsche Jugendliche die soziale Seite der DDR und weniger den repressiven Charakter der Diktatur betonten, stellten westdeutsche Jugendliche den Unterschied zwischen Stasi-Staat und freiheitlicher Demokratie deutlicher heraus. Angesichts dieser Befunde plädierten die Autor*innen für eine klare Wertorientierung historisch-politischer Bildung und forderten bildungspolitische Konsequenzen.30 Medien und Politik interpretierten diese Befunde aus deutsch-deutschen Klassenzimmern als (erneutes) »Versagen des Geschichtsunterrichts«. In ostdeutschen Landtagen kamen Konzepte historisch-politischer Bildung zum »Fall DDR« auf den Prüfstand und Forderungen nach curricularen Konsequenzen wurden laut. 

			Anders fiel das geschichtsdidaktische Echo aus. Denn zum einen bestätigten sich altbekannte Befunde aus Studien zum Geschichtsbewusstsein Jugendlicher. Geschichtspolitisch brisant erschienen die »neuen« Befunde in erster Linie, weil darin die fehlende »Einheit in den Köpfen« vermessen wurde31 und weil die Studie die affektiv-identitätsrelevante Dimension historischen Lernens und somit auch ostdeutsche Identitätsbedürfnisse unberücksichtigt ließ. Auf breite Kritik stieß der Vorschlag, Lernende mit Geschichtsbildern auszurüsten und sich damit vom Lernziel eines reflektierten Geschichtsbewusstseins zu verabschieden. Martina Weyrauch, die Leiterin der Brandenburgischen Landeszentrale für politische Bildung, nahm den bildungspolitischen Umgang mit der Studie zum Anlass, die beobachtbaren Tendenzen zu affirmativer Demokratieerziehung in den neuen Bundesländern zu thematisieren. Die Pluralität historisch-politischer Bildungsangebote, das Grundprinzip der Kontroversität sowie die Möglichkeit eigenständiger Urteilsbildung reklamierte sie als entscheidende Voraussetzungen für die Entwicklung einer politischen Streitkultur. Nur so könne man Unterschiede zur Erziehungsdiktatur der DDR und zum DDR-Geschichtsunterricht herausstellen und historisch-politische Bildung als demokratische Ressource erfahrbar machen.32 

			Während quantitative Studien eher kollektive Tendenzen historischer Einstellungen und Urteile erkennen lassen, bieten qualitative Studien differenzierte Einblicke in die Konstruktion von Schülervorstellungen und -urteilen über die DDR. Zudem sensibilisieren sie für die Komplexität, Widersprüchlichkeit und Subjektgebundenheit historischer Sinnbildung – auch im »Fall DDR«. So rekonstruierte beispielsweise Sabine Moller auf Basis von Einzel- und Gruppeninterviews, dass Kinder und Jugendliche auf Grundlage unterschiedlichster historischer Quellen, mithilfe medialer Darstellungen, aber auch aus Versatzstücken von Familienerzählungen subjektive Vorstellungen konstruieren, die für sie identitäts- und gegenwartsrelevant sind. In Abhängigkeit von ihren Vorkenntnissen tragen sie zudem unterschiedliche Fragen an dieses Thema heran.33 Neben der Subjekt- und Gegenwartsgebundenheit historischer Sinnbildung gewinnen in jüngeren Studien jedoch die Konsequenzen affirmativen Demokratielernens und normativen Diktaturvergleichs an Kontur. So problematisiert Kathrin Klausmeier, dass Jugendliche in Thüringen am Beispiel der DDR-Geschichte durchaus Merkmale einer Diktatur benennen können. Sie lehnen allerdings für die DDR die Bezeichnung »Diktatur« aufgrund der begrifflichen Gleichsetzung mit dem Nationalsozialismus ab. Zudem sind die Transformationserfahrungen der Eltern ein wesentlicher Faktor für die historische Urteilsbildung. »Jugendliche, die die familiären Folgen des Zusammenbruchs der DDR ›eher negativ‹ einschätzen [, urteilen] weniger kritisch über den Unrechts- und Diktaturcharakter der DDR.«34 Gruppendiskussionen mit sächsischen Schülerinnen und Schülern bestätigen das Fortleben der Diskrepanz zwischen privater und öffentlicher Erinnerung. Diese Diskrepanz thematisieren Jugendliche als Defizit des Geschichtsunterrichts, da schulisch vermittelte Wissensbestände und familiär tradierte Erzählungen unverbunden nebeneinanderstehen und ihre Fragen somit unbeantwortet bleiben.35 

			4	Plädoyer für vielfältige und zukunftsfähige Perspektiven auf den »Fall DDR«

			Wie dargelegt, sollte man widersprüchliche DDR-Bilder und -Urteile nicht nur als »Ballast« der Vereinigungsgesellschaft betrachten oder gar als Versagen historisch-politischer Bildung interpretieren. Ihre Analyse legt vielmehr generationenübergreifende Prozesse der Verarbeitung zeithistorischer Umbrucherfahrungen und die Komplexität historischer Identitätsgewinnung im Spannungsfeld von Vergangenheitsdeutung, Gegenwartsorientierung und Zukunftserwartung frei.36 Die zugespitzte Reflexion der Leerstellen und erinnerungskulturellen Ambivalenzen der Vereinigungsgesellschaft sowie aktuelle Tendenzen populistischer Vereinnahmung unbearbeiteter Vergangenheitserfahrungen unterstreichen vielmehr die Notwendigkeit, reflektiertes Geschichtsbewusstsein und damit kritische Urteilsbildung zu fördern, und zwar als Voraussetzung für gesellschaftliche Teilhabe. Der »Fall DDR« taugt zu weit mehr als zu einer rituellen Vergangenheitsdistanzierung. Denn normierte Geschichtsbilder fördern lediglich die Moralisierung historischer Urteilsbildung und leisten einer Delegitimierung historisch-politischer Bildung Vorschub. Volkhard Knigge, der Leiter der Gedenkstätte Buchenwald, hat dies bereits als Problematik im Umgang mit dem Nationalsozialismus diskutiert: »Historisches Lernen als subjektive Sinnbildung« – so Knigge – dürfe sich »nicht auf die bloße Abstandsmessung zwischen damals und heute beschränken und sich nicht auf das Lernen aus negativer Vergangenheit und moralische Appelle, Akklamationen von Bürger- und Menschenrechten im luftleeren Raum reduzieren«.37 Die Grenzen affirmativer Demokratieerziehung für historisch-politische Urteilsbildung lassen sich auf vielen Ebenen beschreiben. Beispielsweise verhindert die dichotomische Simplifikation von Tätern und Opfern, von Volk und SED, die für die Identitätsbildung Jugendlicher notwendige Auseinandersetzung mit Handlungsspielräumen und Bindungskräften einer Diktatur. Ebenso scheint die Fortschreibung deutsch-deutscher Kontrastgeschichten und die Vermessung der »Einheit in den Köpfen« gegenwartsvergessen – angesichts der Vielfalt historischer Identitätsbedürfnisse einer Migrationsgesellschaft. 

			Die Aufgabe historisch-politischer Bildung besteht vor allem darin, den »Fall DDR« als zukunftsfähige Ressource einer demokratischen Geschichts- und Streitkultur neu zu entdecken. Dies bedeutet, konkurrierende Deutungen und die Vielfalt der Erinnerungen als Ausdruck historischer Orientierungssuche, politischer Verunsicherung und kritischer Identitätsreflexion ernst zu nehmen und zum Gegenstand historisch-politischer Bildung zu machen. Hier zeigt sich das integrative Potenzial historisch-politischer Bildung in einer demokratischen Geschichtskultur – oder wie der Geschichtsdidaktiker Karl-Ernst Jeismann bereits 1991 formulierte: »Die Erfahrung der Hinfälligkeit von dogmatisierten Geschichtsbildern mit ihren Urteils- und Wertimplikationen sollte den Anstrengungen Auftrieb geben, Geschichtsbildern aller Provenienz den Laufpass zu geben und an ihre Stelle ›Geschichtsdenken‹, die Entwicklung von ›Geschichtsbewusstsein‹ zu setzen. Jeder Umgang mit der Vergangenheit, der sich ein Urteilsmonopol anmaßt, verfälscht und instrumentalisiert Geschichte. Es trifft sich gut, dass die Geschichtskultur der Bundesrepublik kein Austauschbild zu bieten hat, dass an die Stelle der SED-Geschichtspropaganda treten könnte, sondern den Diskurs verschiedener Ansätze und Deutungen, die sich der Forderung methodischer Triftigkeit zu unterwerfen haben. Dieser Diskurs kann sich im vereinten Deutschland erweitern und bereichern.«38 

			Nach über drei Jahrzehnten deutscher Einheit scheint es mittlerweile gewinnbringend, auch solche uneingelösten Utopien der Vereinigungsgesellschaft in Erinnerung zu rufen. Wie skizziert, können gerade aus der Diskussion erinnerungskultureller Ambivalenzen und in Anerkennung der Subjektivität historischer Urteilsbildung zukunftsfähige Perspektiven historisch-politischer Bildung gewonnen werden. 

			Welche DDR-Geschichte(n) sind also für Jugendliche gegenwärtig und zukünftig relevant? Hier kann und soll es keinen Kanon geben. Entscheidend ist die Verstetigung der Debatte um Möglichkeiten und Grenzen historisch-politischer Bildung und die Entwicklung vielfältiger Perspektiven auf den »Fall DDR«. Insofern bieten die abschließenden Stichpunkte lediglich einen Reflexionsrahmen:

			Schülervorstellungen und -urteile verunsichern: Wenn sich historisches Lernen allein auf die ritualisierte Bekräftigung des allgemein Anerkannten, nämlich des Diktaturcharakters der DDR konzentriert, bleiben Lernpotenziale ungenutzt. Erst wenn es gelingt, alltagsweltliche Konzepte oder stereotype Werturteile Lernender zu verunsichern und Fragen zu provozieren, beginnt historisches Lernen als Voraussetzung für begründete Urteilsbildung. 

			Von der Kontrastgeschichte zu integralen Perspektiven: Die Entwicklung der beiden deutschen Teilstaaten wurde nicht allein durch Abgrenzung und Trennung geprägt, sondern sie war ebenso durch gegenseitige Wahrnehmung, Abhängigkeiten und Verbindungen auf staatlicher, institutioneller oder familiärer Ebene gekennzeichnet und zugleich mit der Konstruktion von Selbst- und Fremdbildern verbunden. Diese gilt es zu historisieren und als Modi historischer Identitätsbildung zu reflektieren.

			Aktuelle Schlüsselprobleme als Ausgangspunkt historischen Lernens nutzen: Scheinbar klassische Themen der DDR-Geschichte erscheinen im Horizont gegenwärtiger politischer Diskurse und gesellschaftlicher Schlüsselprobleme eher »nah« als »fern«. Hier sind Neupers­pektivierungen gefragt. So gewinnt das Thema DDR-Flucht erst in Längsschnitten zur Migrations- und Integrationsgeschichte an Aktualität. Vergangene Zukünfte und Utopien der Friedlichen Revolution dürfen nicht allein am Stammtisch oder auf der Straße reklamiert werden. Grenzenlose Freiheit oder Freiheit durch Grenzen? Sicherheit durch Überwachung? Mediendiktatur oder Meinungsfreiheit? Solche aktuellen Diskurse gilt es für historisches Lernen am »Fall DDR« fruchtbar zu machen.

			Geschichtskulturelle Diskurse und fertige Geschichten als Ausgangspunkt historischen Fragens und Lernens nutzen: Eine demokratische Geschichtskultur verlangt Teilhabe am Diskurs und Einsichten in die Funktion und Konstruktion historischer Narrationen. Daher sollten Lernende in erinnerungskulturellen Debatten zu Straßenumbenennungen und Denkmalsprojekten einbezogen werden, sich mit multi­perspektivischen Zeitzeugenerzählungen auseinandersetzen und DDR-Bezüge in der politischen Kultur der Gegenwart ebenso analysieren wie filmische und museale Narrative. 

			Spurensuche vor Ort und forschendes Lernen als Königsweg: Eigene Fragen an Vergangenheit zu stellen, neue Vergangenheitsper­spektiven zu entdecken, die Relevanz für die eigene historische Orientierung zu erfahren und gleichzeitig die Grenzen historischer Überlieferung und Urteilsbildung zu reflektieren, dies kann gelingen, wenn Kinder und Jugendliche angeregt werden, eigenständig DDR-Geschichte zu erforschen. Dies bleibt sicher der »Königsweg« historischen Lernens am »Fall DDR«. Aber der Beginn einer Spurensuche setzt voraus, dass Lernende als geschichtskulturelle Akteure ernst genommen werden und DDR-Geschichte nicht als abgeschlossene Vergangenheit wahrgenommen wird, sondern als produktives Feld eigener historischer Spurensuche. Daher sollten Geschichtswettbewerbe und historische Projektarbeit zum »Fall DDR« auch über Jubiläumskonjunkturen hinaus als Chance für die historisch-politische Bildungsarbeit genutzt und als partizipative Ressource der Erinnerungskultur geschätzt werden.
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			Christina Schwarz

			»1989« in der historisch-politischen Bildung – Herausforderungen, Chancen und Zukunftsperspektiven

			Zum 30. Jubiläum des Mauerfalls im November 2019, als Corona noch fern unserer Vorstellung lag, wurde deutlich, wie vielstimmig und verschieden, zum Teil auch irritierend die Bezugnahmen auf das Jahr 1989 nach wie vor sind. Dies kann einerseits nicht überraschen, denn die »Pluralisierung der Deutungsangebote und Auseinandersetzungen um historische Orien­tierung sind Markenzeichen einer postmodernen Geschichtskultur«, wie Saskia Handro treffend beschreibt.1 Frappierend war dann aber doch, wie problemlos gängige Narrative durch die AfD polemisch umgedeutet werden konnten. In Brandenburg, Sachsen und Thüringen machte die Partei mit Sprüchen wie »Vollende die Wende« oder »Wende 2.0« Wahlkampf und setzte dafür beispielsweise in einem Comic die gegenwärtigen politischen Verhältnisse mit denen in der DDR gleich.2

			Die Ursache für die Gleichzeitigkeit verschiedener, zum Teil divergierender Geschichtsbilder und -narrative mag zum einen den komplexen Ereignissen und Zusammenhängen, die zum Umbruch geführt hatten, geschuldet sein.3 Die Dynamik und Kontingenz der Geschehnisse in der letzten Phase der DDR und ihre Einbettung in langfristige Entwicklungen und globale Kontexte hinterlassen Fragen, die mit einer stringenten, monokausalen Meistererzählung schwer zu fassen sind.4

			Zum anderen aber sind diese verschiedenen Deutungen auch Hinweise darauf, wie unterschiedlich die Erfahrungen sind, mit denen sich Menschen gegenwärtig auf die Vergangenheit beziehen und vor welchen sich wandelnden Erwartungshorizonten sie dies tun.5 In Erinnerungspolitiken wird dies anders widergespiegelt als in Geschichtsbildern, die familiär oder milieuspezifisch geprägt sind, in Zeitzeugenberichten anders als in populären Darstellungen, wie zum Beispiel in Filmen oder Comics, die sich mit 1989 beschäftigen.6

			Nicht zu vernachlässigen ist in diesem Zusammenhang die Tatsache, dass Geschichtsbilder nicht starr sind und dass ihre Bedeutung sowohl für gesellschaftliche Gruppen als auch für die Gesellschaft insgesamt ­variieren kann. Sie bedienen bestimmte »Erzählmuster« oder Narrative, die um Deutungshoheit ringen und individuelle Erinnerungen beeinflussen können.7 Nicht umsonst schreibt Martin Sabrow in Bezug auf 1989: »[…] [S]o epochal die Bedeutung ist, die diesem Jahr zukommt, so diffus ist sein Platz im Gedächtnis unserer Zeit.«8 Mit der Gegenüberstellung von Revolutions- und Wendegedächtnis beschreibt er die Dichotomie zwischen einem geschichtspolitisch dominanten Erfolgsnarrativ, das besonders von politischen Bildungsträgern reproduziert wird und den dazu divergierenden, kommunikativ tradierten Erinnerungen der Mehrheit der ostdeutschen Bevölkerung.9

			Die verschiedenen »Erzählmuster« öffnen konkrete Perspektiven auf 1989, lassen aber auch Leerstellen. Während die Erinnerung an eine Revolution den »aufopferungsvollen Kampf der Regimegegner« fokussiert, sind die Wendeerzählungen sehr viel offener angelegt und erinnern das Ende der DDR beispielsweise als unverhofft und unvermutet. 1989 kann als Endpunkt, Anfang, Bruch oder als von Kontinuitäten geprägter Übergang begriffen werden, je nach räumlichem und zeitlichem Bezugsrahmen.10

			Historisch-politische Bildung als Vermittlerin pluraler Geschichtsbilder

			Diese Dynamik und Pluralität, besonders die Dichotomie von Wende- und Revolutionsgedächtnis, stellen die Praxis der historisch-politischen Jugendbildung vor große Herausforderungen, denn in den Bildungsveranstaltungen vor Ort werden heterogene Deutungen verhandelt, die Widersprüche hervorrufen können. Jugendliche bewegen sich in verschiedenen Diskursfeldern. Sie sind geprägt durch den Geschichtsunterricht, Erzählungen in ihren Familien und populäre Bilder und Darstellungen von 1989. Für Jugendliche vermischt sich das synchrone Nebeneinander verschiedener Erzählungen leicht zu einem unentwirrbaren »Durcheinander«. Wenn Jugendliche in Bildungsveranstaltungen mit Erzählungen konfrontiert werden, die ihre eigenen Bilder und tradierten Erinnerungsfragmente kaum berühren oder die einander scheinbar widersprechen, wird dies besonders deutlich. Vor allem, wenn Fragen und Diskrepanzen nicht beantwortet beziehungsweise aufgelöst werden, kann der Bildungsprozess schnell ins Leere laufen oder sogar mehr Verwirrung als Orientierung stiften.11

			Gerade die außerschulische Bildungsarbeit bietet aber auch große ­Chancen, denn anders als im schulischen Kontext, in dem starre Curricula die Bildungsziele vorgeben, basiert die außerschulische Bildung auf den grundlegenden Prinzipien der Freiwilligkeit, Ergebnisoffenheit, Langfristigkeit, der Teilnehmenden-, Lebenswelt- und Handlungsorientierung und auf partizipativen Elementen. Damit ermöglicht sie einen flexibleren Umgang mit den Sichtweisen der Jugendlichen, sie gibt ihren Interessen, ihren Fragen und deren Aushandlungen mehr Raum als das in der Schule der Fall ist.

			Somit sind außerschulische Bildungsträger potenziell besser als die Schulen in der Lage, sich an Entwicklungen und Veränderungen jugendlicher Lebenswelten anzupassen und sich mit ihren Angeboten auf diese einzustellen. Wie viel Anpassungsbedarf es in der Bildungslandschaft zum Thema 1989 nach wie vor braucht, dafür ist die Dynamik der letzten 30 Jahre maßgebend. Deutlich wird sie, führt man sich beispielsweise vor Augen, wie sich die Familienerzählungen über das Umbruchjahr innerhalb einer Generation verändert haben könnten. Die Eltern der Jugend­lichen von heute waren 1989 nicht selten selbst noch Jugendliche oder Kinder. Ihre Erinnerungen an 1989 und die folgenden Jahre sind andere als die der heutigen Großelterngeneration, denn sie haben diese Zeit aus einer anderen Perspektive wahrgenommen. Das wirkt sich auf das Bild aus, das Jugendliche heute von dieser Zeit haben und auf das Wissen, mit dem sie an Bildungsveranstaltungen zum Thema 1989 teilnehmen.

			Zudem sind die Zielgruppen der Jugendbildungsveranstaltungen inzwischen heterogener – eine Diversifizierung der Besucher*innen bedeutet eine Diversifizierung der Fragen, die an geschichtliche Themen gestellt werden und der man gerecht werden muss. Durch partizipative Arbeitsweisen können sich außerschulische Bildungsträger den Anregungen von Jugendlichen öffnen.

			Auch aktuelle Entwicklungen können in den Angeboten der außerschulischen Bildung berücksichtigt werden. So gehört beispielsweise die Protestbewegung Fridays for Future zur Lebenswelt vieler Jugendlicher. Gerade zum Thema 1989 besteht in außerschulischen Vermittlungsformaten die Chance, an diesen Erfahrungsfundus der Jugendlichen und ihr Engagement anzuschließen und beides für geschichtliche Erörterungen fruchtbar zu machen. Viele Jugendliche dürften außerdem Kontakte zu Bewegungen der extremen Rechten haben, die eine irritierende Gleichsetzung von DDR und heutiger Gesellschaft propagieren, was historische Bildung besonders und gänzlich anders herausfordert.

			Neben gesellschaftlichen Entwicklungen und Bezugnahmen auf 1989 hat sich auch die Art der alltagsweltlichen Wissensaneignung und -rezeption gewandelt. So sind soziale Medien ein wesentlicher Informationspool der gegenwärtigen Geschichtskultur. Heute informieren sich die meisten Menschen über das Internet. Angesichts unzähliger Textfragmente, die Jugendliche über Messenger-Dienste erhalten oder auf Websites und Informationsplattformen lesen, spielt die Fähigkeit zur kritischen Reflexion eine entscheidende Rolle. Auch hier bieten sich Verknüpfungen zwischen der Lebenswelt der Jugendlichen und historisch-politischen Bildungsprozessen an. Die Quellenkritik gehört in der Auseinandersetzung mit Liedtexten, Briefen, Zeitungsartikeln, Aufrufen oder Zeitzeugenaussagen zum Kerngeschäft der außerschulischen Geschichtsvermittlung zum Thema 1989. Jugendliche lernen so, die Authentizität einer Aussage zu prüfen, deren Inhalt mit anderen Perspektiven abzugleichen, Absichten und Wertungen herauszuarbeiten und zu analysieren. Diese Art des quellenkritischen Denkens können Jugendliche auf andere Wissensbereiche und ihren Alltag übertragen.

			Zudem ändern sich die Sehgewohnheiten und sensorischen Ansprüche an die Vermittlungsangebote. Ob und wie neue Medienformen wie Augmented Reality oder Actionbounds für die historisch-politische Bildung fruchtbar gemacht werden können, zeigt sich gegenwärtig und wird sich in nächster Zeit wohl noch stärker herausstellen. Das sogenannte Blended Learning, also ein Mix aus E-Learning und unmittelbaren Lern- und Kommunikationsformen vor Ort, birgt Chancen und Risiken, auf die ich noch eingehen werde.

			Jugendbildungsangebote zum Thema »1989« und ihre Ausrichtung – eine Bestandsaufnahme

			Wie begegnen außerschulische Bildungsträger aktuell der Pluralität an Geschichtsbildern beziehungsweise den verschiedenen Narrativen zum Thema 1989 sowie den gesellschaftlichen Dynamiken und Trends? Erste Antworten auf die Frage, wie sich Bildungsträger (vor allem im Osten Deutschlands) dem Thema 1989 nähern, gibt die Auswertung einer vorläufigen Bestandsaufnahme, die 2019 im Rahmen des ­Forschungsprojektes »Soziologie der außerschulischen Geschichtsvermittlung« entstanden ist. Ausgehend von der These Martin Sabrows, dass politische Bildungsträger besonders häufig ein Revolutionsgedächtnis thematisieren, wurden die Ankündigungstexte von circa 90 Veranstaltungen ­außerschulischer ­Bildungsarbeit zum Thema 1989 analysiert.

			Laut Sabrow erinnert das Revolutionsgedächtnis 1989 als einen »glücklichen Endpunkt« und an »die DDR als einen im Herbst 1989 – bzw. zwischen den Kommunalwahlen im Mai 1989 und den Volkskammerwahlen im März 1990 – mutig überwundenen Unrechtsstaat«.12 Die diesen Narrativen entgegenstehenden Wende-Erfahrungen sind weniger leicht zu fassen, da sie sich individuell und durch »lebensgeschichtliche Selbstbehauptung« vom Revolutionsgedächtnis abgrenzen.13 Der Begriff »Wendegedächtnis« kann somit als begriffliche Klammer für unterschiedliche Narrative verstanden werden.

			Die Ankündigungstexte wurden zunächst daraufhin untersucht, ob ihre inhaltlichen Schwerpunktsetzungen auf das Revolutionsgedächtnis rekurrieren. Sollen verschiedene Narrative und Perspektiven in Vermittlungsangeboten verhandelt werden, spielt es jedoch nicht nur eine Rolle, was besprochen wird, sondern auch, welche Entfaltungsmöglichkeiten grundsätzlich für die Aushandlungen von Themen gegeben sind. Deshalb wurde bei der Analyse berücksichtigt, wie Inhalte räumlich und zeitlich kontextualisiert werden. Weitere Indikatoren waren die Formate der Bildungsveranstaltungen, die angewendeten Methoden, eingebundenen Akteure und die Nennung von Vermittlungszielen. Auf diese Weise wurden erste Indizien dafür gefunden, inwiefern die konkreten Vermittlungsangebote die Lebenswelt der Jugendlichen berücksichtigen und ihren Wissensfundus fruchtbar machen, um so nachhaltige Lerneffekte zu erzielen.

			Erstaunlich häufig lässt sich bei den untersuchten Ankündigungstexten ein geschlossenes Revolutionsnarrativ nachzeichnen, das die Erfolge der sogenannten friedlichen Revolution in den Vordergrund stellt. Es liegt die Vermutung nahe, dass diese Veranstaltungen auf einem geschlossenen, wenig flexiblen teleologischen Narrativ basieren, das es zu verinnerlichen gilt. Nur etwa 30 Prozent der Veranstaltungsvorhaben orientieren sich im Unterschied dazu explizit an den Sichtweisen, Interessen und Fragen der Teilnehmenden, sind ergebnisoffen angelegt, diskutieren den Herbst 1989 kontrovers, kontrastieren und kontextualisieren die einschlägigen Schlagworte und markanten Ereignisse und/oder binden die Erfahrungswelten von Nachbarschaften beziehungsweise Familien in die Vermittlungsarbeit ein. Solche Veranstaltungen schaffen gute Voraussetzungen, um familiär tradierte oder andere Narrative zu den Umbrüchen im Herbst 1989 einzubeziehen und zu verhandeln.14

			Auffällig bei der Auswertung der Bestandsaufnahmen ist, dass eine Vielzahl von Themen, die eng mit dem Herbst 1989 in Verbindung stehen, keine oder eine nur sehr marginale Rolle spielen. Deutlich wird das am Themenschwerpunkt Deutsche Einheit. Dieser wird zwar benannt, eine kontroverse und differenzierte Einordnung des Prozesses der Wiedervereinigung wird dagegen eher untergeordnet betrachtet. Darauf deutet beispielsweise der Umstand hin, dass bestimmte Aspekte wie das momentan sehr kontrovers diskutierte Thema Treuhand oder der Einigungsprozess mit den Volkskammerwahlen im März 1990, der Währungs-, Wirtschafts- und Sozialunion und ihren Folgen keine Rolle zu spielen scheinen.

			Darüber hinaus gibt es eine Reihe von Themen, die an die gegenwärtige Lebenswirklichkeit der Jugendlichen und an ihre Erfahrungsräume anknüpfen könnten, in den Ankündigungstexten aber verschwindend selten oder gar nicht auftauchen, beispielsweise migrantische Erfahrungen in Ost und West, internationale Perspektiven, Umweltthemen oder die Entwicklung rechter Gruppierungen vor und nach der Wiedervereinigung.

			Warum die außerschulischen Bildungsangebote zum Thema 1989 in diesen Punkten hinter ihren Möglichkeiten zurückbleiben, kann an dieser Stelle nicht abschließend geklärt werden. Es könnte zum einen daran liegen, dass viele Schulen Bildungseinrichtungen als Dienstleister verstehen. Sie formulieren konkrete Erwartungen an außerschulische Bildungsangebote, um auf diese Weise Unterrichtsinhalte outsourcen zu können. Das hat nicht selten zur Folge, dass inhaltliche Schwerpunkte, Methoden, Zielstellungen, Zeitfenster und Kommunikationsformen aus der Schulpraxis übernommen werden, die curricularen Schwerpunktsetzungen in Lehrplänen unterworfen sind. Darunter leiden die Prinzipien außerschulischer Bildung, die aufgrund dessen häufig einige ihrer Freiheiten einbüßt.

			Es mag aber auch an strukturellen Problemen liegen, wie beispielsweise mangelnde Ressourcen an Personal, Zeit, Raum und fehlende Planungssicherheiten der Bildungseinrichtungen. Dies könnte wiederum eine Ursache darin haben, dass die Möglichkeiten der außerschulischen historisch-politischen Bildung noch zu wenig wahrgenommen werden und sie deshalb häufig finanziell nicht ausreichend ausgestattet ist.

			Inwiefern die Bildungsangebote veränderten Sehgewohnheiten und sensorischen Adaptionsweisen von Jugendlichen etwa in Form von digitalen Formaten angepasst werden, kann vom momentanen Erkenntnisstand aus noch nicht befriedigend beantwortet werden. Teilweise stellen Bildungseinrichtungen Online-Angebote zur Verfügung, die autark und ohne Einbindung in ein Vermittlungsangebot vor Ort genutzt werden können, wie die Scroll-Dokumentation der Gedenk- und Bildungsstätte Andreasstraße zur Besetzung der Bezirksverwaltung des Ministeriums für Staatssicherheit (MfS) in Erfurt15 oder das Messenger-Angebot der Bundeszentrale für politische Bildung zum Thema 1989 »Der Mauerfall und ich«16. Außerdem gibt es eine Reihe von Bildungsträgern, die in ihren Bildungsveranstaltungen gezielt neue Medien einbinden. Häufig sind das Audiowalks oder digitale Stadtrundgänge, die mit Hilfe von QR-Codes, Augmented Reality oder GPS-Tracking genutzt werden können. Seltener scheint es Angebote zu geben, bei denen Jugendliche digitale Module selbst mit Inhalten füllen17 oder die sie unter der Maßgabe eigener Zielsetzungen für ihre Zwecke nutzen können.

			Moralische Indienstnahmen von Geschichte versus kritisches Geschichtsbewusstsein

			Die gegenwärtige Dynamisierung von Diskursen und die Demokratisierung von Wissensbeständen und -zugängen – beispielsweise über das Internet – sind keine geeigneten Indizien dafür, ein rasches Ende des pluralen Nebeneinander verschiedener Geschichtsbezüge zum Jahr 1989 vorauszusagen. Einem (tatsächlichen oder vermuteten) Orientierungsbedürfnis von Jugendlichen mit einer Verdichtung dieser Bezugnahmen hin zu einem dominanten und allumfassenden Narrativ über 1989 zu begegnen, dessen affirmative Aneignung zum Lernziel erhoben wird, kann jedoch keine Lösung sein.

			Eine moralisierende Skandalisierung der DDR, die punktuell mit einer Gleichsetzung der NS-Diktatur einhergeht, wie in den letzten Jahren von einigen Bildungsträgern öffentlich diskutiert wurde, wäre eine solche simplifizierende Darstellung. Geschichtsvermittlung dieser Art schafft keine Klarheit, sondern Konfusion, ruft unter Umständen Ablehnung bei Jugendlichen hervor und untergräbt die Möglichkeit, verschiedene Geschichtsbezüge selbstständig miteinander ins Verhältnis zu setzen und sich individuell anzueignen. »Einschüchternde Gefängnismauern« heutiger Gedenkstätten können so leicht zu »historischen Erkenntnisgrenzen« werden.18

			Diese Praxis würde zum einen hinter den Ansprüchen politischer Bildungsarbeit zurückbleiben, die laut dem Beutelsbacher Konsens auf den Verzicht von emotionaler Überwältigung, auf Kontroversität und Teilnehmendenorientierung setzt. Zum anderen birgt diese eindimensionale Herangehensweise an Bildungsarbeit aber auch die Gefahr, dass die Geschichte um 1989 dann zwar einheitsstiftende Identifikationspotenziale bieten würde, aber keine Ansatzpunkte zur kritischen Reflexion.19 Laut Saskia Handro wäre das fatal, »gerade weil sich mit dem Schlüsseljahr gegenwärtig und zukünftig unterschiedlich politisch imprägnierte und politisch instrumentalisierbare Deutungen verbinden lassen«.20 Das war beispielsweise an dem Wahlkampf der AfD im letzten Jahr gut zu beobachten. Für die AfD scheint 1989 elementarer Bestandteil einer identitätsstiftenden »›Volks‹-Erinnerung« zu sein, mit der sie Erinnerungspolitik betreibt.21 Dabei versucht sie, einige gängige und erinnerungskulturell dominante Klischeebilder über 1989 zu vereinnahmen. Als rechtspopulistische Partei, die vorgibt, für eine Mehrheit der deutschen Bevölkerung zu sprechen, fällt es ihr leicht, einen gesellschaftlichen Wandel für sich zu instrumentalisieren, der vermeintlich vom Großteil der DDR-Bevölkerung gegen die Staatseliten erkämpft wurde und der die deutsche Einheit vor dem Hintergrund einer eindimensionalen nationalen Geschichtsschreibung als zwingend notwendiges Resultat erscheinen lässt.22 Dabei verschiebt die Partei ein von ihr unterstelltes Telos der »volksdeutschen« Einheit von 1989 in die Gegenwart und spricht im Jahr 2019 von einer »Wende 2.0«, die jetzt erkämpft werden müsste. Die AfD konstruiert auf diese Weise ein identitätsstiftendes Momentum, in dem sie das Charismatische der damaligen Ereignisse re-aktualisiert und ritualisiert.23 Offensichtlich hat sie damit Erfolg.

			Solcherart Vereinnahmungen dekonstruieren und einordnen zu ­können, sollte ein Ziel der historisch-politischen Bildung sein. Die bloße Aneignung von geschlossenen Geschichtsbildern hinterlässt inhaltlich und didaktisch zu große Lücken, die leicht instrumentalisiert werden können. So wird die Bildungsarbeit einer tiefgründigen Auseinandersetzung mit der Komplexität der Geschichte in keinem Fall gerecht. Hingegen kann die kritische Analyse historischer Bezugnahmen Jugendliche dazu befähigen, politische Handlungsdispositionen und Orientierungen in der Gegenwart und für die Zukunft zu finden, denn sie setzt Impulse für eine reflexive Auseinandersetzung auch mit aktuellen Problemlagen. Das blendet die subjektiven Sichtweisen und Narrative der Jugendlichen nicht aus, sondern setzt gerade auf das Verorten, Hinterfragen, Ausdifferenzieren und gegebenenfalls auch Re-Organisieren der eigenen regional-, familien- oder milieuspezifischen Perspektiven. Hier geht es aber auch darum zu reflektieren, dass die Ereignisse und das Erbe von 1989 weiter umstritten und immer wieder geschichtspolitischen Vereinnahmungen ausgeliefert sind.

			Diese Art der historisch-politischen Bildungsarbeit muss als Vermittlungstätigkeit verstanden werden. Als Mittlerin verhandelt sie historische Fragen auf der Grundlage der Prinzipien politischer Bildung. Dabei kann es keinesfalls darum gehen, ein Narrativ oder Geschichtsbild zugunsten eines anderen aufzugeben. Die Herausforderung besteht vielmehr darin, Erkenntnisprozesse zu moderieren, verschiedene Positionen vor dem Hintergrund aktueller wissenschaftlicher Erkenntnisse und auf dem Boden des Grundgesetzes miteinander ins Gespräch zu bringen.

			Aktuelle Herausforderungen und Zukunftsperspektiven 

			Für die Zukunft der außerschulischen historisch-politischen Bildung zum Thema DDR und 1989 ist ein wachsendes Bewusstsein für die Herausforderungen des Feldes unerlässlich. Die Professionalisierung dieses pädagogischen Handlungsfeldes befindet sich in einem dynamischen Prozess – beispielsweise findet derzeit in vielen Einrichtungen ein Generationenwechsel statt. Diese Entwicklung muss in den nächsten Jahren weiter vorangetrieben werden. Zu diesem Prozess gehört es auch, ein wachsendes Selbstbewusstsein und konkreteres Selbstverständnis für die Arbeit auf dem Gebiet der außerschulischen historisch-politischen Bildung herzustellen. Das spielt zum einen in Bezug auf die Abgrenzung zur schulischen Bildung eine Rolle, gegenüber der sie aufgrund ihrer Prinzipien ein wesentliches und unverzichtbares Komplement darstellt. 

			Zum anderen wird es aber auch bei den Themenfeldern DDR und 1989 unerlässlich sein, das Verhältnis und den Abstand zwischen historisch-politischer Bildung und der Aufarbeitung neu zu vermessen. Trotz der sehr heterogenen Trägerlandschaft gehören viele Anbieter historisch-politischer Bildungsveranstaltungen zum Thema 1989 der Aufarbeitungslandschaft an. Die hier skizzierte Art der Vermittlungsarbeit wird diese Einrichtungen vor kaum lösbare Konflikte stellen, denn als Aufarbeitungsinitiativen haben sie selbst einen konkreten erinnerungspolitischen Auftrag. Mit diesen normativ aufgeladenen Vermittlungszielen werden sie immer an die Grenzen stoßen, die ihnen die Prinzipien politischer Bildung setzen. Aufarbeitung und historisch-politische Bildung sind nicht deckungsgleich – Aufarbeitung heißt Erinnern, Mahnen und Gedenken. Historisch-politische Bildung heißt unter anderem Differenzieren, Rekonstruieren, Kontextualisieren und Orientierung schaffen. Diese Differenz gilt es anzuerkennen. Oftmals wird beides jedoch synonym verwendet, was zur Folge hat, dass die Aufarbeitung mit Erwartungen konfrontiert wird, die sie nicht erfüllen kann. Aufarbeitung muss in historisch-politische Bildungsprozesse eingebunden sein – nur so kann beispielsweise dem Anspruch der Multiperspektivität Rechnung getragen werden. Ziel dieser Bildungs­prozesse sollte sein, die Kompetenzen der Jugendlichen zu stärken, damit sie Geschichtsbilder, Anliegen von Ausstellungen und Gedenkstätten, Aussagen und Erzählungen von Zeitzeug*innen selbst kritisch befragen und ein reflektiertes Geschichtsbewusstsein ausbilden können.

			Die multiperspektivische und lebensweltorientierte Auseinandersetzung mit Geschichte verschafft Alteritätserfahrungen, die die eigene Perspektive erweitern und im besten Fall Toleranz, Empathie und eine eigenständige politische Haltung fördern. Multiperspektivität und Kontroversität sind jedoch nicht zu verwechseln mit Wertneutralität oder Geschichtsrelativierung. Derzeit sieht sich die historisch-politische Bildungslandschaft immer wieder Vorwürfen ausgesetzt, sie würde ihrer Verantwortung, Fakten neutral zu vermitteln, nicht gerecht werden. Besonders aus dem politisch extrem rechten Lager wird in diesem Zusammenhang häufig die Forderung nach einem Neutralitätsgebot laut. Für Aushandlungs­prozesse in Bildungsveranstaltungen, die sich dem Grundgesetz und demokratischen Prinzipien verpflichtet fühlen, können jedoch nur diejenigen Deutungsangebote maßgebend sein, die wissenschaftlich fundiert sind und demokratische Einstellungen fördern. Jeglicher geschichtspolitischen Vereinnahmung kann und muss die außerschulische Bildungsarbeit entgegenwirken.24 Werden menschenverachtende, ausgrenzende oder antipluralistische Positionen in Bildungsveranstaltungen von Jugendlichen thematisiert, stellt das die Bildner*innen jeweils vor enorme Herausforderungen. Für einen angemessenen und selbstbewussten Umgang mit extremen Positionen in historisch-politischen Settings gibt es kein allgemeingültiges Rezept. Das Handlungsfeld der außerschulischen Geschichtsvermittlung kann hier allerdings von den Erfahrungen anderer Bildungsfelder profitieren, etwa von der rassismuskritischen Bildungsarbeit. Ein breiter Diskurs darüber ist in jedem Fall wünschenswert.

			Eine bleibende und wachsende Aufgabe stellt es für die historisch-politische Bildung dar, sich mit verändernden Rezeptions- und Adaptionsgewohnheiten von Jugendlichen auseinanderzusetzen. Orientiert man sich in diesem Punkt stärker an deren Bedürfnissen, dann können Anreize für die Beschäftigung mit historischen und politischen Themen (auch abseits konkreter Vermittlungsformate) geschaffen werden. Diesbezüglich ist eine Auseinandersetzung über das Spektrum von internetgestützten Vermittlungsmöglichkeiten unerlässlich. Profitieren könnten historisch-politische Einrichtungen der außerschulischen Bildungsarbeit dabei von der Expertise aus verwandten Bereichen wie der Geschichtsvermittlung an Schulen oder der Hochschuldidaktik. Auf der Informations- und Kommunikationsplattform HSozKult wurden beispielsweise verschiedene Interviews mit Geschichtswissenschaftler*innen und -didaktiker*innen zu diesem Thema veröffentlicht.25 Sie machen deutlich, dass sich nicht alle digitalen Werkzeuge und Methoden für jedes Vermittlungsziel eignen. Nachteile wie mangelhafte Interaktionsdynamiken und die unzureichende Spontanität in asynchronen Lernprozessen werden dort unter anderem besprochen. Auch Kommunikationshürden digitaler Medien oder das Problem der Vereinzelung durch individuelles Lernen zu Hause spielen eine Rolle. Vorteile des Blended Learning, also einer Kombination aus digitalen Lernformaten und gemeinsamen Face-to-Face-Interaktionen, könnten hingegen in der Entschleunigung der Bildungsprozesse liegen, die es Jugendlichen erlauben, ihre Lerngeschwindigkeit selbst zu bestimmen, um die Intensität der Wissensaneignung zu verstärken. Digitale Angebote öffnen für die außerschulische Bildung zudem neue Vermittlungsräume. Diese ermöglichen, Bildungsprozesse zu verstetigen und Themenschwerpunkte langfristig und partizipativ vor- und nachzubereiten. Besonders interessierte Jugendliche erhalten auf diese Weise Angebote für eine vertiefende Auseinandersetzung. 

			Die Umsetzung solcher innovativen Lernformate ist jedoch zeitaufwendig, benötigt intensive Vorbereitung und kontinuierliche Betreuung. Zudem steht sie noch ganz am Anfang. Die ohnehin häufig voll ausgelasteten Einrichtungen mit dieser Herausforderung allein zu lassen, wäre fahrlässig.
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			Sandra Matthäus

			Zum Theorieproblem »des Ostens«

			Potenziale relationaler Theoriepespektiven für eine Ostdeutschlandforschung, die dann keine mehr ist

			»[T]here is nothing so practical as a good theory«

			Ausgangspunkt dieses Aufsatzes ist die Maxime des deutsch-amerikanischen (Sozial-)Psychologen Kurt Lewin aus dem Jahr 1943, dass nichts so praktisch sei, wie eine gute Theorie, die mir im Hinblick auf eine Analyse »des Ostens« oft in den Sinn kommt (siehe in den Literaturangaben zu diesem Text: Lewin 1951 [1943/44]:169). Lewin plädiert mit dieser Aussage für einen stärkeren Einbezug theoretischer Überlegungen bei der Erforschung empirischer Phänomene, um ihre soziale Bedeutung, das heißt auch ihre Ursachen besser verstehen zu können (ebd. 169). Aus seinen Ausführungen wird dabei deutlich, dass es eine bestimmte Theorierichtung ist, die er dafür als besonders fruchtbar erachtet, nämlich (s)eine (frühe) Version dessen, was in jüngster Zeit in den Sozial- und Kulturwissenschaften unter dem Stichwort »relationale Theorie« (z. B. Dépelteau 2018) diskutiert wird und sich allgemein dadurch auszeichnet, dass »whatever we study and however we do it, the mode of production of social phenomena is based on relations of interactants« (ebd. 3).1 Bei Lewin fußt dieser Grundgedanke auf seiner Auseinandersetzung mit dem Werk Ernst Cassirers und geht mit der Forderung einer Abkehr von aristotelischem und einer stärkeren Zuwendung zu galileischem Denken einher (Bogner 2017: 42 ff.). Während sich nämlich aristotelisches Denken und die sich anschließende wissenschaftliche Praxis darauf konzentriere, anhand von Oberflächenähnlichkeiten und deren durchschnittlicher Häufigkeiten auf die Natur oder Essenz dessen zu schließen, was sie erklären wollen, richtet sich der Blick galileischer Wissenschaft darauf, die dynamischen interaktiven Prozesse, die »social constellations« (Lewin 1951: 164), als Erklärung für die im Mittelpunkt des Interesses stehenden Phänomene, die sich an der Oberfläche auch in ganz unterschiedlicher Gestalt manifestieren können, zu verstehen. Dafür sei es jedoch notwendig, den sowohl räumlichen als auch zeitlichen Kontext eines Phänomens mit zu betrachten (ebd. 160). Lewins Überlegungen richten sich dabei explizit gegen die Fragebogenwissenschaft – die auch in Bezug auf »den Osten« beispielsweise aufgrund der vielfach angefertigten und breit rezipierten Meinungsumfragen von besonderer Relevanz ist –, in Bezug auf die gelte, dass Umfrageergebnisse keine Wiedergabe von Fakten, sondern vielmehr Reaktionen auf eine bestimmte soziale Situation darstellen, die neben der sozialen Situation, in der sich die befragten Individuen befinden, im Speziellen auch von den Fragen selbst hervorgerufen werden (ebd. 163). Was eine Handlung oder eine Aussage somit bedeutet, ist für Lewin nur erfassbar, wenn auch die subjektive und das heißt immer auch die konkrete soziokulturelle und -historische Bedeutung derselben mitreflektiert wird, was jedoch eine umfassende(re) und tiefgründige(re) Beschäftigung mit den Phänomenen erfordert (ebd. 157 ff.). Lewin plädiert derart letztlich für einen Paradigmenwechsel in der Forschung: Weg von einer atomistischen substanzialistischen Betrachtung von Phänomenen, die vermeintlich statisch Gegebenes beschreibt, hin zu einer relationalen Perspektive, die sich auf dynamische Prozesse der Hervorbringung konzentriert (Bogner 2017: 59). Als explizit hilfreich für dieses Unterfangen erachtet er dabei die erprobende Übertragung von Theorien aus einem Feld in ein anderes (ebd. 56; auch Lewin 1951: 164 ff.) sowie eine Orientierung an der derart kreativen, intensiven und extensiven Forschungspraxis der cultural anthropology (ebd. 163), die im deutschsprachigen Raum unter dem Namen »­Kulturanthropologie« beziehungsweise auch »Europäische Ethnologie« operiert.

			Auch in Bezug auf die Erforschung »des Ostens« scheint mir ein solcher Paradigmenwechsel fruchtbar. Er würde zum einen eine Abkehr von einer rein empiristischen Betrachtung ›des Ostens‹, die diesen als Untersuchungsgegenstand nicht näher zu spezifizieren zu müssen meint und zum anderen eine Abkehr von atomistischen, substanzialistischen Theorieperspektiven bedeuten, die dann auch explizit mit einer Einbeziehung ›des Westens‹ als auf theoretischer Ebene gleichwertiger Partikularität einhergeht. Dies ermöglicht, den Blick nicht länger nur auf ›den Osten‹, sondern auch auf ›den Westen‹ und vor allem auf die Beziehung zwischen beiden Relata zu lenken, sowie generell verstärkt auch als migrantisch kategorisierte Perspektiven (in intersektionaler Manier) einzubinden, sowie ›den Osten‹ stärker auch als Gegenstand der Theoriegenese jenseits eines eng gefassten Ostdeutschlandforschungsverständnisses zu nutzen.2 

			Post- und dekoloniale Theorieperspektiven

			Somit plädiere auch ich für einen stärkeren Einbezug dezidiert relationaler Theorieperspektiven, worunter sich insbesondere auch poststrukturalistische, post- und dekoloniale, feministische und auch posthumane Ansätze subsumieren lassen, die sich alle unter anderem mit machtvollen Konstruktionsprozessen von Selbst in Bezug auf seine*ihre hervorgebrachten Anderen und dessen Konsequenzen beschäftigen. 

			Um das Potenzial eines solchen anderen Blicks aufzuzeigen, möchte ich mich für den hiesigen Kontext zunächst vor allem auf die post- und dekolonialen Theorieperspektiven konzentrieren (für einen ersten Überblick z. B. Reuter/Villa 2010, Kerner 2012, Castro Varela/Dhawan 2020). Diese sich in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts etablierende transdisziplinäre Forschungsrichtung hat sich ursprünglich mit den Aus- und Nachwirkungen, zunehmend theoretisch jedoch auch mit den Bedingungen des europäischen Kolonialismus in Form der diesen ermöglichenden Wissenssystemen und Denkmodellen beschäftigt und damit, abstrakt gesprochen, mit den Mechanismen und Effekten der Etablierung und Aufrechterhaltung kulturalisierter asymmetrischer Beziehungskonstellationen. Als entscheidend dafür wurden unter anderem Prozesse der Universalisierung und damit Invisibilisierung des eigenen Standpunktes ausgewiesen sowie Prozesse des Otherings (Veranderung), also der abwertenden dichotomisierenden, homogenisierenden und essentialisierenden Konstruktion eines von einem selbst abweichenden Gegenübers mit Implika­tionen für die eigene sowie die derart erzeugte andere Identität beziehungsweise Subjektivität (z. B. Said 1981, Hall 1995, Chakrabarty 2000). Die dabei gewonnenen grundlegenden Einsichten wirken denn auch zunehmend auf die Herkunftsdisziplinen dieser Forschungsrichtung zurück, indem sie beispielsweise dezidiert zur Hinterfragung der bisher genutzten und zur Erprobung neuer Analysewerkzeuge herangezogen werden (z. B. Reuter/Villa 2010, auch Randeria/Römhild 2013). Meine hiesige Konzentration auf diese Forschungstradition liegt dabei darin begründet, dass die Übertragung der grundlegenden Erkenntnisse der post- and decolonial studies bereits für eine Analyse des postsozialistischen Raums genutzt wurden (Todorova 2009) und zusätzlich bereits seit mehreren Jahren vor allem von Wissenschaftler*innen im angloamerikanischen Raum (z. B. Hörschelmann 1997, 2007, Glaeser 2010, Wilke 2016, Ringel 2018), in ersten Ansätzen aber auch von Wissenschaftler*innen in Deutschland (z. B. Kubiak 2018, Heft 2019) für Arbeiten in Bezug auf »den Osten« (Deutschlands) erprobt werden, wobei auffällig ist, dass es sich dabei insbesondere um kulturanthropologische Arbeiten beziehungsweise Arbeiten aus der Europäischen Ethnologie handelt. 

			Sinn der Übertragung ist dabei nicht, »Ostdeutschland« als eine Kolonie »Westdeutschlands« auszuweisen, sondern, die grundlegenden Einsichten dieser höchst produktiven, da die Leerstellen und Verkennungen westlicher Denkmodelle aufzeigenden Theorierichtung zu nutzen, also das Potenzial dieser Theorieperspektive zum Zwecke einer Schärfung der Analyseinstrumente beispielsweise im Hinblick auf die Untersuchung der wissenschaftlich produzierten und im öffentlichen Diskurs wie in der alltäglichen Praxis genutzten beziehungsstrukturierenden Wissensbestände auszuloten sowie neue Fragen und Untersuchungsfoki zu generieren und dabei vor allem auch Verflochtenheiten, Komplexitäten und Ambivalenzen aufzeigen und verstehen zu können. »Der Osten« stellt sich so grundlegend als ein Forschungsgegenstand dar, der sowohl als Teil »des Westens« als auch »des (sozialistischen) Rests« angesehen werden kann (Matthäus 2019; grundlegend Hall 1995), was eine Forschungsobjektkonstruktion darstellt, die auch ein stärkeres Zusammendenken von Post­kolonialismus und Postsozialismus (Chari/Verdery 2009) ermöglicht. Dies etwa dadurch, dass die Verwestlichung Europas zu Zeiten des Kalten Krieges samt der daraus resultierenden »krypto-kolonialen Eingliederungen von Regionen, deren Herkunft aus einem sozialistischen Osten als Mangel an ›Moderne‹ und ›Europäisch-Sein‹ gedeutet wird« (Randeria/Römhild 2013: 21; grundlegend Wolff 1994) ebenso in den Blick geraten kann, wie beispielsweise durch die Einnahme einer oft als fehlend bemängelten internationalen Forschungsperspektive, die unterschiedliche Einbindung der beiden deutschen Staaten in die dekolonialen Befreiungskriege (Pampuch 2018), sodass schließlich auch, »the ›myth of East German provincialism‹ […] precisely by ›provincializing Germany‹« überwunden werden kann (Slobodian 2015: 3; grundlegend Chakrabarty 2000).

			(1) Nachholende Modernisierung

			Dabei fällt zunächst auf, dass die dominante Konzeption »des Ostens« innerhalb der Ostdeutschlandforschung, womit ich alle Forschung meine, die direkt oder indirekt Aussagen über den »Osten« tätigt, in expliziterweise und viel öfter noch impliziterweise genau im Rahmen jenes theoretischen Paradigmas erfolgt ist, welches im Zentrum postkolonialer Kritik steht: die Modernisierungstheorie, hier in ihrer ostdeutschen Zuspitzung als »nachholende Modernisierung« (Zapf 1994: 138; auch etwa Geißler 2014: 455 ff.) sowie der damit im Zusammenhang stehenden Transformationstheorien (siehe auch Buyandelgeriyn 2008). Das Problem der Modernisierungstheorie besteht darin, dass sie ihren eigenen Standpunkt universalisiert, also davon ausgeht, dass mehr oder minder alle Gesellschaften einen Entwicklungspfad wie den ihren einschlagen (müssen), diesen Standpunkt dabei invisibilisiert, also nicht mehr als einen Standpunkt unter anderen Standpunkten begreift und kenntlich macht, und zudem die Verflechtung »des Westens« mit den vor dem Hintergrund dieser Theorie als modernisierungs- und somit auch zivilisationsbedürftig erscheinenden Anderen für die eigene Entwicklung ausblendet, etwa im Hinblick auf ihre politische und wirtschaftliche Entwicklung, oder auch auf die Herausbildung der Idee des freien, rationalen, aus sich selbst heraus seienden, souveränen Subjekts (z. B. Kerner 2012). Den Ostdeutschland-Diskurs prägt derart eine Vorstellung, dass die politische, ökonomische, soziale und kulturelle Entwicklung der alten Bundesrepublik selbstverständlich als »Blaupause« (Mau 2019: 133) für die (Bewertung der) Entwicklung der DDR wie der neuen Bundesländer fungieren kann.3 Dies führt dazu, dass vor dem Hintergrund »des Westens« als »unmarkierte[r] Norm« (Goel 2010) zum einen typischerweise »der Osten« und nicht etwa »der Westen« oder beide in ihrer Verbindung und unter zusätzlicher Hinzuziehung migrantischer Perspektiven im Fokus des Forschungsinteresses stehen und dabei zum anderen »der Osten« insbesondere auf seine weiterhin bestehende oder nachlassende Rückständigkeit befragt wird, was sowohl an der lange fortbestehenden Dominanz der Themen Stasi, Diktatur, Unrechtsstaat und Extremismus gesehen werden kann (bspw. Heß 2016), als auch an der Beschäftigung damit, inwiefern »der Osten« mittlerweile in wirtschaftlicher, arbeitsmarktpolitischer und soziostruktureller Hinsicht zum »Westen« aufgeschlossen hat, wovon etwa die jährlichen Berichte zum »Stand der deutschen Einheit« oder auch die Ausführungen Rainer Geißlers (2014) in seinem Standardwerk zur Sozialstrukturanalyse Deutschlands Zeugnis ablegen, in dem er beispielsweise selbst zu Fragen der sozialen Ungleichheit konstatiert: »Aus gesamtgesellschaftlicher Sicht hat die Wohlstandsungleichheit in den neuen Ländern seit der Vereinigung langsam, aber stetig zugenommen, ist jedoch noch deutlich vom westdeutschen Ungleichheitsniveau entfernt« (ebd. 85). Deutlich wird dabei schließlich, dass all dies implizit mit der Annahme einer politischen, wirtschaftlichen und vor allem auch kulturellen und mentalen westlichen Einheitlichkeit verbunden ist, die andernorts bereits als »Einheitsfiktion« (Matthäus/Kubiak 2016: 6) bezeichnet wurde und als unter anderem verantwortlich für die den Ost-West-Diskurs prägenden, ubiquitären und selten hinterfragten »Nochs« in Bezug auf »den Osten« sowie die Vereinigung angesehen werden kann.

			(2) Allochronisierung

			Eng verbunden mit dieser modernisierungstheoretischen Perspektivierung »des Ostens« ist denn auch das Phänomen der Allochronisierung, das eine spezifisch temporale Form der Veranderung darstellt (Fabian 1983). Allochronisierung bezeichnet dabei die Verweigerung der Gleichzeitigkeit und somit die negative Verzeitlichung der so erst hervorgebrachten Anderen, die diese zudem in die eigene als überwunden erachtete Vergangenheit verortet und auf den eigenen Entwicklungsprozess festlegt, was insgesamt zu einer Diskreditierung als gleichwertiges Gegenüber führt. Allochronisierung ist dabei jedoch nicht nur ein Prozess, der sich auf wissenschaftlicher Ebene vollzieht, sondern einer, der auch den öffentlichen Diskurs wie die individuelle Interaktion strukturiert. So konnte etwa Glaeser (2000) in seiner Ethnografie zum Vereinigungsprozess der Berliner Polizei generell die zeitlichen Rückverortungen der ostdeutschen Polizist*innen durch ihre westdeutschen Kolleg*innen aufzeigen und im Besonderen, wie dabei die Bestrebungen der Herstellung auch einer Kontinuität ostdeutscher Lebenserfahrungen (ebd. 169 ff.) systematisch abgewehrt wurden, da dies eine »illicit identification between East and West« darstellen würde (ebd. 179), was Glaeser zu dem Resümee führt: »For east Germans, unification has been both a fundamental break and new beginning, as well as a continuation of their lives in the GDR. And it is this latter aspect that westerners need to acknowledge if they want to free themselves from their allochronizations of the east and finally accept easterners as partners in dialogue« (ebd. 185).4 

			Auch Ringel (2018) verweist auf das Phänomen der Allochronisierung im Rahmen seiner Langzeitethnografie in Hoyerswerda. So konnte er beobachten, wie sich in einem Jugendbildungsprojekt mit dem Namen »Zur Zukunft gehört die Erinnerung«, in dem sich Jugendliche für eine produktive Zukunftsgestaltung kritisch mit der DDR-Vergangenheit auseinandersetzen sollten, eine Gruppe mit den Methoden der Stasi beschäftigte und dieses Wissen für eine Analyse des damals viel diskutierten verschärften Einsatzes von Überwachungstechnologien im Zuge von 9/11 nutzte, dafür jedoch starke Kritik erntete, da sie »the boundary between the GDR’s past dictatorship and Germany’s free and democratic present/future« verwischen würde (ebd. 76). Die Jugendlichen seien insofern noch nicht im Hier und Heute angekommen, was auch durch eine Tradierung ihrer Ansichten durch ältere Generationen hergestellt würde (ebd. 79). Dabei ist darauf zu verweisen, dass Tradierung und Prägung im Ost-West-Diskurs generell als Prozesse in Erscheinung treten, die sich zwar im Hinblick auf »Ostdeutsche« vollziehen würden (bspw. Klärner/Knabe 2016, Haag 2018), durch das Ausbleiben vergleichbarer Arbeiten und Überlegungen jedoch nicht auf »Westdeutsche«, sodass der Eindruck entsteht, Meinungen, Vorstellungen und Lebenspraktiken bildeten sich hier vollkommen frei und unabhängig, dort jedoch in unmündiger Abhängigkeit von den rückwärtsgewandten, ostalgischen Älteren. 

			Dabei wird vor dem Hintergrund der ethnografischen Arbeit von Berdahl (1999a: 135 ff., 1999b) in einer mitteldeutschen Grenzregion deutlich, dass die Rahmung von sozialen Praktiken als ostalgische Praktiken ebenfalls als eine Form der Allochronisierung angesehen werden kann. Laut ihren Beobachtungen, die auch die Nachwendezeit umfassende Geschichtlichkeit ostdeutscher Subjekte berücksichtigen, drückten nämlich vermeintlich ostalgische Praktiken weniger den Wunsch nach einer Rückkehr in die DDR aus, als eine Kritik am gegenwärtigen diskursiven Umgang mit der DDR und den in diesem Zusammenhang stehenden Identitätszuweisungen sowie die Sehnsucht nach der Möglichkeit einer durch den Vereinigungsprozess erschwerten beziehungsweise abhandengekommenen zukunftsermöglichenden Vergegenwärtigung. 

			Derart können schließlich auch die wiederkehrenden Forderungen nach einem ostdeutschen »1968« ebenso wie Vorstellungen, dass »der Osten« jetzt eine Phase wie »der Westen« damals durchlaufe, als allochronisierende Perspektivierungen verstanden werden, wobei es mit diesem Verweis nicht darum geht, die dabei gegebenenfalls angesprochenen Phänomene, wie beispielsweise das Erstarken rechter Parteien, zu negieren oder zu relativieren, sondern darum, zu verstehen, dass sie in einem geteilten Heute verortet sind, worauf ich im Abschnitt (4) nochmals Bezug nehmen werde. 

			Abschließend sei darauf verwiesen, dass Prozesse der Allochronisierung dabei keinesfalls mit einer essentialistischen Vorstellung von Westdeutschsein korrespondieren, sondern – wie eben angedeutet – als eine spezifische Perspektivierung und damit auch Problematisierung angesehen werden sollten, die aufgrund von Internalisierungsprozessen auch von Ostdeutschen in Bezug auf sich selbst zur Anwendung kommen (Gerber 2008), und darüber hinaus auch in Bezug auf (andere) Veranderte vollzogen werden können.

			(3) Identifizierung/en

			Bezüglich des damit wiederum in Verbindung stehenden Topos der Identitätsbildung ist es zunächst wichtig, zwischen Fremd- und Selbstidentifizierung zu unterscheiden. Fremdidentifizierungen stellen dabei jene Konstruktionsprozesse dar, die – in unserem Fall – »den Osten« und »die Ostdeutschen« hervorbringen, beispielsweise durch Allochronisierungen. Das Bild, das derart von »den Ostdeutschen« entsteht, stellt einen mittlerweile oft gewählten Analysefokus dar (z. B. Ahbe/Gries/Schmale 2009, Pates/Schochow 2013), wobei Hörschelmann bereits 1997 vor dem Hintergrund poststrukturaler, postkolonialer und feministischer Theorien zu dem Ergebnis kommt, dass Ostdeutsche als »more authoritarian and nationalistic, old fashioned in social attitudes, less confident, less used to taking care of themselves, and generally unable to adopt to the new, western, pluralist state« dargestellt werden (ebd. 386 f.).5 Aber nicht nur »die Ostdeutschen« betrifft diese abwertenden, homogenisierenden, dichotomisierenden Konstruktionsprozesse, auch etwa die Rahmung ihrer Institutionen erfolgt auf diese Weise, wie an der Kategorisierung der BRD-Frauenbewegung als einer »demokratisch-öffentlichen ›Emanzipation von unten‹« und der DDR-Frauenbewegung als einer »paternalistisch-autoritär[en] ›Emanzipation von oben‹« gesehen werden kann (Geißler 2014: 373 f.), die insofern auch immer wieder zu Spannungen innerhalb der deutschen Frauenbewegung führte (bspw. Nickel 2009). Zusätzlich dazu gilt es auch, die enorme Flexibilität dieser Veranderungsprozesse zu berücksichtigen, wie etwa bei den verschiedenen Visibilisierungs- wie Invisibilisierungsprozessen, also beispielsweise der einseitig-sichtbarmachenden Betonung spezifisch ostdeutscher Verantwortlichkeit für das Erstarken des Rechtspopulismus bei gleichzeitiger Ausblendung westdeutscher Verantwortlichkeit oder der vollkommenen Ausblendung ostdeutscher Entwicklungen in der Analyse gesamtgesellschaftlicher Prozesse, die jedoch gleichermaßen Ausdruck einer in diesem Falle westdeutschen »kulturellen Hegemonie« (Thomas Krüger in Decker 2017) sind.

			Bezugnehmend auf die Rückkopplungsprozesse einer solchen diskursiven Herstellung von Subjektpositionen und Identitäten oder auch Ethnizitäten, kann zudem der Blick dafür geöffnet werden, dass sich ostdeutsche Identitäten im Sinne von ostdeutschen Selbstidentifizierungen vor allem auch als Reaktion auf die wissenschaftlichen, medialen und auch alltäglichen Fremdidentifizierungen ausbilden, wie etwa Kubiak (2018) für die Identitätsbildungsprozesse von Adoleszenten rekonstruieren kann, wobei beachtet werden muss, diese auch hier weder als statisch und total, sondern eher als situativ und partikular zu begreifen. Auch aus diesem Grund ist es wichtig, verstärkt intersektionale Ansätze im Rahmen der Diskussion um innerdeutsche Identitäten beziehungsweise Subjektivitäten zu diskutieren (Richter 2018), die dabei zusätzlich eine Chance darstellen, Ostdeutschsein nicht allein an Vorstellungen von Weißsein zu knüpfen, da dies Gefahr läuft, DDR-Ausgrenzungserfahrungen von (migrierten) BPoC (Black and People of Colour) (z. B. Piesche 2016, Poutrus 2016) diskursiv fortzuschreiben.6 Hilfreich könnte dabei Schenks (2018) Ansatz eines »Black East« sein, der das Ziel hat, »to explore contact zones, but also to argue beyond mere contact zones that Black people – Africans and Afro-Americans for instance but also Afro-East Germans and Afro-Soviet citizens – played an active role in shaping the socialist [and also postsocialist, SM] world« (ebd. 146).

			Zusätzlich kann die hier vorgeschlagene Analyseperspektive deutlich machen, dass insgesamt eine Entproblematisierung ostdeutscher Andersheit, die das Zusammenwachsen dessen verhindern würde, was doch qua Deutschsein zusammengehöre, eine Möglichkeit darstellt, die Vorstellung eines essentialistischen Deutsch-Seins aufzubrechen, was nicht nur auch andere bindestrich-deutsche Identifizierungen entproblematisierte, sondern generell rassistischen Ideologien in Deutschland einen Teil ihrer Grundlage entziehen könnte. So schrieb beispielsweise Howard (1995), dass die Anerkennung einer ostdeutschen Identität gar als eigener Ethnie das dreifache Potenzial berge, zum einen gegenwärtige Probleme Deutschlands besser zu verstehen, zum anderen das in Deutschland vorherrschende Blut-und-Boden-Verständnis von Deutschsein zu lockern – oder, in seinen Worten: »[I]t helps to dispel the myth of a German nation, defined biologically, which follows long and illustrious literary and legal traditions, that achieved political expression in West Germany’s policy of repatriating ›ethnic Germans‹ from abroad and that continues to dominate questions of immigration and dual citizenship today« –, sowie generell das Verständnis von Ethnizität zu de-essentialisieren (ebd.: 49, 65).7 Und auch Veen (2001) verweist in seinem Essay »Einheit, Einheit über alles« darauf, dass die Problematisierung einer ostdeutschen Identität insofern selbst problematisch sei, als dass sie mit ihrem Verweis auf die viel ­beschworene »innere Einheit« »das Ideal einer […] homogenisierten Gesellschaft« als »logische[n] Umkehrschluss der Betonung ihrer Defizite in den Hinterköpfen lebendig [halte]«, was ihn vor dem Hintergrund der deutschen Geschichte dazu führt, mit seinem Artikel »frühzeitig Alarm schlagen« zu wollen, »damit das wabernde Einheitsgerede nicht unreflektiert und unter der Hand zum Einfallstor für einen neuen Gemeinschaftsmythos wird« (Veen 2001). Dabei hat bereits Adorno im Jahre 1967 bei einem Vortrag an der Universität Wien, in dem er sich vor dem Hintergrund des damaligen Wiedererstarkens rechten Gedankenguts und rechter Parteien mit, so der Titel seines Vortrags, »Aspekte[n] des deutschen Rechtsradikalismus« (Adorno 2019) vor allem im Hinblick auf die »Voraussetzungen faschistischer Bewegungen« (ebd. 10) beschäftigte, darauf hingewiesen, dass es in der »Bundesrepublik« einen »Einigkeitskomplex« gäbe, der darin bestehe, dass »die Menschen in Deutschland in einer immerwährenden Angst um ihre nationale Identität zu leben [scheinen], eine Angst, die zu der Überwertigkeit des Nationalbewußtseins sicher das Ihrige beiträgt. Etwa die Panik, die die Deutschen bei der Idee der Spaltung ergreift, dürfte darin ebenfalls ihre Erklärung finden« (ebd. 22).

			Und schließlich kann in Bezug auf diesen Themenbereich mit Ahbe (2004: 21) die Frage in den Blick geraten, inwiefern ggf. »[n]ichts die Westdeutschen so geeint [hat] wie der Beitritt der Ostdeutschen«, wobei die diesbezüglich immer wieder vorgebrachte Ablehnung der Positionsausweisung »West« nichts mit der In/Validität dieser Position zu tun hat, sondern im Grunde vielmehr genau ihr Privileg zum Ausdruck bringt (Reuter/Villa 2010: 14), wie dies auch die Journalistin Borcak (2019) in ihrem Artikel »›Ich bin einfach nur Mensch.‹ – Nein, du bist einfach nur privilegiert« gleich an mehreren analogen Beziehungskonstellationen demonstriert und in ihrem titelgebenden Bonmot pointiert zusammenfasst. Klar wird somit auch, dass Nicht-Ostdeutschsein auch keine irgendwie geartete objektivere oder neutralere Außenperspektive konstituieren kann.

			(4) Geschichtsschreibung

			In Bezug auf die Geschichtsschreibung als einer weiteren, besonderen Technologie der Herstellung und Aufrechterhaltung von Macht, bei der, vereinfacht ausgedrückt, vor allem Auslassungen, homogenisierende Uminterpretationen, das Betrachten der Geschehnisse mit ausschließlich westlichen Konzepten und Kategorien sowie das Ausblenden von Verwobenheiten problematisiert werden (z. B. Conrad/Randeria 2013; grundlegend v.a. Chakrabarty 2000), können schließlich vor allem zwei Überlegungen beziehungsweise Beobachtungen in Bezug auf »den Osten« formuliert werden. Dies ist zum einen der Verweis darauf, die Entwicklung »des Ostens« – wie bereits angedeutet – weniger als ein Nachholen westdeutscher Geschichte zu fassen, als vielmehr die Entwicklung beider deutscher Staaten sowie auch die Entwicklung in den alten und neuen Bundesländern stärker als »geteilte Geschichte« (Randeria 1999) in der doppelten Wortbedeutung von geteilt als sowohl getrennt als auch gemeinsam zu verstehen, als Geschichten also, die sich gegenseitig, auch noch in ihrer Abstoßung, beeinflussen, wie dies beispielsweise Tammer (2016) in Bezug auf die Entwicklung der Schwulenbewegung in DDR und Bundesrepublik oder Wilke (2016) in Bezug auf die Entwicklung der Rechtsidentität der Bundesrepublik aufzeigen (weiterführend auch Bösch 2015). Und dies ist zum Zweiten der Verweis auf eine stärkere Reflexion der Entwicklungen der letzten 30 Jahre (z. B. Auenmüller 2020), auch in Bezug auf die historiografische Praxis selbst, da so auch für Selbst- wie Fremdidentifizierungsprozesse bedeutsame Leerstellen und etwaige Vereinseitigungen detektiert werden können. So kommt etwa Jerzak (2017) in ihrer Studie über die Historisierung von Dresdner oppositionellen DDR-Gruppierungen zu dem Schluss, dass diese im vereinigten Deutschland in einem doppelten Sinne vereinheitlicht interpretiert wurden, indem diese Gruppen heute als Teil einer kirchlich-konservativen Bewegung dargestellt werden, deren Ziel die Abschaffung der sozialistischen DDR-Diktatur sowie die Einheit Deutschlands im Sinne eines Beitritts der DDR zur Bundesrepublik gewesen sei, gleichwohl diese weder den Sozialismus grundlegend ablehnten, noch die Wiedervereinigung Deutschlands nach bundesdeutschem Vorbild anstrebten.

			Nochmal »Der Osten« als Teil »des Westens« und »des (sozialistischen) Rests« und posthumane Ausblicke

			Damit möchte ich zum Ende meiner Betrachtungen kommen. Eine Fassung »des Ostens« sowohl als Teil »des Westens« wie »des (sozialistischen) Rests« soll darauf verweisen, dass in erster Linie globalhistorisch »der Osten« (Deutschlands) insofern auch Teil »des Westens« ist, als dass auch er als Teil Europas Verantwortung für die massiven Kolonialisierungsprozesse der Neuzeit trägt, was auch deren epistemologische Grundlagen wie konkrete Konsequenzen betrifft, die sich bis in die Gegenwart erstrecken und in Bezug auf die auch »der Osten« bis heute von seiner strukturellen Dividende profitiert. Er ist aber eben auch Teil einer geografischen Imagination, die ihn analog »des Orients« als Anderes »des Westens« auch über das ökonomisch differente Gesellschaftssystem hervorbringt. Insofern verweist diese Konzeptualisierung zum einen darauf, dass es sowohl gemeinsame Erfahrungsräume und Lebensrealitäten von »Ost« und »West« gibt, aber eben auch unterschiedliche. Letzteres gilt es jedoch nicht zu negieren, sondern als Gemeinsames anzuerkennen. Auch deswegen sollte in Bezug auf den Ruf, dass die Unterscheidung in »Ost« und »West« keine Rolle mehr spielen sollte, stets gefragt werden, ob dieser aus Gründen des Befreien-Wollens von einer minderwertigen Partikularität beziehungsweise ihrer allzu leichten Herstellung erfolgt, oder, um die eigene hegemoniale Stellung zu invisibilisieren und zu immunisieren – zumal die Kategorien »Ost« und »West« eben nicht strukturgleich mit »Nord« und »Süd« oder mit »Bayern«, »Hessen« und »Sachsen« sind, da erstere die Kristallisa­tionspunkte einer für die Geschichte der Gegenwart entscheidende Teilung der Welt zwischen politisch, aber vor allem auch ökonomisch differenten Gesellschaftssystemen waren und die anschließende Implosion dieser Welt­teilung beide Kategorien systematisch betroffen hat, letztere hingegen nicht. Zum anderen ermöglicht sie es aber auch, die dem Orientalismus strukturell analogen Konstruktionsprozesse und damit einhergehender Erfahrungen zu detektieren, die sich grundlegend auf Prozesse der objektivierenden und typischerweise homogenisierenden, dichotomisierenden und (quasi-)essentialisierenden Kategorisierung und damit verbundenen Abwertung beziehen, und insofern auch eine Gemeinsamkeit zwischen Ostdeutschen und anderen Migrant*innengruppen darstellen (Foroutan/Kubiak 2018, Matthäus 2017), die sich aber in Umfang, Qualität und Konsequenzen voneinander unterscheiden, und dennoch neue Verbindungslinien und neue Möglichkeiten der gegenseitigen Sicht- und Verstehbarmachung und damit dann auch Allianzbildung aufzeigen. Selbstredend kann dabei die hier vorgeschlagene Inanspruchnahme der Einsichten der post- and decolonial ­studies nicht nur zum eigenen Vorteil genutzt, sondern muss prinzipiell in Anschlag gebracht werden, um lokal wie global an einem gerechteren, friedlicheren und responsableren Zusammenleben arbeiten zu können.

			Gerade auch diesem letzten Aspekt sehen sich posthumane Ansätze, die, wie eingangs bereits erwähnt, ebenfalls relational angelegt sind, besonders verpflichtet, weswegen ihnen hier das Schlusswort überlassen werden soll. Diese zeichnen sich dadurch aus, dass sie aus einer verstärkten ökologischen Sensibilität heraus dualistische Sichtweisen auf Natur/Kultur sowie die Zentralität des Mensch(lich)en hinterfragen, was auch hier mit einer Beschäftigung der Konstruktionsprozesse bezüglich vermeintlich minderwertiger Anderer, hier zum Beispiel in Gestalt von Tieren oder Pflanzen, einhergeht. Ein wichtiger Autor in diesem Feld ist dabei Latour, der bereits 1991 eine Verbindung zwischen dem Sturz der Berliner Mauer und dessen gezogen hat, was heute unter dem Stichwort »Klimakrise« gehandelt wird (Latour 2008 [1991]: 16 f.). Denn nicht nur sei letztlich im Jahr 1989 der Kommunismus beziehungsweise Sozialismus implodiert, sondern es wurden auch die ersten Konferenzen zum Zustand des Planeten abgehalten, was er die »perfekte Symmetrie zwischen dem Fall der Schandmauer und dem Verschwinden der unbegrenzten Natur« nennt. Diese sei jedoch aufgrund »des Kapitalismus und seiner eitlen Hoffnungen der unbegrenzten Eroberung und totalen Beherrschung der Natur […] den reichen westlichen Demokratien« beziehungsweise »de[m] liberale[n] Westen« verborgen geblieben, was darin begründet liege, dass er glaubte, »als einzige[r] ein todsicheres System zu kennen, mit dem sich ständig gewinnen lässt«. Möglicherweise jedoch sei genau deswegen aber auch »schon alles verloren«, da »der Kapitalismus« zwar »die Ausbeutung des Menschen durch den Menschen umlenken wollte in eine Ausbeutung der Natur durch den Menschen«, dadurch jedoch schlussendlich »beide unendlich vervielfacht« hat. Eine relationale Forschungsperspektive auch in Bezug auf »den Osten« ist insofern notwendig, da sie einen »precious, valuable space for fundamental and rigorous deliberations« darstellt »in a time where human beings (still) need to re-evaluate the ways they relate to each other and to non-human interactants« (Dépelteau 2018: v). Oder in den Worten Haraways (2018: 13), einer weiteren wichtigen Autorin dieses Feldes: »Wir werden miteinander, oder wir werden gar nicht.« Dies jedoch erfordert eine Abkehr von der relationalen Überhöhung des Eigenen und die Kultivierung einer Haltung, bei der es vor allem auch darum geht, von den Anderen und damit gemeinsam etwas für eine responsablere Verweltlichungspraxis zu lernen.
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			Anmerkungen


			
				
					1	Gleichwohl gibt es auch Ansätze, die auch jeweils die relational miteinander verschränkten Elemente relational denken, sodass die »Relata – unkörperliche Ereignisse, die Akteure (bzw. Passeure) genauso umfassen wie Systeme (bzw. Umwelten) – aus einer sozialen Beziehung hervorgehend gedacht werden, statt sie als den Ursprung von Relationen zu denken« (Seyfert 2019: 92).

				

				
					2	Siehe auch Matthäus (im Erscheinen).

				

				
					3	Vgl. den Beitrag von Steffen Mau in Band I.

				

				
					4	Glaeser (2000: 183) betont dabei, dass es sich hier jedoch im Unterschied zum Ur­­sprungskontext des Phänomens der Allochronisierung nicht um die Herstellung einer ontologisch differenten Kategorie handelt.

				

				
					5	Dabei ist zusätzlich darauf zu verweisen, dass diese Bilder »der Ostdeutschen« im Hinblick auf ihre Wert- und Normvorstellungen, ihre Mentalität, ihr Sosein zu einem signifikanten Teil auch auf Umfragedaten zurückgehen, die dabei nicht nur auch die eingangs referenzierten Schwierigkeiten der spezifischen Perspektivierung ihres Forschungsgegenstandes durch die Fragestellungen selbst, der homogenisierenden Durchschnittsfokussierung sowie der Kontextlosigkeit der Antwortauswahlen, sondern zusätzlich das Problem aufweisen, dass ein signifikanter, spezifisch strukturierter Teil von »Ostdeutschen« nicht miterfasst wird, da diese nicht mehr in Ostdeutschland wohnen (bspw. Mau 2019: 191 ff.), die Erhebungen jedoch die Zugehörigkeit zur Gruppe der Ost- oder Westdeutschen typischerweise über den Wohnort bestimmen. 

				

				
					6	Ein schöner Ausdruck der Produktivität eines solchen Zugangs stellte das Podiumsgespräch zwischen Nicola Lauré al-Samarai, Angelika Nguyen und Peggy Piesche unter dem Titel »Decolonize 1989! 30 Jahre Mauerfall in intersektionaler Erinnerung« in der Gedenkstätte Berliner Mauer am 19.7.2019 dar (siehe auch Piesche 2020).

				

				
					7	Dies ist auch insofern interessant, als dass die drei Gerichtsverfahren, die bislang vor dem Hintergrund des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes in Bezug auf die Diskriminierung von Ostdeutschen geführt wurden, alle mit der Begründung abgewiesen wurden, dass Ostdeutsche keine eigenständige Ethnie darstellten, u. a. da durch die gemeinsame 250 Jahre alte Kultur, die gemeinsame Geschichte und Sprache gelte: »Wir sind ein Volk – auch diskriminierungsrechtlich« (ArbG Würzburg, 3 Ca 664/08; auch ArbG Stuttgart 17 Ca 8907/09, ArbG Berlin 44 Ca 8580/18). Dabei muss hier gefragt werden, ob die darin zum Ausdruck kommende Vorstellung der einen deutschen Ethnie nicht genau jene Vorstellung des Deutsch-Seins reproduziert, welche letztlich die Ausgrenzung und somit Diskriminierung aufgrund der ethnischen Herkunft in Deutschland legitimiert.
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			Rückblende: »Wiedervereinigung?« Demonstration auf dem Berliner ­Alexanderplatz am 4.11.1989. (Holger Eckermann)
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			»Gerade denken«. Gegendemonstration vor dem Brandenburger Tor ­gegen Verschwörungstheoretiker, Querdenker und neu-rechte Gruppen am 18. November 2020. (hk)

		

	
		
			Wolfgang Thierse

			Trotz allem im Zeitplan

			Nachdenken über Wege aus der Missmutsgemeinschaft Ost

			Ich freue mich über die verschiedenen Perspektiven, die dieses Buch zu­­sammenführt und über die zahlreichen differenzierten Betrachtungen. Ostdeutschlands Weg lässt sich anders gar nicht beschreiben. Einseitige Erklärungen sind hier nicht nur wenig hilfreich, sondern führen möglicherweise auch zu einseitigen Handlungsstrategien, obwohl ich weiß, dass Handlungsstrategien immer Momente von Vereinfachungen haben müssen, denn mit politischen Handlungen kann man meist nie alles auf einmal erreichen, sondern nur in mehreren einzelnen Schritten. Das sollte man wissen: Politik ist immer eine legitime Form von Vereinfachung, alle politischen Entscheidungen sind Vereinfachungen. Ich wünschte mir sehr, dass die differenzierenden Betrachtungen zu den Transformationsprozessen in den letzten drei Jahrzehnten, ihren Folgen und Widersprüchen, auch die Nachwirkungen der Vergangenheit in der DDR und weiterzurückliegend der Nazizeit miteinbeziehen. Mit einem solchen Blick möchte ich mich im Folgenden der Situation und Stimmung im Osten Deutschlands zuwenden.

			Die Dynamik von Ängsten und Unsicherheiten

			Viele Wahlergebnisse der vergangenen Jahre waren schmerzlich und werden es wohl auch in naher Zukunft noch sein. »Noch einmal davongekommen« erinnere ich mich an einen Kommentartitel in der Frankfurter Allgemeinen Zeitung nach den Landtagswahlen 2019. Das traf insbesondere zu auf meine langjährige Partei, die SPD. 2019 haben in Sachsen und Brandenburg circa 25 Prozent AfD gewählt. Noch nie konnten Rechtsex­­treme im Nachkriegsdeutschland so viel parlamentarische Präsenz erreichen. Eine bestürzend große Zahl vor allem ostdeutscher Wählerinnen und Wähler hat sich offensichtlich auf (rechts-)außen eingeschworen. Schauen wir genauer hin und vermeiden dabei vereinfachende Erklärungen und Schuldzuweisungen. Blickt man auf das politische Angebot und vor allem auf die Wähler, so erweist sich die AfD als sowohl nationalistisch-rechtsextremistische Partei, als Protestpartei und als konservative Partei. Die AfD wird nämlich (1.) von denen gewählt, die vorher DVU oder NPD gewählt haben. Diese Parteien hatten es zuvor bereits in Landesparlamente geschafft. Und liest man die Langzeitstudie von Wilhelm Heitmeyer »Deutsche Zustände«, dann weiß man, dass es in Deutschland einen Anteil von 10 bis 20 Prozent von Menschen mit autoritären, minderheitenfeindlichen, rassistischen, antisemitischen und demokratiefeindlichen Einstellungen gibt, deren Sichtbarkeit allerdings je nach wirtschaftlich-sozialer Lage unterschiedlich deutlich ist. Die AfD wird (2.) gewählt von Menschen in wirtschaftlich-sozialen Problemgebieten und ländlichen Regionen, in denen Abwanderung, Überalterung und Männerüberschuss vorherrschen und Infrastrukturprobleme größer sind als anderswo und deshalb eine immense Zukunftsunsicherheit grassiert. Typisch dafür sind die Braunkohlereviere in Brandenburg und Sachsen-Anhalt. Die AfD wird (3.) gewählt von Leuten, denen es eigentlich ganz gut geht und die nicht zu den Verlierern der Deutschen Einheit zählen, die sich aber wehren gegen die vielen Veränderungen, die sich gegenwärtig vollziehen und deren Komplexität und Dramatik vielfach Unsicherheiten und Ängste erzeugen.

			Nicht nur ökonomisch-soziale, sondern auch kulturelle Motivlagen

			Die Wahlerfolge der AfD erklären sich also nicht nur, vielleicht sogar weniger als bisher angenommen, aus ökonomisch-sozialen (dann nämlich dürfte es zum Beispiel 2016 in Baden-Württemberg nicht solch einen erheblichen AfD-Wahlerfolg gegeben haben, mit 15,1 Prozent der Stimmen und bei den Landtagswahlen 2021 immerhin 9,7 Prozent), sondern mindestens ebenso aus kulturellen Gründen. Um das zu begreifen, muss man einen Schritt von der nur ostdeutschen Wahrnehmung zurücktreten. Die radikalen Veränderungsprozesse in der Gegenwart, die von vielen Menschen als bedrohlich empfundenen Beschleunigungen und Entgrenzungen, die im Begriff Globalisierung zusammengefasst sind, die Migrationsschübe, die Veränderungen der Arbeitswelt durch die digitale Transformation, die bedrohliche Gefährdung von Natur, Umwelt und Gesundheit, die uns zu Änderungen unserer Lebensweise zwingt, die weitere ethnische, kulturelle, religiös-weltanschauliche Pluralisierung unserer Gesellschaft, die tiefen Ängstigungen durch Terrorismus, Gewalt, kriegerische Konflikte, insgesamt das Erleben einer »Welt in Unordnung«, in der die vertrauten Lebenswelten gänzlich zu verschwinden drohen – das alles verstärkt auf dramatische Weise das individuelle und kollektive Bedürfnis nach neuen (und auch alten) Vergewisserungen und Verankerungen, nach Identität, nach Sicherheit, nach Beheimatung. Darauf müssen alle demokratischen Kräfte, nicht nur meine Partei, die SPD, Antworten finden! Vor allem auch, weil die Gefühle der Unsicherheit, die Infragestellung dessen, was Halt gibt und Zusammenhalt sichert, insgesamt also ökonomische Abstiegsängste, ­soziale Überforderungsgefühle, kulturelle Entheimatungsbefürchtungen und tiefgehende Zukunftsunsicherheiten höchst ungleich verteilt sind. So gibt es – drei Jahrzehnte nach Friedlicher Revolution und Deutscher Einheit – eine auffällige West-Ost-Ungleichheit der Sicherheiten und Gewissheiten: Ist auch sie eine Folge der konkreten ostdeutschen Erfahrungen eines Systemwechsels, eines radikalen Umbruchs sowohl ökonomisch-sozialer wie moralisch-kultureller Art, nach all den Erlebnissen der Entwertung und des Entschwindens der eigenen Lebenserfahrungen und Lebensleistungen? 

			Kulturelle Spaltung der Gesellschaft

			Zur Dialektik der Globalisierung gehört offensichtlich eine neue, vor allem kulturelle Spaltung der Gesellschaft (die allerdings die »älteren« sozialen Spaltungen nicht zum Verschwinden bringt). Um diese Spaltung zu beschreiben, wird unterschieden: zwischen den »Somewheres« und »Anywheres«, zwischen dem kosmopolitischen, libertären, urbanen Teil der Bevölkerung und dem kommunitaristischen, lokalorientierten und gebundenen Teil. Wie angemessen diese Termini sind, soll hier nicht weiter diskutiert werden, aber es sei doch festgehalten: Es sind ja nicht die kosmopolitischen Eliten, die Libertären, die auf den Wellen der Globalisierung Surfenden, die Modernisierungsschübe erfolgreich Meisternden, welche Entheimatungsbefürchtungen und Entfremdungsängste empfinden. Es sind vor allem die Anderen, die die Veränderungen durch Globalisierung und durch das Fremde und die Fremden als Gefährdung ihrer vertrauten Lebenswelt, letztlich auch als sozialen Verteilungskonflikt erfahren. 

			Diese Anderen reagieren auf die Öffnung der Grenzen mit dem Wunsch nach neuen Grenzen, mit dem Wunsch, zur souveränen Nationalstaatlichkeit zurückzukehren. Sie reagieren auf die postmoderne Vielfalt und den kulturellen Pluralismus mit dem Wunsch nach kultureller Eindeutigkeit von Identitäten, nach verbindlichen Werten, nach einer nationalen Leitkultur. Man kann auf solche Wünsche mit purer Ablehnung und Verachtung reagieren, was ich allerdings für falsch halte. Die Rechtspopulisten tun das Gegenteil und das erklärt wenigstens zum Teil ihren Erfolg. 

			Es sind die Populisten, die großen und kleinen Vereinfacher und Schuldzuweiser, die die Sehnsüchte nach Erlösung von den ängstigenden Unsicherheiten zu befriedigen versprechen. Zumal eben in Ostdeutschland! Denn was ich für Deutschland (und Europa) insgesamt zu beschreiben versucht habe, gilt für den Osten in besonderer, verschärfter Weise. Denn hier trifft die gegenwärtige Veränderungsdramatik auf Menschen, die die vielschichtigen Veränderungen seit 1989/90 mit ihren Schmerzen, Opfern, Verlusten noch nicht gänzlich und vor allem nicht alle gleichermaßen erfolgreich bestanden haben. So viel Umwälzung in kürzester Zeit! Die Erfahrung von Arbeitslosigkeit und tiefgehenden biografischen Umbrüchen! Das macht nicht wenige empfänglich für einfache, radikale Botschaften. Für jenes verhängnisvolle Angebot nationalkonservativer Gewissheit und wutbürgerlicher Ablehnung. Eine erfolgreich-gefährliche Mischung – wie wir wissen, nicht nur im Osten Deutschlands. 

			Anhaltender Gesprächsbedarf

			Und darüber hinaus: Worüber haben wir noch zu reden in Sachen Ostdeutschland? Ich zähle stichwortartig und vergröbernd auf: 

			Erstens über eine lange nachwirkende, tiefe autoritäre Prägung! Selbstverantwortliche, selbstbewusste Bürgerschaft konnte sich in der DDR kaum entwickeln. Die war schließlich als SED-Diktatur ein autoritärer Staat, oder wie Rolf Henrich in seinem berühmten, 1989 erschienen Buch sie genannt hat ein »vormundschaftlicher Staat«. Von »organisierter Verantwortungslosigkeit« hatte Rudolf Bahro bereits in den 1970er Jahren gesprochen. Die Nachwirkungen dieser Prägung werden immer wieder laut in Vorwürfen »an die da oben, an die im Westen«. Die sollen’s richten, die sind schuld, die sollen doch erst mal uns integrieren. 

			Zweitens erinnere ich an die unbewältigte Nazi-Erbschaft. Die DDR hatte es sich leicht gemacht und das Nazi-Erbe einfach an den Westen delegiert. Es gab bei uns eben kein kulturelles 1968. Ausländerfeindlichkeit und Antisemitismus wurden unter den Teppich gekehrt. 40 Jahre eingesperrt sein hat Folgen. (Man lese Ines Geipel »Umkämpfte Zone«, um das Ineinander von braunen und roten Diktaturprägungen in Biografien zu verstehen.)

			Drittens erinnere ich an unsere zähen ostdeutschen Minderwertigkeitskomplexe. Wir Ostdeutsche haben ja immer mit dem Blick nach Westen gelebt und uns deshalb eher als den schwächeren, weniger erfolgreichen Teil empfunden. Der Vergleich mit dem Westen wirkt bis heute nach in allen Debatten über den Stand der Deutschen Einheit. Wie wäre es gewesen, hätten die Ostdeutschen damals nach Osten geschaut und würden es auch heute gelegentlich tun. Der Blick nach Polen, Tschechien, Ungarn, Russland verkleinert die ostdeutschen Probleme gewiss nicht, aber er könnte unsere emotionalen Wertungen vielleicht ein wenig relativieren helfen. 

			Viertens. Die Kritik am deutschen Einigungsprozess ist nach und nach wohlfeil und bei einigen geradezu schick geworden. Der Wunsch nach einer ganz anderen Art von Einheit, nach einem ganz anderen Sozialismus wird laut. Nun bin ich kein Hegelianer, um das, was wirklich geworden ist, allein deshalb für vernünftig zu halten. Aber ein etwas nüchternerer Rückblick tut not. Gab es 1990 wirklich eine Alternative zum Beitritt nach Artikel 23? Angesichts der Beschleunigungsfaktoren, die damals wirksam waren: Die Ungeduld der DDR-Bürgerinnen und -Bürger (»Kommt die D-Mark bleiben wir, kommt sie nicht, geh’n wir zu ihr« – noch im Jahr 1990 verließen viele Hunderttausend die DDR gen Westen), der faktische Zusammenbruch der DDR-Wirtschaft, die außenpolitische Ungewissheit, ob Gorbatschow und die Sowjetunion einer Einheit zustimmen würden. Auch rückwärtsgewandte Hoffnungen können Illusionen sein.

			Aus der erzwungenen Beschleunigung ergab sich das Grundmuster der deutschen Einigung, über das man ohne moralische Schuldzuweisungen offen sprechen sollte: Es war die Vereinigung von zwei Ungleichen, von einem erfolgreichen System und einem gescheiterten System. Im Westen wirkte der Zusammenbruch des ostdeutschen Systems als Bestätigung des Status quo, im Osten bewirkte er radikale Veränderungen. Die einen wurden Lehrmeister, die anderen Lehrlinge. Das ist ein schmerzliches Beziehungsverhältnis, das gerade im Osten lang anhaltende Wirkungen erzeugte.

			Erinnern möchte ich aber auch an die patriarchale Prägung, die ­Helmut Kohl dem Einigungsprozess gegeben hat. Seine beruhigenden Versprechen nach dem Motto: »Ich nehme euch an die Hand und führe euch ins Wirtschaftswunderland« hat gewirkt und zu grandiosen CDU-Wahlerfolgen geführt. Die Ostdeutschen sollten vor allem ehrlich zu sich selbst sein: Eine Mehrheit wollte in ihrer Zukunftsunsicherheit Helmut Kohls Versprechungen glauben, wollte so schnell wie möglich unter das rettende Dach der Bundesrepublik Deutschland. Je größer die Versprechen und die Erwartungen und das Glauben wollen, umso größer die späteren Enttäuschungen! Bis heute!

			Selbst eine friedliche Revolution kommt nicht ohne Personalwechsel aus. Wir wollten schließlich die alten SED-Eliten loswerden. Das ging nicht ohne die Übernahme von Posten und Ämtern durch Westdeutsche. Das ist nicht in jedem Fall gut gelaufen und war oft mit persönlichen Zurücksetzungen und anhaltenden Verletzungen verbunden. In der Wirtschaft, in der Justiz, in den Medien waren diese Wechsel unausweichlich. In der Politik hätten aber die Ostdeutschen auch eine oder einen von ihnen wählen können – doch sie haben die westdeutschen Kurt Biedenkopf und Bernhard Vogel und Bodo Ramelow gewählt. Und heute wählen die, die über die Kolonisierung des Ostens durch den Westen klagen, westdeutsche AfD-Funktionäre übelster Art!

			Fünftens fällt mir auf und beklage ich eine Unfähigkeit und Un­­willigkeit vieler Ostdeutscher zu positiver Selbstwahrnehmung. Ich wage gar nicht von Stolz zu sprechen. Dabei haben wir Ostdeutsche allen Grund, mit Selbstbewusstsein auf die Friedliche Revolution und die Bewältigung einer dramatischen und schmerzlichen Transformation zu blicken. Das ist doch eine große menschliche, soziale und kulturelle Leistung! Wir haben einen Erfahrungsschatz gewonnen, der für die vor uns stehenden, vermutlich nicht weniger dramatischen Veränderungsprozesse von echtem Vorteil sein könnte, sein sollte. 

			Mehr als 30 Jahre danach sollten wir begreifen, dass die Deutsche Vereinigung ein längerer Prozess sein wird. Dass er nicht nur weiterer ökonomischer Anstrengungen, sondern auch der Demokratiearbeit, der emotionalen Arbeit und der kommunikativen Verständigung bedarf, damit die Einheit gelingt. Das wird wohl länger dauern, als wir es uns vorgestellt und gewünscht hatten. Kein Grund für Wut und Empörung, meine ich, jedenfalls dann nicht, wenn immer wieder kleinere und größere Fortschritte erreicht werden: Fortschritte in Sachen Angleichung der wirtschaftlichen Leistungskraft, der Einkommen, der sozialen Sicherheit, der menschlichen Annäherung und vielleicht sogar solche, die die Lebenszufriedenheit und die Anerkennung unterschiedlicher Biografien betreffen.

			Zum Schluss ein Zitat von Ralf Dahrendorf aus dem Jahr 1990. Damals prognostizierte er folgenden Zeitbedarf: für die Einführung politischer Demokratie und rechtsstaatlicher Verhältnisse – sechs Monate, für den Übergang zur Marktwirtschaft – sechs Jahre, für die Entwicklung einer selbstbewussten Zivilgesellschaft – 60 Jahre. So gesehen sind wir durchaus noch im Zeitplan. Das heißt nicht, dass ich blinder Zufriedenheit das Wort reden will. Im Gegenteil: Eine kritische Bewertung des Gelungenen und Misslungenen, der Widersprüche und Fehlleistungen und vor allem des noch zu Leistenden ist und bleibt unerlässlich. Genug Stoff für weiteren Streit. Das allerdings sollte ein Streit sein, aus dem wir Ostdeutschen Ermutigung und Ermunterung gewinnen können, im Gegensatz zu dem immer wieder angestimmten Klagelied über Benachteiligung, Kolonisierung und Unterdrückung der Ostdeutschen!

			Noch nicht am Ende der Missmutsgesellschaft

			Eine unüberhörbare Missmutsgemeinschaft Ost aber, der von der AfD betriebene Verbitterungspopulismus, die fatalen DDR-Gleichsetzungen (DDR 2.0, Stasi-Methoden, staatshörige Medien …), die in der Corona-Pandemie gerade auch im Osten Deutschlands grassierende Empfänglichkeit für Verschwörungsmythen und für Realitätsverweigerung – all das zeigt auch, wie viel sowohl unbearbeitete DDR-Vergangenheit als auch schmerzliche Transformationserfahrung nach wie vor virulent ist und wie sehr »Ossiland« emotional und kulturell zerstritten und gespalten ist. Offensichtlich ist die DDR-Vergangenheit noch längst nicht verarbeitet, obwohl sie doch seit über 30 Jahren Gegenstand intensiver wissenschaftlicher Forschung und breit gestreuter kultureller Auseinandersetzung ist. Wir sind mit ihr noch nicht am Ende trotz der zahllosen Dokumentationen und wissenschaftlichen Veröffentlichungen, trotz der zahllosen Kino- und Fernsehfilme, Romane und Erzählungen, organisierter oder spontaner Begegnungen und Gespräche. Die selbstkritisch-selbstbewusste Debatte ist notwendiger denn je, aber sie muss wahrscheinlich noch intensiver und vielleicht auch anders geführt werden. Damit die Ostdeutschen nicht mehr das Gefühl (und wohl auch die Ausrede haben), es werde über sie, aber ohne sie geredet. Damit sie tatsächlich selbst zu Wort kommen und auch selbst das Empfinden haben, zu Wort zu kommen. Es sollte vor allem eine vielstimmige Diskussion sein, in der nicht bloß jene das Wort führen, die ihre Ressentiments artikulieren und bestätigt sehen wollen.

			Bitte endlich differenzieren

			Eine Diskussion auch nicht nur unter Ostdeutschen. Die ­unterschiedlichen, ja gegensätzlichen Erfahrungen vor und nach 1989 sollten zu Wort kommen und ebenso verschiedene Perspektiven: Nicht ausschließlich der Opferdiskurs, nicht die identitätspolitische Selbstbehauptung, sondern die differenzierte Bewertung von Erinnertem und Erreichtem, von Erfolgen und Fehlern sollte im Zentrum der Debatte stehen. Ein Gespräch vor allem auch zwischen den Generationen, zwischen den Erfolgreichen und Erfolglosen – mit dem Ziel, die Hoffnungen und Illusionen und Enttäuschungen zur Sprache zu bringen und zu bearbeiten. Nicht zuletzt mit dem Ziel, die (verständliche) Sehnsucht nach dem früheren Zusammenhalt in der Notgemeinschaft DDR nicht zu lähmender Nostalgie werden zu lassen. Das ist eine enorme, vor allem kulturelle Aufgabe. Gerade für Ostdeutschland, wo die massenhafte, persönliche und familiäre Auseinandersetzung mit der eigenen Geschichte bisher eher ausgeblieben ist, wo eine Mehrheit zwischen trotziger Verteidigung der eigenen Biografie, leichtgängigen Schuldzuweisungen an »den Westen«, dem Nachtrauern über verpasste Chancen und sehr viel Sprachlosigkeit schwankt. 

			Ich glaube nicht, dass dabei kontrafaktische Überlegungen hilfreich sind, »die allein die vertanen Chancen der Vergangenheit betreffen und damit heute politisch ins Leere gehen« (Jürgen Habermas). Die nachgetragenen Ressentiments und die durchaus elitäre Kritik post festum gegenüber dem historischen Gang von friedlicher Revolution und deutscher Vereinigung, wie sie 2019/2020 zum Beispiel von Klaus Wolfram und Thomas Oberender (auf die sich Habermas bezieht) vorgetragen wurden, eröffnen keine wirklichen Zukunftsperspektiven. 

			Das Ende der Nachahmungsphase

			Um die aber muss es jetzt gehen. Denn die Nachahmungsphase, die Phase der Adaption an den Westen sollte und könnte für Ostdeutschland nach nunmehr mehr als 30 Jahren endgültig zu Ende sein. Wir sind im gemeinsamen Land (und Kontinent) mit den gemeinsamen Problemen der Bewältigung der Globalisierung, der digitalen Transformation, der ökologischen Herausforderung, der kulturellen Pluralisierung und der Corona-Pandemie konfrontiert. Sich darüber zu verständigen, was Beiträge zu deren Lösungen aus der ostdeutschen Vergangenheits- und Umbruchserfahrung sein könnten, darüber nach vorn zu debattieren, das wäre wirklich an der Zeit. Das könnte und sollte produktiv sein und Missmut und Verbitterung überwinden helfen. Und genau darin besteht die eigentliche gegenwärtige Herausforderung für Ostdeutschland, aber nicht nur für die Ostdeutschen!
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			»Niemand hat die Absicht …«. Rückbezug auf Walter Ulbrichts ­berühmtes Mauerbau-Zitat 1961, neu verwendet bei einer »Save Your Internet«-­Demonstration in Leipzig am 23. März 2019, an der etwa 4 000 zumeist junge Demonstrierende teilnahmen. (Solvejg Kühnert)
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			»Fürstenberg teilt private Mitnahme«. Fahrgemeinschaftsinitiative mit ­Haltestelle am Bahnhof von Fürstenberg/Havel im April 2021. (hk)

		

	
		
			Christian Bangel

			Es gibt keine wirkliche Ostdebatte

			Der Osten war Experimentierfeld – und nutzte diese Chance nicht

			Noch einmal ein Zeitsprung zehn Jahre zurück. Im Sommer 2011 – in jenem Deutschland zwischen Guttenberg- und Wulff-Affäre – wohnte ich eher aus Zufall einem Zusammentreffen junger Ostdeutscher an der Humboldt-Uni in Berlin bei. Ein Wochenende lang trafen sich damals 130 junge Studierende, Journalistinnen, Wissenschaftlerinnen, um sich darüber auszutauschen, was es bedeutet, ein »Ossi« zu sein. 

			Es war so etwas wie das Gründungstreffen der Dritten Generation Ostdeutschland. Leider wird die Initiative noch heute den wenigsten ein Begriff sein, aber das Wochenende war gut. Es gab Dutzende Vorträge, Panels und Podien, in denen die Anwesenden versuchten, eine Sprache für das damals noch Unausgesprochene zu finden: Dass auch wir, die zwischen 1975 und 1985 geborenen Ostdeutschen, viele übergesiedelt in den Westen, uns auf eine merkwürdige Art anders fühlten als westdeutsche Altersgenossen. Dass es offenkundig nicht stimmte, dass die »Ossis« langsam ausstarben zugunsten einer neuen gesamtdeutschen Generation, sondern dass wir alle, obwohl nicht unbedingt gewollt, spezifisch ostdeutsche Erfahrungen gemacht hatten. Dass wir, seit wir erwachsen waren, einen Rucksack mit uns schleppten und nicht mal wussten, was da genau drin ist. Damals fühlte ich wohl etwas, das der westdeutsche Soziologe Heinz Bude einmal als typisch ostdeutsche Mischung aus Tragik und Stolz bezeichnete.

			Denkwürdig war das Treffen aber auch, weil die Organisatoren vorab eine ziemlich unerhörte Zugangsbedingung erlassen hatten: Es durften nur Ostdeutsche teilnehmen. Man musste auf der Anmeldekarte bestätigen, dass man aus dem Osten kam. Ich erinnere mich, dass das westdeutsche Kollegen von mir damals furchtbar aufregte. Hätte es das Wort Identitätspolitik schon gegeben, sie hätten es benutzt. Und nicht freundlich.

			Ich fand die Beschränkung damals richtig. Es war nämlich zu dieser Zeit nahezu unmöglich, ein Gespräch über den Osten zu führen, ohne dass an irgendeiner Stelle jemand, meist ein Westdeutscher, behauptete, dass es Ostdeutsche doch gar nicht mehr gäbe. Und darum drehte sich praktisch jede Debatte bis zur Erschöpfung. Dabei wurden schon damals die Fragen lauter, was vom Osten übrig geblieben war, was hätte übrig bleiben sollen und welche Formen das tatsächlich Übriggebliebene noch annehmen würde. Doch es gab keine Ostdebatten, die über die schiere Existenzfrage hinausgingen. Dezidierte Oststandpunkte galten als etwas Rückständiges, wenn nicht Revisionistisches. Übrigens auch unter vielen Ostdeutschen. Und die Westdeutschen erwarteten vor allem erst mal Dankbarkeit.

			Das ist heute, knapp zehn Jahre später, völlig anders.

			»… nimmt der Osten Prozesse vorweg, die dem Westen vielleicht noch bevorstehen …«

			Allerspätestens seit den drei Landtagswahlen im Osten 2019 und dem Kemmerich-Dammbruch in Erfurt, eigentlich aber schon seit dem Aufkommen von Pegida, ist etwas eingetreten, mit dem man 2011 nicht rechnen konnte: Viele Westdeutsche sind demütiger geworden. Sogar prominente Politiker reisen durch Ostkleinstädte und bedauern öffentlich, dass sie sich nie wirklich für den Osten interessiert haben. Viele wollen scheinbar ernsthaft verstehen, was falsch lief im Osten und welche Schuld der Westen daran trägt.

			Nicht aus verspätetem Mitgefühl für die Ostdeutschen und auch sicher nicht, weil die ostdeutschen Intellektuellen so wirkmächtig argumentiert hätten. Nein, es hat sich eher die Erkenntnis durchgesetzt, wie relevant der Osten ist. Aus vielen Gründen – etwa die historische Massenabwanderung und Überalterung, aber auch die Frage, was mit dieser Art entleerten Räumen geschehen könnte – nimmt der Osten Prozesse vorweg, die dem Westen vielleicht noch bevorstehen. Besonders bedeutend aber ist das Politische.

			Im Osten kämpfen Nationalautoritäre und liberale Demokraten so verbissen miteinander wie sonst nirgends in Deutschland. Im Osten lebt das autoritäre Element wie in vielen postkommunistischen Gesellschaften fort, er ist Aufmarschgebiet und Kraftzentrum der Neuen Rechten. Aber er beherbergt auch die globalen Hipstermagneten Leipzig und Berlin, und besonders in den Universitätsstädten haben sich urbane, akademische, politisch aktive Milieus gebildet, die wenig mit den Bürgerrechtlerkreisen von damals zu tun haben, die der Soziologe Andreas Reckwitz aber sicher der so wirkmächtigen »neuen Mittelschicht« zuordnen würde und die sich über alle Parteien mit Ausnahme der AfD verteilen. Auch wenn sie dort nicht immer die Mehrheit sind, haben sie schon wichtige Positionen besetzt. Junge ostdeutsche Politikerinnen und Politiker wie Marco Wanderwitz, René Wilke, Thomas Zenker, Katharina Zacharias, Lilly Blaudszun, aber auch Journalistinnen und Unternehmer und viele andere Akteure sind gerade dabei, den Ton im Osten zu verändern. 

			Ungenutzte neue Nachdenkräume

			Ja, es ist schlecht, dass dieses westdeutsche Verstehenwollen erst geschah, als der Osten von einem Rechtsruck erfasst wurde. Zumal dieses Verständnis mitunter so weit geht, dass der Verweis auf ostdeutsche Befindlichkeiten, Lebensleistungen und Wut zum validen Argument für alles Mögliche bis hin zur rechtsextremen Verschwörungstheorie gemacht wird. Oft genug ist das westdeutsche Verstehenwollen nur ein politisches Verwertungsmodell, vor allem dann, wenn es die von westdeutschen Rechtsradikalen geführte AfD nutzt, um sich mit einem Slogan wie »Vollende die Wende« als Mehrheitsvertreterin zu inszenieren. Und doch sind heute Räume offen, die es vor Jahren noch nicht waren. Nur, was macht man jetzt mit ihnen?

			Der Osten ist schon immer viel zu groß und divers gewesen, um die eine große gesellschaftliche Debatte zu führen, die sich viele Bürgerrechtler gerade wieder wünschen. Dieser Wunsch nach einer »Generalaussprache« aus dem Lehrbuch des Sechziger-Jahre-Intellektuellen übersieht zudem, dass es für diese Diskussion eine Grundlage geben muss. Dass es aber mittlerweile Kräfte gibt, die Debatten für nichts anderes nutzen wollen, als sie abzuschaffen. 

			Das fängt schon bei manchen der Bürgerrechtler selbst an. Worüber sollten Leute wie Joachim Gauck, Klaus Wolfram und Vera Lengsfeld miteinander diskutieren? Der eine schwelgt gern in Erinnerungen an den aus seiner Sicht gewonnenen Freiheitskampf, dem anderen ist noch immer die Verachtung anzusehen, mit dem er auf die Ostdeutschen schaut, die die Revolution zugunsten Helmut Kohls wegwählten, und die dritte versucht sich heute als Kämpferin für ein weißes, christliches Deutschland. 

			Es gibt keine wirkliche Ostdebatte, auch wenn sich manche als solche tarnt. 2020 wurde von vielen Zeitzeugen und Zeitzeuginnen der Revolution die Frage debattiert, ob die Bürgerrechtler oder die breite Masse die Wende gemacht haben. Die Frage wird von eigentlich allen ungefähr gleich beantwortet (beide), aber als argumentatives Sprungbrett genutzt, um andere damals Beteiligte anzugreifen, weil sie entweder damals nur »hinter der Gardine« standen oder sich vom Westmainstream haben korrumpieren lassen oder beides. Was bleibt, ist: Die Relevanz des Ostens und die Qualität seiner Debatten fallen auf groteske Art auseinander. 

			Und das eigentlich schon seit der Wiedervereinigung. Was im vereinten Deutschland an Ostimpulsen ankam und zu Diskussionen führte, waren keine Beiträge von Intellektuellen und Bürgerrechtlerinnen. Es war eher die harte politische und gesellschaftliche Realität des Ostens: Die furchteinflößenden rechten Randale, die Terrorzellen, Wahlergebnisse und die rassistische Mobilisierung bis weit in die sogenannte Mitte hinein, aber auch die Abwanderung und Massenarbeitslosigkeit, wenn auch mit bemitleidendem oder gar genervtem Schulterzucken.

			Verfehlte Relevanz

			Warum aber drangen die Ostdeutschen mit ihren Anstößen kaum einmal durch? Man kann das auf die westdeutsch dominierte Medienlandschaft schieben, wie es Klaus Wolfram tut. Man kann auch sagen, dass viele im Westen einfach kein Interesse daran hatten, auf Wolfgang Thierses Mahnen (vgl. den Beitrag von Thierse in Band II) oder Frank Castorfs Wüten weiter einzugehen. Es spricht aber auch einiges dafür, dass viele Anstöße aus dem Osten, nun, einfach nicht funktionierten. Weil ihnen in den Ohren der westdeutschen Empfänger die Relevanz fehlte und es die ostdeutschen Sender auch nie schafften, dieses Gefühl von Relevanz zu erzeugen. 

			Der alte ostdeutsche Arbeiterstolz, den etwa Klaus Wolfram beweint: Ja, er ist versunken. Die Arbeiter sind nicht mehr die heimlichen Herren der Betriebe. Die gemeinsame Verfassung, zu der es laut Grundgesetz hätte kommen müssen: sie kam nicht. Stattdessen wurde der DDR ein politisches System übergestülpt und das Volkseigentum unter teilweise zwielichtigen Umständen verscherbelt. Und das mit immensen sozialen, politischen und ökonomischen Folgekosten, die teils bis heute wirken.

			Das ist ein Teil der Wahrheit, zu der aber auch gehört, dass die Ostdeutschen selbst diese Prozesse in Wahlen in Gang setzten und legitimierten. Nach 30 Jahren sollten wir vielleicht einmal feststellen: Wir werden den Westen nicht mit noch so emotionalen Appellen dazu bringen, uns Entschädigung für die Wiedervereinigung zu zahlen. Vielleicht sollten wir Ostdeutsche stattdessen versuchen, stärker von außen auf den Osten zu schauen. Denn neben der Tragik, die die Wiedervereinigung im Leben vieler Ostdeutscher bedeutete, wären da auch noch zwei weitere Faktoren zu beachten: 

			Erstens streben viele Ostdeutsche den Wahlergebnissen und Umfragen nach gar nicht nach einem grundsätzlich anderen Land, sondern sind insbesondere persönlich und materiell recht zufrieden. Ein guter Teil der Ostdeutschen mag sich nicht einmal mehr selbst als Ostdeutsche bezeichnen lassen.

			Zweitens ist der Osten heute weniger in ökonomischer, denn in akuter politischer Gefahr. Über 30 Jahre nach der Wende kämpft eine rechtsradikale Minderheit mit nicht so schlechten Aussichten dafür, den Grenzverlauf zwischen Demokratie und Autoritarismus zu verändern. Sie möchte die Demokratie als Mehrheitsdiktatur und nicht als Minderheitenschutz. Sie möchte einen Osten, der dem Ungarn Viktor Orbáns ähnelt und von dort aus ganz Deutschland verändern. Sie hat nicht nur unter den Ostdeutschen viele Anhänger, sondern auch im deutschen und überall im globalen Westen Verbündete. 

			Ich bekomme es inzwischen manchmal mit der Angst zu tun, wenn manche ostdeutsche Intellektuelle andeuten, dass sie Demokratie in einem nicht westdeutschen, sondern eher ursprünglichen Sinne verstünden. Für manche dieser Demokratieavantgardisten ist die rechte Revolte im Osten bis heute nichts als eine Nebenwirkung des Kahlschlags nach der Wende. Manchen scheint die Angst, die der Rechtsruck dem Westen vor den Ostdeutschen eingejagt hat, klammheimliche Freude zu bereiten, beweist sie doch die politische Potenz des Ostens. Und einige, deren Kompass gar nicht mehr funktioniert, stehen der Neuen Rechten mit unverhohlener Sympathie gegenüber.

			Den Osten hingenommen als Aufmarschgebiet der Rechten 

			Ich kenne gleichzeitig kaum einen ostdeutschen Großdenker, der in den 1990er Jahren, zu jener Zeit, die ich Baseballschlägerjahre nenne, nicht »hinter den Gardinen« stand. Damals, als Nazischläger die Straßen dominierten und die intelligenteren unter ihnen am Konzept der National Befreiten Zone arbeiteten. Viel zu selten einmal hat sich einer dieser Operndirektoren oder Schriftsteller gemeldet, als People of Color, alternativ aussehende Jugendliche meines Alters, Obdachlose und viele andere in der ostdeutschen Provinz den Bordstein fressen mussten. 

			Die gewalttätigen Nazis haben seit diesen Jahren keine größeren Geländeverluste im Osten erlitten. Im Gegenteil, in seinen ländlichen Räumen kann man Anfänge jener Wehrdörfer sehen, von denen Björn Höcke träumt. 

			Oh nein, der Osten trägt nicht allein die Schuld. Es ist bekannt, wie viele westdeutsche Rechtsradikale sich nach 1990 in den Osten aufmachten, um neues Gebiet zu erobern. Aber das ändert nichts daran, dass unsere Heimat ein Aufmarschgebiet der Rechten ist. In dem von Wilhelm ­Heitmeyer jüngst beschriebenen rechten Eskalationskontinuum spielen die Neonazis, Prepper und rechten Intellektuellen des Ostens eine feste Rolle. Es gibt im Westen nur wenige Orte, in denen die Rechtsextremen die Macht besitzen, linke Veranstaltungen zu verhindern. In denen Bürgermeister sich vor ihnen zurückziehen oder Neurechte Kulturamtsleiter werden. Diese Orte liegen alle im Osten.

			Vielleicht brauchen die Ostdebatten also einen neuen Fluchtpunkt, um neue Relevanz und Erkenntnisse zu erzeugen. Vielleicht müsste begonnen werden, nicht nur die angeblich gestohlene Revolution von 1989/90 als ihren Ausgangspunkt zu sehen, sondern auch jenen staatlichen und gesellschaftlichen Kontrollverlust, der danach einsetzte. Ja, der ökonomische Umbruch der Nachwendezeit, das Außerkraftsetzen gewachsener sozialer Zusammenhänge, ist ein Teil der Erklärung dafür. Aber wer sich heute die Gewalt-, Hass- und Rassismus-Exzesse besonders der Neunziger anschaut, der kann nicht guten Gewissens die Erklärung »Perspektivlosigkeit« akzeptieren. 

			Es gibt eine Generation damaliger rechter Jugendlicher – sie sind heute um die 40 bis 50 und machen die Kernwählerschaft der AfD aus –, deren erste und wichtigste Erfahrung mit dem demokratischen Deutschland lautete: Wenn wir nur brutal und entschlossen auftreten, gibt der Staat nach. Vieles spricht dafür, dass sie so bis heute denken und handeln. 

			Diese Männer und Frauen schrien damals: Die Ausländer werden uns die Wohnungen und die Jobs nehmen. Stattdessen war es bald darauf so leer in ihren Regionen, dass halbe Städte zurückgebaut wurden, kulturelle und soziale Infrastruktur verschwand. Weil niemand mehr in diesen Osten wollte. Nicht nur die Treuhand, sondern auch Hass, Gewalt, Rassismus und das Wegschauen der Mehrheitsgesellschaft haben dem Osten massiv geschadet. Auch das ist ein Wirkzusammenhang der Nachwendezeit. Der aber längst nicht so populär ist wie das Reden von der gestohlenen Revolution.

			Die Hunderten Toten und Tausenden Verletzten und Traumatisierten, die der Rechtsextremismus forderte, sollten einen zu der Frage veranlassen: Was steckt hinter der ostdeutschen Gewalt- und Hassgeschichte? Wie können wir verhindern, dass sich so etwas je wiederholt? Denn eines ist ja ebenso offenkundig: Der Rechtsradikalismus ist nicht nur dort stark, wo es wirtschaftlich bergab geht. Er boomt auch in den Musterländern. Die Antwort auf die Frage, wo das genau herkommt, kann sich jedenfalls nicht auf ewig in dem Verweis auf die Wendeerfahrung erschöpfen. 

			Zumal der autoritäre Nationalismus, auf den das alles hinausläuft, ja auch in den östlichen Nachbarländern trendet. Es muss etwas geben, das den Osten Europas vom Westen trennt, und angesichts dieser Wahrnehmung sollten nicht nur Historiker wie Philipp Ther (vgl. den Beitrag von Ther in Band I) eine stärkere Stimme bekommen, sondern auch jene Menschen, die in den bisher stattfindenden, vornehmlich weißen Ost-Debatten so gut wie nicht gehört werden: Menschen mit Migrationshintergrund. People of color, die vor oder nach 1989 in den Osten kamen oder in der DDR aufwuchsen. Von ihnen müssten die weißen Ostdeutschen erfahren, wie es war und ist, unter ihnen zu leben. Doch für ihr Schicksal interessiert sich kaum einer jener Ostintellektuellen, die immer so sehr fürs Ohrenaufsperren plädieren, wenn es um Pegida oder Ähnliches geht. 

			Westgeprägte Relevanzkriterien nutzen

			Das Sprechen über den Osten, das wir Ostdeutschen seit Jahrzehnten wünschen und zu dem es jetzt langsam zu kommen scheint, muss weitergehen. Doch auch wenn es zunehmend wichtiger wird, was im Osten geschieht: Die ostdeutschen Akteure, die jetzt sprechen, müssen aufpassen, weiterhin oder überhaupt wahrgenommen zu werden. Denn das Publikum, an das sich sämtliche Debatten richten, bleibt ein gesamtdeutsches. Dessen Relevanzkriterien müssen erfüllt werden, nicht die einer seit langem verbündeten oder verfeindeten Szene von Wendeakteuren.

			Dort, in der gesamtdeutschen Öffentlichkeit, wird beispielsweise gerade die Frage verhandelt, wie weit der Rassismus die Gesellschaft prägt, und woran es liegt, dass Menschen, die von der weißen, westdeutschen, männlichen Norm abweichen, so wenig repräsentiert sind. Es wird darüber gesprochen, welche Zukunft der Kapitalismus noch hat in Anbetracht der Tatsache, dass er in seiner übersteuerten Form ganze Gesellschaften polarisiert hat in Gewinner und Verlierer, seit 2020 noch einmal forciert durch Corona. Aber auch, wie (und ob!) der Kapitalismus den Klimawandel aufhalten kann. 

			All das sind Fragen, zu denen Ostdeutsche jede Menge beisteuern könnten. Der Osten ist ein spät- bis postkapitalistisches Experimentierfeld, in seiner gesellschaftlichen Mitte fehlt die Fixierung auf Marktwirtschaft und Gewinn, die den Westen prägt. Von hier könnten Anstöße zu einer Zukunft diesseits oder jenseits des Kapitalismus kommen. Und natürlich bleibt weiter die große Aufgabe, den Skandal ostdeutscher Unterrepräsentation in den gesamtdeutschen Institutionen und Machtstrukturen anzuprangern und endlich zu verändern. 

			Dazu müssten die Sprecherinnen und Sprecher des Ostens allerdings beginnen, sich für den Rest der Gesellschaft zu öffnen und mit ihm zu reden. Vorbehaltlos und langsam auch wieder mit etwas dickerem Fell. Was vor zehn Jahren noch nötig war, nämlich die diskursive Absonderung von den Westdeutschen, ist heute nicht mehr die entscheidende Voraussetzung, um als Ostdeutsche hörbar zu werden. Wenn Ostdebatten sich aber weiterhin darin erschöpfen, über historische Ungerechtigkeiten zu räsonieren, dann wird dem Gespräch über den Osten irgendwann ein biologisches Ende bereitet werden. 
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			»Her mit dem guten Leben«. Transparent an einem Kirchengebäude in der Tieckstraße in Berlin-Mitte Anfang Mai 2021. (Ben Joran)
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			»Sozialismus heilt Corona«. Graffiti am Landwehrkanal in Berlin-Tier­garten im August 2020. (hk)

		

	
		
			Jens Beckert

			»Unsere Gesellschaft ist keine einheitliche Herde«

			Ein Gespräch über Coronafolgen, geführt von Elisabeth von Thadden1

			Elisabeth von Thadden:Was hat uns diese Pandemie bisher gelehrt, ­Professor Beckert?

			Jens Beckert: Es zeigt sich, wie schwer sich Deutschland damit tut, ­soziale Ungleichheit wahrzunehmen und also auf der Grundlage von faktischen Unterschieden darüber zu diskutieren, welche gezielten Maßnahmen gegen die Verbreitung von Covid-19 politisch zu ergreifen wären.

			Was ist daran deutsch?

			Als die Pandemie ausbrach, habe ich in den Vereinigten Staaten gearbeitet und dort zweierlei miterlebt: Zum einen, wie genau sich die amerikanische Gesellschaft, datengestützt und evidenzbasiert, selbst beobachtet und kennt. Daran fehlt es in Deutschland, wir verfügen über viele entscheidende Daten einfach nicht und tasten uns politisch daher durch den Nebel. Zweitens aber ist es auffällig, dass Deutschland über soziale Unterschiede kaum nachzudenken gelernt hat, während die USA, aber auch Großbritannien, einen facettenreichen Diskurs über die Klassengesellschaft und den Rassismus führen. 

			Woran liegt das?

			Beckert: Deutschland hängt immer noch der verbreiteten Vorstellung an, eine nivellierte Mittelstandsgesellschaft zu sein, wie es der Soziologe ­Helmut Schelsky in den 1950er Jahren ausgedrückt hat. Oder auch, mit dem Wort von Ulrich Beck aus den 1980er Jahren, dass es einen funktionierenden Fahrstuhl-Effekt gibt, durch den jeder gesellschaftlich nach oben gelangen kann. In der heutigen Bundesrepublik herrscht das Bild einer Gesellschaft vor, die eine Einheit bildet. Diese Illusion gibt es in den USA nicht und das zeigt sich auch in der Pandemie. In den USA wurde gleich breit diskutiert, dass die People of Color, die Geringverdiener und die sozial Ausgeschlossenen viel stärker durch die Pandemie betroffen waren. Dies feuerte auch die Proteste von Black Lives Matter an, ein deutlicher Steuerungsauftrag an die Politik, dem Joe Biden nun nachkommt. 

			In Deutschland schützt ein Sozialstaat die Schwachen dafür besser. Besteht deshalb weniger Grund für öffentlichen Alarm über Ungleichheit?

			Beckert: Die soziale Tragik ist hierzulande besser abgefedert, ja. Doch die Öffentlichkeit hat kaum und erst spät davon gehört, wie ungleich das Virus in der Gesellschaft sein Unwesen treibt und deshalb auch die notwendigen Schutzmaßnahmen nicht nach den Lebenswelten differenziert: Migranten, Geringverdiener, Bildungsferne sind deutlich stärker von der Infektionsgefahr und schweren Verläufen betroffen. So ungenügend die Datenlage ist, so sicher lässt sich diese Unterschiedlichkeit doch feststellen. Wenn unter Virologen von Herdenimmunität die Rede ist, dann möchte ich als Soziologe entgegnen: Unsere Gesellschaft ist keine einheitliche Herde. Die Schlussfolgerung hätte daher schnell lauten müssen, dass bestimmte Stadtteile oder Unterkünfte, in denen viele Geringverdienende und Zugewanderte auf engem Raum leben, präventiv geschützt werden. Die besonders Gefährdeten sollten gezielt zuerst mit Masken, mit Tests, mit gezielten Informationen ausgestattet werden und möglichst auch durch privilegiertes Impfen.

			Ein solcher Schritt würde öffentlich vermutlich schnell als Diskriminierung anderer Art wahrgenommen. Denn tatsächlich waren die Inzidenzen in bayrischen und thüringischen Kleinstädten auch dramatisch hoch, es spielen also weitere Faktoren eine Rolle …

			Beckert: Die politische Pandemiebekämpfung ist auch deshalb so mutlos, weil sie über diese sozial unterschiedlichen Faktoren fast nichts weiß. Das Wort wird von der Virologie geführt. Dieser virologisch bestimmte Diskurs aber enthebt uns der präzisen Frage danach, wo wie genau gehandelt werden könnte. Auf dem bayrischen oder thüringischen Land mag die Geselligkeit und Vertrauensseligkeit bei den Infektionen eine Rolle spielen, das ließe sich ja erforschen, aber die Dramatik liegt darin, dass wir es eben nicht wissen. Wir stehen ratlos vor ziemlich weißen Landkarten. Die vorliegenden Daten aus der Kontaktverfolgung werden wohl nicht ausgewertet, und die Datenerhebung ist zu einseitig oder zu sporadisch. So entstehen vor allem Impressionen, Meinungen, Vorurteile. Und ungenaue, zumal verspätete Inzidenzzahlen sind als Daten für politisches Handeln eben nicht hinreichend. In den USA wusste man hingegen schnell, welche Lebenswelten es besonders trifft, und über zielgenaue Maßnahmen wurde entsprechend debattiert. 

			Warum hat Deutschland mit seinen vielfältigen Spitzeninstitutionen und hervorragend finanzierten Forschungseinrichtungen keine tragfähige Datengrundlage zum Infektionsgeschehen, die dem ohnmächtigen Stochern im Nebel endlich ein Ende setzen könnte?

			Beckert: Von Anfang an galten in dieser Pandemie fast nur die Virologen als Experten, auf die es ankam. Die empirischen Sozialwissenschaften sind kaum systematisch in die politische Entscheidungsfindung einbezogen worden. Doch es gibt auch eine Schwäche der Sozialwissenschaften selbst, die einfach nicht schnell genug und politikorientiert genug reagiert haben. Das liegt auch an den Unterschieden in den Traditionen: In den Vereinigten Staaten, auch in Großbritannien, haben die Sozialwissenschaften viel stärker ein Selbstverständnis, empirisch gestützte Analysen zur Lösung sozialer Probleme zu liefern. In London wurde die angesehene London School of Economics einst eigens gegründet, um politische Reformprozesse sozialwissenschaftlich informiert zu unterstützen. An solchen Institutionen fehlt es in Deutschland weitgehend. 

			Eine evidenzbasierte und schnell arbeitende Sozialwissenschaft müsste also zu den ersten Konsequenzen aus der Pandemie gehören. Aber was sind die weiteren Folgen? Wie geht diese Gesellschaft aus dem kalten Frühling in Richtung Sommer, dann in den Herbst?

			Beckert: Noch legt das allgemeine Stimmungsbild ja nahe, dass wir bald weitgehend durchgeimpft sein werden und wieder an das gewohnte Leben anknüpfen können, das wir im Frühjahr 2020 brachlegen mussten. Aber dieses Bild erscheint mir als naiv. Zu den jetzt schon absehbaren Folgen und Veränderungen gehört, dass die Ungleichheit zunehmen wird. Aus den Daten, die wir haben, geht klar hervor, dass die unteren sozialen Schichten ökonomisch härter getroffen sind, namentlich Alleinerziehende, Geringverdiener und kleine Freiberufler. Wir müssen mit einem weiteren Konzentrationsprozess in der Wirtschaft rechnen. Außerdem sind die dramatischen Folgen der Pandemie für die Innenstädte abzusehen: Die Büroraumnutzung nimmt stark ab, also auch das öffentliche Leben in den Städten. Durch die Gewöhnung an das Homeoffice wird die sozialdemokratisch hart erkämpfte Trennung von Arbeit und Privatsphäre zurückgenommen, die für Zufriedenheit und Kreativität so existenziell wichtig ist. Das Zusammenkommen in Organisationen als sozialen Organismen wird seltener. Die Pandemie wird nicht einfach vorbei sein, die Vorsicht wird fortbestehen: Die zwischenmenschlichen Begegnungen, durch die das soziale Geschehen von der Liebe bis zur Wissenschaft lebendig wird, werden weiter unter Vorbehalt stehen. Und auch die Staatsverschuldung wird sich nicht ab Herbst in Luft auflösen, sondern vermutlich in zwei bis drei Jahren eine Diskussion über Austerität nach sich ziehen, ähnlich wie in der Finanzkrise 2008, in der viele zu Verlierern werden. 

			Die Vereinigten Staaten unter Joe Biden und seine Vizepräsidentin Kamala Harris haben die Pandemie offenbar als Chance begriffen, um eine starke Trendumkehr durch den Staat zu vollziehen. Warum geht dort, was hier kaum denkbar wirkt?

			Beckert: Es ist erstaunlich, wie wenig Aufbruchstimmung durch die Pandemie in unserem Land entstanden ist. Über gewollte und erwünschte Wandlungsprozesse wird kaum geredet, und kaum jemand sieht, dass sich Raum für Neues öffnet, insbesondere nach der Bundestagswahl. In den USA war die neue Regierung offenbar gut vorbereitet und hatte ausgearbeitete Alternativen in der Schublade liegen, die sehr zügig umgesetzt werden, indem der Staat sich stark in die Verantwortung begibt. Biden hat darin die einzige Chance erkannt und ­ergriffen, die fatale Polarisierung der amerikanischen Gesellschaft zu überwinden. Diese Polarisierung ist gewiss eine Treiberin für Bidens Mut und den jüngsten Aufbruch der Vereinigten Staaten. Die Bundesrepublik hingegen steckt nach den langen Jahren der großen Koalition noch im Mehltau des ewigen Irgendwie-weiter-so fest. Und das im Osten wie im Westen.

			Anmerkungen


			
				
					1	Erstveröffentlichung am 17. April 2021 in Zeit Online, www.zeit.de/kultur/2021-04/soziale-ungleichheit-corona-krise-jens-beckert-soziologie/, letzter Zugriff am 5.5.2021.
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			»Europas Grenzwerte. Ausstellung der Stiftung Berliner Mauer in der Mauergedenkstätte an der Bernauer Straße am 13. August 2020. (hk)
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			»I have a dream«. Mehr als 15 000 Menschen nahmen trotz Corona am 6. Juni 2020 an einer »Silent Demo« gegen Rassismus in Berlin teil. ­Anlass war der Tod des US-Amerikaners George Floyd durch Polizeigewalt am 25. Mai 2020 in der US-Großstadt Minneapolis. Proteste gab es daraufhin weltweit. (hk)

		

	
		
			Annette Simon

			Die sozialpsychologische Seite der Zukunft 

			(Nicht-)Perspektiven zukünftigen Handelns: Wie kann zusammengehören, was gewachsen ist?

			1. Die Psychoanalyse beschäftigt sich mit der seelischen Verfasstheit von Menschen: Wie sind sie durch ihre psychisch-biografische Vergangenheit sowie durch ihre biologischen und konstitutionellen Gegebenheiten geworden, wie sie jetzt sind, und was bedeutet dies für ihre Zukunft? Dabei gibt es den therapeutischen Optimismus, der besagt: Wenn ein Mensch versteht, wie er verfasst und geworden ist, kann er Einfluss nehmen auf seine Gegenwart und vermag dann eher seine Zukunft nach seinen Wünschen und seinem Willen zu gestalten. Dieser individuelle Vorgang der Selbsterkenntnis ist nicht einfach auf die Gesellschaft übertragbar, weil in ihr viele unterschiedliche Gruppen mit zum Teil gegensätzlichen Interessen wirken. Aber auch hier gilt: Wenn eine Gesellschaft durch verschiedenste Kräfte mehr von ihrer Vergangenheit verstanden hat, ist sie nicht gezwungen, sie in der Gegenwart zu wiederholen und kann ihre Zukunft freier gestalten.

			2. Da jeder Mensch an die Kulturvorschriften der Gesellschaft gebunden ist, in der er lebt, hängt das Maß seiner Gestaltungsmöglichkeiten von diesen unmittelbar ab. In seinem Werk »Die Zukunft einer Illusion«1 bemerkt Freud, dass der seelische Besitz einer Kultur einerseits die Mittel sind, die dazu dienen, die Kultur zu verteidigen, und andererseits die Mittel, die dazu dienen, Menschen mit ihr auszusöhnen und für die Opfer, die sie ihr bringen, zu entschädigen. Zu diesen Entschädigungen zählt er die Ideale einer Kultur, weil das Streben nach deren Erfüllung eine narzisstische Befriedigung bedeutet. Und er hebt die Bedeutung von Kunst hervor: Die Kunst biete Ersatzbefriedigungen für die Verzichte, die ein Mensch in einer Kultur leisten muss.

			3. Unzweifelhaft kam es im Laufe des Transformationsprozesses seit 1990 zu einem grundlegenden Kulturwandel, insbesondere in Ostdeutschland. Zwei verschiedene gesellschaftliche Kulturen stießen aufeinander, wobei sich die eine als die ökonomisch effizientere erwiesen hatte und sich aber auch in der Art ihrer Werte als die überlegenere darstellte. Zwangsläufig wurden dabei die alten Ideale der ostdeutschen Kultur infrage gestellt und es kam zu einer Konfrontation der Kulturen, zunächst wenig transparent und von der Ostseite nicht zugespitzt ausgetragen. Zunehmend wird diese Konfrontation aber benannt, anerkannt und auf verschiedene Art auch diskutiert.

			Auf dem Gebiet der Künste kam es von Anfang an zu einem heftigen Streit, sowohl in der Literatur als auch in der bildenden Kunst, der mit Spaltungen und Entwertungen einherging. Die offizielle und nichtoffizielle Kunst wurden gegeneinander ausgespielt, dabei aber ihr vielfältiges Aufeinanderbezogensein häufig kaum beachtet. Sehr spät und immer noch zögerlich erfährt die Kunst der DDR die Beachtung und differenzierte Anerkennung, die ihr angemessen sind.

			Während eines so tief greifenden Kulturwandels bleibt es nicht aus, dass es zu den ökonomischen Verwerfungen, die bis an die existenziellen Fundamente reichen, auch zum Infragestellen von Idealen, ja des Sinns des bisher gelebten Lebens kommt. Dies geht mit Gefühlen der Beschämung und Entwertung einher. Falls diesen Entwertungserfahrungen nichts entgegengesetzt wird, sie nicht gesellschaftlich aufgefangen werden, entsteht eine Verbitterung, die sich in Wut, Trotz und Gewalt Bahn bricht.

			4. Was anstünde, wäre, die beiden lange getrennten und jetzt vereinten Kulturen wieder zu einem gemeinsamen Gebilde mit gemeinsamen Idealen zu formen. Im Vereinigungsprozess, der eben ein Beitritt war und keine Vereinigung auf Augenhöhe, sind grundsätzliche Dinge nicht zur Gestaltung gekommen. Es wurde keine neue gemeinsame Verfassung geschaffen und es wurden keine neuen gemeinsamen Symbole gesucht (zum Beispiel Feiertage, Nationalhymne und so weiter). Es geht nun um eine Identifikation mit der Bundesrepublik, mit Deutschland als Demokratie und der gegenseitigen Anerkennung von Verschiedenheit. Es stellt sich nicht die Frage des Zusammenwachsens, sondern: Wie kann zusammengehören, was gewachsen ist?

			5. Woraus könnten sich gemeinsame Ideale speisen?

			5.1. Die deutsche Geschichte hält in der jüngsten Vergangenheit eine ganze Reihe positiver Identifikationsmöglichkeiten bereit: die Entwicklung der demokratischen Kultur der Bundesrepublik bis 1989, die friedliche Revolution in der DDR 1989/90. Die bisher geleistete geschichtliche und inzwischen auch seelisch-moralische Aufarbeitung des Nationalsozialismus, die auch weit über die deutschen Landesgrenzen hinaus Anerkennung gefunden hat. Die Bereitschaft zur Aufnahme von Migrant*innen. Diese Geschichte sollte lebendig und zur Identifikation einladend vermittelt werden – durch Eltern und Lehrer*innen.

			5.2. Ohne Zweifel sind inzwischen alle Bürger*innen der Bundes­republik aufgrund von Globalisierung und Digitalisierung einem hohen kulturellen Druck ausgesetzt: Durchorganisiertheit, ständige Erreichbarkeit, dauernde Präsenz im Arbeitsprozess, aber auch in Familie und Freundeskreisen sowie ein Überdruck durch Dauerinformiertheit – dies sind Merkmale des kapitalistischen Gegenwartsalltags. 

			Die meisten begegnen diesem Druck durch individuelle Strategien, mitunter durch Vereinzelung. Gerade hier wären »analoge« Identifikationsangebote im Kleinen wichtig: Gruppen, denen man sich zugehörig fühlen kann, die das Bedürfnis nach Kommunikation und gemeinsamen Zielen befriedigen. Dafür gibt es in Westdeutschland seit Jahren gewachsene Strukturen: Sportvereine, Chöre, Kirchengemeinden, zivile Bürgervereine und so weiter. Gerade diese Strukturen wären im Osten wichtig, sie sind weggebrochen und müssen neu aufgebaut und intensiv gefördert werden.

			5.3. Wie kann überzeugend vermittelt werden, dass wir den Herausforderungen der Zukunft wie Klimawandel, Globalisierung und Digitalisierung nur mit funktionierenden demokratischen Strukturen begegnen können? Dass nur die Demokratie die notwendige Vielfalt und das Spiel der Kräfte ermöglicht und dass eine ihrer Grundkonstanten die Akzeptanz von Verschiedenheit und Anderssein ist?

			Da wir alle erleben, wie unter den Bedrohungen der Gegenwart und der Zukunft zu primitiven psychischen Abwehrmechanismen wie Spaltung, Abwertung des Anderen bis hin zu Gewalt und Verbreitung von paranoiden Verschwörungstheorien gegriffen wird, ist meines Erachtens zunächst die Anerkennung der tatsächlichen Bedrohung wichtig. Das Gefühl der Bedrohung eint uns. Danach müsste es aber um etwas gehen, was wir in der Psychoanalyse das Erreichen der depressiven Position nennen. Damit ist keineswegs eine Depression gemeint. Die bessere Bezeichnung wäre »realistische oder schöpferische Trauer«, das heißt die Fähigkeit, trauern zu können, um sich dann mit Hoffnung zu verbinden.2 Es geht dabei um die Anerkennung von realen Verlusten wie zum Beispiel des Alltagslebens in der DDR oder von Sicherheit und Geborgenheit in der heutigen Welt, also um Trauer statt Wut. Außerdem geht es um das Verabschieden von unrealistischen Fantasien und um die Anerkennung der eigenen Aggressivität und Feindseligkeit, um sie nicht im anderen zu verorten. Das heißt unter anderem das Zulassen von seelischem Schmerz, um ihn in einem zweiten Schritt überwinden zu können. Wenn man sich in diesem Prozess mit anderen verbinden könnte, wäre das besonders hilfreich.

			5.4. Auf welche Weise man gesamtgesellschaftlich seelischen Schmerz eher anerkennen und zulassen könnte, als ihn zu bekämpfen, ist eine wichtige Frage. Beispielhaft erscheinen mir hier die Reden von Walter Steinmeier zum 75. Jahrestag der Befreiung von Auschwitz, die er am 23. Januar 2020 in Yad Vashem und am 29. Januar 2020 im Deutschen Bundestag gehalten hat.

			Um gemeinsam Schmerz wahrzunehmen, anzuerkennen und zu bewältigen und um zu trauern, halte ich das Weiterentwickeln, das heißt das aktive Fördern einer Diskussions- und Gesprächskultur, in der man sich in der Bedrohung miteinander verbinden kann, für außerordentlich wichtig. 

			Und last but not least das Fördern und die Anerkennung des hohen Stellenwerts von Kunst, die uns in all ihren Facetten immer wieder Modelle zur Anerkennung und Überwindung seelischen Schmerzes zur Verfügung stellt.

			5.5. Im Bewusstwerden, dass unsere nationale Zukunft in einem vereinten Europa eine gemeinsam zu gestaltende Ressource sein kann, könnte sich auch solidarisches Handeln herausbilden. Dabei geht es auch um das Erleben von Selbstwirksamkeit, das viele DDR-Bürger*innen im Herbst 1989 hatten und das sich auch in der extrem hohen Wahlbeteiligung am 18. März 1990 ausdrückte. Dieses Bewusstsein der eigenen Gestaltungskraft ist einem Teil der DDR-Bürger*innen im vereinten Deutschland verloren gegangen, während ein anderer Teil es in hohem Maß ausgestaltet oder neu erworben hat. Diese verschiedenen Erlebnisse und Bewusstseinszustände suchen weiterhin nach Ausdruck und Vermittlung.

			Anmerkungen


			
				
					1	Sigmund Freud, Die Zukunft einer Illusion, Leipzig/Wien/Zürich 1927.

				

				
					2	Vgl. Alexander und Margarete Mitscherlich, Die Unfähigkeit zu trauern. Grundlagen kollektiven Verhaltens, München 1967.
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			Wo noch Mauern einzureißen sind. Solidarität mit der Bürger*Innen­bewegung in Belarus. Fotografiert im Sommer 2021 auf dem Potsdamer Platz in Berlin. (hk)
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			Zugewachsener Mauerrest in der Liesenstraße in Berlin-Mitte im April 2021. (hk)

		

	
		
			Eva und Jens Reich

			Revolution ohne souveränen historischen Träger

			Bilanz und Zukunftsaufgabe: Was 1989/90 (nicht) geschah, hat Auswirkungen bis heute und darüber hinaus

			Zum Schluss zunächst noch einmal an den Anfang zurück: Im Herbst 1989 setzte in den damaligen Volksdemokratien des Ostblocks und in den Teilrepubliken der Sowjetunion jener Kollaps der Regime ein, der letztlich zur Auflösung der Sowjetunion ja des gesamten Warschauer Paktes führte. Der epochale Charakter des Zusammenbruchs eines ganzen Imperiums hat sich fest in das kulturelle Bewusstsein der am Kalten Krieg beteiligten Völker eingeprägt. Symbol dafür ist vor allem der »Fall der Berliner Mauer«, der eigentlich zunächst nur eine zeitweilige Öffnung für geduldete Passage war. Insgesamt verliefen die tief greifenden Wandlungsprozesse in den meisten sozialistischen Ländern einigermaßen gewaltfrei. Umstritten bleibt bei den Fachleuten, ob es sich bei diesen Ereignissen um eine Revolution gehandelt hat oder um eine seit Langem in den politischen und wirtschaftlichen Systemvariablen begründete, vorhersehbare spontane »Implosion«, bei der die bewusst agierenden politischen Kräfte allenfalls die Rolle eines verstärkenden Effektes spielten.

			Der Streit um die Einordnung der Ereignisse in theoretische Kategorien konzentrierte sich im Laufe der Jahre auf unterschiedliche Schwerpunkte. In den 1990er Jahren ging es vor allem darum, ob die wirtschaftlichen Schwierigkeiten zu einer Art Dammbruch führten oder ob Persönlichkeiten mit Tatkraft und Geschick die Ereignisse in Gang brachten. Die eine Forschungsrichtung beschäftigte sich mit den in einem ökonomischen Kampf verstrickten Systemen, bei dem letzten Endes dem Osten im »Rüstungswettlauf« die Luft ausging und dies seinen Kollaps erzwang. Die andere Richtung glaubte eher an die historische Wirkmacht solcher Persönlichkeiten wie Michail Gorbatschow, Helmut Kohl, George Bush, François ­Mitterrand und Margret Thatcher und einiger anderer Akteure. Den überall aufflammenden Volkserhebungen wurde bestenfalls eine auslösende, keinesfalls aber eine verursachende Rolle zugeschrieben. Den Beiträgen der politisch, national oder bürgerrechtlich argumentierenden Widerstandsbewegung wurde höflich im besten Fall die Kompetenz moralischer Legitimation zugestanden, wie es sich etwa am Beispiel Václav Havel zeigt.

			All diese Erklärungsversuche aber waren nicht in der Lage, hinreichend das zu erfassen, was eigentlich geschehen war. Sie konnten nicht überzeugend darlegen, wie die wirtschaftlichen und politischen Ereignisketten zum Ende einer ganzen historischen Epoche und eines Imperiums führen konnten. Im Ergebnis erhielten sechs osteuropäische Nationalstaaten ihre politische Unabhängigkeit zurück; es entstanden in Mittel- und Osteuropa vier neue Staaten, im Baltikum drei aus sowjetischen Teilrepubliken hervorgehende souveräne Staaten, in Mittelasien fünf und in Transkaukasien drei, schließlich außerhalb des sich auflösenden Imperiums noch sechs nach blutigen Kriegen auf dem Balkan. Zählt man noch einige ­kleinere Abspaltungen hinzu, dann erschienen innerhalb weniger Jahre 30 völlig veränderte staatliche Gebilde auf der Landkarte, ausnahmslos alle wechselten die gesellschaftliche Formation und wurden mehr oder weniger »kapitalistisch«.

			Der Sonderfall DDR

			Die DDR haben wir bei dieser Aufzählung als Sonderfall ausgelassen. Ihr System geriet ins Wanken, als eine große Anzahl entschlossener Bürgerinnen und Bürger ihre Ausreise in die Bundesrepublik durch Botschaftsbesetzungen und Demonstrationen erzwangen. Dem folgten seit dem frühen Oktober immer mächtigere, weitgehend spontan sich formierende Massendemonstrationen, besonders in Leipzig, auf denen engagierte Bürgerrechtsbewegungen ihre Forderungen formulierten und ihnen damit eine klare inhaltliche Ausrichtung verliehen. Dieser Prozess führte in eine einige Monate währende Periode von Verhandlungen zwischen der immer schwächer werdenden Politbürokratie und den Oppositionellen am Runden Tisch und endete mit freien Parlamentswahlen. Damit vollzog die DDR inmitten von all den leidenschaftlichen Aufständen und der Entstehung neuer politischer Kräfte im Ostblock als einziges ehemals sozialistisches Land den sofortigen, friedlich verhandelten direkten »Beitritt« zum Westen.

			Waren diese Ereignisse nun eine Folge authentischer Revolutionen, die in einer Art Kettenreaktion zwischen 1989 und 1992 stattfanden? Oder waren es mehr oder weniger unvermeidliche Umwälzungen, Umbrüche, Transformationen, gar Konterrevolutionen oder Mafiaputsche?

			In der deutschen Alltagssprache hat sich für die Ereignisse im Herbst 1989/Frühjahr 1990 der Terminus »Wendezeit« fest etabliert. Für einen politisch sensiblen Sprachgebrauch ist das Wort »Wende« eher diskreditiert, da es Honeckers Nachfolger Egon Krenz bei seiner Machtübernahme am 18. Oktober 1989 verwendete. Er versprach: »Wir werden eine Wende einleiten!« Gemeint war: Wir werden eine Gegenrevolution mittels der verbalen Umarmung des ganzen Volkes einleiten, wenn man uns handeln lässt.

			Ob man nun das Wort »Wende« politisch unbefangen für den Umbruch 1989/90 verwendet oder mit Krenz’schem Hintersinn – klar ist, dass es sich dabei nur um die Ereignisse in der DDR handelt. Für das Ende des gesamten realen Sozialismus, einschließlich des sowjetischen Imperiums, taugt dieser Begriff nicht einmal als Kurzbezeichnung für die historische Revolution, die mindestens zehn Jahre vor 1989 in Polen begonnen und im Herbst 1989 ihren Höhepunkt erreicht hatte.

			Ein vielschichtiger Revolutionsbegriff

			Für den Begriff »Revolution« haben paradoxerweise diejenigen Ideologen in der Nachfolge der Theorie von Marx und Lenin die Definition geliefert, die wohl am wenigsten damit einverstanden wären, ihn hier anzuwenden.

			Eine soziale Revolution war gemäß dem verblichenen philosophischen Wörterbuch der DDR die grundlegende Umgestaltung der Gesellschaft als Ganzes oder zumindest wesentlicher Teile der gesellschaftlichen Struktur. Dabei unterschied man die politische Revolution, die den Umschwung staatlicher Macht hervorbrachte von der Umwälzung der wirtschaftlichen Struktur in Richtung einer neuen Entfaltung der Produktivkräfte, die von den bestehenden Produktionsverhältnissen zunehmend eingeengt werden. Als Beispiel für den Vorgang »entlaufener« Produktivkräfte kann die damalige stürmische Entwicklung der Mikroelektronik und Computertechnik angesehen werden, mit der die Produktionsverhältnisse im gesamten Ostblock in dieser Zeit immer weniger klarkamen. Auf die gesamte Wirtschaft bezogen, lässt sich konstatieren, dass die Kluft zwischen dem, was dringend notwendig war und dem, was geleistet werden konnte, kaum noch geschlossen werden konnte. Das zeigte sich vor allem darin, dass nach den Milliardenkrediten für die DDR die damit entstandenen Dollar-Schulden immer weniger bedient werden konnten. Es mussten ganze Produktionssektoren ebenso wie stationäre Vermögenswerte (zum Beispiel Kunstwerke) in den Westen verschleudert werden, um die vertraglich festgeschriebenen Valutazahlungen zu begleichen. Sogar der »Verkauf« der wegen politischer Vergehen verurteilten Landeskinder wurde in diese Rechnung einbezogen. Dies ließ sich freilich nicht über eine gewisse Schamgrenze hinaus ausweiten. In der SU zeigten sich die Krisenerscheinungen am drastischsten darin, dass die zivile (»Erste«) Wirtschaft in Einheit mit dem Rohstoffexport die steigenden Erfordernisse der »Zweiten« Wirtschaft (des Militärisch-Industriellen Komplexes) auf Dauer nicht mehr bedienen konnte.

			Wenn das Missverhältnis zwischen den wachsenden Produktivkräften und den die Selbstreproduktion der Gesellschaft herstellenden Produk­tionsverhältnissen immer größer wird, dann »reift«, wie wir es in der Vorlesung zum Marxismus-Leninismus blumig hören konnten, »eine revolutionäre Situation heran«. Allerdings, wann und wo die Revolution ausbrechen und ob sie erfolgreich sein oder niedergeschlagen werden würde, das hinge wiederum von sehr viel mehr Faktoren ab als nur von der prärevolutionären wirtschaftlichen Situation. Hier kämen eine ganze Reihe politischer Konstellationen und Machtverhältnisse ins Spiel, ebenso die spezielle Mentalität des jeweiligen »revolutionären Subjekts«, wie etwa seine Entschlossenheit oder seine Kompromissfähigkeit, wenn es Spitz auf Knopf steht.

			Wie steht es nun mit diesen Revolutionen im Ostblock und speziell in der DDR? Haben sie stattgefunden und sind sie siegreich verlaufen oder gescheitert? So fragen wir heute, nach 30 Jahren und dem Austausch einer ganzen Generation, nachdem sich neuerdings deutliche Disharmonien in das pathetische Glockengeläut über die welthistorische Revolution einmischen.

			Wer die sozial- und wirtschaftspolitische Situation im Ostblock des Jahres 1989 mit derjenigen ungefähr zehn Jahre später vergleicht, wird anerkennen müssen, dass in diesem Jahrzehnt in allen betroffenen Staaten ein grundlegender Wandel des gesellschaftlichen Systems, also eine revolutionäre Umwälzung stattgefunden hat. Die Eigentumsverhältnisse haben sich völlig verändert. Private Eigentümerschaft anstelle von sogenanntem Volkseigentum hat sich in allen relevanten Bereichen der Volkswirtschaft durchgesetzt. Der Zugriff auf das Sozialprodukt ist nicht mehr gesamtstaatlich geregelt, also letztendlich durch eine Herrscherkaste (»Nomenklatura«), sondern es wurde zu frei handelbarem Kapital, ohne auf materielle Gegenstände oder Immobilien beschränkt zu sein. In abstrakter Form liegt es nunmehr vor allem als weltweites Finanzkapital vor, in geldwerten Beträgen, die jegliche Deckung durch Sachkapital angeblich bei Weitem überschreiten.

			Wie konnte es zu einer derartigen Entwicklung kommen, die eigentlich durch die Schlussakte von Helsinki für immer und einvernehmlich verhindert worden war? Für überzeugte Marxisten muss sich das als komplette Konterrevolution darstellen, als Rückfall in eine historische Epoche längst überwundener Produktionsverhältnisse.

			Für die Analyse dieser merkwürdigen Umkehrung der historischen Tendenz lohnt es sich, auf historische Analogien, vor allem auf das Paradigma aller modernen Revolutionen, nämlich die Große Französische Revolution zu schauen. Es ist aufschlussreich, dass nicht nur alle Theoretiker dieser Revolution im 19. Jahrhundert, sondern auch die Praktiker im 20. Jahrhundert diese im Blick hatten. Man liest das anschaulich in Lenins und Trotzkis Schriften. Sie lebten, wie sie sich einbildeten, bereits eine Epoche weiter und meinten, eine Wiederholung auf höherer Ebene mitzuerleben: Revolution und Gegenrevolution, den Sturz der Monarchie, die Konstituante und den Liberalismus, Bürgerkrieg und Invasion der Großmächte und schließlich den »Sowjetthermidor« (Trotzki) als Charakterisierung von Stalins Terrorherrschaft. Man verglich die »Diktatur« der Bourgeoisie 1793 mit der des Proletariats zur Festigung der neuen Gesellschaftsordnung. Bei einem wichtigen Faktor wurde allerdings gemogelt: Im Gegensatz zum französischen Vorläufer hatte die Oktoberrevolution (noch) kein Klassen-Subjekt, keinen echten Träger: Weder die Bauernklasse noch das Industrieproletariat Russlands waren dafür »reif« im Sinne von Marx und Engels. So blieb es bei der Diktatur einer sich in den ­revolutionären Auseinandersetzungen an die Macht geputschten Partei, nicht einer, die historischen Gesetzen folgend, die Führung übernommen hatte. 

			70 Jahre später kam es in allen Ländern des Ostblocks, eingeleitet von der polnischen Arbeiterbewegung »Solidarność«, parallel oder nacheinander zu Aufstandsbewegungen gegen die Parteidiktaturen. Es waren teils soziale Protest- teils nationale Unabhängigkeitsbewegungen, sie waren also politischer Natur, von Unzufriedenheit mit dem System angetrieben und nicht von absoluter Verelendung. Sie bewirkten zunächst die Abschaffung der Parteiherrschaft, der Regierungs- und Verwaltungskader. Im Unterschied zu den historischen Vorbildern besaßen die revolutionären Proteste kein »revolutionäres Subjekt«, das heißt keine durch ihr Verhältnis zu den Produktionsverhältnissen sich konstituierende Klasse. Das stellte sich bald heraus, als nach den erfolgreichen politischen Aufständen die Frage auf der Tagesordnung stand, wie denn nun mit dem sozialistischen Eigentum an Produktionsmitteln zu verfahren sei. Es gab zwar einige mehr oder weniger detailliert ausgeführte Konzepte einer Wiederbelebung der bankrotten Nationalökonomie. Letztlich erwies es sich jedoch als illusionär, auf einen so langsamen Prozess zu setzen. So kam es, dass die Anhänger einer umfassenden Reform, eines »Aufräumens der DDR«, beiseite gedrängt wurden und stattdessen in großer Eile der vollständige Umbau »von oben« her eingeleitet wurde, beginnend mit allgemeinen Wahlen zur letzten Volkskammer im März 1990. Dies bedeutete sofort das Primat der Exekutive, die mit etwas fragilen politischen Mehrheiten die Bedingungen der Abwicklung der DDR mit der viel stärkeren bundesrepublikanischen Exekutive auszuhandeln hatte.

			Spontaner Aufstand mit fehlender Verfassungsreform

			Die mehr oder weniger spontane demokratische Aufstandsbewegung im Herbst 1989 hatte im Handumdrehen die real existierende Staatsstruktur der DDR einschließlich ihrer Verfassung obsolet gemacht. Am Runden Tisch wurde die Regierung Modrow als provisorische Verwaltung im Interesse der Vermeidung eines chaotischen Staatszusammenbruchs toleriert. Wie bei den berühmten historischen Vorläufern (Konstituante in Frankreich 1989 und Weimarer Nationalversammlung von 1919) hätte nun eine Wahl zur Bildung einer verfassunggebenden Versammlung auf der Tagesordnung gestanden, so wie es auch bei der Gründung der Bundesrepublik 1949 eingehalten wurde. Der verfassunggebende Prozess wurde allerdings von dem Bestreben überholt, so schnell wie möglich freie Wahlen zu einer Legislative zwecks Bildung einer demokratischen Regierung abzuhalten. Zu einer verfassunggebenden Versammlung kam es deshalb nicht mehr.

			Aus diesem Grund mussten nun in einer Art Urzeugung eine demokratische Legislative (Parlament) und Exekutive (Regierung) aus dem Boden gestampft werden, ohne dass eine vollständige Staatsstruktur mit Verfassung auch nur in Angriff genommen werden konnte. Die gewählte Volkskammer lehnte mehrheitlich die Befassung mit dem formal und zum Teil inhaltlich an das Grundgesetz angelehnten Verfassungsentwurf des Runden Tisches ab. Es wurde widerstrebend die delegitimierte Verfassung der DDR in Gültigkeit gehalten, jedoch ergänzt durch ein grobschlächtig formuliertes »Verfassungsgrundsätzegesetz« (vom 17. Juni 1990). Nur wenige in der DDR-Bevölkerung werden begriffen haben, dass bereits mit der Akzeptanz dieser trojanischen Schindmähre die Rückverwandlung von der sozialistischen zur kapitalistischen Gesellschaftsformation mit sozusagen einem Federstrich staatsrechtlich vollzogen war. Grundsatz Nr. 2 in dieser Verfassungskarikatur erlaubte privates Eigentum an produktivem Grund und Boden sowie Produktionsmitteln und legalisierte damit sämtliche Eigentums-Übertragungen und -Rückübertragungen, die dann schon vor dem eigentlichen Vollzug der Deutschen Einheit und natürlich vor allem danach stattgefunden haben.

			Die Erzählung von der ursprünglichen Akkumulation des Kapitals in den übrigen Ländern des Ostblocks hat viele Kapitel und Varianten. In einigen Ländern wurde die Übergabe von Anteilsscheinen des Volkseigentums an die Staatsbürgerinnen und -bürger durchgeführt. Die Ergebnisse werden in der ökonomischen Literatur unterschiedlich bewertet. In den Nachfolgestaaten der Sowjetunion sind die negativen politischen Folgen der sich folgerichtig entwickelnden Oligarchiestrukturen offensichtlich. In der Nach-DDR haben die verschiedenen Formen der Privatisierung des Produktionskapitals sicher die »Übernahme« (Kowalczuk) durch den Westen befördert.

			Die »Rückrevolution« der Gesellschaftsformation in den ehemaligen Volksdemokratien und der DDR in eine neue, modernere Form des Kapitalismus ist ohne ein historisches Subjekt erfolgt. Stalin hatte nach dem Sieg im Zweiten Weltkrieg und nach der Einverleibung dieser Länder angeordnet, dass die traditionellen kulturtragenden Schichten dort nicht zu vernichten, sondern in das neue System zu integrieren seien. In welchem Maße dies ernsthaft betrieben wurde und welche Ergebnisse es zeitigte, muss für jeden der osteuropäischen Nationalstaaten gesondert historisch untersucht werden. Diese hatten nur begrenzte Handlungsfreiheit, weil alles Grundlegende in Moskau entschieden und vorgeschrieben wurde. Andererseits konnten die Volksdemokratien im Laufe der 40 Jahre ihre traditionellen Kulturen regenerieren und weiterentwickeln. Man sollte die Tatsache nicht übersehen, dass sie alle einen gewissen historischen Eigensinn entwickelten. Die Bevölkerungen lehnten sich sogar auf verschiedene Weise, oft unter Berufung auf ihre nationale Besonderheit, gegen die sowjetische Hegemonie auf. In Polen beispielsweise realisierte sich das Bündnis zwischen Arbeiter- und Bauernklasse und der Intelligenz auf ganz andere Weise als beabsichtigt, nämlich als revolutionäre Gegenmacht, wiederum mit Vorbildern aus der Französischen Revolution. In der sowjetischen Besatzungszone und der nachfolgenden DDR gelang es nach der NS-Diktatur und deren katastrophalem Ende von Anfang an nicht, die Tradition und Kultur tragenden Schichten erfolgreich in das neue Deutschland zu integrieren. Der offensichtliche Grund ist, dass die Regeneration unter nationalem Vorzeichen wegen der Spaltung Deutschlands in zwei »antagonistische« Gesellschaftsformationen nicht möglich war. Den SED-Machthabern ist die Integration der verschiedenen Schichten auch dann nicht gelungen, als im Rahmen des Helsinki-Übereinkommens eine konkrete Übernahme durch den Westen für lange Zeit unrealistisch schien.

			Fehlende Bürgerklasse und nivellierte Persönlichkeiten

			Nach dem Sturz der SED-Herrschaft versuchte man es 1990 mit einer Art Exhumierung des historischen Subjekts vergangener Revolutionen, nämlich der Bürgerklasse, scheiterte aber, weil die Partei im Laufe ihrer 40-jährigen Herrschaft das Bürgertum bis auf einige bildungsbürgerliche oder kirchlich gebundene Restbestände fast vollständig eliminiert hatte. Wer sich an autochthoner oder nachgemachter DDR-Bürgerlichkeit bei der Treuhand und vergleichbaren Konstruktionen um reales oder kulturelles Kapital bewarb, scheiterte an fehlender ökonomischer oder kulturpolitischer Kreditwürdigkeit.

			Es war nicht nur die Bürgerklasse, die im Laufe der DDR-Geschichte immer wieder durch den sozialpolitischen Reißwolf gedreht wurde und dabei ihre traditionelle Feinstruktur einbüßte. Nicht viel anders erging es der Arbeiterschaft, die zudem auch noch als herrschende Klasse verhöhnt wurde. Die Bauern verloren ihre soziale Identität durch die kampagnenmäßig in mehreren Schritten vollzogenen Kollektivierungsprozesse. Sie wurden zu lohnabhängigen und mit Leistungsprämien korrumpierten Landarbeitern, soweit ihnen nicht der Aufstieg aus der Bauernklasse in die Kaderschicht der leitenden Agronomen und LPG-Vorsitzenden gelang. Der eigene Boden blieb zwar Eigentum des Bauern in seiner Genossenschaft, aber sein eigentliches gesellschaftliches Schicksal war die lohnabhängige Arbeit für eine Genossenschaft oder ein Volkseigenes Gut. Die technische oder ökonomische Intelligenz-Schicht, definiert durch ein Diplom einer Fach- oder Hochschule, war eine Dienstklasse, die nur durch politische Qualifikation und Parteimitgliedschaft in höhere Sphären aufsteigen konnte, dort jedoch in ihrer dienenden Funktion umso gesichtsloser wurde. Die DDR-Gesellschaft war gleichsam ein sozialer Hohlkörper, in dem alle traditionellen Vernetzungen und Bindungen zerschreddert worden waren. Nicht das Individuum, wohlgemerkt, sondern die Gesellschaft war ausgehöhlt und starr geworden.

			Die Nivellierung der sozialistischen Persönlichkeit zeigte sich vor allem als gespaltene Mentalität. In der viel gerühmten »Nische« konnten Menschen sehr interessiert und offenherzig sein, zu erstaunlicher Kreativität in der nicht-industriellen Sphäre (sozusagen im Garten und Bastelraum) auflaufen und im Idealfall die Tugenden der verblichenen Bürger- und Bauernstände leben. In der Öffentlichkeit zeigten die meisten Menschen hingegen ein antrainiertes Verhalten, das man als »desinteressierte Persönlichkeit« bezeichnen könnte. Bezeichnend dafür ist die Leere im Gesichtsausdruck, wenn DDR-Bürgerinnen und -Bürger unterschiedlicher Schichten gemeinsam veranlasst waren, sich die Verlautbarung eines Politfunktionärs anzuhören. Musste man hier sein öffentliches Gesicht zeigen, dann verloren die Gesichtsmuskeln augenblicklich die Spannung. Der Blick wurde leer, bis die notwendige Veranstaltung vorbei war und wieder Leben in die Physiognomie kam.

			Ein tiefer sitzendes Merkmal der Nivellierung des Menschen als politisches Wesen war (zumindest in der DDR-Gesellschaft habe ich das beobachtet) eine leicht abrufbare üble politische Laune, mit der nicht wenige sogar die Bereitschaft verbanden, menschenverachtenden Stimmungen und Parolen nachzugeben. Wir haben das im Jahre 1989 im späteren Verlauf der Aufstandsbewegung erfahren. In der Zeit davor war die schlechte Laune aus politischer Rücksicht meist vor der öffentlichen Wahrnehmung versteckt. Gelegentlich wurde sie von oben ausdrücklich ermuntert (zum Beispiel gegen die »faulen Polen« von der Solidarność). Wie heiter und gelöst und mit offenen Augen haben wir demgegenüber in den Herbst-1989-Tagen die Menschen erlebt, in der Öffentlichkeit und bei politischen Demonstrationen (beispielhaft am 4. November in Berlin). Gleichwohl gab es selbst damals bald einen Nebenstrom öffentlich vorgezeigter übler Stimmung, von der viele Zeitzeugen berichten. Er zeigte sich zum Beispiel in gewissen fremdenfeindlichen und nationalistischen Hassparolen seit der zweiten Oktoberhälfte sogar auf den Leipziger Montagsdemonstrationen, als sich die Schweigen gebietende Angst vor den Machthabern gelöst hatte. Die Älteren erinnern sich vielleicht an die verbalen oder körperlichen Anrempelungen, wenn in den 1970er oder 1980er Jahren Fußballfangruppen grölend über den Bahnhof oder durch das Eisenbahnabteil zogen. Pegidafähige Slogans konnte man da bereits in tiefsten DDR-Zeiten und erst recht 1990 hören, als DSU-Anhänger in Demonstrationen auftraten. Das alles geschah lange bevor uns der Westen »übernahm«, es wurde allerdings durch die westlichen Medien detailliert widergespiegelt und dadurch noch verstärkt.

			Ziellose politische Launenhaftigkeit, Ventil- und Sünden­bocksuche

			Im Osten Deutschlands artikuliert sich heute verbreitet eine politische Haltung, die sich auf eine subjektive Wahrnehmung gesellschaftlicher, nicht persönlicher Verelendung und Freiheitsunterdrückung beruft. »Mir geht es ja persönlich gut; die DDR möchte ich keinesfalls zurückhaben, obwohl vieles im Leben damals weniger beunruhigend war. Heute ist jedoch alles unsicher und deshalb unerträglich geworden.« Dieses in sich widersprüchliche politische Unbehagen ist entweder freischwebend und erzeugt ziellose, üble politische Launenhaftigkeit. Oder es macht sich fest an jeweils aktuellen politischen Konflikten, sei es um den Euro, um Brüssel, um ins Land strömende Flüchtlinge, um übergriffige Migranten, um die Verteilung von sozialen Zuwendungen, um die Politik gegenüber den USA oder China, um die drohende Islamisierung des Abendlandes, oder allgemein um die Globalisierung oder die Unterdrückung durch den Westen, oft ohne konkreten Anlass. Neuerdings entsteht aus diesem Unbehagen ein weiteres Hassobjekt in Gestalt der Maßnahmen zur Eindämmung von Corona, interessanterweise – ähnlich wie damals am Ende der DDR – erst, als sich die Angst vor der drohenden Pandemie verflüchtigt hatte. Dresden erlebte dabei eine politische Übersprunghandlung: eine Pegida-Demo nicht mehr gegen die »Umvolkung« des Abendlandes, sondern gegen die Freiheitsberaubung durch eine sogenannte Corona-Diktatur.

			Diese politische Missempfindung ist im Post-DDR-Land weit ­verbreitet, offenbar weiter als im Westen Deutschlands. Es ähnelt den Stimmungen in den ehemaligen Volksdemokratien, jedenfalls wenn man die dortigen populistischen und autoritären Strömungen als Indikator annimmt. Für ihren Ursprung werden gern psychologische Faktoren angeführt: einerseits Frust aufgrund objektiver Verelendung, andererseits subjektive Verunsicherung. Nach unserer Überzeugung ist die nun bereits drei Jahrzehnte nach 1990 währende Kontinuität des politischen Unbehagens eine Nachwehe der von der Politbürokratie zu DDR-Zeiten in immer wieder neuen Wellen und Kampagnen durchgeführten Nivellierung derjenigen Schichten, welche zu einer selbsttragenden politischen Kultur auf ihre Weise hätten beitragen können. Wir meinen damit Menschen mit Unternehmergeist, das Bildungsbürgertum, die selbstbewusste Arbeiterschaft, freie Bauern, Handwerker, den Landadel, Künstler und Intellektuelle. Sie wurden in immer wieder neuen politischen Wellen systematisch verunglimpft, enteignet, sogar kriminalisiert und anderweitig in ihrer traditionellen Identität diskreditiert. Das trotzdem niemals aufgegebene Fernziel der nationalen Einheit tat ein Übriges. Ein nie versiegender Strom von Menschen, die »ihr« Land in Richtung Bundesrepublik für immer verließen, hat zum Fehlen einer die Revolution vorbereitenden »Klasse« nicht unerheblich beigetragen – ein paradoxer später Erfolg der SED-Politik.

			Mit diesem Essay wollten wir unsere These über mentale Faktoren skizzieren, die durch politisches Handeln der Herrschenden seit den ­ersten Jahren der DDR ausgelöst wurden und noch heute, über 30 Jahre nach den tiefen gesellschaftlichen Umbrüchen, vorhanden und politisch wirksam sind. Der Parteiherrschaft gelang es zwar nicht, mit der Entwicklung der Produktivkräfte Schritt zu halten. Jedoch gelang ihr erfolgreich, die Bildung einer zur Revolution fähigen Klasse weitgehend zu ­verhindern. 

			Viele der Menschenrechts- und Oppositionsgruppen schafften es, die Vision eines alternativen Lebens zu entwickeln und teilweise sogar zu leben. Das waren jedoch Minderheiten, die für eine gewisse Zeit den Nerv des Protestes trafen und (siehe etwa den 4. November 1990) eine alternative Lebensweise meist außerhalb der Industriegesellschaft anstrebten. Sie lehnten es aber definitiv ab, politische Macht und elitäre Positionen anzustreben.

			Die Vernünftigen stark machen

			Wir sind allerdings nicht der Meinung, dass üble politische Laune und die entsprechenden Dispositionen zur öffentlichen Darstellung den Ostdeutschen irreversibel eingeschrieben sind. Die große Mehrheit lehnt die Hassgesänge auf »das System« ab und ist bereit, »ihr« Land in Anknüpfung an die traditionelle und entwicklungsfähige gesellschaftliche Kultur demokratisch und kreativ zu gestalten. Es ist wichtiger, die Vernünftigen und Anständigen starkzumachen und sie einzubeziehen, als ratlos auf die Ausbrüche übler politischer Laune zu starren. Einsichtigen Leuten muss zunehmend klar werden, was das 21. Jahrhundert von den politischen Eliten verlangt und welche Leistungen die ihre politischen Eliten wählenden Staatsbürgerinnen und -bürger erbringen müssen. Die Revolution hat die Freiheits- und Handlungsrechte gebracht. Die Vernünftigen und Anständigen im Lande müssen nun die Zukunft der vereinten Nation in sehr schwierigen kommenden Zeiten voranbringen.
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			»Wie weiter?« Kleingartenidyll in Hohenfinow anno 2020. (hk) 

		

	
		
			Und wie weiter?
(K)Ein Nachwort

			Nach Abschluss zweier Bände voller Analysen, Essays, Denkanstöße, Thesen und auch Provokationen zur deutsch-deutschen Transformation bleibt die Frage: Und nun? Entstanden ist ein wissenschaftliches, politisches, publizistisches Mosaik aus 80 Beiträgen und doch reichen sie nicht aus, um auch nur annähernd alle Themenstellungen des langen, widersprüchlichen Transformationsprozesses aufgreifen und erörtern zu können. Etliche Aspekte fehlen, ob diese nun die Erfolge oder die Probleme des »Zusammenrückens« (siehe Vorwort in Band I) betreffen, und stetig kommen neue Erkenntnisse und Fragen hinzu. 

			Es ist ein gesellschaftliches Mosaik aus scheinbar unendlich vielen Teilen. Kein Wunder. Transformation ist ein Prozess, der nur Bestandsaufnahmen zulässt, aber keine abschließenden Resümees. Andererseits ließe sich durchaus fragen, ob der 1990 begonnene Transformationsprozess nicht vielleicht schon abgeschlossen wurde und zu welchem Zeitpunkt? Oder ob er nicht vielmehr im Laufe der letzten drei Jahrzehnte von einer neuen, weitaus ­dramatischeren, globalen Transformation überformt und abgelöst ­worden ist?

			*

			Unsere Publikation versteht sich als eine solche Bestandsaufnahme, eine Art Zwischenbericht, dessen Lücken und weiter zu verfolgenden Fragestellungen mit etwas Abstand eine Fortsetzung nahelegen. Um Meilenstein für Meilenstein nachzuhaken, was aus den analysierten Entwicklungen und hergeleiteten Prognosen geworden ist – und was dringend zusätzlich betrachtet, entwickelt und empfohlen werden muss. 

			Dazu fallen uns schon jetzt viele Themen ein. Vor allem vermissen wir noch mehr diskursive Auseinandersetzungen mit identitätspolitischen Fragestellungen, kaum etwas erregt die Geister gegenwärtig so stark wie die Debatten darüber. Das erscheint uns im Zeitaltalter der Globalisierung eine unausweichliche Kontroverse, ist doch Globalisierung für viele verbunden mit Identitätsverlust, mit Re-Nationalisierung, Re-Lokalisierung, mit dem Rückzug vom großen Ganzen – vielleicht um bestehen, dramatisch ausgedrückt: um überleben zu können. 

			*

			Mit den Arbeiten für diesen Doppelband haben wir begonnen, bevor die Corona-Pandemie ausbrach. Im März 2020 trafen wir uns mit vielen Autor*innen zu einem Kolloquium. Seither erleben wir alle einen neuen gesellschaftlichen Zustand: Lockdown, Shutdown und vieles andere mehr. Blitzschnell lernten wir viele neue Wörter und Begrifflichkeiten, kaum jemand beklagte das – interessant als Befund ist das allemal, da doch auf anderen Feldern heftige identitätspolitische Kämpfe um einzelne Begriffe geführt werden. 

			Dieser Doppelband erscheint über ein Jahr später im Juni 2021 – ein gänzliches Abklingen der weltweiten Pandemie lässt sich noch nicht ab­­sehen. Und erst recht nicht, welche wirtschaftlichen, politischen, kulturellen und sozialen Folgen Covid-19 und seine Mutanten zeitigen werden. 

			Mit Erstaunen mussten wir im Corona-Jahr feststellen, dass Kunst und Kultur in unserer Gesellschaft offenbar als Luxus gelten, den man sich nur in guten Zeiten leisten kann. Zu diesem Schluss kann man kommen, wenn man genauer betrachtet, welcher Stellenwert Künstler*innen und Kulturschaffende deutschlandweit in der Krise beigemessen wurde. Genauso erstaunt nahmen wir zur Kenntnis, dass wirtschaftsnahe Kreise Schulen wohl in erster Linie als Aufbewahrungsstationen verstehen, damit Eltern ungestört rackern können. Viele waren plötzlich heillos überfordert, neben ihrem »Homeoffice« kreatives Homeschooling anzuleiten, besonders dort, wo man viele Jahre versäumt hatte, zeitgemäße Internetverbindungen zu schaffen oder da, wo sich Familien keinen Laptop für ihre Schützlinge leisten können. 

			Des Weiteren gibt zu denken, dass die offenkundige, mittlerweile unbestrittene Krise im Gesundheits- und Sozialwesen – maßgeblich durch die Entstaatlichung und die damit verbundene Profitorientierung hervorgerufen – bislang zu keiner nennenswerten Reformdebatte führte. 

			Auch eine umfassende Diskussion über die in Zeiten der Pandemie sich noch einmal forcierende Problematik der Vereinsamung und deren psychische Folgen, ob in ländlichen Regionen oder Großstädten, ob in Pflegeheimen oder uniformen Wohngebieten steht an. 

			*

			Ein Jahr nach Ausbruch der Corona-Pandemie ist noch völlig unklar, ob die Jahre 2020/21 später als Zäsur gelten werden, vergleichbar mit »1989«, »2001« (9/11) und der Bankenkrise »2008«. Ob diese Krise als Aufbruchssignal für einen grundlegenden gesellschaftlichen Wandel anzusehen ist? Unsere Gegenwart beweist anschaulich die prinzipielle Offenheit von Geschichte, die Chancen zum Wandel ermöglicht, wenn es uns gelingt, neue Türen zu öffnen.

			Zumindest auf medizinischem Terrain könnten mit Corona vielleicht auch positive Entwicklungen verbunden sein. Aus der Medizin ist zu vernehmen, dass die Erforschung von bislang als unheilbar geltenden chronischen Krankheiten von der außergewöhnlich extensiven Impfstoffforschung profitieren und so Millionen Menschen »nebenbei« geholfen werden könnte. Das wäre historisch nicht ungewöhnlich, gerade in Ausnahmesituationen sind solche »Kollateralerfolge« häufig zu konstatieren.

			*

			Vielleicht werden wir auch bald feststellen, dass sich das Verhältnis der Ostdeutschen und der Westdeutschen zueinander verändert hat, dass der Gemeinsinn durch die Krise gestärkt wurde, auch wenn Querdenker-Proteste etwas anderes suggerieren. Das muss noch genau untersucht werden, da – auch sehr typisch – in der Krise selbst die Vertreter*innen von Partikularinteressen lauter rufen als andere. Wir erleb(t)en die Pandemie als tief greifende Krise, als Krise des Föderalismus, als Krise Europas, als Krise der Globalisierung, als Krise des Sozial- und Gesundheitswesens, als Krise des Bildungssystems, als Krise der Digitalisierung, als Krise der Demokratie – in der Krise selbst kann aber auch immer der Beginn von etwas Neuem liegen. Vielleicht, so unsere Hoffnung, führt sie zur Stärkung des Gemeinsinns in unserer Gesellschaft. Und als positive Nebenwirkung zu einer zunehmenden Aufhebung von Grenzziehungen zwischen Deutschland Ost und Deutschland West durch die gewachsene Bedeutung der 16 deutschen Bundesländer mit ihren immer resoluter und gleichberechtigt agierenden Ministerpräsidentinnen und Ministerpräsidenten. 

			Vielleicht wurden diese Verwischungen der Grenzen gerade auch von jenen verschwörungsaffinen Corona-Leugner*innen und Quer­den­ker*innen beschleunigt, die gleichermaßen in Sachsen, Berlin und Baden-Württemberg aktiv sind. Es wäre interessant, mithilfe wissenschaftlicher Untersuchungen zu ergründen, warum nicht wenige dieser selbsternannten Kämpfer*innen für die Freiheits- und Grundrechte keinerlei Probleme haben, mit Rechtsextremen, Neofaschist*innen oder Reichsbürger*innen gemeinsame Sache zu machen.

			*

			Erfreulicherweise ist ein wieder gewachsenes Vertrauen in die öffentlich-rechtlichen Medien zu konstatieren. Auf der Suche nach verlässlichen Informationen über das Phänomen Covid-19 und die aktuellen Erlasse zur Einschränkung des öffentlichen Lebens, die oft unterschiedlich interpretierbar sind, erlebten überdies Zeitungen und die Informationskanäle der TV- und Rundfunksender geradezu einen Ansehensboom. 

			Am Ende des Jahres 2020 stimmten laut einer Studie am Institut für Publizistik der Universität Mainz und am Institut für Sozialwissenschaften der Universität Düsseldorf 56 Prozent der Befragten der Aussage zu: »Wenn es um wirklich wichtige Dinge geht – etwa Umweltprobleme, Gesundheitsgefahren, politische Skandale und Krisen –, kann man den Medien vertrauen.« In den Vorjahren lag dieser Wert zwischen 41 und 44 Prozent, 2015 sogar nur bei 28 Prozent.1 Und das ARD-Flaggschiff Tagesschau gewann 2020 durch Corona täglich sogar 2 Millionen Zuschauer hinzu.2 Doch nicht alles »Lügenpresse«, wie Medien in bester (Neo)Nazitradition seit geraumer Zeit von Corona-Leugner*innen gescholten werden? 

			*

			Auch über demokratische Grundwerte wie Bewegungs- und Meinungsfreiheit wurde und wird bundesweit wieder mehr diskutiert: Was geht vor? Was steht zur Debatte? Unsere Freiheit oder der absolute Freiheitsanspruch, der ein wichtiges Ziel der Revolution in der DDR 1989 war, oder das Gebot, sich als gesamtdeutsche Verantwortungsgemeinschaft zu erweisen, die temporär sogar Grundrechtseinschränkungen hinnimmt, weil die Rettung von Menschenleben prinzipiell vorgeht? Aber ist die Debatte, ob es Wichtigeres gibt als Menschenleben, nicht grotesk? So manche Jurist*innen und Politiker*innen behaupteten dies zu unserer Überraschung und bemühten dafür sogar das Grundgesetz. Soziales Gewissen versus rücksichtslosen Egoismus?

			*

			Solche Spannungen und Debatten ließen im 30. und 31. Jahr der deutschen Einheit viele andere wichtige Fragestellungen in den Hintergrund treten. Dabei dachten doch viele, dass in der Zwangspause, die uns Corona auferlegt hat, endlich Raum zum gesellschaftlichen Nachdenken entstünde, um – als Lehren aus der Pandemie – auch grundsätzliche Fragen gesellschaftlich zu reflektieren: Wo wollen wir wie eigentlich hin? Und was wäre sinnvollerweise neu zu justieren – im Arbeitsleben, in der Bildung, Ökologie, Ökonomie und der Gesellschaftspolitik? Oder auch in puncto internationale Solidarität, so abgegriffen dieses Wort aus DDR-Zeiten leider klingt? Impfstoffe weltweit gerecht zu verteilen, auch das ist eine zwingend notwendige Debatte – ebenso wie unser Verhältnis zu den Demokratiebewegungen, die mehr und mehr alleine gelassen werden, ob in Belarus, Hongkong, Russland oder Myanmar. Auch für die aggressive Außenpolitik Russlands gegenüber seinen Nachbarn schien bei uns kaum noch Interesse zu bestehen, sehen wir einmal von den »Putin-Verstehern« ab, die alle Winkelzüge seiner autoritären Politik bis hin zu der Ermordung und Verfolgung politischer Gegner verteidigen. Sie werden auch nicht aufwachen, wenn der letzte Oppositionelle in den neuen Gulag abtransportiert worden ist. Das Mindeste, was von uns geleistet werden kann und muss, sind die Aufmerksamkeit der medialen Öffentlichkeit und mehr als diplo­matische Floskeln in der Politik. Aber von solchem Engagement sind wir weit entfernt. Das Hangeln von Lockdown zu Lockdown hat ermüdet und allzu viel verdeckt. Auch innenpolitisch. Nur als Kleingedrucktes nehmen wir beispielsweise Meldungen wie jene Anfang April 2021 wahr, dass nach dem Auslaufen der Mietpreisbindung in Ostdeutschland die Zahl der Sozial­wohnungen innerhalb von vier Jahren um knapp 43 Prozent gesunken ist, »zwischen Ende 2015 bis Ende 2019 von 102.116 Wohnungen auf dann nur noch 58.604 Sozialwohnungen«,3 und das besonders stark in Sachsen-Anhalt, wo Populist*innen ungebremsten Zulauf erhalten. 

			*

			Auch vom aufwendig erarbeiteten Bericht der von der vormaligen Bundesregierung eingesetzten Kommission zur Würdigung von Revolution und Einheit4 war und ist in den Medien nur wenig zu vernehmen, noch weniger wurde und wird darüber diskutiert, ob die darin verkündeten Rezepte für noch mehr Symbolpolitik verbliebene soziale Mauern und hartnäckige Vorurteile einreißen, Narben aus dem rauen Vereinigungsprozess wirksam heilen und anhaltendes Desinteresse am »deutschen Nachbarn« in Ost und West wandeln können? 

			Lässt beispielsweise folgender Vorschlag unterschiedlich geprägte Menschen stärker zusammenwachsen: 

			»Schließlich betont die Kommission unter dem Titel ›Die Symbole der Demokratie leuchten lassen‹ den positiven Zusammenhang zwischen der freiheitlichen demokratischen Grundordnung und ihren historischen Farben Schwarz-Rot-Gold«, heißt es in einer Stellungnahme der Bundes­regierung vom 17. März 2021 zu besagtem Kommissionsbericht5: »Dieser Zusammenhang soll verstärkt in den Fokus demokratischer Erinnerungspolitik und staatspolitischer Aufklärungsarbeit gestellt werden. Dazu empfiehlt die Kommission der Bundesregierung, den ›Tag der Deutschen Einheit‹ weiterzuentwickeln, den 9. Oktober als ›Tag der Demokratie‹ zu würdigen, den 9. November als neuen ›Nationalen Gedenktag‹ zu etablieren, die Farben Schwarz-Rot-Gold als Farben der Demokratie verstärkt in den Fokus der Erinnerungspolitik zu stellen, Orte der Demokratie sichtbarer zu machen, einen Erinnerungsort zur Friedlichen Revolution zu schaffen, die Paulskirche als Lernort der Demokratie zu erweitern und eine breite Debatte über nationale Symbole zu führen.«

			Symbolpolitik ist oft eine überschätzte Handlungsoption, verdeckt sie doch den eigentlichen Bedarf an handelnder Realpolitik. Symbolpolitik ist so beliebt, weil sie meist wenig kostet, materiell wie immateriell. Erlebtes Leben in einem gemeinschaftlich empfundenen Staat ohne Gefühle der Zurücksetzung und Ungleichbehandlung von Bürger*innen ist aus unserer Sicht das sehr viel ausschlaggebendere Element, zu einer noch mehr gelebten deutschen Einheit zu gelangen, solidarisch, gleichberechtigt und einander wahr- und ernstnehmend mit all den unterschiedlichen Biografien und den daraus erwachsenen leider ungleichen Chancen. 

			*

			Damit Deutschland mehr zusammenrücken oder -wachsen kann, ist als Generationenaufgabe zwar schon etliches in Gang, trotzdem ist immer noch viel in Bewegung zu bringen. Beschleunigen ließe sich manches davon, einiges darüber lässt sich in den 80 Beiträgen in diesen beiden Bänden nachlesen. 

			Wir werden den deutsch-deutschen Transformationsprozess mit einer ganzen Reihe der in Band I und II vertretenen, aber auch mit weiteren Autor*innen in den kommenden Jahren begleiten, online kontinuierlich aktualisiert auf www.deutschlandarchiv.de sowie in angedachten Folgebänden von »(Ost)Deutschlands Weg« – die hoffentlich bald ohne das Attribut »Ost« auskommen können. Wann das soweit ist? Prognostizieren lässt sich das gegenwärtig nicht. Noch existieren zu viele sichtbare und unsichtbare Unterschiede, auch in den Gefühls- und Erfahrungswelten, die die Menschen und ihr Verhalten weiterhin prägen. 

			Nur positive Erfahrungen können das ändern.

			Wir würden uns sehr freuen und möchten Sie anregen, sich mit konkreten Themenvorschlägen und Beiträgen an uns zu wenden. Denn eine Fortsetzung sollte diskursiv und interaktiv angelegt sein, mit allen Mitteln, die der Bundeszentrale für politische Bildung zur Verfügung stehen.

			Wir danken für Ihre Neugier, bis hierhin gelesen zu haben. Bleiben Sie neugierig! Und unvoreingenommen. So lassen sich all die Veränderungen leichter bewältigen, die nun mal das Leben ausmachen. Ungeplante, wie die durch Corona – gestaltbare, wie Deutschlands Transformation.6

			Ilko-Sascha Kowalczuk, Frank Ebert und Holger Kulick

			im Oktober 2021

			Anmerkungen


			
				
					1	Zitiert nach Tagesspiegel, »Vertrauen in Medien nimmt in Corona-Pandemie zu« vom 8.4.2021, www.tagesspiegel.de/gesellschaft/medien/glaubwuerdigkeit-der-medien-vertrauen-nimmt-in-corona-pandemie-zu/27076872.html, letzter Zugriff am 26.4.2021.

				

				
					2	Vgl. René Martens, »Glaubwürdigkeit der Medien: Corona führt zur medialen Zwei-Drittel-Gesellschaft, in MDR 360G Medien vom 12.4.2021, www.mdr.de/medien360g/medienpolitik/glaubwuerdigkeit-der-medien-in-coronakrise-100.html, letzter Zugriff am 26.4.2021.

				

				
					3	Vgl. Spiegel Online vom 9.4.2021, https://www.spiegel.de/wirtschaft/soziales/sozialwohnungen-zahl-in-ostdeutschland-stark-gesunken-a-b406b54f-89e2-435b-9f39-ffcf54d82dc6, letzter Zugriff am 10.4.2021.

				

				
					4	Vgl. https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/downloads/DE/veroeffentlichungen/2020/abschlussbericht-kommission-30-jahre.html, letzter Zugriff am 9.4.2021.

				

				
					5	Stellungnahme der Bundesregierung zum Abschlussbericht der Kommission ›30 Jahre Friedliche Revolution und Deutsche Einheit‹, vorgelegt vom BMI am 17. März 2021 im Bundeskabinett, vgl. https://www.bundesregierung.de/breg-de/bundesregierung/bundeskanzleramt/kabinettssitzungen/themen-im-bundeskabinett-ergebnisse-1877668, letzter Zugriff am 19.2.2021.

				

				
					6	Dazu weitere Sichtweisen auf www.deutschlandarchiv.de, wo auch alle Texte aus diesen beiden Bänden »(Ost)Deutschlands Weg« I + II in aktualisierten Fassungen veröffentlicht werden. Ein Online-Gespräch mit 15 der beteiligten Autor*innen dieses Doppelbands, geführt am 28.5.2021 im Rahmen eins bpb-Salons, finden Sie auf https://www.youtube.com/watch?v=bxX5iPatP1A, letzter Zugriff 1.6.2021.
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			»Kein Platz für Verschwörungsideologien«. Transparent an der Berliner Volksbühne im Corona-Sommer 2020. (hk)
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			Hinweisschild in Lobetal, Mai 2021 (Robert Conrad)

		

	
		
			Nachgedanken

			»Ein Laboratorium der Demokratie«

			Was war Corona? Ein Vereinigungsgenerator oder Frustgenerator? Ein abschließender Rück- und Ausblick von Steffen Mau im Gespräch mit Sabine Rennefanz.1

			Sabine Rennefanz: Herr Mau, laut vielen Umfragen gab es im Frühjahr 2021 etwas, was die Stimmung in Deutschland auf einem Tiefpunkt zu einen schien – eine Unzufriedenheit quer durch alle Altersgruppen, eine Art wachsender Wutberg. Woher kam das?

			Steffen Mau: Das hatte sich in den Monaten seit März 2020 so gedreht. Wenn man sich im damaligen  Sommer mit verschiedenen Menschen unterhalten hat, gab es ein neues positives Staatsbewusstsein. Da waren viele stolz, dass sie in einem funktionierenden Staatswesen mit rationalen, vernunftbegabten und maßvollen Politikern leben, die Corona verantwortungsvoll angehen. Das hat sich dann zeitweise stark gewandelt. Die Politik wirkte eine Zeitlang weniger erfolgreich, mitunter kopflos und aktionistisch, erschwerend kamen im Frühjahr 2021 noch gravierende Fälle von Korruption und Machtmissbrauch ans Licht. Wenn dann noch das Ergebnis des politischen Handelns Zweifel aufkommen lässt, macht sich so ein unterschwelliger Groll breit, der weite Teile der Gesellschaft erfassen kann. 

			Das nehmen Sie auch so wahr?

			Steffen Mau: Ja. Das mündet nicht überall in eine Fundamentalopposi­tion, aber es gibt einen sehr kritischen und zum Teil gereizten Blick auf »die Politik«. Es passiert dann das, was man auch mit dem Begriff Erregungs­demokratie verbindet: Die Leute schimpfen unaufhörlich und es gibt weniger Möglichkeiten, Stimmungen zu befrieden und kon­struktiv zu wenden. Ich denke, ein Stück der zeitweise stark angestauten Unzufriedenheit ist durchaus nachvollziehbar, weil die Pandemie auch Schwach­stellen des staatlichen Handelns und der demokratischen Institutionen freigelegt hat, die vorher vielen nicht bewusst waren. Im Osten und Westen.

			Welche Schwachstellen meinen Sie genau?

			Steffen Mau: Es gab lange so etwas, was man »permissiven Konsens« nennt. Die Bürger sind weitgehend einverstanden und fragen nicht genauer nach, solange es halbwegs läuft. Wenn es dann nicht mehr läuft, dreht sich das schnell um. Es sind ja in der Tat viele handwerkliche Fehler passiert, in der Kommunikation, bei der Schnelligkeit und Verbindlichkeit der Entscheidungsfindung, bei der Beschaffung von Impfstoff und Masken, bei der föderalen Abstimmung oder in der Schulpolitik. Das summiert sich und verstärkt den Impuls zu meinen, dass man von der Politik nicht mehr viel erwarten kann. Das ist keine gute Ausgangslage in einem Wahljahr. Außer für Populisten, denen solch eine Meckergrundstimmung gerade recht kommt. Wir sehen dabei auch, wie das Parteien am Rand wittern und sogar den Austritt aus Europa postulieren, das Gefühl ausnutzend, dass man selbst als EU-Fan inzwischen an der mangelnden Effizienz ver­weifeln kann und sich fragt, ob das Pandemiemanagement ohne die EU nicht besser funktioniert hätte. Wenn es einigen autoritären Regimen gelingt, zum Beispiel schneller als wir eine effektive Impfkampagne zu organisieren oder das Virus durch andere Maßnahmen zurückzudrängen, dann gerät man argumentativ in die Defensive. Das Versprechen der Demokratie ist ja nicht nur das der Beteiligung an der politischen Macht, sondern auch das des guten Regierens. In der Politikwissenschaft gibt es den Begriff der Output-Legitimität. Das ist die Legitimität, die die Politik dadurch gewinnt, dass sie Probleme löst und effektiv handelt. In dieser Hinsicht kommt es leicht zu einer wahrnehmbaren Enttäuschungshaltung.

			Aber es funktionierte ja offenbar nicht nur in einzelnen autoritären Staaten besser, sondern auch die USA und Großbritannien impften schneller.

			Steffen Mau: Ja, da wirkt die EU manchmal schon auch wie ein ­lahmer Haufen, ohne Augenmerk darauf, worauf es in solchen Situationen an­­kommt. In unserem System werden Routinen gut abgearbeitet, Verwaltungsakte durchgeführt, Entscheidungen vielfach abgesichert und reglementiert. Das funktioniert im Normalbetrieb gut, aber weniger in einer Krise, wenn man Pragmatismus an den Tag legen und auch einmal vorpreschen muss, um die gewünschten Effekte zu erzielen. Mit Verwaltungshandeln allein lässt sich eine Krise kaum lösen, da kann man sie höchstens bürokratisch verstolpern.

			Gibt es für diese 2020/21 partiell spürbar gewordene Wut auch ­tiefere Ursachen?

			An den Rändern der Gesellschaft hat sich schon länger einiges abgesetzt, ob das jetzt esoterische Zirkel sind, Reichsbürger oder die Pegida-Bewegung. Corona wurde zu einem Kristallisationspunkt, wo sich Gruppen verbinden, die früher nichts miteinander zu tun hatten. Vielleicht zerfällt das nach der Pandemie auch wieder, das lässt sich jetzt noch nicht beurteilen. Es gibt aber auch darüber hinaus auch Erfahrungen im Umgang mit den staatlichen Instanzen, die zu Enttäuschung und Unmut geführt haben. Diese Menschen wechseln dann womöglich in eine mentale Haltung des Nörglertums, aus der man schwer wieder rauskommt. Wenn man erst mal so ein mentaler Eckensteher geworden ist, bleibt man oft am Rand und beobachtet argwöhnisch das Geschehen. Da sehe ich schon einen Vergleich mit der Wiedervereinigungssituation.

			Inwiefern?

			Steffen Mau: Da sind Menschen 1989 aufgestanden und haben sich engagiert, dann gab es durch den Institutionen- und Elitentransfer von West nach Ost relativ wenige Möglichkeiten mitzumachen und dann haben sich viele in eine passive Rolle zurückbegeben. Hatten ihre Meinung, aber grummelten. Das waren schon 1992 etwa 70 bis 80 Prozent, die eine Unzufriedenheit ausdrückten. Auch diese Klage, Bürger zweiter Klasse zu sein, begann schon damals, viele Texte in diesem Buch machen das sehr deutlich. Das sind mentale Einstellungen, die sich verhärten und festsetzen können. Deshalb ist die Pandemie nicht nur ein Gesundheitsthema, sondern auch ein Thema für die Demokratie insgesamt. 

			Wenn ich in der Nörgelecke drin bin: Wie komme ich da wieder raus?

			Steffen Mau: Dazu bräuchte man ein gesellschaftliches Projekt, auf das man sich positiv beziehen kann. Sowas hatten wir bis zur Bundestagswahl 2021 nicht. Es gibt sogar eine Angst vor der Zukunft, eine gewisse Düsternis. Jürgen Habermas hat einmal von der »Erschöpfung der utopischen Energien« gesprochen. Das kann man wohl heute auch als Beschreibung eines allgemeinen Stimmungsbildes heranziehen. Die Leute wollen raus aus der Krise, das pandemische Moratorium des Alltags verlassen, aber ein Mehr an Zukunftsvorstellung ist bislang nicht erkennbar. Da fehlt uns gesellschaftlich eine programmatische Idee, wo es hingehen soll. Das sozialdemokratische Projekt hat sich erschöpft, das neoliberale Projekt hat viele frustriert zurückgelassen. Bei der wichtigen ökologischen Frage ließe sich das vielleicht entwickeln, aber nur, wenn sie eine breite Bindekraft entfaltet und nicht zu sehr auf eine Angstrhetorik setzt, die auch lähmen kann. Joe Biden versucht es gegenwärtig mit den Themen der Infrastruktur und der massiven öffentlichen Investitionen. Wichtig wäre ein emphatisches Konzept der Chancen, das viele Menschen mitnimmt. 

			Meinen Sie, man sollte in eine Partei eintreten, sich engagieren, um nicht mehr so wütend zu sein?

			Steffen Mau: Dazu braucht es vermutlich schon mehr, eine größere Idee, einen Zukunftsbegriff, damit man nicht nur das Gefühl hat, man wurstelt sich von einem Tag zum nächsten durch. Diese Idee muss einem das Gefühl vermitteln, es gibt einen Sinn und eine positive Richtung, sodass es lohnt. Und dann sind Leute auch bereit mitzumachen. Wenn man hingegen das Gefühl hat, dass Politik nicht mehr ist als die Wiederholung des Immergleichen, das Abarbeiten von Problemen oder ein sich drehendes Personalkarussell, wird das die Nörgler und Nörglerinnen nicht aus der Ecke herausholen. 

			Könnte es sein, dass die Stimmung sich bis zur Bundestagswahl im September 2021 oder danach wieder bessert?

			Steffen Mau: Da ist sicher noch Bewegung drin. Aber ich sehe schon auch die Gefahr einer wachsenden Distanzierung von Politik. Die Parteien sind heute schwächer als vor 20 Jahren, sie sind nicht mehr so breit in der Gesellschaft verankert, schon gar nicht an den Orten, wo es notwendig wäre. Sie funktionieren nicht mehr über das Wohngebiet, über die Arbeit oder den Kleingartenverein.

			Die AfD hatte zunächst kaum von dieser Fruststimmung profitiert. Warum?

			Steffen Mau: Sie zeigte eine sehr uneindeutige Position zur Pandemie. Es gibt ja zwei Arten von Frust, den der harten Corona-Leugner und den derjenigen, die sich mehr Schlagkraft der politischen Maßnahmen wünschen. Letztere sind zahlenmäßig stärker, würden aber nicht die AfD wählen. Und dann gibt es noch einen großen Frust derjenigen, die sich Sorgen um die Gesundheit machen und zugleich große wirtschaftliche Nöte haben. Das ist kein geringer Teil, viele Selbstständige, Freischaffende, Künstler. Sie sind verärgert und auch verunsichert, weil sie die sozialen Kosten der Pandemie auf besondere Weise schultern, die die Gemeinschaft als Ganzes schultern müsste. Es ist für mich unverständlich geblieben, warum vielerorts Gewerbetreibende ihre Miete in gleicher Höhe weiterzahlen mussten und man die Vermieter nicht an den Kosten beteiligt hat. Der Immobilienmarkt ist sicherlich der Bereich, in dem im letzten Jahrzehnt am meisten Gewinne gemacht wurden. Warum gibt es da keine Kostenverlagerung?

			Am Anfang der Pandemie gab es die Hoffnung, dass diese Krise die Menschen eher zusammenrücken lässt und zu mehr Solidarität führt. Was ist daraus geworden?

			Steffen Mau: Diese Hoffnung hatte ich ebenfalls. Es gibt auch historische Beispiele, dass es Kollektivierungen geben kann, die durch Krisenerfahrungen zustande kommen. Zum Beispiel wurden so der britische Sozialstaat und der Nationale Gesundheitsdienst durch einen Masterplan von ­William Beveridge 1942 erfunden. Es war die Kriegserfahrung, die die unterschiedlichen Klassen zusammengeführt hat. Sie saßen zusammen im Bunker und haben festgestellt, sie gehören zusammen und die Lehre daraus war, einen Sozialstaat in einem sehr marktliberalen Staat aufzubauen. Das wird jetzt sicher nicht passieren. Man wird aber auch mit radikalen Kürzungskonzepten im Gesundheitswesen nicht mehr durchkommen. Es gibt allerdings keine neue Solidaritätswelle, dazu ist die Spannung der Pandemie zu groß und die Unterschiedlichkeit der Krisenerfahrung auch. Da bricht sicher etwas auseinander und kann in eine neue Besitzstandswahrung münden. 

			Auch Jens Beckert geht (in diesem Band auf S. 503) darauf ein: Inwieweit führt diese Pandemie zu mehr Ungleichheit?

			Steffen Mau: Das ist ja leider in Deutschland kaum erforscht, da sind andere Länder wie Großbritannien oder die USA tatsächlich weiter. Die Daten, die wir haben, zeigen aber schon, dass sich Disparitäten reproduzieren und verstärken. Ungleichheit ist aber nicht nur bei den Folgen, sondern auch bei den Infektionsrisiken relevant. Wir haben sehr gute virologische Expertise in den Beratungsgremien, aber kaum Survey-Forscher, die große Umfragen machen. Wenn sie eine Stichprobe von Infizierten mit einem Überblick zur Wohnsituation, Einkommen, Tätigkeiten und anderen Merkmalen hätten, könnte man sicher Aussagen darüber machen, wo man sich infiziert, wer gefährdet ist, was typische Übertragungswege sind. Das alles hat man bis heute nicht bewerkstelligt, sodass es an entscheidungsrelevanter Evidenz fehlt. Über die Sozialstruktur der Pandemie ist fast nichts bekannt.

			Hat die Pandemie eigentlich Ost- und Westdeutschland näher zusammengebracht?

			Steffen Mau: Eine gemeinsame Krise ist immer auch ein Vereinigungsgenerator, weil eine neue Krise das Alte, das Trennende auch überlagert. Die Pandemie verlief zunächst sozialstrukturell von oben nach unten, erst waren Menschen betroffen, die in sehr teuren Skigebieten Urlaub gemacht haben, dann traf es eher untere Schichten und Menschen im Grenzgebiet. Ich glaube, viele in Sachsen und Thüringen haben noch mal mehr verstanden, dass sie Teil Europas sind, wie abhängig sie von Arbeitskräften aus Tschechien und Polen sind.

			Können Sie erläutern, was Sie mit Vereinigungsgenerator meinen?

			Steffen Mau: Die Unterschiede in den Bewusstseinsformen werden weniger. Ich finde es zwar schade, dass der 30. Jahrestag der Vereinigung im Jahr 2020 mehr oder weniger untergegangen ist. Zugleich gibt es viel mehr gemeinsame Probleme, die man lösen muss. Es gibt auch keine spezifisch ostdeutsche Haltung zur Pandemie, die Ministerpräsidenten Manuela Schwesig in Mecklenburg-Vorpommern und Reiner Haseloff in Sachsen-Anhalt haben doch sehr unterschiedliche Herangehensweisen. Wir haben ja kein erkennbares ostdeutsches Kollektiv, das sich in allem einig ist. Ostdeutsch-Sein ist eher eine Erfahrungsschicht neben anderen. Der einzige Unterschied ist vielleicht nur die Haltung zum russischen Impfstoff. Da gab es im Osten nach meiner Beobachtung doch von Anfang an eine größere Offenheit. 

			Für die Bundestagswahl wurden nahezu nur Spitzenkandidaten aus dem Westen nominiert. Was sagt das über den Zustand des Landes aus?

			Steffen Mau: Es ist zumindest kein Indikator dafür, wie erfolgreich die ostdeutsche Transformation war. Das ostdeutsche Elitenproblem setzt sich fort, wobei es in anderen Sektoren noch gravierender als in der Politik ist. Insgesamt ist aber interessant, dass sich Frauen aus dem Osten besser als die Ostmänner durchsetzen konnten. In der Politik sind es ja verhältnismäßig viele ostdeutsche Frauen, die erfolgreich sind. Manuela ­Schwesig, ­Katrin Göring-Eckardt, Susanne Henning-Wellsow, auch Franziska ­Giffey. Die ostdeutschen Frauen sind exponierter als die Männer, was sicher mit der DDR-Erfahrung und der größeren Selbstverständlichkeit beruflicher Selbstverwirklichung von Frauen zu tun hat. Die ostdeutschen Männer fallen dagegen ab, sie hatten im Vereinigungsprozess und danach größere Schwierigkeiten, ihre Position zu finden und genügend Selbstbewusstsein auszubilden.

			In Ostdeutschland ist auch die Zahl der Nichtwähler vergleichsweise hoch, wie kann man das ändern?

			Steffen Mau: Die Zahl der Parteimitglieder ist in Ostdeutschland auch sehr gering. Wenn Sie sich den letzten CDU-Parteitag anschauen, nur zehn Prozent der Delegierten kamen aus dem Osten, weil die Landesverbände sehr viel schwächer sind, was wiederum zu weniger Mitsprache und Repräsentation führt. Das ist wie ein sich selbst verstärkender negativer Kreislauf. Aus meiner Sicht müsste man Ostdeutschland viel stärker zu einem Laboratorium der Demokratie machen, indem man alternative, nicht-parlamentarische Beteiligungsformen ausprobiert. Es gilt ja für alle westlichen Demokratien, dass die Parteimitgliedschaften runtergehen, dass die alten Volksparteien schwächer werden. In Ostdeutschland ist das so weit fortgeschritten, dass man sagen müsste, wir probieren es anders, mit Bürgerforen, Runden Tischen, Bürgerräten, bei denen Plätze verlost werden. Da gibt es schon einiges an Pilotprojekten und Ideen, an die man anknüpfen könnte. Also: Der Mangel als Chance, Ostdeutschland als ein Labor der Demokratie, um die vielen Nichtwählenden politisch einzubinden. Warum das nicht ins Auge fassen? Am Ende hätte das ganze Land etwas davon.

			Anmerkungen


			
				
					1	Fortführung eines Interviews aus der Berliner Zeitung vom 10. April 2021, veröffentlicht im Deutschland Archiv unter www.bpb.de/331487 am 22.4.2021, letzter Zugriff am 21.5.2021.
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			»Baut die Mauer wieder …«. Inzwischen zugebautes Graffiti in Berlin-­Mitte 2017. (hk)
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